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Aus dem Vorwort zur ersten Auflage. 


Der Entwurf eines Gesetzes betreffend 

die Erhebung von Kirchensteuern in den katho- 

lischen Kirchengemeinden und Gesamtverbänden 
ist dem preußischen Landtage gleichzeitig vorgelegt worden 
mit einem im Jahre 1904 von der Generalsynode der 
evangelischen Landeskirche beschlossenen Kirchengesetz 
und einem Staatsgesetzentwurf betreffend 

die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchen- 

gemeinden und Parochialverbänden der evan- 

gelischen Landeskirche der älteren Provinzen der 

Monarchie ... 

Bevor die Kgl. Staatsregierung dem Landtage den 
Gesetzentwurf betreffend die Erhebung von Kirchen- 
steuern in den katholischen Kirchengemeinden und Ge- 
samtverbänden vorlegte, hat sie sich mit dem preußischen 
Episkopat ins Einvernehmen gesetzt. „Der Entwurf ist 
den Bischöfen mit den erforderlichen Erläuterungen mit- 
geteilt und alsdann auf Grund ihrer Äußerungen mit einem 
von ihnen bevollmächtigten Vertreter in kommissarischer 
Verhandlung eingehend erörtert worden. Hierbei sind die 
von den Bischöfen erhobenen Bedenken zum Teil als 
berechtigt anerkannt und dementsprechend berücksichtigt, 
zum Teil widerlegt worden.“ (Begründung.) 

Es sei gestattet, hier der Kgl. Staatsregierung unsere 
Anerkennung dafür auszusprechen, daß sie mit großer Ge- 
wandtheit und geschickter Hand diese durch das Inein- 
andergreifen zweier Gewalten, der geistlichen und der 
weltlichen Obrigkeit, schwierige Materie bewältigt hat. 
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Insbesondere müssen die Katholiken es als ein Zeichen 
friedlicher Bestrebungen der Kgl. Staatsregierung auf 
konfessionellem Gebiet begrüßen, daß sie im Gegensatz 
zu früheren Zeiten — vgl. die Ausführungen des Abg. 
Dauzenberg in der 14. Sitzung d. H. d. Abg. vom 16. 2. 
1875. Sten. Ber. S.279 und des Abg. Windthorst in der 
71. Sitz. d. H. d. Abg. vom 2. 6.1875. Sten. Ber.'S. 1991 
— die berufenen Organe der katholischen Kirche gehört 
und, soweit dies nach den nun einmal bestehenden, nach 
katholischer Auffassung nicht unanfechtbaren früheren 
Gesetzen — vgl. Bericht d. XIII. Kom. Drucks. Nr. 250. 
II. Session 1875. S.2f. — möglich war, ihren Wünschen 
entgegengekommen ist. 

Die Kommissionen des Herren- und des Abgeordneten- 
hauses, sowie die Hohen Häuser selbst haben, nachdem 
die Kgl. Staatsregierung auf verschiedene, insbesondere 
in den Kommissionen an sie gerichtete Anfragen genügende 
Erklärungen abgegeben hatte, abgesehen von der Einschal- 
tung des $26 d. Ges., von Stellung weiterer Anträge auf 
Abänderung einzelner Punkte des Gesetzes Abstand ge- 
nommen und das Gesetz unverändert angenommen. 

Wie sich hieraus ergibt, bedürfen trotz der Übersicht- 
lichkeit des Gesetzes noch manche Einzelheiten desselben 
einer Aufklärung und Erläuterung für den praktischen 
Gebrauch von Laien. Diese Aufklärung kann aber am 
leichtesten gegeben werden von solchen, welche zufolge 
ihrer Vorbildung und ihres Berufes in der Lage sind, die 
kleinen Mängel zu erkennen und als Mitglieder der Kommis- 
sion des Abgeordnetenhauses den Gesetzentwurf und dessen 
Begründung durchgearbeitet, sowie den Verhandlungen in 
der Kommission und im Plenum des Abgeordnetenhauses 
beigewohnt haben. Die Unterzeichneten sind daher zu 
dem Entschluß gekommen, das katholische Kirchen- 
steuergesetz gemeinschaftlich zu erläutern, und zwar ent- 
sprechend ihrem beiderseitigen Berufe, von verwaltungs- 
rechtlichen und juristischen Gesichtspunkten aus. 

Möge das Werkchen denn hinausgehen in das Land 
und denen, welche das Gesetz benutzen müssen, dessen 
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Studium erleichtern, ihnen eine Handhabe für die An- 
wendung derselben gewähren und diese Anwendung selbst 
sicherstellen. Dann ist sein Zweck erfüllt. 


Berlin, den 9. April 1905. 
Die Verfasser. 


(Schmedding und Tourneau.) 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 14. Juli 1905 
(GS S. 281) sind durch verschiedene Reichs- und Landes- 
gesetze in bezug auf die Erhebung von Kirchensteuern 
viele bedeutungsvolle Änderungen eingetreten. Dies gilt 
vor allem von der Reichsabgabenordnung und dem Reichs- 
einkommensteuergesetz, von denen erstere die Mitwirkung 
der Finanzämter bei Veranlagung und Einziehung der 
Kirchensteuern ermöglicht, während das andere den 
Kreis der Steuerpflichtigen erheblich beschränkt und die 
Höhe der Steuersätze stark geändert hat. Schon hiernach 
bietet die bloße Kenntnis des Kirchensteuergesetzes vom 
14, Juli 1905 keine genügende Auskunft mehr für eine 
richtige Heranziehung der Steuerpflichtigen. 

Das neue „Gesetz zur Änderung des Kirchen- 
steuer-und UmlagerechtsderkatholischenKirche“ 
hat die Grundlagen des kirchlichen Besteuerungsrechtes 
wesentlich verbreitert durch die Einführung der „Reichs- 
vermögenssteuer“ als Maßstab der Umlegung der 
Kirchensteuer und des „Kirchgeldes“. Ferner wurde 
der $ 10 Abs. 3 des Ges. v. 14. 7. 1905 (Verhältnis der 
Steuerarten) abgeändert und der $7 Abs. 2u.3(Steuer- 
privileg der Geistlichen und Kirchendiener) auf- 
gehoben. Auch die Preuß. Gesetze über die Realsteuern 
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haben in den letzten Jahren manche Veränderungen er- 
fahren. So wurde es notwendig, die erste Auflage dieses 
Buches einer Neubearbeitung zu unterziehen und es mit 
den neueren das Kirchensteuerrecht beeinflussenden Ge- 
setzen in Einklang zu bringen. Dabei mußten auch die 
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 14. Jui 1905 
ergangenen zahlreichen Entscheidungen der höchsten 
Gerichte die notwendige Beachtung finden. 

Die in letzter Zeit für die Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens erlassenen wichtigeren Gesetze und Verord- 
nungen haben wir zum leichteren Gebrauch der Kirchen- 
vorstände mit abgedruckt, weil bisher nur wenige Diözesen 
entsprechende Sammlungen herausgegeben haben. Die 
Ausübung des Kirchensteuerrechtes ist von diesen Gesetzen 
vielfach abhängig. 

Wir hoffen, daß das Buch in der neuen Auflage allen 
beteiligten Kreisen ein zuverlässiges Hilfsmittel zur 
Orientierung und zur sicheren Anwendung der Gesetze 
bieten wird. Dem nunmehr verewigten Mitherausgeber 
der ersten Auflage, dem verdienstvollen langjährigen 
Landtagsabgeordneten Landgerichtsrat Tourneau, sagen 
wir in ehrendem Gedenken für seine Arbeit beim Ent- 
stehen des Buches aufrichtigen Dank. — Ebenso herzlich 
danken wir Herrn Domkapitular und Geistlichen 
Rat Pieper in Paderborn, der die Druckbogen durch- 
gesehen und uns seine sachkundigen Ratschläge gegeben hat. 


Münster, Paderborn im Mai 1929, 


Die Verfasser. 





PrALR 


WERE EEEEE EEE EEE En EnEE EEE 


Abkürzungen. 


Ausführungsanweisung 

am angeführten Orte 

Preußisches Allgemeines Landrecht 
Anmerkung 

Auflage 

Archiv für katholisches Kirchenrecht 
Artikel 

Band 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Blatt 


canon 

Codex Iuris Canoniei 
Entscheidung(en) 
Einkommensteuergesetz 
Erlaß 

evangelisch 

Gesetz 

Preußische Gesetzsammlung 
Kirchliches Amtsblatt 
Kabinettsorder 
Kommunalabgabengesetz 
Kirchengemeinde 
Kirchenrecht 
Kirchensteuer 
Kirchenvorstand 

Minister, Ministerium 
Ministerialblatt für innere Verwaltung 


Novelle (Kirchensteuergesetz v. 3. Mai 1929) 
Nummer 


Oberlandesgericht 
Obertribunal (preußisches) 
Oberverwaltungsgericht 
Pfarrerbesoldungsgesetz 
Preußisch 

Regierung 
Reichsgesetzblatt 
Entscheidung des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Reichsverfassung 

Seite 

Verfassung 


ie 


Aus der Literatur zum Kirchensteuerrecht 
in Verbindung mit der kirchlichen 
Vermögensverwaltung. 


Bredt, Neues evangelisches Kirchenrecht für Preußen I—IM. 
1921—1928. (Besonders Bd. II). 

Bröckelmann, Die Verwaltung des Kirchen- und Pfründen- 
vermögens in Preußen. 1898. 

Corsten, Sammlung kirchlicher Erlasse, Verordnungen und Be- 
a macungel für die Erzdiözese Köln. Amtliche Ausgabe. 

Crisolli-Schultz, Die preußischen Kirchensteuergesetze. 1907. 

Die Finanzwirtschaft der öffentlichen Verwaltung in den ein- 
zelnen deutschen Ländern in den Rechnungsjahren 1913/14 
und 1925/26. Sonderbeilage zu ‚Wirtschaft und Statistik“ 
herausgegeben vom Statistischen Reichsamt 1929 (9) S. 1. 

Fellmeth, Das kirchliche Finanzwesen in Deutschland. 1910. 

Förster, Die Preußische Gesetzgebung über die Vermögens- 
ne in den katholischen Kirchengemeinden und Diözesen 

Freyer, Der Staat und die Kirchensteuer in Deutschland. i 
87, 407 ff.; 637 ff.; 88, 3 ff. an 

Sn galiche Kirchenumlagen. Archiv 69, 269 ff. 

— Kirchensteuern, Friedhöfe, reform. Syn i 
Elsaß-Lothringen 1906. yuoe® BU Trauben ES 

Gesetz über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens. 
De N Lug 3 nie kathol. Kirchenvorstände. Dienst- 

ür die Kirchenr i iö Ö 

1928. (Zitiert: Köln), endanten in der Erzdiözese Köln. 

Die Gesetze über die Vermögens-Verwaltung in den Kirchen- 
gemeinden und Diözesen vom 20. Juni 1875 und 7. Juni 1876 
nebst Geschäftsanweisungen für die katholischen Kirchenvor- 


ee und Gemeindevertretungen in der Diözese Breslau. 


Gesetze und Verordnungen vom Jahre 1924 ff. betr. die Verwaltun 
des katholischen Kirchenvermögens in der Diözese Brelar 


preußischen Anteils. Herausg. v. Fürstbischöfl. e Di 
Breslau. 1929. Zitiert: Breslau, DREENDDLECNDIN OA 


— 12 — 





Aus der Literatur zum Kirchensteuerrecht. 


A 


Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. (Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen. Herausgegeben von Ulrich Stutz. 69—71. Heft) 
1910. 

— Art. „Kirchensteuer“ in Stier-Somlo-Elster, Handwörterbuch 
der Rechtswissenschaft. Bd. III, (1928) S. 566 ff. 

— Staat und Kirche im neuen Deutschland. Jahrbuch des öffent- 
lichen Rechts XI1I (1925) S. 249 ff. 

Gustavus, Reichssteuerrecht und Kirchensteuerrecht. Vortrag. 
Sonderdruck aus der Niederschrift des Deutschen Evang. Kirchen- 
bundesrats am 11. und 12. Juni 1928 zu Eisenach. 

Heiner, Das Besteuerungsrecht der Kirche. Archiv 77, 340 ff. 

Hergenröther (Ph.), Art. „Abgaben, kirchliche“ im Kirchen- 
lexikon (Wetzer und Welte — Hergenröther und Kaulen) I, 
Sp. 75.ff. 

en es, Die Verwaltung des Kirchenvermögens in den katholischen 
Kirchengemeinden Preußens. 1891?. 

Hosemann, Die Kirchensteuerverwaltung durch die Reichs- 
finanzbehörden in Preußen. 1922. 

Hilling, Die wichtigsten religiösen und kirchenpolitischen Gesetze 
des deutschen Reichs und Preußens. 1925. 

Kammer, Kleine Handbücher für das katholische Pfarramt. 
Unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse der Diözese 
Trier. 1. Preuß. Ges. über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924. 1929. 2. Geschäfts- 
anweisung für die Verwaltung des Vermögens in den Kirchen- 
gemeinden und Gemeindeverbänden der Diözese Trier vom 
1. Oktober 1928. 1929. 

Kleyboldt, Sammlung kirchlicher Erlasse, Verordnungen und 
Bekanntmachungen für die Diözese Münster. 1925°. 

Knecht, Art. ‚Kirchensteuer‘ im Staatslexikon (der Görres- 
Gesellschaft) Bd. III (1910°), S. 246 ff. 

Koch, Der gegenwärtige Stand des Kirchensteuerwesens in Preußen. 
‚Preuß. Pfarrarchiv XVII, 1 ff. 

Kühling, Die Verwaltung des Kirchenvermögens. 1908°. 

Marx, Das Kirchenvermögensrecht mit besonderer Berücksichtigung 
der Diözese Trier. 1897. 


 Mejer-Friedberg, Art ‚Abgaben, kirchliche‘ in (Herzog-Hauck) 


esalsücyelopacie für protestantische Theologie und Kirche I, 
2 ff. 


Noll, Das katholische Pfarramt. Sein Geschäftsgang und Interessen- 
kreis. 1927. 

Paul-Hosemann-Banasch-Koch, Die Kirchensteuern in Preu- 
ßen. 1926°. 

Perels, Die Kirchensteuerpflicht der katholischen Ehefrau bei 
gemischter Ehe nach preußischem Recht. Archiv für katho- 
lisches Kirchenrecht. 1928 (108), 87 ff. a 

Pissel-Kopp, Das Einkommensteuergesetz vom 15. Aug. 1925 mit 
Aus- und Durchführungsbestimmungen, 1927°. 


= Be 


Aus der Literatur zum Kirchensteuerrecht. 





Pissel-Kopp, Der neue Lohnabzug ab 1. Oktober 1925, sowie die 
Einkommensteuernovelle v. 23. Juli 1928 (Der Lohnabzug 1925°.) 
1928. 

Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts II? (1914) 
S. 441 mit der Literatur in Anm. 5. 

v.Schilgen, Das kirchliche Vermögensrecht und die Vermögens- 
verwaltung der katholischen Kirchengemeinden in der gesamten 
Monarchie I—IIlI. 1891?. 

Schlüter, Rechtsgeschäfte der katholischen Kirchengemeinden in 
Preußen. 1929. 

Schoen, Lehrbuch des evangelischen Kirchenrechts. I—II. 1910%. 

Seling, Sammlung kirchenrechtlicher Bestimmungen mit be- 
sonderer Berücksichtigung des Partikularrechts (der Diözese 
Osnabrück) I—III. 1920—1925. 

Thiele, Ein Beitrag zum preuß. Kirchensteuerrecht. Reichs- 
verwaltungsbl. und Preuß. Verwaltungsbl. 1928, 392 ff. 

Weber, Promptuarium der für die pfarramtliche Geschäftsführung 
n tun Trier geltenden Anweisungen. 1898. Dazu Nachtrag 

Vogt, Jos., Das kirchliche Vermögensrecht. 1910%. 


— 141 — 





A. Einführung. 


I. Zur Geschichte des Kirchensteuerrechts. 


1. Das katholische Kirchenrecht über kirchliche Abgaben!. 
a) Abgaben für die Bedürfnisse der Pfarrgemeinde. 


Schon die Urkirche kannte Gaben der Gläubigen für 
die Zwecke jener Gemeinde, der sie angehörten?, und für 
die Gesamtkirche®. Man hat in diesen Leistungen die 
Anfänge des kirchlichen Steuerrechts erblicktt. Indessen 
erscheint die Darbringung dieser Gaben durchaus als 
freiwillige Leistung, wenn daneben auch der Apostel 
bereits das Recht betont, Gaben für den Unterhalt jener 
zu fordern, die dem Altare dienen. Die Kirche blieb be- 
sonders in den Zeiten der Verfolgung auf diese Liebes- 
gaben, die als „Primitien‘“ und Oblationen bezeichnet 
wurden, angewiesen. Als sie dann Güter erwerben, be- 
sitzen und verwalten konnte, betätigte sich die Liebe gerade 
der begüterten Gläubigen in größeren Stiftungen an die 
Kirche; es konnte allmählich die kirchliche Organisation 
durchgeführt werden, was zur Einrichtung eines örtlichen 
kirchlichen Vermögens und seiner Verwaltung führte. 
Daneben blieben aber auch immer besondere kleinere Dar- 
reichungen in Übung. Aus ihnen hob sich als häufigste 


"Vgl. die zu den einzelnen Arten der Abgaben angeführte 
Literatur. Eine kurze Zusammenfassung neuestens bei Hilling, 
das Sachenrecht des Codex Juris Canonici. 1928, S. 346 ff., 351 f. 

® Vgl. Apostelg. 2, 44f.; 4, 34 ff.; 5, 1 ff. 

.. ° Apostelg. 11, 29f. ‚Von den Jüngern steuerte jeder jenach 
seinem Vermögen etwas bei, und sie beschlossen, es zur Unterstüt- 
zung der in Judäa wohnenden Brüder zu senden“ (1. Cor. 16, 1ff.). 

. * So zitiert Holstein, Die Grundlagen des evangelischen 
Kirchenrechts. 1928, S. 38 zustimmend die Bemerkung von Holl: 
(Sitzungsberichte der Berliner Akademie 1921, S. 935): „Die Ur- 
gemeinde sieht die Kirche als eine einzige große Gemeinde an, die 
sich zwar missionarisch erweitern kann, aber dochstetseineGemeinde 
bleibt, mit Aufsichtsrecht, Steueranspruch, Glaubenspredigt 
vom Mittelpunkt Jerusalem her.“ 


Einführung. 


Abgabe der „Zehnt‘ heraus. Die Kirchenväter haben 
den Gläubigen die Leistung des „Zehnts‘ in Anknüpfung 
an die Vorschriften des Alten Bundes und an ähnliche 
Mahnungen des Neuen Testaments immer wieder empfohlen. 
Synodalbeschlüsse des6. Jahrhunderts stellten die Leistung 
des Zehnts mancherorts als pflichtmäßig hin. Aber erst 
die Gesetzgebung der Karolinger hat ihn zu einer er- 
zwingbaren, allgemein zu leistenden Abgabe gemacht. Er 
war in erster Linie für die Pfarrkirche zu leisten. Seine 
Erträgnisse wurden meistens in vier Teile geschieden: für 
den Bischof, für den Klerus, für den Unterhalt der Kirche, 
für die Armen. Die Leistung des Zehnten blieb in Deutsch- 
land bis in das 19. Jahrhundert aufrecht erhalten, in 
dessen ersten Hälfte fast überall seine Ablösung er- 
folgte?®. Der ursprünglich kirchliche Zehnt ist vielfach 
in Laienhände übergegangen; soweit er für kirchliche 
Zwecke Verwendung fand, mußte er besonders der Be- 
streitung der kirchlichen Baulast dienen. Die 
Inhaber der Zehnten müssen als Nutznießer kirchlichen 
Vermögens auch jetzt nach partikulärem Recht vielfach 
noch die kirchliche Baulast subsidiär tragen?. Das gilt 


! DieLiteratur dazu bei Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht. 
1886°, 5. 1313 ff. Stutz, Kirchenrecht 1914° (Holtzendorff-Kohler, 
Enzyklopädie der Rechtswissenschaft V, 17), S.305. Sägmüller, 
Art. „Zehnt‘“ im Kirchen-Lexikon XIl?, Sp. 1885 ff. Derselbe, 
Kirchenrecht (1914) 113, S. 442 ff. Linneborn ‚ Die Kirchenbaulast 
oder Zehntbesitzer im früheren Herzogtum Westfalen. 1915, S. Sf. 
Zur Geschichte s. weiter: Pöschl, Der Neubuchzehnt. Archiv 98, 
S.3ff.; 171 ff.; 333 ff., 497 ff. 

° Vgl. für ganz Preußen Pr. ALR $$ 867—936 II, 11. Dazu die 
Anmerkungen über partikulares Recht, Ablösungen usw. bei Hin- 
schius, Das Preuß. Kirchenrecht, 1884, S. 434 ff. 

* Linneborn, a.a.O. S. 10 ff. für das frühere Kurfürstentum 
Köln. Müssener, Die Statuten der kölnischen Diözesansynode 
von 1662 und die Verordnung des Erzbischofs Josef Klemens 





von 1715 über die kirchl. Baulast. 1920. Nies, Die Kirchenbau-- 


last imfrüheren Kurfürstentum Köln. 1916. Für Schlesien Schuppe, 
Über die Zehentverfassung in preußisch Schlesien, Archiv 9, 307 ff. 
Derselbe, Das Gesetz vom 10. April 1865 betr. die Regulierung 
der schlesischen Zehntverfassung. Archiv 14, 25 ff. — Can. 1186,20 
bestimmt, daß an dritter Stelle zur Bestreitung der Baukosten 
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auch für den preußischen Staat als Inhaber vieler fis- 
kalischen Zehnten. — Der Zehnt ist im Laufe der Jahr- 
hunderte so sehr als eigentliche kirchliche Abgabe vor- 
herrschend geblieben, daß die an die Kirche zu leistenden 
Abgaben überhaupt als ‚‚decimae‘‘ bezeichnet werdent, 

Neben ihm kommen nur wenig andere kirchliche Ab- 
gaben zur Ausbildung. Wohl wurden nach lokaler Obser- 
vanz oder auch territorialer Gewohnheit Naturalab- 
gaben?, wie Frucht-, Eier-, Fleischlieferungen, die auf 
den Acker- oder den Hausbesitz radiziert waren, zu 
pflichtmäßigen Leistungen. Sie dienten hauptsächlich zur 
Ergänzung des Einkommens des Pfarrers aus der Pfarr- 
pfründe, daneben für die Besoldung der Küster®. Diese Real- 
lasten sind meist im Laufe des 19. Jahrhunderts abgelöst 
worden, bestehen aber auch hin und wieder bis auf den 
heutigen Tag*. 


bestimmt sind: ii, qui fructus aliquos ex ecclesia provenientes 
percipiunt; damit sind nach hergebrachter Ausdrucksweise be- 
sonders die Zehntbesitzer (bzw. die Inhaber des Ablösekapitals der 
Zehnten) gemeint. 

! Vgl.CIC can. 1502: ‚Ad decimarum et primitiarum solutionem 
quod attinet, peculiaria statuta ac laudabiles consuetudines in una- 
quaque regione serventur“. 

® Hilling, Über die rechtliche Natur der kirchlichen Natural- 
abgaben. Archiv 96, 477 ff.— Eine vorzügliche Übersicht über die 
mit diesen Abgaben verbundenen Rechtsfragen bietet das im Archiv 
96, 89 ff. ‚abgedruckte Urteil des Landgerichtes zu Osnabrück 
vom 22. März 1915 mit rechtsgeschichtlichen Anmerkungen von 
dem Bischöfl. Generalvikariate zu Osnabrück; auch Kirchl. Amtsbl. 
Osnabrück 31, S. 29 ff. 

° 8937 II, 11 Pr. ALR: „Offertoria, Pröven, Wettergarben, 
und andere dergleichen Pfarr- und Küsterabgaben, müssen ledig- 
lich nach jedes Ortes Gewohnheit bestimmt werden.“ $ 938 ‚Für 
dergleichen Prästationen kann niemals Erlaß gefordert werden.‘ 
Dazu die Anm. bei Hinschius, Das Preuß. Kirchenr. S. 442 ff. 

x Nach dem Gesetz v. 20. Juni 1875 $21 Nr. 10 bedurften die 
Beschlüsse des Kirchenvorstandes bei Umwandlung von Natural- 
einkünften in Geld der Zustimmung der kirchlichen Gemeinde- 
vertretung. Ablösungsgesetze in Preußen vom 17. Juli 1872 
(GS S. 417), vom 7. Juli 1891 (GS S. 279); und vom 9. Januar 1922 
(GS S.7): Reallasten können nur abgelöst werden, wenn zwischen 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten über die Höhe des der Ab- 
lösung zugrunde zu legenden Jahreswertes Einverständnis besteht. 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 2 


ee 
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Te 


In den ältesten christlichen Zeiten war es den Geist- 
lichen geradezu verboten, bei Gelegenheit der Vornahme 
kirchlicher Amtshandlungen von den Gläubigen Ge- 
schenke anzunehmen!. Aber bereits im Frühmittelalter 
änderte sich die Haltung der Kirche? und so bildete sich 
die Gewohnheit heraus, bei Taufen, Trauungen, Beerdi- 
gungen, Aussegnung der Wöchnerinnen, bei Ausstellung 
von Bescheinigungen über die Vornahme dieser Amts- 
handlungen ein Geschenk zu geben. Auch aus dieser Ge- 
wohnheit? bildete sich die Verpflichtung zur Leistung von 
Gebühren, die als Stolgebühren? bezeichnet werden. 
Wie es schon im 13. Jahrhunderte von der Kirche an- 
geordnet wurde, daß die Geistlichen vor der Spendung der 
Sakramente keine Gebühren fordern und die Spendung von 
der Entrichtung der Gebühren nicht abhängig machen 
durften, so blieb diese Verordnung auch später bestehen; 
ebensowenig durften die Gebühren von den Armen 
verlangt werden. Im übrigen galten sie jedoch als eine 
berechtigte Forderung. Die Höhe der Gebühr für die einzelne 
Amtshandlung ist vielfach observanzmäßig in den einzelnen 


1c104C1 qu. 1. Conc. Elibert. (305[6]): Emendari placuit, 
ut qui baptizantur (ut fieri solebat) nummos in concam non mittant, 
ne sacerdos, quod gratis accepit, precio distrahere videatur. 1 

2042 X5,3— Cap. 66 Conc. Later. IV (1215). Die Priester 
werden getadelt, die ver Spendung der Sakramente, besonders bei 
Beerdigungen ‘und Trauungen und ähnlichen Anlässen die Ge- 
bühren mit Härte fordern. Econtra vero quidam laici laudabilem 
consuetudinem pia devotione fidelium introductam, ex fermento 
haereticae pravitatis nituntur infringere sub praetextu canonicae 
pietatis. 

» Für Preußen De nuch; OTr. v. 21. Oktober 1861. Striet- 
horst Archiv 43, S. 153. 

* Vgl. Sägmüller, Katholisches Kirchenrecht II®, S. 442 
und die dort angegebenene Literatur. Permaneder, Art. ‚‚Stol- 
gebühren“ im Kirchen-Lexikon XI, 842 ff. Hinschius-Stutz, 
Art. „Stolgebühren“ in der Realenzyklopädie für protest. Theol. und 
Kirche. Stutz glaubt auch hier an den großen Einfluß des ger- 
manischen Eigenkirchenrechts auf die Entwicklung des Stol- 
gebührenrechts. Friedberg, Lehrbuch des ev. und kath. Kirchen- 


rechts. 1909°, 5. 330, 535, 563. Koeniger, Katholisches Kirchen- 
recht. 1926, S. 385. 
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Pfarreien bestimmt!, bisweilen auch behördlich festgesetzt. 
Daß den Kirchenvorständen in den Kirchengemeinden 
kein Recht zusteht, die Höhe der Gebühren festzusetzen?, 
kann jetzt nicht mehr bestritten werden. Das kirchliche 
Gesetzbuch bestimmt, daß die Pfarrer außer den ordent- 
lichen Stolgebühren bei Spendung der Sakramente von 
den Gläubigen nichts fordern dürfen®, daß die Festsetzung 
der Stolgebühren Aufgabe der Provinzialsynode oder der 
Bischofskonferenz der Kirchenprovinz ist; der Apostolische 
Stuhl muß jedoch zur Gültigkeit seine Approbation er- 
teilen‘. In einzelnen Ländern hat der Staat die Höhe der 
Stolgebühren festgesetzt, Anderswo erklärte sie der 
Staat dann als mit staatlichen Mitteln beitreibbar, wenn 
ihre Höhe mit seiner Einwilligung festgesetzt wurde. In 
einigen Staaten sind sie abgelöst. In Preußen ist die Ab- 
lösung für die evangelischen Landeskirchen durch- 
geführt mit dem Ges. vom 3, September 1892 (GS S. 267)®, 





ı Vgl. z.B. Verordn. Köln v. 16. 9.1915: „Die in einer 
Gemeinde hergebrachte Gebührenordnung darf ohne dies- 
seitige Genehmigung nicht geändert werden. Insbesondere ist es 
den Herren Pfarrern untersagt, im Falle ihrer Versetzung auf eine 
andere Pfarrstelle die in der früheren Gemeinde übliche Ordnung in 
der neuen einzuführen.‘ Die ortsübliche Ordnung muß ins Lager- 
buch eingetragen werden. Corsten Nr. 68, S. 86 f. 


Dazu Förster, Vermö ensverwaltung. S.51f., 433. Woker 
Recht der preuß. Biechöfe f Er 1 i 


H . öfe, für ihre Diözesen die Höhe der Stol- 
gebühren zu bestimmen. Archiv 92, 435 ff. Heiner, Wer hat die 
Höhe der Stolgebühren in ‚Preußen zu bestimmen? Archiv 92, 
630 ff. Der Zweifel war herbeigeführt durch die Bestimmungdes Ges. 
über die kirchl. Vermögensverw 

die Beschlüsse des KV die G 


bei Einführung oder Veränderung der Gebührentaxen bedürften; 
ebenso der Staatsregierung ($ 50, Nr. 6). Im Gesetz vom 
24. Juli 1924 .ist diese Bestimmung fortgefallen. Vgl. $15 und 
Begründung dazu. Breslau S. 25. 

° Can. 736. 

“ Can. 1507 $1. : 

°’ Pr. ALR $425 II, 11:,,Das Recht, eine Taxordnung für die 
Stolgebühren vorzuschreiben, selbige zu erhöhen oder sonst zu 
ändern, gebührt allein dem Staat.“ Vgl. aber den $ 937 II, 11. 

° Niedner, Die Ausgaben des Preuß. Staats für die evang. 
Landeskirche der älteren Provinzen. (Kirchenr. Abh. her. v. Stutz, 
2*r 
Jg, 
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Die katholische Kirche hat damals ihrerseits eine Ab- 
lösung nicht verlangt; aber die Anträge, ihr nun den Sonder- 
leistungen an die evangelischen Kirchen entsprechende 
Beträge für die Besoldung der Hilfsgeistlichen zur Ver- 
fügung zu stellen, sind von der Preuß. Staatsregierung un- 
berücksichtigt geblieben!. So werden auch die Aufkommen 
aus den Stolgebühren für die Berechnung des Stellen- 
einkommens einer katholischen Pfarrei noch heute in An- 
satz gebracht. Im Jahre 1924 wurden für alle preußischen 
Diözesen jährlich 10 RM auf 100 Seelen als Durchschnitts- 
satz für ganz Preußen mit der Regierung vereinbart. Die 
bischöflichen Behörden erließen dazu die weiteren Ver- 
ordnungen, daß die Pfarrer am Ende des Rechnungsjahres 
die tatsächlichen Erträge angeben oder wenigstens 
einen Normalsatz für die Festsetzung des Stellen- 
einkommens ihrer Pfarrei zur Anrechnung bringen mußten. 
Da aber die Pfarrer in den Zeiten wirtschaftlicher Not 
unmöglich auf die Entrichtung von Stolgebühren bei der 
Vornahme kirchlicher Handlungen dringen Können, um 
nicht diese Handlungen selbst odiös zu gestalten und die 
Gläubigen von ihrem Empfange abzuschrecken, sind die 
Einnahmen aus den Stolgebühren namentlich in Pfarreien 
mit einer armen Bevölkerung weit unter demeben genannten 
Satze von 10 Pfg. auf den Kopf der Gemeindemitglieder. 
Deshalb wurde den Pfarrern gestattet, falls die tatsäch- 


13. und 14. Heft) 1904, S. 292 ff. Anlaß bot die Minderung der Ein- 
nahmen an Stolgebühren wegen Einführung des Ges. über die 
Beurkundung des Personenstandes und die Form der Eheschließung 
vom 9. März 1874. 

! Rudolphi, Zur Kirchenpolitik Preußens. 1897°, S. 178 ff, 
Der Abgeordnete Windthorst hatte am 6. Juni 1890 die Ablösung 
eines Teiles der Stolgebühren beantragt. Der preußische Episkopat 
lehnte die Ablösung jedoch mit dem Schreiben vom 19. Oktober 
1892 ab. S. dazu weiter die Verordnung vom 8. Januar 1894 des 
Finanz- und Kultusministers, worin die Regierung erklärt, daß sie 
bei der Haltung der Bischöfe nicht vermag, ‚‚der katholischen Kirche 
ein Aquivalent für den der evangelischen Kirche zur Stolgebühren- 
aufhebung zugewendeten Staatszuschuß auf anderem Gebiete zu 
gewähren. Für eine derartige Kompensation läßt sich der Gesichts 
punkt der Parität nicht geltend machen.“ Archiv 72, S. 150. 
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lichen Einnahmen unter dem Mindestsatze von 10 RM auf 
100 Pfarrmitglieder blieben, bei dem Kirchenvorstande den 
Ersatz aus der Kirchenkasse zu beantragen. Dem Kirchen- 
vorstand muß in diesem Falle eine genaue Aufstellung über 
die wirkliche Einnahme vorgelegt werden!, 


b) Abgaben für den Bischof (die Diözesanverwaltung). 


Solange die Verwaltung des kirchlichen Vermögens für 
die ganze Diözese am Sitze des Bischofs erfolgte, flossen 
dem Bischofe auch alle Gaben der Gläubigen seines 
Sprengels zu. Als dann mit Entwicklung der kirchlichen 
Organisation auch ein örtliches Kirchenvermögen ent- 
stand, hatte der Bischof, der kraft seines Amtes auch den 
Erwerb, die Verwaltung und Verwendung des kirchlichen 
Vermögens zu überwachen hatte, aus den einzelnen Pfarr- 
gemeinden noch gewisse Einkünfte. Aus dem Zehnten 
erhielt er ursprünglich den vierten Teil. Als Anerkennung 
seiner Würde und Amtsgewalt wurde zunächst in Spanien 
eine besondere Abgabe gebräuchlich, die dann auch im 
Frankenreiche vorgeschrieben wurde?. Diese Abgabe 
wurde dargereicht „pro respectu Sedis (episcopalis)“ oder 
„in signum subiectionis‘ und wurde erhoben bei Gelegen- 
heit ‚der Abhaltung der Synode. Deshalb erhielt sie die 
Bezeichnung: „Cathedraticum‘ oder „Synodaticum‘“. 
Die innere Begründung einer solchen Abgabe ist einleuch- 
tend. So hat sie denn auch das kirchliche Gesetzbuch neu 
festgesetzt, jedoch in so maßvoller Abgrenzung, daß sie 
nicht drückend empfunden zu werden braucht: Alle Kirchen 
oder Benefizien, die der Jurisdiktion des Bischofs unter- 
stehen, und alle Laienbruderschaften sollen alljährlich dem 
Bischof zum Zeichen, daß sie ihm unterstellt sind, das 


I vgl. z.B. die Verordnungen für di Fr a 
20.9.1924 gen für die Erzdiözese Köln vom 


Sr und 1.3.1926 bei Corsten Nr. 88, S. 116 und Anm. 1 
a. 

° el C 10 qu. 3: Placuit, ut nullus episcopus per suas dioceses 
ambulans preter honorem cathedrae suae, id est duos solidos 
aliud aliquid per ecclesias tollat (572). | 


==. Ah 
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„Cathredaticum‘ entrichten, eine mäßige Abgabe. Sie soll 
durch die Provinzialsynode oder Bischofskonferenz fest- 
gesetzt werden, wenn sie nicht nach alter Gewohnheit be- 
stimmt ist!. In Preußen ist die Abgabe nicht gebräuchlich. 

Da die Abhaltung der „Synoden‘“ innerhalb der Diözese 
während des Mittelalters an die Archidiakone überging, 
erhielten diese auch die bei der Visitation üblichen Ab- 
gaben. Sie kommen in verschiedener Form vor, z.B. als 
„Sendhafer“ u.a. Das Konzil von Trient suchte den Bi- 
schöfen diese Visitationsrechte erneut zu sichern und er- 
neuerte das Recht des Bischofs auf das sog. ‚procura- 
torium‘ (procuratio, servitium, comestio)®. Es ist ur- 
sprünglich das Recht des Visitators auf die Verpflegung 
durch den zu Visitierenden, durfte aber auch nach der 
Vorschrift des genannten Konzils in einer Geldabgabe 
entrichtet werden. Die Erhebung konnte jährlich nur 
einmal von den außerhalb der Residenz des Bischofs be- 
stehenden Benefizien und Laienbruderschaften erfolgen?, 
Nach dem Vorgange des Tridentinum schärft auch das 
neue kirchliche Gesetzbuch den Bischöfen die Visitations- 
pflicht ein und mahnt, bei der Visitation unnötige Kosten 
zu vermeiden, erneuert aber auch das Recht auf das her- 
kömmliche procuratorium und die Erstattung der Reise- 
kosten‘. Nach der Säkularisation ist eine derartige Abgabein 
den preußischen Diözesen nicht erhoben worden. Daß der 
Bischof und der Weihbischof auf den Visitationsreisen 
ihre Verpflegung finden, erscheint den Gemeinden als 
selbstverständliche Pflichtleistung. Für die Bestreitung 
der Reisekosten gewährt der preuß. Staat eine Beihilfe 


von 2000 RM an den Bischof, von 1000 RM an den Weih- 
bischof°. 








' Can. 1504. Das Forderungsrecht verjährt nicht. Can. 1509 
® Can. 346. 

BE a or ee 9 ns et resolut. 
4 Can. 346. ö . Trid.p.332 sqq. 
bi anaat des Ministeriumsfiür Wissenschaft, Kunst und Volks- 
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Bekanntlich suchte das Konzil von Trient die Er- 
ziehung eines guten Klerus durch die Einrichtung ge- 
eigneter Seminare sicherzustellen. Es gab deshalb auch 
den Bischöfen das Recht, zur Deckung der Kosten für die 
Seminare eine Abgabe zu erheben, das „Seminaristicum‘“ 
oder Alumnaticum!. Dieses Recht ist den Bischöfen bis 
heute verblieben und durch das kirchliche Gesetzbuch von 
neuem gesichert. Die Bischöfe sind befugt, für die Er- 
richtung der Seminare und die Unterhaltung der Semi- 
naristen durch die Pfarrer und die Rektoren an den 
Kirchen, mögen sie auch exemten Genossenschaften ge- 
hören, zu festgesetzten Terminen Kollekten abhalten zu 
lassen. Sie können weiter eine Taxe ausschreiben. Die 
Taxe ist ganz allgemein und kann auferlegt werden: dem 
bischöflichen Stuhle, allen Benefizien, auch den Regular- 
benefizien und solchen an Patronatskirchen, den kirch- 
lichen Hospitälern, Sodalitäten, religiösen Genossen- 
schaften. Ausgenommen sind allein solche, die lediglich von 
Almosen leben und eine für das gemeinsame Wohl der 
Kirche bestimmte Schule unterhalten. Die Taxe soll der 
Leistungsfähigkeit der Institute angepaßt sein und 5%, des 
Reineinkommens nicht übersteigen?. 

Der preußische Staat hat infolge der nach der 
Säkularisation getroffenen Vereinbarungen die Pflicht, 
für den Unterhalt der Seminare zu sorgen?. Er hat diese 
Pflicht aber einmal auf die für die praktische Ausbildung 
der Theologiestudierenden bestimmten Priesterseminare 
beschränkt, so daß er Leistungen für Knabenseminare und 
Theologenkonvikte nicht übernommen hat, und dann 
selbst für die Priesterseminare nur unzureichende Mittel 
zur Verfügung gestellt. So kam es, daß die preußischen 
Bischöfe von dem Recht, Kollekten für die Seminare an- 


! Conc. Trident. Sess. 23 de reform. cap. 18. 


® Can. 1355; 1356; hier nähere Anweisung auch über die Fest- 
setzung des Reineinkommens; can. 1505. 


° Bulle De salute animarum v. 16. Juli 1821 n. VII, XVII, 
XXV, Impensa Romanorum Pontificum v. 26. März 1824 n. IX, 
XII.; Provida solersque v. 16. Aug. 1821 n. V., XII, XV., XVII 


BE 
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zuordnen, sehr weitgehend Gebrauch machen mußten. 
Außerdem sahen sie sich genötigt, für die Seminare ‚Diö- 
zesansteuer“ zu erheben nach dem Preuß. Ges. betr. die 
Erhebung von Abgaben für kirchl. Bedürfnisse der Diö- 
zesen der katholischen Kirche in Preußen vom 21. März 
1906. Das Gesetz hatte den ausgesprochenen Zweck, den 
Bischöfen Mittel zu beschaffen ‚für die bischöflichen 
Anstalten, Seminare, Alumnate usw.“. Das Semina- 
risticum ist in Preußen in der nach dem Kirchenrecht mög- 
lichen Form nicht zur Ausbildung gekommen. 

Schon im 12. Jahrhundert wurde es als Recht der 
Bischöfe angesehen, daß sie bei außerordentlichen Schwierig- 
keiten von ihren Untergebenen eine in mäßiger Begren- 
zung festgesetzte Hilfeleistung verlangen konnten!, Diese 
Abgabe blieb als sogenanntes „Subsidium charita- 
tivum‘ stets in Übung?. So kann auch jetzt noch der 
Bischof im Falle einer besonderen Notwendigkeit allen 
Benefizien, mögen sie Säkular- oder Regularbenefizien 
sein, eine außergewöhnliche, mäßige Steuer auferlegen?., 
Auch zur Erhebung dieser Steuer ist in Preußen kein An- 
laß gegeben, weil das gen. Gesetz vom 21. März 1906 die 
Möglichkeit bietet, eine entsprechende Diözesansteuer zu 
erheben. 

Eine eigenartige Abgabe für Diözesanzwecke ist durch 
Anordnung der preußischen Staatsregierung in 
preußischen Diözesen eingeführt worden, die 
dralsteuer“. Durch die KabO v. 
S. 71) wurde verordnet, daß zum B 
Unterhaltung der Domkirche in Köl 
falle 14, Groschen, bei jeder Taufe 


einigen 
sog. „Kathe- 
13. April 1825 (GS 
ehuf der baulichen 
n bei jedem Sterbe- 
21%, Sgr., bei jeder 


1.c6X 3,39 (1179): Sustinem i itati 
aa usautem promultisnecessitatibus, 


> ali € nt, ut, si manifesta ac rationabilis causa 
u xT su moderatum ab eis valeant auxilium postu- 
® Vgl.z. B. die Entsche 
zu Conc. Trid. Sess. XXIV. 
Richter. I. c. p. 336 
® Can. 1505. 


idung s.Congr. Concilii v.27. Febr. 1663 
de reformat. cap. 3 n.27 bei Schulte- 
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Trauung 5 Sgr. mit den übrigen Stolgebühren eingezogen 
werden mußten. Für die Diözesen Trier, Münster, 
Paderborn waren die Sätze niedriger: 11, Sgr. für jeden 
Tauf-, Trauungs- und Sterbefall. Diese Abgabe wurde 
durch KabO vom 24. Mai 1825 (GS S.225) auch für das 
Bistum Ermland eingeführt. Die Diözesen gaben eigene 
Instruktionen für die Erhebung der Abgabe. Sie wird noch 
jetzt erhoben. In der Inflationszeit mußten wegen der 
Geldentwertung eigene Anordnungen getroffen werden!. 

Eine Einnahmequelle für die Bestreitung der Kosten 
der Diözesanverwaltung bilden schließlich die Gebühren 
(taxae). Sie werden erhoben bei Gewährung von Gnaden- 
erweisen und bei besonderen geleisteten Diensten. Sie 
sollen durch die Bischofskonferenz einheitlich für die 
betreffende Kirchenprovinz festgesetzt werden und be- 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung durch den 
Apostolischen Stuhl. In der Erzdiözese Köln wurden 1921 
mit Genehmigung des Apostolischen Stuhles derartige 
Gebühren festgesetzt, und zwar für die Investitur eines 
Pfarrers 1% des Jahreseinkommens des Pfarrers, aber 
wenigstens 50 RM; für Ernennung eines Pfarrverwesers 
5RM; für Erteilung eines Urlaubs an einen Geistlichen 
5 RM; für Ausstellung eines Zelebrets für die Reisen eines 
Geistlichen 5 RM; für die Genehmigung einer Stiftung 
oder einer Schenkung 1%, der Stiftungssumme oder des 
Schenkungsbetrags (rein karitative Stiftungen und Schen- 
kungen sind frei); für Genehmigung eines Pachtvertrags 
%% der gesamten Pachteinnahmen; für Genehmigung 
der Veräußerung kirchlicher Güter 14%, des Entgelts. 


ı Vgl. z.B. Corsten, S.809 ff. Durch Verordnung v. 18.5. 
1830 wurde in Köln die Abgabe bei einer Taufe auf 5 Silbergroschen 
erhöht. Der König hatte für den Dom eine besondere Summe über- 
wiesen, verlangte aber gleichzeitig eine erhöhte Beteiligung der 
Diözese. Eine V. vom 20.1.1928 schränkte die Einsendung der 
Steuer neuerdings ein. „Es muß eine Ehrensache der Gläubigen und 
Geistlichen des Erzbistums sein, der Domkirche die für die not- 
wendige Instandhaltung und Ausstattung erforderlichen Mittel zu- 
zuwenden.“ Für Münster, Kleyboldt S. 325, 326; Paderborn, 
Diözesansynode 1922, S. 119. 
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Außerdem wurden im Einvernehmen mit dem Ober- 
präsidenten der Rheinprovinz für die Revision der Kirchen- 
rechnungen Revisionsgebühren von I bis zu 300 RM fest- 
gesetzt!. Außer Gebühren, wie sie hier genannt sind, 
können solche noch erhoben werden bei der Ausführung 
von päpstlichen Reskripten® und bei gerichtlichen Ver- 
fahren?, bei Erteilung von Ehedispensen?, 

Andere Abgaben an den Bischof sind im Laufe der Zeit 
ganz in Wegfall gekommen, z.B. das ius deportuum 
(annatae), wonach das Einkommen des ersten Jahres 
eines vakanten Benefiziums eingezogen werden konnte; 
Abgaben beim Tode eines Geistlichen, das sog. mortuarium; 
Bezüge auf Grund des sog. Spolienrechts. Jetzt werden 
die Geistlichen ermahnt, in ihren Testamenten der geist- 


lichen Diözesananstalten und des Bonifatius-Vereins zu 
gedenken’, 


c) Abgaben an den Papst (Zentralverwaltung der Kirche)‘, 


Die heiligen Weihen mußten von den ersten Tagen des 
Christentums an ohne Entgelt gespendet werden. Wie aber 
bei Spendung gewisser Sakramente durch die Priester die 


! Corsten S.46f. In der Supplik an den Apostol. Stuhl 
Mar an a can. 1507 $1 verwiesen, aber behauptet: propter 
Iversitatem locorum ac regionum uniformis regula 
tota provincia Coloniensi statui it. Fü nn DI 0 
synode 1922, S. 119 beschränkt aı 
Rechnungslagen, Anstellungsgebühren 


En j ! und Stiftungs ebühren ; 
später ganz aufgehoben. Für Münster Kleyboldt, 5.527 (Revisions- 
gen und Stiftungen, Ver- 
® can. 59 $2: 1507 s1 chtverträgen). 


® can. 1909; insbesondere auch für Entschädi 
die vernommen werden müssen. can. 1787 92. ale 
* can. 1056; ohne Genehmigung des Apostol. Stuhles darf 


ne mäßi e Kanzlei eb V armen Leuten enommen 
g 


® Für Köln z. B. Corst 
synode 1922, S.47, 52, 189, 


6 Dazu Sägmüller, Kirchenrecht II®, 44 i - 
gegebenen reichen Literatur. nn SER 


en S. 19, 20. Paderborner Diözesan- 
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freiwillige Darreichung einer Gabe üblich wurde, so pflegte 
auch der Ordinandus seinem Ordinator ein Geschenk zu 
machen. Diese oblatio (benedictio) wurde im Abendlande 
wie auch in den griechischen Kirchenprovinzen üblich. 
Hier setzte Justinian (546) ihre Höhe fest: die ‚Bischöfe 
sollten je nach ihrem Einkommen 12—100 solidi an den 
Ordinator und 6—300 solidi an das Kanzleipersonal 
zahlen; die niederen Geistlichen hatten höchstens den 
Betrag der Früchte eines Jahres ihres Benefiziums zu 
entrichten!. Dieser Ansatz blieb auch bei den Taxen in 
der römischen Kirche die Regel. Der Apostolische Stuhl 
erhob eine Abgabe von allen durch ihn verliehenen 
Ämtern. Die Bischöfe erhielten ihre Amtsgewalt aus- 
schließlich vom Papste?, der bei der Übertragung dieser 
Gewalt die Abgabe erhob. Sie erhielt wegen der Art der 
Verteilung an die gesamte beteiligte Beamtenschaft den 
Namen servitia communia. Da für ihre Berechnung die 
Früchte eines Jahres zugrunde gelegt wurden, so wurden 
sie auch Annaten genannt. Sie wurden von den Bistümern 
und Abteien erhoben. Neben den servitia communia 
waren die servitia minuta zu entrichten, die dem niederen 
Kanzleipersonal zufielen. Die in Rom verliehenen niederen 
Amter wurden nach dem halben Jahreseinkommen ein- 
geschätzt (medii fructus); jedoch wurde diese Abgabe 
(Annatae Bonifatianae) nur erhoben, wenn das Bene- 
fizium nach der römischen Taxierung mehr als 24 Gold- 
gulden einbrachte. Da die deutschen niederen Benefizien 
unter dieser Taxe blieben, hat die Abgabe für Deutsch- 
land wenig Bedeutung gewonnen?, Die Servitien sind für die 
Verleihung der preußischen Bistümer insofern noch heute zu 
beachten, als diese in den Zirkumskriptionsbullen eine 
Taxe erhalten haben. Sie beträgt für das Fürstbistum 
Breslau 1166 2/3, das Erzbistum Köln 1000, die Bistümer 
Trier, Münster, Paderborn, Ermland 666?/3*, für Hildesheim 


! Justin Nov. 123, 3. *° Jetzt can. 329. 


° Diese media annata ist nur mehr in Italien gebräuchlich; 
dort, wo sie bisher bestand, ist sie aufrecht erhalten; can. 1482. 
’ Bulle De salute animarum v. 16. Juli 1821 n. VIII. 
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756 und Osnabrück 666?/s!, für Fulda und Limburg 332? 
Kammergulden?, Die Abgabe wurde früher von der preu- 
ßischen Regierung gezahlt, jedoch nicht in der Höhe 
der Taxen, sondern nach besonderer Vereinbarung®. Jetzt 
wird sie nicht mehr entrichtet. 

Die Palliengelder werden erhoben bei der Verleihung 
des Palliums an einen Erzbischof. Für die Höhe der Ab- 
gabe ist die Römische Taxe der Erzbistümer maßgebend; 
es sind 5%, dieser Taxe zu entrichten®. 

Von einer weiteren Abgabe an den Papst im Mittel- 
alter hat sich bis heute wenigstens der Name erhalten, 
der sog. Peterspfennig (denarius s. Petri). Die Abgabe 
war eine eigentliche Häusersteuer in England, Irland, 
Wales, Schweden, Norwegen, einem Teile von Rußland, 
in Polen, Ungarn, Istrien und Dalmatien. Jetzt versteht 
man unter „Peterspfennig‘ eine Liebesgabe an den Papst, 
die die Gläubigen dem Papste für die Bedürfnisse der 
Gesamtkirche darreichen. Das Opfer der Gläubigen seiner 
Diözese pflegt der Bischof bei der Visitatio liminum dem 
Papste zu übergeben. 

Die gebräuchlichsten Einnahmen der Römischen Kurie 
sind heute die bei Ausfertigung der Reskripte durch die 
Kurialbehörden erhobenen Gebühren und Taxen bei 
Dispenserteilungen. 

Der Papst bezog im Mittelalter weiterhin einen Zensus 
von lehnspflichtigen Ländern, ebenso von Klöstern, die 
sich in den päpstlichen Schutz begeben hatten. Eine eigent- 
liche Steuer hat der Apostolische Stuhl nur vorübergehend 
und zu besonderen Zwecken ausgeschrieben; dahin ge- 


! Bulle Impensa Romanorum Pontificum v. 26. März 1824 
n. XXIV. 


® Bulle Provida solersque v. 16. Aug. 1821 n. XX. 
° Der Kammergulden = 8, 29 Rtl. 
A Ph. Hergenröther im Kirchenlexikon I, 76. Beispiele für 
die Berechnung z.B. Friedberg, Kirchenrecht 6, S. 568 f. 


® Mitteilung aus dem Ministerium für Wissenschaf 
Volksbildung in Berlin. t, Kunst und 


° Ausführlich über die Verlei 


hung des Palli mi 
Kirchenrecht V ($241f.), S.086ff. = iums Phillips, 


. 
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hören insbesondere die sogenannten Kreuzzugssteuern. 
Das Recht des Oberhauptes der Kirche, innerhalb der 
Kirche Steuern zu erheben, kann nicht bestritten werden*, 


2.Die Entwicklung des eigentlichen Kirchensteuerrechts. 
a) Das Recht der Kirche auf Erhebung einer Kirchensteuer”. 


Wenn man unter Kirchensteuer eine Zwangsabgabe in 
Geld versteht, die eine öffentlich rechtliche Religions- 
gesellschaft ohne unmittelbare kirchliche Gegenleistung 
von allen Mitgliedern zur Deckung notwendiger Ausgaben 
erhebt, so hat die katholische Kirche bis weit indas 19. Jahr- 
hundert hinein keine Kirchensteuer erhoben. Wie die 
Übersicht über die verschiedenen kirchlichen Abgaben 
zeigt, beschränkte sich die Kirche bei der Erhebung dieser 
Abgaben auf gewisse Kreise ihrer Mitglieder; namentlich 
zog sie die Nutznießer kirchlicher Güter heran; besonders 
besteuerte sie die Inhaber kirchlicher Benefizien. Oder 
aber sie forderte die Abgabe mit Rücksicht auf eine be- 
sondere kirchliche Leistung. Die Kirche suchte die zwangs- 
weise Heranziehung aller Gläubigen für die Bestreitung 
der kirchlichen Bedürfnisse möglichst zu vermeiden. 
Jahrhundertelang ist ihr das auch gelungen, zunächst 
durch die Ermunterung zu freiwilligen gelegentlichen 
Gaben, dann besonders durch die Ausbildung des kirch- 
lichen Benefizialwesens®. Der lange und höchst interessante 


! Die umfangreiche Literatur dazu bei Stutz, Kirchenrecht 
$ 34 S.339 f.; Sägmüller, Kirchenrecht IT, 446 ff. 

®2 Koeniger, Grundriß einer Geschichte des katholischen 
Kirchenrechts. 1919, S.41, 48. Phillips, Kirchenrecht V, 540 ff. 

® Heiner, Das Besteuerungsrecht der Kirche. Archiv 77, 
340 ff. Geigel, Örtliche Kirchenumlagen. Archiv 69, 269 ff. 
Knecht, ‚Kirchensteuer‘. Staatslexikon III®, 247. 

* Vergl. dengrundlegenden Artikel vonPöschl, Die Entstehung 
des geistlichen Benefiziums. Archiv 106, 1 ff., 364 ff. S. 364: „Das 
geistliche Benefizium im Sinne eines Kirchenamtes und eines mit 
diesem ständig verbundenen Amtsgutes ist als allgemeinere dem 
Bau des kanonischen Verfassungsrechtes fest eingefügte Erschei- 
nung erst gegen Ende des 12. Jahrhunderts entstanden“; vgl. 
S. 434 ff. e 
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Weg dieser Entwicklung endigte darin, daß das kirchliche 
Amt verbunden wurde mit dem Benefizium, das den 
Lebensunterhalt des Amtsinhabers garantierte, Die ge- 
wöhnlichste Art der Errichtung des Benefiziums war die 
Überweisung eines hinreichenden Grundvermögens durch 
die Stifter als Benefizialgut. Daneben bildete sich ein 
zweiter Vermögensstock, die bona fabricae, die sog. 
Kirchenfabrik zur Bestreitung der Bau- und Kultus- 
kosten. Auch diese Vermögensstücke gingen auf Schen- 
kungen zurück. Andere in der Pfarrgemeinde für die 
Armenpflege und andere karitative Aufgaben und für 
Zwecke des Unterrichts gemachte Stiftungen ergänzten 
dieses Kirchenvermögen, aus dessen Erträgnissen im all- 
gemeinen allen kirchlichen Bedürfnissen in den Kirchen- 
gemeinden genügt wurde. Der fromme Sinn der Gläubigen 
hatte am Ende des Mittelalters so viele einzelne Bene- 
fizienstiftungen gemacht, daß nach den Störungen durch 
die Reformation und durch den Dreißigjährigen Krieg die 
eigentlichen Seelsorgebenefizien durch Vereinigung mit 
anderen nicht Seelsorgebenefizien wieder aufgebessert 
werden konnten!, Eine Steuer für die Aufbringung des 
Unterhalts kannte man bis zum Ende des 18. Jahrhunderts 
nicht. Wohl wurde eine besondere Beschaffung von Mitteln 
notwendig bei manchen Baufällen. Soweit dann kirch- 
liche Sammlungen keine hinreichende Hilfe brachten, 
pflegte die bürgerliche Gemeinde, deren Mitglieder mit 
denen der Kirchengemeinde meist identisch waren, mit 
ihren Beiträgen auszuhelfen?, Die bürgerliche Gemeinde 
beschaffte sich die nötigen Mittel gewöhnlich durch die 
Erhebung einer Grundsteuer. Solche Beziehungen der 
bürgerlichen Gemeinde zu der Kirchengemeinde bestehen 
hie und da noch fort, so daß die erstere das Defizit der 


! Conc. Trid. Sess. XXI, d form. cap. 5. 
® Vgl. v.Schilgen, er fchlungs 


j n Die Verpflichtungen der bürgerlichen 
Gemeinden gegenüber den Kirchengemeinden auf dem linken Rhein- 
ufer der preuß. Rheinprovinz. Archiv 64, 250 ff. Geigel a.a.O. 
S. 272. Corsten Nr. 646-648, S. 745756. Linneborn, Die 
kirchliche Baulast im ehemaligen Fürstbistum Paderborn. 1917. 
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etzteren deckt. Das 19. Jahrhundert hat erst diejenigen 
lc fichen Änderungen gebracht, die die Einführung 
der Kirchensteuer notwendig machten. Am Anfange dieses 
Jahrhunderts erfolgte die große Säkularisation, die in 
erster Linie die Diözesanverwaltungen der notwendigen 
Mittel beraubte, aber auch für viele Einzelgemeinden 
verhängnisvoll wurde. Das Anwachsen der Bevölkerung, 
die Freizügigkeit, das Einströmen vieler Katholiken in 
die Diaspora und namentlich die Zusammenballung der 
Menschen in den Industriegebieten und Großstädten 
machte unerwartet rasch die Errichtung neuer Kirchen- 
systeme mit den notwendigen kirchlichen Bauten und der 
Einrichtung von Seelsorgestellen notwendig. Die Mittel 
für diese Einrichtungen konnten nicht mehr in der alten 
Form durch Geschenke und Stiftungen zusammengebracht 
werden. Ein Appell allein an die Gläubigen, die diesen 
neuen Aufgaben der Kirche das notwendige Verständnis 
entgegenbrachten und deshalb ihre Gaben bereitwillig 
darboten, hätte eine besonders schwere Belastung für sie 
herbeigeführt. Deshalb mußte sich die Kirche ihres Rechtes 
bedienen und von all ihren Mitgliedern Beiträge einfordern. 
So zögernd sie zum Mittel der Kirchensteuer greift!, so 
hat sie doch das Recht, sie zu erheben, bestimmt aus- 
gesprochen. 

Im can. 1496 erklärt sie: „Die Kirche hat das von der 
bürgerlichen Gewalt unabhängige Recht, von ihren 
Gläubigen Beiträge zu fordern, die für den Gottesdienst, 
für den anständigen Unterhalt der Geistlichen und anderen 


ı Vgl. z. B. can. 1186 über die Aufbringung der Kosten für die 
kirchliche Baulast an den Kathedralen und Pfarrkirchen (dioe- 
cesanos-[parochianos] Ordinarius loci suasionemagisquam coactione 
inducat ad sumptus necessarios pro eorum viribus praestandos). 
Kiefl, Kritische Randglossen zum Bayerischen Konkordat. 
1926, S.61 ff. Ein so heftiger Gegner der Kirchensteuer K. auch 
sein mag, so betont er doch, daß dort, wodie Kirchensteuer besteht, 
sich ihr der einzelne nicht entziehen dürfe. ‚Denn eine solche Sabo- 
tage müßte naturnotwendig die Steuerwilligen doppelt belasten, 
was eine schreiende Verletzung nicht nur der Gerechtigkeit, sondern 
auch der von Gott gebotenen Liebe wäre‘ (S. 75). 
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Kirchendiener und ihre übrigen Aufgaben notwendig 
sind.“ Sie beansprucht dieses Recht, wie das Recht auf 
freien Erwerb, Besitz und die Verwaltung kirchlicher Güter 
überhaupt, weil sie sich als eine sichtbare, vollkommene 
Gesellschaft betrachtet, die von Christus gestiftet ist, 
um alle Menschen für das ewige Heil zu gewinnen. Die 
Mitglieder der Kirche, die sich der kirchlichen Segnungen 
erfreuen, die ihnen nur unter Aufwendung materieller 
Mittel zugewendet werden können, müssen auch die not- 
wendigen Lasten mittragen helfen. Die Verbundenheit 
aller Glieder dieser sichtbaren Gemeinschaft untereinander 
und die mit den Zwecken der Gemeinschaft erfordert 
auch die Bereitwilligkeit zu einer solchen materiellen Hilfe- 
leistung, daß die Kirche ihre Mission in der Welt erfüllen 
kann. Die preußischen Bischöfe haben in einem gemein- 
samen Hirtenschreiben vom 24. April 1921 die Kirchen- 
steuerpflicht näher begründet: „Es ist allen Katholiken 
bekannt, daß jedes Kind Pflichten gegen seine Mutter und 
gegen seine Familie, daß jedes Glied am Leibe Pflichten 
gegen das Haupt und gegen den ganzen Organismus, daß 
jedes Mitglied der menschlichen Gesellschaft Pflichten 
gegen die Gesamtheit hat. Das ist Gottesgesetz in jeder 
Familie, in jeder bürgerlichen Gemeinde, es ist etwas 
Selbstverständliches auch in jedem Verein. Dasselbe gilt 
von der Kirche Christi. Die Einrichtung der Kirche, die 
Erbauung und der Unterhalt der Gebäude, die gottes- 
dienstlichen Veranstaltungen, der Unterhalt der Diener 
des Altares: alles das erheischt irdische Mittel. Sagt doch 
schon der Apostel Paulus: „Die das Evangelium verkünden, 
sollen vom Evangelium leben“ (1.Cor.9, 14). Zu diesen 
Kosten beizutragen, ist Kindespflicht, eine Pflicht, die 
jeder einzelne gegen die Gesamtheit hat. Die Erfüllung 
dieser Pflichten zu ordnen, ist Sache der Obrigkeit. So 
sind die Kirchensteuern entstanden, die so veranlagt 
werden, daß Bedürftigere nicht bedrückt und Leistungs- 
fähige nach Maßgabe ihrer Steuerkraft herangezogen 
werden. Dabei sollen unnütze Ausgaben vermieden werden, 
namentlich in Zeiten der allgemeinen Not; in solchen 
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Zeiten wird ganz besonders in den äußeren Veranstal- 
tungen des kirchlichen Lebens Einfachheit und Sparsam- 
keit beobachtet werden müssen. Durch diese Maßnahme 
der kirchlichen Verwaltung wird nach bestem Können 
dafür gesorgt, daß keine drückende Belastung eintritt. 
Das findet die Billigung jedes vernünftig Denkenden.‘‘ — 
Die Bischöfe beurteilen dann den Austritt aus der Kirche 
zum Zwecke, sich der Kirchensteuer zu entziehen, als 
einen Verstoß gegen die Liebe und Gerechtigkeit, als eine 
Auflehnung gegen die kirchliche Obrigkeit, als ein schweres 
Argernis, als eine Untergrabung der Existenz der kirch- 
lichen Einrichtungen und Seelsorgestellen, „die nun ein- 
mal, wie alle Veranstaltungen auf Erden, der äußeren 
Mittel bedürfen, sollen sie nicht zu Ruinen werden“, 
Daraus wird die Folgerung gezogen, daß ein solcher, der sich 
der Kirchensteuerpflicht durch Austritt aus der Kirche ent- 
zieht, unwürdig macht, zu den Sakramenten zugelassen 
zu werden. Damit haben die preußischen Bischöfe an das 
der Kirche zustehende Recht, auf die Erfüllung der Steuer- 
pflicht selbst unter Anwendung kirchlicher Zwangsmittel 
zu dringen, hingewiesen. Daß sie von ihrem Recht nur im 
Falle äußerster Not und bei hartnäckiger bewußter Ver- 
weigerung der Steuerpflicht Gebrauch machen würde, ent- 
spricht dem Wesen der Kirche!. Die Kirche kann nach 
ihrem Rechte nicht anerkennen, daß sich jemand, auch nur 
zum Zwecke, der notwendigen Beitragspflicht für die 
Kirche sich zu entziehen, erlaubterweise von ihr trennt, 
Die Trennung geschieht unter eigener Schuld und Ver- 
antwortung des Ausscheidenden; eine Rückkehr zu ihr 
kann ebenso nur durch freien Willensentschluß nach voll- 
zogener Sinnesänderung stattfinden?, 





1 Den zitierten Hirtenbrief hat Kiefl offenbar übersehen, wenn 
er 5.73 schreibt: ‚Niemals wird sie (die Kirche) den, der keine 
Kirchensteuer zahlt, deshalb von ihren geistigen Gütern ausschalten.“ 

® Die Rekonziliation der um der Kirchensteuer aus der Kirche 
Ausgetretenen kann in einfacher Form geschehen kraft besonderer 
Vollmacht, die den preußischen Bischöfen bis zum 3. November 1930 
verliehen ist. Kleyboldt, S.84ff. Corsten S. 316 ff. 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 3 


Einführung. 





Solange jemand die Verbindung mit der Kirche nicht 
gelöst hat, ist er zur Leistung der notwendigen Abgaben für 
die Kirche verpflichtet. Die Verpflichtung gründet sich 
auf die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinschaft und ist 
deshalb eine persönliche. Nur sind die Personen mit 
väterlicher Gewalt auch für die ihnen unterstehenden 
Angehörigen mitverpflichtet. 

Die Ausübung des kirchlichen Steuerrechts 
steht den Inhabern der kirchlichen Jurisdiktion zu: für die 
Gesamtkirche dem Papste, für die Diözese dem Bischof!, 
für die kirchliche Gemeinde den vom Bischof bestellten 
Organen?. Wegen der in Preußen üblich gewordenen Mit- 
wirkung des Staates bei der Ausübung des Kirchensteuer- 
rechtes sind die Bischöfe damit einverstanden, daß die 
nach den bestehenden Staatsgesetzen berufenen Organe 
der geistlichen Vermögensverwaltung gemäß den gesetz- 
lichen Bestimmungen auch ihrerseits mitwirken. Da die 
Kirche eine zur Erfüllung ihrer Mission mit den notwen- 
digen Mitteln ausgestattete vollkommene Gesellschaft ist, 
bedarf sie an sich der Hilfe des Staates zur Einziehung der 
Steuer nicht. Ja, wegen mancherlei Übergriffe des Staates 
auf diesem Gebiete, sieht sich die Kirche genötigt, ihre 
Unabhängigkeit vom Staate für das kirchliche Steuer. 
recht zu betonen?, Das Recht braucht ihr nicht vom Staate 
verliehen zu werden; seine Ausübung ist nicht an staat- 
liche Genehmigung gebunden, noch untersteht sie der 


1 can. 362, 1519, 1520. 

® can.1521. Wenn Laien a 
Kirchenvermögens teilnehmen, s 
namens der Kirche vor sich gehe 
Ordinarius, zu visitieren, Rechn 
Verwaltung Vorschriften zu erlas 
nagl, Die Rechtsgültigkeit d 


n der Verwaltung des örtlichen 
0 soll gleichwohl die Verwaltung 
n und unbeschadet des Rechts des 
ungslegung zu fordern und für die 
sen. Zu dieser Frage vergl.Schar- 


er Satzungen für die kirchli 
Steuerverbandsvertretungen vo 5 ichen 


Dee m 4. 11. 1924 (in Bayern). Klerus- 
blatt (Eichstätt) 1928, S. 646 ff, und Roßteuscher, Die Rechts- 
en NO. Korrespondenz- und Offertenblatt (Regensburg) 


. * can. 1496; c. 13 X 5, 40. Instruct. s. Congr. de Prop. Fid 
vom 27. Mai 1881 (Collect. II, Nr. 1553). er a 
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überwachenden Aufsicht des Staates!. Voraussetzung für 
dieses Ausübungsrecht der Kirche ist es dabei, daß die 
Kirche ihrerseits nicht die Hilfe des Staates für die Ein- 
ziehung der Beiträge in Anspruch nimmt, und ihren Mit- 
gliedern nicht die Erfüllung der staatsbürgerlichen Pflichten 
unmöglich macht. Das kirchliche Steuerrecht im Bereich 


des geltenden Preußischen Staatskirchenrechts bedarf noch 
näherer Erörterung. 


b) Das kirchliche Steuerrecht und das Staatskirchenrecht 
in Preußen?., 


«) Das Kirchensteuerrecht 
bis zum Erlaß des Steuergesetzes 1905. 


Die katholische Kirche erhielt die Möglichkeit, nach 
dem Beispiele des schon weiter ausgebildeten protestan- 
tischen Kirchensteuerrechts kirchliche Zwangsumlagen 
auszuschreiben, als in den katholischen Gebietsteilen 
Preußens das PrALR eingeführt wurde, Hier waren ins- 
besondere bei Regelung der kirchlichen Baulast Vorschriften 
gegeben, nach denen die Parochianen zur Bestreitung der 
Kosten subsidiär herangezogen werden konnten‘ In- 
dessen wurden diese Rechtsmöglichkeiten von der katho- 
lischen Kirche nicht ausgenutzt. Es war einmal die ge- 
kennzeichnete Scheu der Kirche, die Laienwelt zu Abgaben 


1 Vgl. Scharnagl, Die kirchliche Selbstverwaltung ins- 
besondere auf dem Gebiete des Vermögensrechtes. Klerusblatt 
1927, S. 571. 

” Freyer, Der Staat und die Kirchensteuer in Deutschland. 
Archiv 87, 407 ff.; besonders für Preußen 4l8ff. Giese, Deutsches 
Kirchensteuerrecht. 1910, S. 114 ff. 

1794; in dem größten Teile der katholischen preußischen 
Gebiete nach der Säkularisation 1803, bzw.nach dem Wiener Frieden 
1815. Es kommen vor allem in Frage $110 II, 11: Verpflichtung der 
weltlichen Mitglieder der Kirchengesellschaft zu Beiträgen; der 
Parochianen $$ 260, 262, 263, 267—276; Doppelbesteuerung bei 
Doppelwohnsitz $$ 264, 265. 

* 88720 ff. II, 11. 

3* 
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für die Kirche zwangsweise heranzuziehen. Sodann paßte 
das staatliche Steuerrecht, dem sich die Protestanten 
für die kirchlichen Umlagen anschlossen, als Vorbild nicht 
in die Verfassung der Kirche. Vor allem fehlte dem katho- 
lischen Kirchenrecht der Begriff der „Kirchengemeinde“ 
als Trägerin von Vermögensrechten und Vermögens- 
verwaltungsorgan!. Obschon außer den Vorschriften des 
PrALR’s noch einige andere gesetzliche Bestimmungen 
die Erhebung von Kirchensteuern ermöglichten?, machten 
die katholischen kirchlichen Behörden nur selten von diesem 
Rechte Gebrauch. Der Staat ist es gewesen, der der Kirche 
das Steuerrecht, allerdings in staatskirchenrechtlicher Aus- 
gestaltung, in fertiger Rechtsform antrug, so daß die Kirche 
sich darauf beschränken konnte, es durch Ausführungs- 
bestimmungen zur praktischen Anwendung zu bringen, 
Den Anfang in dieser Hinsicht machte das Gesetz vom 
20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in den 
katholischen Kirchengemeinden (GS S. 241). Es machte die 
Kirchengemeinde zur Grundlage des örtlichen Kirchen- 
vermögens und gab auch ihrem Besteuerungsrecht mittel- 
bar die Anerkennung. Es handelt sich hauptsächlich um 
die Bestimmungen des $ 21 Nr. 7 und 8, wonach die Umlage- 
beschlüsse des Kirchenvorstandes der Zustimmung der 
Gemeindevertretung bedurften. Die gemeinsamen Be- 


* Das PrALR sah die Kirchengemeinde (Pfarrgemeinde) nach 
allgemeiner Rechtsauffassung als Rechtsträger desörtlichen Kirchen- 
vermögens an; das Kirchenrecht betrachtet die Institute als selb- 
ständige Rechtsträger, Dazu ausführlicher Schlüter, Rechts- 
geschäfte, S. 14 f 

® Über die verschiedenen Rechtsgrundlagen für die kirchliche 
Vermögensverwaltung in den vielen preußischen Einzelgebieten 
Schlüter a. a. 0. S. II ff. — Dazu K.-O. v. 10. Juni 1836 über die 
Beitreibung der Umlagen; Ges. v. 18. Juni 1840 über Verjährungs- 
fristen und Reklamationsverfahren Ges. v. 24. Mai 1861 über die 
Zulässigkeit des Rechtsweges. Giese a. a.0. S. 115. Besonders für 
das linksrheinische Gebiet. Ges, v.14.März 1845 betr. Verpflichtung 
zur Aufbringung der Kosten für die kirchlichen Bedürfnisse der 
Pfarrgemeinden; Ges. v. 14. März 1880 betr. Bestreitung der Kosten 


für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden. Schlüter, S. 3. 
Corsten, Nr. 646—648, S. 745 ff en 
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schlüsse waren der kirchlichen Aufsichtsbehörde vor- 
zulegen; zur Rechtsgültigkeit war die Zustimmung des 
Regierungspräsidenten notwendig. Bekanntlich haben die 
preußischen Bischöfe zunächst dieses ganze Gesetz be- 
kämpft, dann toleriert und schließlich auch die Vor- 
schriften zur Ausführung gebracht!. Indessen haben zu- 
meist die Oberpräsidenten der betreffenden Provinzen 
oder die Kommissare für die bischöfliche Vermögens- 
verwaltung, die vom Staate in den ihrer Bischöfe beraubten 
Diözesen eingesetzt waren, „Geschäftsanweisungen‘“ zur 
Durchführung des Gesetzes erlassen und darin auch Be- 
stimmungen über die kirchlichen Umlagen getroffen. Über 
die etwaigen Widersprüche der zuständigen bischöflichen 
Behörden setzte man sich einfach hinweg. Zuerst erschien 
die von dem Oberpräsidenten der Provinz Hannover 
Graf zu Eulenburg erlassene „‚Geschäftsanweisung für die 
katholischen Kirchenvorstände und Gemeindevertretungen 
in der Provinz Hannover vom 7. Juli 1876“. Der Ober- 
präsident hatte sich vor dem Erlaß mit den bischöflichen 
Behörden in Hildesheim und Osnabrück in Verbindung ge- 
setzt und über alle Bestimmungen ein Einvernehmen 
erzielt, mit Ausnahme der in Art. 23 Abs. 4 und 5 ge- 
troffenen Bestimmungen (über die Aufbewahrung der 
Kassenschlüssel). Gegen den Widerspruch der bischöf- 
lichen Behörden wurde durch Entscheid des Preuß, Kultus- 
ministers die veröffentlichte Fassung festgesetzt. Für die 
Umlagen verweist Art. 30 auf das Regulativ vom 12. Juni 
1871 (Amtsbl. f. Hannover, S.199).2 Am 26. November 1876 
folgte dann die von dem „Königl. Kommissarius für die 


t Archiv 29, 355 ff., 35, 171 ff. Erzbischof Paulus Melchers 
legte im Namen sämtlicher Bischöfe Preußens am 10. März 1875 
beim Preuß. Abgeordnetenhause Protest ein gegen das Gesetz. 
Später erklärte er im Einvernehmen mit dem Papste durch ein 
Schreiben v. 27. Juli 1875 an den Oberpräsidenten der Rhein- 
provinz, daß er beider Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen 
über die Vermögensverwaltung mitwirken werde. Kühling, Die 
Verwaltung des Kirchenvermögens 19089, 1 


® v. Schilgen, Das kirchliche Vermögensrecht. 1893. II 
238 ff., III, 286 ff. mögensrec 
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bischöfliche Vermögensverwaltung in der Diözese Münster“, 
Regierungsrat Gedike „im Einvernehmen mit den Herren 
Oberpräsidenten der Provinz Westfalen und der Rhein- 
provinz erlassene Geschäftsanweisung für die Diözese 
Münster‘, Die Bestimmungen über die Umlagen finden 
sich in Art. 15, der im übrigen von der Einrichtung des 
Voranschlags handelt. Für die linksrheinischen Kirchen- 
gemeinden war eine besondere Beifügung gemacht über den 
Zuschuß der bürgerlichen Gemeinde für die Deckung eines 
außerordentlichen kirchlichen Bedürfnisses im Sinne des 
Gesetzes vom 14. März 1845 oder eines Neubaues oder 
der Reparatur des Pfarrhauses. Mit der Anweisung für 
die Diözese Münster stimmten überein die Anweisungen, 
die die Kommissarien im Einvernehmen mit den Ober- 
präsidenten erließen für Köln am 1. Mai 1877?, Trier am 
18. Aug. 1877, Paderborn am 15. April 1878%. Der 
Oberpräsident der Provinz Hessen-Nassau erließ am 
1. Juni 1878 die Geschäftsanweisung für seine Provinz 
„im Einvernehmen mit den Königl. Kommissarien für die 
bischöfliche Vermögensverwaltung in den Diözesen Fulda 
und Limburg‘. So verfuhren auch die Oberpräsidenten 
der Provinzen Brandenburg (10. Juni 1879)® und Schlesien 
(30. Juli 1878)”; der Oberpräsident von Schlesien fügte 
bei, daß die Anweisung auch erfolge im Einvernehmen 
mit den bischöflichen Behörden für die Grafschaft Glatz 
und für den Distrikt Katscher, ‚soweit nicht über den 
von den beiden letzteren gegen einzelne Punkte erhobenen 
Widerspruch von dem Herrn Minister gemäß $ 43 Abs. 3 
d. Ges. Entscheidung getroffen ist“. Mit derselben Be- 
merkung ging auch der Regierungspräsident in Sig- 
maringen hinweg über den Widerspruch der erzbischöf- 
ı v, Schilgen I, 287. 


2 Ebenda I, 288 

3 Ebenda I, 246 ff. 

* Ebenda III, 244 ff. (im Einvernehmen mit den Oberpräsi- 
denten der Provinzen Westfalen und Sachsen). 

5 Ebenda II, 180 ff 

° Ebenda III, 275. 

? Ebenda III, 277 ff. 
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lichen Behörde in Freiburg, als er am 16. April 1879 
die Anweisung erließ für die Hohenzollerschen Landet. 
Die späteren Geschäftsanweisungen, die die bischöf- 
lichen Behörden nach Rückkehr der Bischöfe auf ihre 
Sitze erließen, erfolgten dann im Einvernehmen mit den 
Oberpräsidenten?®. Die Anweisungen fußten naturgemäß 
auf den von den staatlichen Organen während des Kultur- 
kampfs erlassenen, da diese schon von den Kirchen- 
vorständen praktisch gehandhabt wurden. Das gilt ins- 
besondere auch für die Bestimmung über die Erhebung 
etwaiger Umlagen?. So kam den kirchlichen Verwaltungs- 
organen die Möglichkeit der Erhebung einer eigentlichen 
Kirchensteuer klarer zum Bewußtsein und die tatsächliche 
Ausschreibung der Steuern machte Fortschritte. 

Das Kirchensteuerrecht wurde in der Folgezeit er- 
weitert durch das Gesetz vom 29. Mai 1903 betr. die 
Bildung von Gesamtverbänden in der katholischen Kirche, 
in dem auch dem Gesamtverbande das Recht zur Er- 
hebung von Umlagen gegeben wurde?. Da dieses Gesetz 
auf Anregung der preußischen Bischöfe erlassen wurde, 
beweisen diese Vorschriften, daß nunmehr die katholische 
Kirche die Mithilfe des Staates auf dem Gebiete des kirch- 
lichen Steuerwesens bewußt suchte. Indessen hatte das 
Steuerrecht der katholischen Kirche, trotzdem noch einige 

1 Ebenda II, 231 ff. 


° Bereits am 8. September 1889 erließ der Fürstbischöfliche 
Delegat Dr. Jahnel im Einverständnis mit dem Oberpräsidenten 
der Provinz Pommern für die zum Delegationsbezirk Berlin ge- 
hörigen Gebiete des Bistums Breslau die Geschäftsanweisung. Von 
den Umlagen auf die Gemeinde handeln weitläufig Art. 50 ff. 
v. Schilgen II, 251 ff. Neue Anweisungen haben erlassen — ab- 
gesehen von den Nachträgen zu den früheren Anweisungen seitens 
anderer Diözesen — Breslau, 6. Juli 1902, Münster, 15. August 1902, 
Köln am 29. September 1902, Trier, 1. Juli 1903. Förster, Ver- 
a LE S. 73. Text für Köln S. 129ff. Kühling 

» Z. B. Köln 1877 Art. 15 = 1902 Art. 13; Trier 1877 Art. 15 
= 1903 Art. 15 (Promptuarium Anhang S. 114 ff.). Breslau 1878 


Art. 15 = 1902, Art. 15 (Ges. Vermögensverwaltung 1905°, S. 31.) 
486 Nr. 5. 


Einführung. 





andere gesetzliche Bestimmungen und Ministerialerlasse 
seit 1875 dem weiteren Ausbau des Rechts dienten, noch 
eine ganze Reihe materieller und formeller Mängel. 


ß) Das Kirchensteuergesetz v. 14. Juli 1905. 


An der Beseitigung dieser Mängel haben die bischöf- 
lichen Behörden sich beteiligt durch die Mitarbeit, die sie 
an dem Entwurf eines neuen Kirchensteuergesetzes ge- 
leistet haben. Den kirchlicherseits gebilligten Entwurf hat 
der Preuß. Landtag angenommen. Es handelt sich um 
das Gesetz vom 14. Juli 19051, zu dem die Ausführungs- 
bestimmungen vom 24. März 1906 erlassen wurden. Da 
dieses Gesetz auch heute noch die Grundlage bildet für 
die Erhebung der Kirchensteuer, so möge es in seiner 
Bedeutung etwas näher gewürdigt werden. 

Bis dahin fanden sich in den verschiedenartigsten Ge- 
setzen nur einzelne Vorschriften, welche die Kirchensteuer 
behandelten oder auf sie anwendbar waren. Die bisherigen 
Bestimmungen über das Erlöschen der Kirchensteuer- 
pflicht waren unzulänglich. Vorschriften über den Beginn 
der Steuerpflicht, über die Vermeidung der Doppel- 
besteuerung, über die Besteuerung der in Mischehe lebenden 
Gemeindemitglieder, über die Steuerbefreiungen, über die 
Steuerpflicht der Geistlichen und Kirchendiener fehlten 
gänzlich. Vielfach waren daher nur im Verwaltungs- 
wege erlassene Anordnungen und richterliche Entschei- 
dungen für die kirchliche Besteuerung maßgebend. In man- 
cher Beziehung herrschten in den verschiedenen Gegenden 
der Monarchie, ja in den einzelnen Gemeinden, ganz ver- 
schiedenartige Grundsätze bei der kirchlichen Besteuerung, 
welche zum Teil, insbesondere bei Mischehen, geeignet 


waren, Mißhelligkeiten zwischen den katholischen und 
evangelischen Staatsbürgern herbeizuführen. 


' Gleichzeitig wurde das i 
Kirchensteuern in den Kirchengemeind beir. die Erhebung von 


: gemeinden und Parochialverbänden 
der evangelischen Landeskirch Ä i ie«e 
verabsciledet. e der älteren Provinzen der Monarchie 
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Die neuen Gesetze enthalten ferner Erleichterungen 
für die Festsetzung und Einziehung der Kirchensteuer und 
regeln die Rechtsmittel in anderer Weise wie bisher. Die 
früher in zwei getrennten Akten erfolgende Genehmigung 
des Umlagebeschlusses und die Vollstreckbarkeitserklärung 
der Heberolle ist vereinfacht, die Aufstellung und Aus- 
legung einer Heberolle wird nicht mehr erfordert. Es 
werden nur die von der Staatssteuer zu erhebenden Prozent- 
sätze bekannt gemacht. Der kirchlichen Aufsichtsbehörde 
ist entsprechend den bisherigen Verwaltungsanordnungen 
in den beiden ersten Instanzen eine begutachtende Mit- 
wirkung eingeräumt. Während in den beiden ersten In- 
stanzen die bisherigen Rechtsmittel beibehalten sind, ist 
an Stelle der früheren weiteren Beschwerde an den Ober- 
präsidenten jetzt die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gericht gegeben. Es wird sonach eine einheitliche Rechts- 
sprechung eines obersten Gerichtshofes in zweifelhaften 
Kirchensteuerfragen gewährleistet, welche bei der gleichen 
rechtlichen Grundlage des Kirchensteuerrechts für beide 
Konfessionen sowohl für die evangelische wie die katho- 
lische Kirche maßgebend ist. 

Es wird somit durch die einheitliche gesetzliche Grund- 
lage und die einheitliche Rechtsprechung ein einheit- 
liches Kirchensteuerrecht für beide Kirchen ausgestaltet, 
welches den Interessen beider Konfessionen entspricht und 
dem konfessionellen Frieden dient. 

Das Gesetz betreffend die Erhebung von Kirchen- 
steuern in den Katholischen Kirchengemeinden und 
Gesamtverbänden ist bei Aufrechterhaltung der bisherigen 
gesetzlichen Grundlinien des kirchlichen Steuerrechts in 
gleichmäßiger Beachtung der kirchlichen und der staat- 
lichen Interessen nach dem Vorbilde der neueren Gesetz- 
gebung ausgebaut. 

„Sich die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
materiellen Mittel auch auf dem Wege der Besteuerung 
ihrer Mitglieder beschaffen zu können, ist nun für die 
Kirchengemeinde unleugbar eine Lebensbedingung, welche 
ihr vom Staate nicht verkümmert werden darf. Da aber 
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die Mitglieder der Kirchengemeinden zugleich Bürger des 
Staates sind, von deren geringerer oder größerer Leistungs- 
fähigkeit die Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben und 
damit die Art und Weise seiner eigenen Existenz ab- 
hängt, Kann die Ausübung seines Rechts zur Regelung der 
kirchlichen Steuerbefugnisse nicht lediglich durch die 
Rücksichtnahme auf die kirchlichen Interessen bestimmt, 
sondern muß wesentlich durch die Pflicht gegen sich selbst 
und gegen seine Bürger beeinflußt werden, deren Leistungs- 
fähigkeit durch geeignete Maßnahmen auch vor nur 
vorübergehender Beeinträchtigung zu schützen. Diese 
Pflicht wird zu einer besonders bedeutungsvollen dann, 
wenn der Staat den Kirchengemeinden seine Vollziehungs- 
gewalt zwecks zwangsweiser Beitreibung der Kirchen- 
steuern zur Verfügung stellen und sonach die Mitverant- 


wortung für die Handhabung des kirchlichen Steuer- 
rechts übernehmen soll. 


Hiernach fußt das Gesetz au 
materiellen Steuerrechts in voller 
den geltenden Gesetzen auf den 
sidiären Natur des kirchlichen B 
Zulässigkeit seiner Handhabung z 
eigenen Bedürfnisse der steu 
gemeinde, der Beschränkung der Steuerpflicht auf ihre 
Mitglieder, des Systems der Zuschläge zu den staat- 
lichen Steuern, endlich und vornehmlich des Erforder- 
nisses der staatlichen Genehmigungl.« 

Neben die staatliche Genehmigung stellt das Gesetz 
überall das Erfordernis der jener vorangehenden Genehmi- 
gung seitens der bischöflichen Behörde und kommt damit 
einem kirchlicherseits ausgesprochenen Wunsche nach. Es 
entspricht dies der bisherigen Auffassung. Weil kirchliche 
Bedürfnisse zu befriedigen Sind, ist es, wie in der Begrün- 
dung ausgeführt wird, sachlich berechtigt und der Stellung 
als kirchlicher Aufsichtsbehörde entsprechend, der bischöf- 
lichen Behörde einen maßgebenden Einfluß auf die Ent- 


f dem Gebiete des 
Übereinstimmung mit 
Grundsätzen der sub- 
esteuerungsrechtes, der 
ur Befriedigung nur der 
erberechtigten Kirchen- 


! Vgl. Begründung S. 15 
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i en der gemeindlichen Verwaltungsorgane auch 
in ae reige der kirchlichen Vermögensverwaltung 
einzuräumen. Die durch die Genehmigungsbefugnis dem 
Bischof gewährte sachliche Beurteilung des für die a 
lässigkeit der Besteuerung geltend gemachten kirchlichen 
Bedürfnisses bietet Gewähr für eine dem Gesetze ent- 
sprechende Handhabung des kirchlichen Steuerrechts 

itens der Kirchengemeinde. . 
ee AusroneaAn Lücken auf dem Gebiete des 
materiellen Steuerrechtes sind in dem Streben nach Gleich- 
mäßigkeit des Rechtszustandes auf steuerlichem Gebiete, 
soweit tunlich, die Vorschriften des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juni 1893 zugrunde gelegt. Auch hat die 
bisherige Verwaltungspraxis ausgiebige Beachtung gefunden. 

Das Gesetz erstreckt sich nicht nur auf die katholischen 
Kirchengemeinden, sondern auch auf die mehrere 
Kirchengemeinden umfassenden Gesamtverbände. Dies 
war erforderlich im Hinblick auf das Gesetz vom 29. Mai 
1903 betreffend die Bildung von Gesamtverbänden in der 
katholischen Kirche. | j 

Das Kirchensteuergesetz ist klar, übersichtlich und 
logisch geordnet, so daß sich der Gesetzeskunde fern- 
stehende Laien, aus welchen ja die Mehrzahl der Kirchen- 
vorstandsmitglieder besteht, leicht in dasselbe hinein- 
finden können. i 

Das Gesetz hat sich im allgemeinen bewährt. Die 
Rechtssprechung hat inzwischen die Klärung seiner Be- 
stimmungen weiter gefördert. War schon das Steuerrecht 
der katholischen Kirche durch die Umlagebefugnis der 
Gesamtverbände über den Kreis der einzelnen Kirchen- 
gemeinde hinausgehoben, so brachten die Ges. v. 29. Mai 
1903 betr. die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu 
errichtende katholische Pfarrgemeinden (GS S. 182) und 
v. 21. März 1906 betr. die Erhebung von Abgaben für 
kirchliche Bedürfnisse der Diözesen der katholischen Kirche 
in Preußen (GS S. 105) das Steuerrecht der Diözesen. Auch 
auf diese Gesetze über die sog. „Diözesansteuer‘‘ wird 
noch besonders eingegangen werden, 
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y) Das Kirchensteuerrecht seit Einberufung 
der Nationalversammlung in Weimar 1919. 


War bis dahin das Kirchensteuerrecht lediglich durch 
die Gesetzgebung der Länder geregelt, so sichert die neue 
Verfassung des deutschen Reiches vom 11. August 
1919 den Religionsgesellschaften als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts das Steuerrecht ausdrücklich. Art. 
137 Abs. 6 bestimmt: ‚Die Religionsgesellschaften, welche 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, sind be- 
rechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach 
Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu 
erheben!.‘“ Daß die katholische Kirche in Preußen stets 
Körperschaft des öffentlichen Rechts war und als solche 
behandelt wurde, ist unbestritten; das gilt auch von den 
zur Erhebung der Kirchensteuer bisher schon befugten 
Körperschaften: den Kirchengemeinden, Gesamtverbänden 
und Diözesen?. Der umstrittene Begriff der Körperschaft 


1 Zu den staatskirchenrechtlichen Bestimmungen d 
besonders die Kommentarevon Giese, Die Verfassu 2 ne 
Reiches vom 1. Aug. 1919, 1925°. Derse 


I Ibe, Staat i 
im neuen Deutschland. Jahrbuch d. öffentl. Rechts Xu (Ioaer 
S.24ff. Koeniger-Giese, Grundzüge des katholischen Kirchen- 


rechts und des Staatskirchenrechts. 1924. Anschütz, Di E 
fassung des Deutschen Reichs vom 11. Aug. 1919. 19276. Shot 
Die Selbstverwaltung der Religionsgesellschaften nach Art. 137. 
Abs. 3 im Arch. f. öffentl. Recht, Bd. 42 (1912) 1 ff. Derselbe, 
Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmen der RV. 1925. Lilien- 
thal, Die Staatsaufsicht über die Religionsgesellschaften nach Art. 
137 RV. 1925. Löhr, Ist eine staatliche Kirchenhoheit und eine 
besondere Staatsaufsicht über die Kirche mit der deutschen Art 
vereinbar? 1927. Rieder, Staat und Kirche nach modernem 
Verfassungsrecht. 1929. Ebers, Art. „Staatskirchenrecht“ im 
Ba Keirne ndler Rechtswissenschaft. Bd. V,629ff. Linneborn 

8655 aati ei i Ö $ 
Gesellschaft. Bd. Ile n Freußen“ im Staatslexikon der Görres- 


181 ff.; derselbe, Art Kirchlich 
Finanzwesen in Preußen“, ebend: ff avı ae 
BEUEITGeNT und Kirchensteuerrecht B. | Ar. MSUBRSYGS Her 
; ammeyer, Die juristischen Personen der katholischen 
Kirche. 1929, S.209ff., für den Rechtszustand nach der RV, 


s a Mausbach, Kulturfragen in der deutschen Verf. 1920, 
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des öffentlichen Rechts umfaßt an sich schon im Gegen- 
satz zu dem des gewöhnlichen Vereins, der von seinen 
Mitgliedern Vereinsbeiträge erhebt, das Recht der Steuer- 
erhebung. Dieses Recht ist nun von der RV ausdrücklich 
geschützt und könnte den Kirchen auch nur auf dem für 
Abänderung der Bestimmungen der RV vorgesehenen Wege 
wieder genommen werden!. Während der Verhandlungen 
in Weimar wurde das Kirchensteuerrecht wenig bekämpft. 
Der Verfassungsausschuß hatte in erster Lesung ‚die 
Fassung angenommen: „Die RG sind berechtigt, ihre 
Mitglieder zu besteuern. Die Rechte der Mitglieder 
dürfennichtnach der Höhe der Beiträge abgestuft 
werden.“ Schon die zweite Lesung im V.-Aussch. ließ 
diesen letzteren Beisatz fallen, weil sie einen Eingriff in 
die Rechte der RG bedeute?. Er sah die Formulierung 
vor: „Die RG sind berechtigt, ihre Mitglieder auf Grund 
derbürgerlichen Steuerlisten zubesteuern.“ Dieser 
neue Zusatz ist dann im Plenum der Nationalversammlung 
noch ergänzt durch die Beifügung „nach Maßgabe der 
landesrechtlichen Bestimmungen‘. Dagegen ge- 
lang es den unausgesetzten Bemühungen der Abgeordneten 
Groeber und Spahn, die ursprüngliche Fassung, daß das 
Steuerrecht auf dieMitglieder der betreffenden Religions- 
gesellschaft beschränkt bleiben solle, zu Fall zu bringen. 
Die Kirchen haben damit das Recht behalten, in den 
Ländern, wo es bis dahin zulässig war oder gesetzlich 
eingeführt werden soll, auch juristische Personen, die 
z. B. durch große industrielle Anlagen häufig ein Zuströmen 
von Arbeitern und damit auch die Notwendigkeit der 
Errichtung neuer Seelsorgeeinrichtungen herbeiführen, zu 
besteuern®. Auch nach Inkrafttreten der RV bleibt die 


ı Bredt, Neues evangelisches Kirchenrecht. 1922, II, 189 ff. 

® Israel, Geschichte des Reichskirchenrechts. 1922. Bredt II 
71 Anm. 2. 

® Juristische Personen sind z. B. der Besteuerung unterworfen 
in Bayern (religionsgesellschaftl. Steuergesetz vom 1.8. 1923, 
Art.8) (Giese, Jahrb. d. öff. R. XIII, 306) und in Württemberg, 
Gesetz über die Kirchen, $29 (ebenda S. 277). 
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Gesetzgebung der Länder für das Kirchensteuerrecht 
maßgebend. Indessen ergeben sich doch aus der Autonomie 
der Kirchen, die ihnen durch RV gesichert ist, gewisse 
Freiheiten auch auf dem Gebiete des Steuerrechts. Die 
staatlichen Aufsichtsrechte können nicht mehr in einem 
Umfange in Anspruch genommen werden, wie es noch in 
der Begründung zum Kirchensteuergesetze von 1905 ge- 
schaht, Dagegen muß die Kirche anerkennen, daß der 
Staat, wenn er die öffentlich-rechtliche Zwangsbefugnis der 
Kirche gewährt, auch gewisse Aufsichtsrechte in Anspruch 
nehmen, insbesondere das Genehmigungsrecht in be- 
stimmtem Umfange ausüben muß?, Dieses letztere Recht 
findet allerdings seine Grenze darin, daß der Staat die 
Kirche nicht so weit einschränken darf, daß sie wegen 
dieser Einengung nicht mehr die nötigen Mittel erhielte, 
ihre Aufgabe zu erfüllen. Auch darf die dem Staate zu- 
stehende Prüfung des Steuerbedarfs und damit zusammen- 
hängend die Prüfung der eigenen Einnahmequellen der 
Kirchen und deren Verwendung nicht zu Eingriffen in die 
freie Vermögensverwaltung der Kirche führen, Wesent- 
licher Zweck des hier aus der Natur der Sache Sich ergeben- 
den und dem Staate durch die RV garantierten Aufsichts- 
rechts des Staates ist die Verhütung der Schädigung seiner 
eigenen notwendigen Zwecke, soweit solche durch die 
Steuererhebung der Kirche etwa herbeigeführt werden 
könnte, In der praktischen Anwendung der gesetzlichen 
Einzelbestimmungen können sich auf diesem Gebiete, wo 
die Interessen und Rechte von Staat und Kirche sich auch 
nach der RV noch eng berühren, Schwierigkeiten er- 
geben, namentlich bei Handhabung des staatlichen 
Genehmigungsrechtes durch die Einzelregierungen. Die 
nach Inkrafttreten der RV ergangenen Ministerialerlasse 
lassen jedoch das Bestreben erkennen, stets eine Ver- 





1 Begründung, $. 15 ff, 


? Über diese Rechte vgl. im ei E 
Sehzuidt, Selbstverwaltung a nn Löhr, a.a.0. S.46. 


2.2.0, S.76ff. Rieder, a. a a 122 ff. Lilienthal, 
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ständigung zwischen staatlichen und kirchlichen Behörden 
herbeizuführen! 

Von größerer praktischer Bedeutung für die Erhebung 
der Kirchensteuern ist die Reichssteuergesetzgebung 
geworden?. Die Erhebung der Kirchensteuer war an die 
staatliche Steuer gebunden. $2, Abs. 2 des Ges. v. 1905 
bestimmte, daß als Maßstab der Umlegung die Staats- 
einkommensteuer erforderlichenfalls einschließlich der 
staatlich veranlagten fingierten Normalsteuersätze, und, 
sofern daneben eine Heranziehung der Realsteuern er- 
folgen sollte, die staatlich veranlagte Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuer dienen sollte. Nun nahm aber das 
Reich mit dem EStG v. 29. März 1920 (RGBI S. 402) die 
ESt für sich in Anspruch®, An die Stelle der preußischen 
Staatssteuer trat nunmehr die REStt. Während für die 
Berechnung der RESt das Kalenderjahr galt, blieb für die 
Erhebung der Kirchensteuer das Rechnungsjahr vom 
1. April bis 31. März, und die Kirchensteuer mußte er- 
hoben werden von der ESt des vorangegangenen Kalender- 
jahres. Die Besteuerung des Arbeitslohnes fand statt 
im Wege des Abzugsverfahrens® und eine Veranlagung 
der meisten Steuerpflichtigen erfolgte nicht mehr®,. Der 
$ 52b des ESt Ges. vom Arbeitslohn bot keine ge- 
nügende Grundlage für die kirchliche Besteuerung. Für 
die Erhebung der RESt wurden die neu eingerichteten 
Finanz- und Landesfinanzämter zuständig, die auch die 


ı Vgl. die Richtlinien vom 29. März 1928 zur Erhebung der 
Kirchensteuer für 1928. 

® Darüber im einzelnen: Paul Hosemann-Banasch-Koch, 
Die Kirchensteuer in Preußen. 1926°, S. 2 ff. Hosemann, Die 
Kirchensteuerverwaltung durch die Reichsfinanzbehörden in Preu- 
ßen. 1922. Vgl. auch die Begründung des neuen Gesetzes vom 
3. Mai 1929 auf Drucksache Nr. 1749 des Preuß. Landt. Sp. 2 ff. 

° Landessteuergesetz v. 30. März 1920 (RGBI, S. 402). 

* Landessteuerg. $ 15 Abs. 1. $ 20 des Finanzausgleichges. 
v. 27. April 1929. Gustavus S. 10 f, 

° Ges. v. 1. Juli 1921 (RGBI S. 845). Über kirchliche Wünsche 


dazu Gustavus S. 27 ff. 
6 818. 
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Verwaltung der Kirchensteuern übernehmen konnten!, 
Die Übertragung hatte jedoch für die Kirchengemeinden 
mancherlei Übelstände im Gefolge, denen auch gut ge- 
meinte Reichstagsbeschlüsse nicht abhelfen konnten; 
weitere Maßnahmen des Preußischen Ministeriums für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung in Verbindung mit 
den Reichsfinanzbehörden und unter steter Fühlung- 
nahme mit den Kirchenbehörden haben den Kirchen die 
Steuererhebung nach Möglichkeit gesichert und erleichtert. 
Die Anweisungen gingen als Verordnungen hinaus?, 

Zu einer gesetzlichen Maßnahme ist die Regierung 
erst im Beginn des Jahres 1928 geschritten?,. Gerade in- 
folge der Reichssteuergesetzgebung hatten sich doch so 
erhebliche Mißstände im Kirchensteuerrecht geltend ge- 
macht, daß zu ihrer Abstellung ein Gesetz notwendig wurde. 
Ein solches wurde wiederholt von den kirchlichen Be- 
hörden und im Preuß, Landtag verlangt. Der Entwurf des 
Gesetzes wurde den Bischöflichen Behörden vorgelegt 
und mit ihren Vertretern beraten, so daß erim Einverständ- 
nis mit dem Preußischen Episkopat den gesetzgebenden 
Körperschaften vorgelegt wurde. Der Wunsch der Staats- 
regierung ging dahin, daß die Ergänzung des Kirchen- 
steuerrechtes der evangelischen Landeskirchen gleich- 
zeitig und gleichförmig erfolgen möge. Um diese Gleich- 
förmigkeit in den Normen zu erreichen, war es notwendig, 
daß die bischöflichen Behörden diesen oder jenen Wunsch 
zurückstellten. Gegen den Entwurf erhob der Preuß. 
Staatsrat keine Einwendungen und das Staatsministerium 
legte ihn am 4. März 1929 dem Landtag vor. Die erste 


t Reichsabgabenordnung v. 13. Dezember 1919 (RGBI S. 1993 
888, 19 Abs. 2. R ( 


2 Paul usw. Kirchensteuer. 
des Einflusses des Reichssteuerrec 
en knapper Zusammenfassun 

.33 ff. 


S. 4 ff. Eine gute Beurteilung 
hts auf das Kirchensteuerrecht 
g die „Leitsätze“ bei Gustavus 


° Abgesehen von dem Ges. v. 25. November (1920 GS S. 66), 


wodurch die Anpassung des Ges. v. 14. Juli 1905 an die Reichs. 
steuergesetzgebung erfolgte. 
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Beratung erfolgte in der Sitzung vom 19. März 19091, 
Einzig der kommunistische Abgeordnete Becker (Wilmers- 
dorf) nahm das Wort zu der Gesetzesvorlage, von der er 
sprach als einer „Maßnahme des kapitalistischen Staates, 
um der Kirche die materiellen Mittel zur Durchführung 
ihrer Funktion zur Benebelung der Gehirne der werk- 
tätigen Massen zu verschaffen“, 

Der Entwurf wurde sodann dem Hauptausschuß zur 
Beratung überwiesen. Der Ausschuß verhandelte darüber 
am 20. März 19292. Bei den Verhandlungen teilte der 
Vertreter der Regierung mit, daß wiederholt Besprechungen 
der Sachreferenten im Ministerium mit den kirchlichen 
Behörden über die Frage stattgefunden hätten, ob der 
Erhebung der Kirchensteuer das Einkommen des 
laufenden oder des vorangegangenen Jahres zu- 
grunde gelegt werden solle, In Bayern werde das Ein- 
kommen des laufenden Jahres herangezogen, indessen 
hätten bayerische Kirchensteuerpraktiker erklärt, das 
Verfahren habe sich nicht bewährt, weil man dabei den 
Haushaltsplan nicht rechtzeitig und richtig aufstellen 
könne. Weil man von den Steuerergebnissen des ver- 
gangenen Jahres jetzt doch einen einigermaßen richtigen 

berblick gewinnen könne, wolle Preußen dabei bleiben, 
auch das Einkommen dieses Jahres zur Grundlage der 
Veranlagung zu nehmen. — Einen breiten Raum nahmen 
die Erörterungen ein über die Heranziehung der 
Realsteuern als Grundlage für die Kirchensteuer. Die 
in dem Ministerialerlaß v.31. August 1921 vertretene 
Ansicht, daß die Realsteuern, nachdem an die Stelle der 
preußischen Staatseinkommensteuer die RESt getreten 
sei, mit einem höheren Prozentsatze herangezogen werden 
dürften als die ESt, war durch die Entscheidungen des 
OVG vom 1.Mai, 10. Juli, 25. September 1928 als un- 
richtig erklärt worden. Deshalb jst die Bestimmung des 
Ges. v. 1905 $ 10 Abs. 3 durch den $ 3 des neuen Gesetzes 





1 Stenogr. Bericht. 61. Sitzung v. 19. März 1929, Sp. 4927 ft. 
® Hauptausschuß. 61. Sitzung v. 20. März 1929. 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern, 4 
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ersetzt; zugleich ist die Rechtsgültigkeit dieses $3 für den 
1. April 1928 festgesetzt, während das übrige Gesetz vom 
1. April 1929 gültig ist. — Von verschiedenen Seiten wurde 
gewünscht, es möge baldigst auch durch Gesetz bestimmt 
werden, daß die Kirchensteuer nicht mehr nach den von 
den Vorschriften des Ges. v. 14. Juli 1905 abweichenden 
älteren Ordnungen erhoben werden dürfe, Die Re- 
gierung erklärte, daß darüber seitens der Oberpräsidenten 
Erhebungen veranstaltet würden. Die Umlegung der 
Steuer nach den ‚älteren Ordnungen‘ hat nämlich zur 
Folge, daß vielfach Forensen und nicht zur Kirchengemeinde 
gehörige Personen zur Kirchensteuer herangezogen werden. 
Die Umlegung der Steuer nach älteren Ordnungen ge- 
schieht noch häufig in einigen evangelischen Landeskirchen. 

Bei Beratung des Gesetzes in 2, Lesung im Plenum des 
Landtags sprach wieder nur ein kommunistischer Ab- 
geordneter; der Gesetzentwurf wurde unverändert an- 
genommen. Die 3. Lesung erfolgte am 12. April 19291, 
Auf Wunsch der bischöflichen Behörden brachte die 
Zentrumsfraktion einen Abänderungsantrag dahin ein, 
daß nun auch die Diözesansteuer nach anderen Maßstäben 
als der Einkommensteuer verteilt werden könnte. Die 
Staatsregierung erklärte sich mit dem Abänderungsantrage 
einverstanden und fügte hinzu, daß dadurch nur eine 
Gleichstellung der katholischen Kirche mit bestehenden 
Rechten der evangelischen Landeskirche vorgenommen 
werde. Das Gesetz wurde, nachdem wiederum ein Kommunist 
dagegen gesprochen, ohne weitere Debatte angenommen. 
Die rechtlichen Einzelheiten werden im Kommentar zur 
Darstellungkommen.DieseÜbersichtüberdieKirchen- 
steuergesetzgebung zeigt, daß die Preuß. Staats- 
regierung vor Einbringung aller bedeutenden Ge- 
setze mit den bischöflichen Behörden verhandelt 
und sich versichert hat, daß die Bestimmungen 
der Gesetze durch diese Behördenin Anwendung 
gebrachtwerdenkönnen, Soweitdas Kirchensteuerrecht 
einen Teil der kirchlichen Vermögensverwaltung darstellt, 


’ Stenogr. Bericht. 70. Sitz. v. 12. April 1929, Sp. 5526 ff. 
rn 
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sind die Normen des Gesetzes vom 24. Juli 1924 über.die 
Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens “(GS ' 
S. 585 ff.) maßgebend!, In dem $ 15 dieses Gesetzes, der 
über das Genehmigungsrecht der Staatsbehörde handelt, 
ist von der Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse 
nicht die Rede, weil sich dieses Recht aus den Kirchen- 
steuergesetzen? ergibt. Die von den bischöflichen Be- 
hörden erlassenen neuen Geschäftsanweisungen zu diesem 
Gesetze heben jedoch ausdrücklich die Notwendigkeit der 


Genehmigung der Kirchensteuerbeschlüsse durch die Staats- 
behörde hervor3, 


II. Die geltenden Kirchensteuergesetze. 


1. Gesetz betr. die Erhebung von Kirchensteuern in den 
katholischen Kirchengemeinden und Gesamtverbänden 
vom 14. Juli 1905 (GS S. 281). 


Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen usw., 
verordnen mit Zustimmung der beiden Häuser des Land- 
tages der Monarchie, was folgt: 


I. Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 


ST 


Die katholischen Kirchengemeinden sind berechtigt, 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse Steuern zu erheben, 
Von dieser Befugnis ist nur Gebrauch zu machen, so- 
weit die sonstigen verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung 


! Über das Verhältnis der Bestimmungen dieses Gesetzes zu 
der RV und dem kirchl. Rechte vgl. Schmitt, Kirchl. Selbst- 
verwaltung. S. 114 ff. Rieder, Staat und Kirche. S.79 ff. 
Schlüter, Rechtsgeschäfte. S. 18 ff. 


$$ 14, 15, 36 KStG v. 14. Juli 1905. Schlüter, Rechts- 
geschäfte. S. 17, i 


° Z.B. Köln. Geschäftsanw. Art. 6 Nr. 1. (Corsten, S.714); 

Breslau Art. 6 Nr. 6 (S.54); Trier Art.6 Nr. 1 (Kammer, 28.11). 

, “ Die inzwischen, namentlich durch die Nov. geänderten Be- 
Stimmungen sind durch Kleindruck kenntlich gemacht. 
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der Bedürfnisse nicht ausreichen, insbesondere soweit die 
erforderlichen Geldmittel und Leistungen nicht nach be- 
stehendem Recht aus dem Kirchenvermögen entnommen 
werden können oder vom Patron oder von sonst speziell 
Verpflichteten gewährt werden. 

Die Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden bedürfen 
der Genehmigung der bischöflichen und der staatlichen Auf- 
sichtsbehörde. 


II. Steuerpflicht. 
82. 


Kirchensteuerpflichtig sind alle Katholiken, welche der 
Kirchengemeinde durch ihren Wohnsitz angehören. 


83, 
Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des auf 
die Begründung des Wohnsitzes (8 2) folgenden Monats, 
Sie erlischt, unbeschadet der Vorschrift des $ 3 des Gesetzes, 


betreffend den Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 1873 (Gesetz- 
samml. S. 207)!, 


a) durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ab- 
laufe des Monats, in welchem der Tod erfolgt ist, 
b) durch das Aufgeben des Wohnsitzes ($2) mit dem 

Ablaufe des Monats, in welchem der Wohnsitz 
tatsächlich aufgegeben worden ist, sofern jedoch 
bis zu diesem Zeitpunkte der Kirchengemeinde 
hiervon keine Anzeige erstattet worden ist, erst mit 

dem Ablaufe des folgenden Monats. 


g4. 


Bei der Heranziehung von Personen mit mehr- 
fachem Wohnsitze innerhalb oder innerhalb und außer- 
halb des Preußischen Staatsgebiets verbleibt derjenige 
Teil des Gesamteinkommens, welcher aus Grundvermögen, 


‚ Art. 76 Preuß. Verf.v.30. Nov. 1920 und Ges. betr.den Austritt 
aus den RGen des öffentl. Rechts v.30. Nov. 1927 (GS [1921] S. 119). 
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Handels- oder gewerblichen Anlagen einschließlich der 
Bergwerke, aus Handel und Gewerbe einschließlich des 
Bergbaues, sowie aus der Beteiligung an dem Unternehmen 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung fließt, der 
Kirchengemeinde, in deren Bezirk dasGrundvermögen oder 
der Betrieb belegen ist. Beträgt jedoch dieser Teil mehr 
als drei Vierteile des Gesamteinkommens des Steuerpflich- 
tigen, so ist diejenige Kirchengemeinde, in welcher das 
steuerpflichtige Einkommen weniger als ein Vierteil des 
Gesamteinkommens beträgt, berechtigt, ein volles Vierteil 
des Gesamteinkommens für sich zur Besteuerung in An- 
spruch zu nehmen. Steht dieser Anspruch mehreren 
Kirchengemeinden zu, so ist das Vierteil nach der Zahl 
dieser Gemeinden zu verteilen, 

Im übrigen dürfen Personen mit mehrfachem Wohn- 
sitz innerhalb des preußischen Staatsgebietes in jeder 
Kirchengemeinde nur mit dem der Zahl dieser Gemeinden 
entsprechenden Bruchteil ihres Einkommens herangezogen 
werden. 

Die Vorschriften des $50 Abs.4 des Kommunal- 
abgabengesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 30, Juli 
1895 (Gesetzsammil. S. 409) und des $51 des Kommunal- 
abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS S. 152) finden 
sinngemäß Anwendung. 


85. 


Der katholische Teil einer gemischten Ehe ist von der 
Hälfte des der kirchlichen Besteuerung zugrunde liegenden 


Steuersatzes ($ 9), zu welchem der Ehemann veranlagt 
ist, zur Kirchensteuer heranzuziehen. 


Soweit die Ehefrau zu den Staatssteuern selbständig 
veranlagt wird, ist der katholische Teil nach Maßgabe seiner 
Veranlagung zur Kirchensteuer heranzuziehen. 


$ 6. 


Insoweit der Patron oder ein sonst speziell Verpflichteter 
als solcher nach bestehendem Rechte für einzelne kirch- 
liche Bedürfnisse nach besonderen Grundsätzen beizu- 
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tragen hat, ist er als Gemeindeglied für diese Bedürfnisse 
in demselben Umfang wie bisher von der Kirchensteuer 
freizulassen. 


87. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes be- 
stehenden gesetzlichen Befreiungen von der Staatsein- 
kommensteuer oder den staatlich veranlagten Steuern 
haben die entsprechende Befreiung von der Kirchensteuer 
zur Folge. 


Von der Kirchensteuer bleiben die Geistlichen und Kirchen- 
beamten hinsichtlich ihres Diensteinkommens und ihres Ruhe- 
gehaltes, bei dauernder Verbindung des Kirchenamts mit einem 
anderen Amte hinsichtlich ihrer gesamten Dienstbezüge insoweit 
befreit, als ihnen die Befreiung bisher schon gewährt worden ist. 

Von der Kirchensteuer sind befreit die hinterbliebenen 
Witwen und Waisen der Kirchenbeamten hinsichtlich derjenigen 
dauernden Bezüge, welche ihnen mit Rücksicht auf das kirch- 
liche Amt des Verstorbenen aus anderen als privatrechtlichen 
Titeln zustehen, sowie diejenigen, welche aus Anlaß des Todes 
eines Geistlichen oder Kirchenbeamten Bezüge während der 
Sterbe- und Gnadenzeit erhalten, hinsichtlich dieser Bezüge. 


$8. 


Auf speziellen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen 
zur Leistung von Kirchensteuern oder Befreiungen von 
solchen bleiben unberührt. 


III. Umlegung der Kirchensteuer. 


a) Verteilungsmaßstab. 
89. 


Die Kirchensteuern sind für das Rechnungsjahr um- 
zulegen. 

Als Maßstab der Umlegung dient die Staatseinkommen- 
steuer, erforderlichenfalls einschließlich der staatlich veranlagten 
fingierten Normalsteuersätze und, sofern daneben eine Heran- 
ziehung der Realsteiern erfolgen soll, die staatlich ver- 
anlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer. Die Er- 
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gänzungssteuer, die Steuer vom Gewerbebetrieb im Um- 
herziehen sowie die Betriebssteuer und die Warenhaus- 
steuer sind bei der Umlegung der Kirchensteuern nicht 
heranzuziehen. 


b)GrundsätzeüberdieErhebungderKirchensteuer. 


g 10. 


Die Heranziehung der Staatseinkommensteuer hat mit 
den aus $$2 und 4 sich ergebenden Maßgaben in vollem 
Umfange stattzufinden. 

Die Heranziehung der staatlich veranlagten Grund-, 
Gebäude- und Gewerbesteuern ist nur insoweit zulässig, 
als diese Steuern für Grundbesitz bzw. Betriebe veranlagt 
sind, welche in der Kirchengemeinde belegen sind. 

Die Realsteuern dürfen nicht mit einem höheren Prozentsatze 
herangezogen werden als die Staatseinkommensteuer. Wie die voll- 
ständige Freilassung der Realsteuern, ist auch eine geringere 
Heranziehung aller oder einzelner dieser Steuern zulässig. 


sd. 


Die Kirchensteuern sind auf alle der Besteuerung unter- 
worfenenen Pflichtigen nach festen und gleichmäßigen 
Grundsätzen zu verteilen. 

Die Erhebung erfolgt in der Form von Zuschlägen. 

Die Zuschläge zu den einzelnen der Veranlagung zu- 
grunde gelegten Staatssteuern müssen gleichmäßige sein. 

Eine Minderbelastung oder Freilassung der fingierten Normal- 


steuersätze und der sechs untersten Stufen der Staatseinkommen- 
Steuer ist nicht ausgeschlossen. 


Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen 
Armenpflege fortlaufende Unterstützung erhalten, sind 
zur Kirchensteuer nicht heranzuziehen. 


Sn; 


Handelt es sich um Einrichtungen oder Aufwendungen, 
welche in besonders hervorragendem Maße einem Teile der 
Kirchengemeinde zugute kommen, so kann die Kirchen- 


u Bi 
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gemeinde für einen bestimmten Zeitraum eine ent- 
sprechende besondere Belastung dieses Teiles beschließen. 
Bei Abmessung der Sonderbelastung ist namentlich der 
zur Herstellung und Unterhaltung der Einrichtung er- 
forderliche Bedarf nach Abzug eines etwaigen Ertrages in 
Betracht zu ziehen. 


Die Vorschrift des Abs. 2 Nr. 5 in dem $ 6 des Gesetzes, 
betreffend die Bildung von Gesamtverbänden in der katholischen 
Kirche vom 24. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 179) bleibt unberührt. 


$ 13, 


In denjenigen Fällen, in welchen die staatlich veranlagte 
Steuer nicht die unveränderte Grundlage der Steuer- 
zuschläge bildet, ist der dem Zuschlage zugrunde zu legende 
Steuersatz von der kirchlichen Veranlagungsbehörde ($ 16) 
nach den für die staatliche Veranlagung geltenden Grund- 
sätzen zu ermitteln. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln sowie 
auf Grund der $$ 57 und 58 des Einkommensteuergesetzes vom 
24. Juni 1891 (Gesetzsamml. S. 175) erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der veranlagten Steuern zieht die entsprechende 
Anderung der Veranlagung zur Kirchensteuer nach sich, 


c) Besondere Vereinbarungen. 


814. 

Den Kirchengemeinden sind Vereinbarungen 
steuerpflichtigen Mitgliedern g 
mäßigen Betrieben und von Bergwerken an Stelle der 
Kirchensteuer in Form von Zuschlägen zur Staatsein- 
kommensteuer und zur Gewerbesteuer ein für ein oder 


mehrere Jahre im voraus zu bestimmender fester jährlicher 
Steuerbeitrag zu entrichten ist. 


mit 
estattet, wonach von fabrik- 


815. 
Bei Veränderung von Pfarrbezir 


2 ken sowie zum Ausgleich 
für erhebliche Aufwendungen zu 


gunsten einer Kirchen- 
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gemeinde kann für eine bestimmte Zahl von Jahren die 
Freilassung oder verminderteHeranziehungeinzeiner Steuer- 
pflichtiger beschlossen werden. 

Die Beschlüsse in den $$ 14 und 15 bedürfen der Ge- 
nehmigung der bischöflichen und der staatlichen Aufsichts- 
behörde, 


IV. Verfahren. 


a) Ausschreibung. 
$ 16. 

Die Veranlagung erfolgt für jedes Rechnungsjahr durch 
den Kirchenvorstand. } 

Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und 
schließt mit dem 31. März. 

Der Beschlußfassung der kirchlichen Organe bleibt 
überlassen, an Stelle des Rechnungsjahres eine Periode von 
zwei oder drei Rechnungsjahren treten zu lassen. 


$ 17. 


In denjenigen Fällen, in welchen die staatlich veran- 
lagte Steuer ($ 13 Abs. 1) nicht die unveränderte Grundlage 
der Steuerzuschläge bildet, stehen dem Kirchenvorstande 
die im $63 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893 (Gesetzsamml. S. 152) aufgeführten Befug- 
nisse zu. 

Die Bestimmungen der $$ 63 Abs. 3 bis 5, 79 und 81 des 
genannten Gesetzes finden sinngemäß Anwendung. 


8 18. 


Dem Kirchenvorstande sind von den zuständigen Staats- 
und Gemeindebehörden diejenigen Unterlagen, deren es 
für die Besteuerung bedarf, auf Erfordern mitzuteilen. 


$ 19. 


Die Erhebung der Kirchensteuern ist durch eine in 
ortsüblicher Weise zu bewirkende Veröffentlichung der zu 
erhebenden Prozentsätze bekannt zu machen. 


a Bi 
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Die bischöfliche sowie die staatliche Aufsichtsbehörde 
ist befugt, die Bekanntmachung des Steuersatzes an die 
Steuerpflichtigen durch besondere verschlossene Mitteilung 
anzuordnen. 

Bei Zugängen im Laufe des Jahres, sowie in den- 
jenigen Fällen, in welchen die staatlich veranlagte Steuer 
nicht die unveränderte Grundlage der Steuerzuschläge 
bildet, bedarf es stets besonderer verschlossener Mitteilung. 

Nach erfolgter Bekanntmachung ist die Steuer in den 
ersten acht Tagen eines jeden Kalendervierteljahres zu 
entrichten. 

An Stelle des Vierteljahres kann durch Beschluß der 
kirchlichen Veranlagungsbehörde ($ 16) eine halbjährliche 
und, falls nicht mehr als 20 Prozent der Staatseinkommen- 
steuer zu erheben sind, eine jährliche Hebeperiode ein- 
geführt werden. Auch kann festgestellt werden, daß die 
Hebung gleichzeitig mit der Einziehung der Staats- oder 
Kommunalsteuern an einem oder mehreren Einziehungs- 
terminen erfolge. 

Wird im Laufe des Rechnungsjahres eine außerordent- 
liche Umlage notwendig, so ist über die Termine der Ein- 
ziehung in dem Steuerbeschlusse Bestimmung zu treffen. 

Die Einziehung selbst findet auf Grund einer vorher 
ergangenen oder spätestens gleichzeitig erfolgenden 
Zahlungsaufforderung statt, die, wenn sie schriftlich ge- 
schieht, verschlossen sein muß, 


b) Zwangsvollstreckung. 


8 20. 


Die Zwangsvollstreckung wegen einer von der bischöf- 
lichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde genehmigten 
Kirchensteuer erfolgt nach den Vorschriften über das 
Verwaltungszwangsverfahren auf Ersuchen der zustän- 
digen kirchlichen Gemeindeorgane durch die staatlichen 
Vollstreckungsbehörden oder, soweit die Einziehung der 


Staatssteuern durch kommunale Vollstreckungsbehörden 
erfolgt, durch diese, 


— 58 


Die geltenden Kirchensteuergesetze. 








Den Vollstreckungsbehörden ist, falls nicht ein ge- 
ringerer Entgelt vereinbart wird, eine Vergütung von 2 Pro- 
zent des durch sie zur Einziehung gelangenden Steuer- 
betrages zu gewähren. Die Vollziehungsbeamten haben 
außerdem auf die tarifmäßigen Einziehungsgebühren An- 
spruch. 

Die Vollstreckungsbehörde hat vor zwangsweiser Ein- 
ziehung der Steuerbeträge deren Übereinstimmung mit 
den Festsetzungen des genehmigten Umlagebeschlusses 
zu prüfen. 


c) Rechtsmittel. 
821. 


Den zur Kirchensteuer Herangezogenen steht gegen die 
Heranziehung beziehungsweise Veranlagung Einspruch zu. 

Das Rechtsmittel ist binnen einer Frist von vier 
Wochen, vom Tage der Aufforderung zur Zahlung ab 
gerechnet ($ 19 Abs. 7) bei dem Kirchenvorstande 
einzulegen. 

Einsprüche, welche sich gegen die staatliche Veran- 
lagung richten, sind unzulässig. 


$ 22. 
Über den Einspruch beschließt der Kirchenvorstand. 


803, 


Gegen die Entscheidungen der Kirchenvorstände über 
Einsprüche gegen die Heranziehung oder Veranlagung zu 
Kirchensteuern steht dem Steuerpflichtigen die Be- 
schwerde offen, welche binnen einer mit dem ersten Tage 
nach erfolgter Zustellung der Entscheidung beginnenden 
Frist von vier Wochen bei der bischöflichen Behörde 
einzulegen ist. Die bischöfliche Behörde legt die Be- 
schwerde mit ihrer Äußerung der Staatsbehörde vor. 

Die Entscheidung der Staatsbehörde erfolgt nach An- 
börung der Kirchengemeinde. 


u ED Re 
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Den Beschwerden von Angehörigen eines außer- 
deutschen Staates, welche damit begründet werden, daß 
für sie im Bezirke der Kirchengemeinde oder in deren 
nächster Nachbarschaft besondere, nicht von der betreffen- 
den Kirchengemeinde unterhaltene gottesdienstliche Ver- 
anstaltungen bestehen, ist, wenn diese Behauptung zu- 
trifft, stattzugeben, sofern nach einer in der Gesetzsamm- 
lung veröffentlichten Bekanntmachung des Staatsmini- 
steriums in dem auswärtigen Staate die Gegenseitigkeit 
verbürgt ist, und der zur Kirchensteuer herangezogene 
Ausländer nicht der Nachbargemeinde gegenüber die Er- 


klärung abgegeben hat, daß er zu deren kirchlichenLasten 
beitragen wolle, 


$24. 


Im Falle der Heranziehung zur Kirchensteuer 
seitens mehrerer Kirchengemeinden ($ 4) kann der Steuer- 
pflichtige an Stelle des Einspruchs gegen die Heranziehung 
oder Veranlagung in jeder einzelnen der beteiligten Ge- 
meinden auch einen Antrag auf Verteilung des kirchen- 


gemeinden seitens der zuständigen Staatsbehörde stellen. 


‚ Der Verteilungsantrag tritt alsdann an die Stelle des 
Einspruchs. 


25. 


‚ Der Verteilungsantrag ist von dem Steuerpflichtigen 
binnen einer Frist von vier Wochen, welche mit dem ersten 
Tage nach erfolgter Aufforderung zur Zahlung der Steuer 
seitens der zweiten oder einer weiteren, eine Steuer- 
forderung erhebenden Kirchengemeinde beginnt, an die 
bischöfliche Behörde zu richten, in deren Bezirk eine der 
beteiligten Kirchengemeinden gelegen ist. Die bischöfliche 
Behörde legt den Antrag mit ihrer Äußerung der Staats- 
behörde vor, in deren Bezirk die Kirchengemeinde ge- 
legen ist, deren Zahlungsaufforderung dem Steuerpflich- 
tigen ausweislich seines Antrages zuerst zugegangen ist. 
Die hiernach begründete Zuständigkeit der bischöflichen 
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Behörde und der Staatsbehörde erstreckt sich auch auf 
weitere etwa noch hervortretende Veranlagungen. 

Die Staatsbehörde beschließt nach Anhörung der be- 
teiligten Kirchengemeinden und bischöflichen Behörden. 


$ 26. 


Wird die Beschwerde oder der Antrag den Vorschriften 
des $ 23 Abs. I und $ 25 Abs. I zuwider innerhalb der gesetz- 
lichen Frist bei der zur Entscheidung oder Beschluß- 
fassung zuständigen Staatsbehörde angebracht, so gilt die 
Frist als gewahrt. 

8 27. 


Gegen die Entscheidungen und Beschlüsse der Staats- 
behörde nach $$ 23 und 25 steht binnen einer mit dem 
ersten Tage nach erfolgter Zustellung beginnenden Frist 
von zwei Wochen sowohl dem Steuerpflichtigen als 
auch den beteiligten Kirchengemeinden die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgericht zu. 

Die Klage kann nur darauf gestützt werden: 

1. daß die angefochtene Entscheidung oder der an- 
gefochtene Beschluß auf der Nichtanwendung oder 
auf der unrichtigen Anwendung des bestehenden 
Rechts, insbesondere auch der von den Behörden 
innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Verord- 
nungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide. 

In der Klage ist anzugeben, worin die behauptete 
Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des be- 
Stehenden Rechts, oder worin die behaupteten Mängel des 
Verfahrens gefunden werden. 

In den Fällen des $23 Abs. 3 findet die Klage nicht 
statt. 

8 28. 


Durch die Erhebung des Einspruchs oder der Be- 
Schwerde oder durch die Stellung des Verteilungsantrages 
oder durch die Anstellung der Klage wird die Verpflichtung 
zur Zahlung der Kirchensteuer nicht aufgehoben. 


—. ba 
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Die Staatsbehörde ist befugt, bis zur endgültigen Ent- 
scheidung die vorläufige Aussetzung der Vollstreckung an- 
zuordnen. 


829. 


Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heran- 
ziehung zur Kirchensteuer nur in den Fällen der $$ 9 und 
10 des Gesetzes wegen Erweiterung des Rechtsweges vom 
24. Mai 1861 (GS S. 241) statt. 


d) Kosten. 


830. 


Hinsichtlich der Kosten der Veranlagung und Er- 
hebung der Steuer findet $89 des Kommunalabgaben- 


gesetzes vom 14. Juli 1893 (GS S. 152) sinngemäß An- 
wendung. 


e) Besondere Bestimmungen. 


sa 


Die Vorschriften der $$ 83 bis 86, 88 und 94 des Kommu- 
nalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS S. 152) finden 
auf die Nachforderung und Verjährung von Kirchensteuern, 
sowie auf die in diesem Gesetze bestimmten Fristen sinn- 
gemäß Anwendung. 


832. 


Den kirchlichen Organen und ihren Mitgliedern, sowie 
den bei der Veranlagung beteiligten Beamten ist es unter- 
sagt, die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, Vermögens- 
oder Einkommensverhältnisse eines Steuerpflichtigen un- 
befugt zu offenbaren, 

Die Bestimmungen der $$ 80 und 81 des Kommunal- 


abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS S. 152) finden 
sinngemäß Anwendung. 
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$ 33, 


Wird im Falle des $ 53 Abs. I des Gesetzes über die Ver- 
mögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden vom 
20. Juni 1875 (Gesetzsamml. S. 242)! die Erhebung und 
Einziehung einer Umlage angeordnet, so finden die Vor- 
schriften der Abschnitte I bis V dieses Gesetzes An- 
wendung. Mit den dem Kirchenvorstande zustehenden 
Befugnissen kann ein anderer Kirchenvorstand oder ein von 
Amts wegen zu bestellender Bevollmächtigter, erforder- 
lichenfalls auf Kosten der Kirchengemeinde, beauftragt 
werden. 


V. Besondere Bestimmungen für die Gesamtverbände 
in der katholischen Kirche. 


834. 


Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auf die Ge- 
samtverbände in der katholischen Kirche sinngemäß An- 
wendung. 

Die dem Kirchenvorstande beziehungsweise den kirch- 
lichen Gemeindeorganen zustehenden Befugnisse werden 
von den Verbandsvertretungen nach Maßgabe der darüber 
bestehenden besonderen Bestimmungen wahrgenommen. 


VI. Übergangs- und Schlußbestimmungen. 


$35. 


Auf Militär- und Anstaltsgemeinden findet dieses Gesetz 
keine Anwendung. 
$ 36. 


Die Kirchengemeinden sind berechtigt, an Stelle der 
Leistung von Hand- und Spanndiensten die Erhebung eines 
dem Werte entsprechenden Geldbetrages im Wege der 
Kirchensteuer zu beschließen. 

Der Beschluß bedarf der Genehmigung der bischöf- 
lichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde. 


1 jetzt $ 17 des Ges. v. 24 Juli 1924. 
ar oe 
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$ 37. 


Die Befugnis der Kirchengemeinden, auf Grund zu 
Recht bestehender älterer, von den Vorschriften dieses 
Gesetzes abweichender Ordnungen Kirchensteuern um- 
zulegen, bleibt unberührt. Die Kirchengemeinden sind je- 


| htigt, die Aufbringung kirch- 
licher Umlagen nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Gesetzes zu beschließen. 


$ 38, 


Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staats- 
behörden bestimmt, welche die in den $$ 1, 15, 19, 23, 25, 


28 und 36 dieses Gesetzes erwähnten Rechte auszuüben 
haben, 


$ 39, 


Alle diesem Gesetz zuwiderlaufenden Bestimmungen 
werden aufgehoben. 
$ 40. 


‚Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Gesetz in Kraft 
tritt, wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 


$a1. 


Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 


Angelegenheiten wird mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt. 


Urkundlich usw. 


2. Gesetz zur Abänderung des Gesetzes, betr. die Er- 
hebung von Kirchensteuern in den katholischen Kirchen- 
gemeinden und Gesamtverbänden vom 14. Juli 1905 
(6S S.281). Vom 25. November 1920 (6S S. 921 S. 66). 

Die verfassunggebende Preußische Landesversamm- 


lung hat folgendes Gesetz beschlossen, das hiermit ver- 
kündet wird: 
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In den katholischen Kirchengemeinden und Gesamt- 
verbänden erfolgt die Heranziehung zu Kirchensteuern für 
das Rechnungsjahr 1920, soweit die Einkommensteuer als 
Maßstab der Umlegung dient, vorläufig nach der den 
Kirchensteuerbeschlüssen zugrunde gelegten Veranlagung 
zur Staatseinkommensteuer für das Rechnungsjahr 1919. 

Die endgültige Heranziehung zu dieser Kirchensteuer 
für das Rechnungsjahr 1920 hat, sobald die Veranlagung zur 
Reichseinkommensteuer für das Rechnungsjahr 1920 ge- 
Schehen ist, nach dem Maßstab und dem Ergebnis der 
letzteren stattzufinden. 


82, 


Die im $19 Abs.2 der Reichsabgabenordnung vom 
13. Dezember 1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 1993) vorgesehenen 
Anträge wegen der Übertragung der Verwaltung der 
Kirchensteuern auf die Landesfinanzämter und die Finanz- 
ämter können mit Wirkung für die katholischen Kirchen- 
gemeinden und Gesamtverbände von den bischöflichen Be- 
hörden gestellt werden. 

Soweit die Übertragung erfolgt, treten die Landes- 
finanzämter und die Finanzämter an die Stelle derjenigen 
nach dem Gesetze vom 14. Juli 1905 (Gesetzsamml, 
S. 281) berufenen Behörden, deren Aufgaben beim Kirchen- 
steuergeschäft sie wahrzunehmen haben, 


68) 


. Dieses Gesetz tritt mit rückwirkender Kraft am 1. April 
1920 in Geltung. 


Berlin, den 25. November 1920, 


Die Preußische Staatsregierung, 


Braun. Fischbeck. Haenisch., am Zehnhoft. 


Oeser. Stegerwald. Lüdemann. 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 5 
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3. Gesetz zur Änderung des Kirchensteuer- und Umlage- 
rechts der katholischen Kirche. Vom 3. Mai 1929. 
(6S S.43 f.) 


Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen: 


Artikel. 


Das Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchen- 
steuern in den katholischen Kirchengemeinden und Ge- 
samtverbänden, vom 14. Juli 1905 (Gesetzsammil. S. 281) 
wird wie folgt geändert: 


sl. 

(1) Die katholischen Kirchengemeinden und Gemeinde- 
verbände können neben der Einkommensteuer außer den 
Realsteuern auch die Reichsvermögensteuer als Maßstab 
der Umgebung der Kirchensteuer benutzen. 

(2) Zuschläge zur Einkommensteuer und zu den Real- 
steuern sind auf Zuschläge zur Reichsvermögensteuer an- 
zurechnen. 

(3) Bei Gesellschaftern einer offenen Handelsgesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft ist auch ein ihrem An- 
teil am Gesellschaftsvermögen entsprechender Bruchteil 
der von der Gesellschaft zu entrichtenden Reichsvermögen- 
steuer der Berechnung der Kirchensteuerzuschläge zu- 
grunde zu legen. 

(4) $4 des Gesetzes vom 14. Juli 1905 (Gesetzsamml. 
S. 281) findet auf die Heranziehung der Reichsvermögen- 
steuer sinngemäß Anwendung. 


82. 


Die Tarifsätze des $55 des Einkommensteuergesetzes 
vom 10. August 1925 (Reichsgesetzbl. I S. 189) können für 
die Benutzung als Maßstab der Kirchensteuer auf Antrag 
der Bischöflichen Behörde durch Verordnung des für 


kirchliche Angelegenheiten zuständigen Ministers und des 
Finanzministers geändert werden. 
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$3. 

Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur 
Heranziehung der Realsteuern Gebrauch machen, so 
können sie die Heranziehung aller oder einzelner dieser 
Steuern auch mit einem höheren oder niedrigeren Hundert- 
satz als dem der Zuschläge zur Einkommensteuer be- 
schließen. 

$4. 

Die Kirchengemeinden und Gemeindeverbände können 
neben Zuschlägen zu staatlichen Steuern ein gleiches oder 
gestaffeltes Kirchgeld als Kirchensteuer erheben. 


$5. 
(1)$7 Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 14. Juli 1905 
(Gesetzsamml. $. 281) wird aufgehoben. 
(2) Die Geistlichen und Kirchenbeamten sind berechtigt, 
ihre Kirchensteuerschulden mit Gehaltsforderungen, die 
ihnen gegen die Kirchengemeinde zustehen, aufzurechnen. 


Artikel Il. 


Die Bischöfliche Behörde kann die nach den Gesetzen 
vom 29. Mai 1903 und vom 21. März 1906 (Gesetzsamml. 
S. 182 und 105) auszuschreibenden Diözesanumlagen auch 
nach anderen Maßstäben als der Einkommensteuer ver- 
teilen. 

Artikel IIl. 


Artikel I $3 dieses Gesetzes tritt mit Wirkung vom 
l. April 1928 ab in Kraft. Die übrigen Bestimmungen 
treten am 1. April 1929 in Kraft. 

Das vorstehende, vom Landtage beschlossene Gesetz 
wird hiermit verkündet. Die verfassungsmäßigen Rechte 
des Staatsrats sind gewahrt. 


Berlin, den 3. Mai 1929. 


Das Preußische Staatsministerium. 
Braun. Becker. 


5* 
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B. Erläuterungen. 


I. Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 


Sl. 

Die katholischen Kirchengemeinden! sind berechtigt, 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse? Steuern zu erheben. 

Von dieser Befugnis ist nur Gebrauch zu machen, 
soweit die sonstigen verfügbaren Einnahmen zur Befriedi- 
gung der Bedürfnisse nicht ausreichen?, insbesondere 
soweit die erforderlichen Geldmittel und Leistungen nicht 
nach bestehendem Recht aus dem Kirchenvermögen ent- 
nommen werden können oder vom Patron oder von 
sonst speziell Verpflichteten? gewährt werden®. 

Die Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden bedürfen 
der Genehmigung der bischöflichen und der staatlichen 
Aufsichtsbehörde®, 


l. Allgemein sei bemerkt zu I: Die Bestimmung des $ 1 
beruht, wie bereits in der Einleitung hervorgehoben, auf dem 
Prinzip: 

l. der Beschränkung des Steuerrechts auf a) die katholischen 
Kirchengemeinden und b) das wirkliche Bedürfnis, 

2. der Subsidiarität und 

3. der obrigkeitlichen Genehmigung. 

l. Katholische Kirchengemeinden. Was die katho- 
lischen Kirchengemeinden anlangt, welche zur Erhebung von 
Steuern befugt sind, so kommen in Betracht die organisierten 
katholischen Kirchengemeinden im Sinne des $1 des Preußischen 
Gesetzes über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens 
vom 24. Juli 1924 (GS S. 585) also nicht bloß die eigentlichen Pfarr- 
Semeinden, sondern auch andere Kirchengemeinden (Kuratie-, 
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Rektorat-, Filial-, Kapellen-, Missions- usw. Gemeinden), für welche 
eine besondere Vermögensverwaltung stattfindet;s.A A unterC INr. I 
5.202 und C IINr. 16 S.309, vgl.auch Begründung zu $2 des Gesetzes 
vom 20. Juni 1875. Drucks. Nr. 16, II-Session 1875, S.38f. Hierbei 
sind jedoch Militär- und Anstaltsgemeinden stets ausgenommen; vgl. 
$35 S. 185; Anm. 6 zu $2S.85. Ähnlich die Begründung zu $ 1 des 
zit. Ges. v. 24. Juli 1924. Dieses Ges. beläßt es sachlich bei der 
Regelung von 1875. ‚‚Einer näheren Begriffsbestimmung bedarf es 
jedoch schon deshalb nicht, weil der Begriff der Kirchengem. im 
Sinne des Vermögensverwaltungsges. inzwischen sich so eingelebt 
hat, daß Mißverständnisse nicht mehr zu besorgen sind. Er- 
forderlich ist das Vorhandensein einer bestimmt abgegrenzten, auch 
staatlich anerkannten Kirchengemeinde ... . Eine ausdrückliche 
und urkundliche Verleihung von Körperschaftsrechten durch den 
Staat braucht nicht unbedingt vorzuliegen.‘“ Schlüter, Rechts- 
geschäfte S. 14 f. 

Das Gesetz findet auch auf Altkatholiken Anwendung, da sie 
in Preußen, sofern sie nicht in rechtsgültiger Form aus der katho- 
lischen Kirche ausgetreten sind, vor dem weltlichen Gesetze als Mit- 
glieder der katholischen Kirche gelten. — Näheres hierüber s. Anm. 3 
zu $2 S.81. 

2. Bedürfnisse. Nur ‚zur Befriedigung ihrer Bedürf- 
nisse“, welche aus dem Etat oder Nachtragsetat sich ergeben, 
darf eine katholische Kirchengemeinde Steuern ausschreiben und 
zwar nur für die Bedürfnisse des Rechnungsjahres (s.$9 S. 118). 
„Hiernach ist die Aufbringung von Geldmitteln durch Steuern für 
außerhalb der Kirchengemeinde liegende, wenngleich kirchliche 
Zwecke nicht gestattet‘ (Begründung S. i8 Abs. 4). Das Steuer- 
recht der katholischen Kirchengemeinden ging ursprünglich nicht so 
weit, wie das der evangelischen Kirchengemeinden. Über den dies- 
bezüglichen Unterschied gibt Aufschluß der Kommissionsbericht des 
Abgeordnetenhauses vom 22. März 1905 (Nr.812), indem es dortheißt: 

„Auf entsprechende Anfrage eines Mitgliedes der Kommission 
über eine anscheinende Ungleichmäßigkeit in den beiden Gesetz- 
entwürfen hinsichtlich der Regelung der Frage, für welche Bedürf- 
nisse die beteiligten Kirchen Steuern erheben dürfen, gab der Ver- 


treter des Ministeriums der geistlichen usw. Angelegenheiten folgende 
Erklärung ab: 
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„Wie schon die Übereinstimmung des Wortlautes in $1 des 
Kirchengesetzentwurfes für die evangelische Kirche und in $ 1 des 
Gesetzentwurfes für die katholische Kirche ergibt, besteht Kein 
Unterschied zwischen den Kirchengemeinden der beiden Kon- 
fessionen, soweit die Zwecke in Frage kommen, für welche Kirchen- 
steuern erhoben werden dürfen. Beiderseits ist die Erhebung von 
Kirchensteuern nur gestattet zur Befriedigung der Bedürfnisse 
der steuererhebenden Kirchengemeinde. Der in die Be- 
gründung zu $ I des Gesetzentwurfes für die katholische Kirche auf- 
genommene Satz: 

Die Aufbringung von Geldmitteln durch Steuern für außer- 

halb der Kirchengemeinde liegende, wenngleich kirchliche 

Zwecke ist nicht gestattet. 
findet sich ebenso auch in der Begründung zu $ I des Kirchengesetzes 
für die evangelische Kirche. Anderseits ist für beide Kirchen davon 
Abstand genommen worden, die Zwecke, zu welchen Kirchensteuern 
erhoben werden dürfen, näher zu bestimmen. Es darf in dieser 
Hinsicht auf die Ausführungen in den Begründungen zu beiden 
Gesetzen und auf die Erklärungen Bezug genommen werden, welche 
in der Kommission des Herrenhauses seitens der Staatsregierung ab- 
gegeben worden sind. Es besteht keineswegs die Absicht, den Kirchen- 
gemeinden kleinliche Beschränkungen aufzuerlegen. Allerdings 
werden solche Zwecke schlechterdings ausgeschlossen werden müssen, 
welche sich mit den kirchlichen Bedürfnissen der steuererhebenden 
Kirchengemeinde in gar keinen Zusammenhang bringen lassen. 
Anderseits kann sich aber auch unter Umständen als ein kirchliches 
Bedürfnis der steuererhebenden Kirchengemeinde die Förderung einer 
Veranstaltung darstellen, welche sich nicht im örtlichen Bezirke dieser 
Gemeinde befindet. Bei der großen Verschiedenheit der örtlichen 
Verhältnisse lassen sich indes feste Regeln nicht aufstellen, vielmehr 
muß die Prüfung von Fall zu Fall vorbehalten bleiben. 

Um jedoch kein Mißverständnis aufkommen zu lassen, muß be- 
merkt werden, daß hinsichtlich der Verfügungsgewalt der kirch- 
lichen Gemeindeorgane über kirchliche Mittel ein gewisser Unter- 
Schied zwischen katholischen und evangelischen Ge- 
Meinden allerdings besteht. Diese Verschiedenheit wurzelt in- 
des nicht in den vorliegenden Entwürfen, sondern im älteren 
Rechte. Sowohl nach $ 31 Nr. 10 der Kirchengemeinde- und Synodal- 
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ordnung vom 10. September 1873 und nach $1 Nr.5 des Kirchen- 
gesetzes betreffend die kirchliche Vermögensverwaltung der Kirchen- 
gemeinden, vom 18. Juli 1892 als auch nach Art.23 Nr. 8 des Staats- 
gesetzes, betreffend die evangelische Kirchenverfassung, vom 3. Juni 
1876 sind die evangelischen Gemeindekirchenräte befugt, Bewilli- 
gungen aus der Kirchenkasse an andere Gemeinden oder zur 
Unterstützung evangelischer Vereine und Anstalten, welche einzeln 
2% und im Gesamtbetrage eines Etatsjahres 5%, der Solleinnahme 
nicht übersteigen, vorzunehmen, ohne daß es einer Genehmigung der 
kirchlichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde bedarf.“ „Die 
gleiche Befugnis war den katholischen Kirchenvorständen durch das 
Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchen- 
gemeinden vom 20. Juni 1875 nicht beigelegt.“ Sie ist ihnen 
aber gegeben durch das Ges. v. 24. Juli 1924. Nach $ 15 Abs. I 
Ziff. 3 dieses Ges. bedürfen nämlich Bewilligungen des 
Kirchenvorstandes der Genehmigung der Staatsbe- 
hörde nicht, dieinsgesamt für ein Jahr 10 von Hundert 
der Solleinnahme nicht übersteigen. Aus diesen Be- 
willigungen sind Unterstützungen z. B. katholischer Privatschulen, 
des Bonifatiusvereins, der Bischöflichen Bibliothek, des Borromäus- 
vereins usw. möglich. 

Zu den Bedürfnissen der Kirchengemeinde, für welche Steuern 
ausgeschrieben werden können, gehören u.a. 

a) die Beiträge für Diözesanzwecke, die sog. Diözesansteuern. 
Siehe darüber unten die $$ 42 und 43. S. 193 ff. 

b)die Kosten zum Bau und zur Unterhaltung der Kirchen- 
gebäude einschl. der Dienstwohnungen der Geistlichen (soweit 
hierfür nicht das Kirchenvermögen reicht). Vgl. $722 Teil II Tit. 
11 des ALR. 

c) die Kosten für Anschaffung und Unterhaltung von Zube- 
hörungen des Kirchengebäudes (Altar, Bänke, Glocken, Beicht- 
stühle usw.). 


d) die Kosten der nötigen Kirchengerätschaften und Paramente 
(z. B. Meßbücher, Meßgewänder). 

e) die Besoldung der Kirchenbediensteten (Geistliche, Küster, 
Organisten usw.). Hierbei handelt es sich insbesondere um Aus- 


führung der Bestimmung in $3 des Ges. vom 30, April 1928 (GS, 
S. 146) s. unten unter C II Nr. 18. S. 324, 
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f) Kosten eines neuen Kirchen-Bauplatzes, vorausgesetzt, daß 
solcher nötig ist. Ege- 

g) die Kosten der Anlegung eines’ Begräbnisplatzes für die 
Kirchengemeinde; für Karitas-, Arbeitersekretariate, Volksbüros, 
Jugendpflege-, Fürsorgestellen der Kirchengemeinden. 

Nach der vorangeführten Erklärung des Staatskommissars 
darf angenommen werden, daß auch zu Zwecken katholischer Wohl- 
tätigkeitsanstalten (Kranken-, Armen-, Waisenhäuser), selbst wenn 
sie nicht innerhalb des örtlichen Bezirks der Kirchengemeinde 
liegen, die Steuern in Anspruch genommen werden dürfen, sofern 
nur die Förderung der Anstalten im Interesse der betreffenden 
Kirchengemeinde liegt. Behufs Erbauung von solchen Anstalten 
oder Kirchen ist es auch statthaft, zur allmählichen Ansammlung 
der erforderlichen Mittel schon in den der Bauausführung vorher- 
gehenden Jahren Steuern zu erheben. S.AA unten C INr. 1 zu ITA 
S. 203. 

3. Subsidiarität: Die Zulässigkeit der Erhebung von Kirchen- 
steuern hängt ferner davon ab, daß die Deckung des vorhandenen 
Defizits durch Einschränkung der gewöhnlichen Ausgaben nicht be- 


seitigt werden kann, und andere Einnahmen nicht zur Verfügung- 


Stehen, welche zur Befriedigung der Bedürfnisse ausreichen könnten. 
Das Steuerrecht ist eben nur ein subsidiäres — s. unten AA 
CINr.1zu IIB S.203. Da die das Steuerrecht hindernden anderen 
Einnahmen verfügbar sein müssen, so steht ihm der Umstand nicht 
entgegen, daß die Kirchengemeinde bisher Gebühren für kirchliche 
Akte oder Kirchenplätze überhaupt nicht oder nur in geringem 
Maße erhoben hat. Ebensowenig braucht sie erst solche Gebühren 
einzuführen oder zu erhöhen. ‚Auch wird die Verwendung vor- 
handener kirchlicher Kapitalien selbst zu den bestimmungsmäßigen 
Zwecken, gleichviel, ob es sich dabei um den Grundstock oder um 
angesammelte Ersparnisse handelt, zur Vermeidung einer Kirchen- 
Steuer nur dann gefordert werden können, wenn völlig außer Zweifel 
Steht, daß dies ohne Nachteil für die gegenwärtig zu leistenden oder 
in Zukunft bevorstehenden laufenden Ausgaben geschehen kann. 
s. $713 Pr. ALR II, 11 (Begründung S$. 19.). i 

4. Aus der Subsidiarität der Steuer folgt aber ferner, daß sie 
Auch nur zulässig ist, soweit die erforderlichen Geldmittel und Lei- 
Stungen nicht nach bestehendem Rechte vom Patron oder von 
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sonst speziell Verpflichteten gewährt werden. S. 86u.8 
S. 101, 114. Über den Begriff der speziell Verpflichteten s. unten AA 
vom 24. 3. 1906 S. 204. Gleichgültig ist es, ob die Verpflichtung 
auf privatrechtlichen Titeln oder auf öffentlichem Rechte beruht. 
So kommt z.B. in Betracht die Verordnung vom 11. November 
1844 (GS S. 698) über die Beitragspflicht der Ritterguts- und anderer 
Grundbesitzer in den vormals Königlich Sächsischen Landes- 
teilen der Provinz Sachsen. Hiernach sind in diesem Bezirke 
die Besitzer der Rittergüter verpflichtet, zu allen auf dem Paro- 
chialverbande beruhenden Leistungen für Kirchen, Pfarren und 
Schulen beizutragen. Hierzu sind auch die Dienste und anderen 
Natural-Leistungen zu zählen, insbesondere diejenigen, welche bei 
Bauten vorkommen. 

In den Landesteilen des linken Rheinufers, in welchen 
nach dem Gesetz vom 30. Dezember 1809 und 14. Februar 1810 die 
Zivilgemeinden allgemein verpflichtet waren, bei Unzulänglichkeit 
der Einkünfte der Kirchenfabrik für die Kirchengemeinden ein- 
zuspringen, sind diese Verpflichtungen der Zivilgemeinden zunächst 
durch Gesetz vom 14. März 1845 (GS S. 163) und sodann durch 
Gesetz vom 14. März 1880 (GS S. 225 ff.) geregelt. Letzteres Gesetz 
bestimmt, soweit es hier in Betracht kommt: 

$1. Die bürgerlichen Gemeinden sind, soweit dieses Gesetz 
nicht ein anderes bestimmt, zur Aufbringung von Kosten für die 
Bedürfnisse der Kirchengemeinden, insbesondere zur Beschaffung 
und Unterhaltung der Pfarrhäuser nicht ferner verpflichtet. Die be- 
züglichen zur Zeit bestehenden Verpflichtungen der bürgerlichen 
Gemeinden gehen auf die Kirchengemeinden über. 

Zuwendungen für die Bedürfnisse der Kirchengemeinde sind 
den bürgerlichen Gemeinden nur mit Genehmigung des Regierungs- 
präsidenten gestattet. 

Unberührt von den Bestimmungen dieses Gesetzes bleiben die 
aus privatrechtlichen Titeln entspringenden Rechte und Verpflich- 
tungen der bürgerlichen Gemeinden. 

$5. Die bürgerlichen Gemeinden sind zur Fortleistung der- 
jenigen, bei Verkündung dieses Gesetzes auf ihrem Haushaltsetat 
stehenden Beiträge verpflichtet, welche den Kirchengemeinden bis- 
her behufs eigener Beschaffung und Unterhaltung einer Pfarr- 
wohnung gewährt worden sind, usw. 
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$6. Esbewendet bei den Bestimmungen im $ 1 des Gesetzes vom 
14. März 1845 (GS S.163). Den Kirchengemeinden verbleiben 
alle nach den Bestimmungen im $5 des Geseztes vom 14. März 1845 
ihnen zustehenden und bei Verkündung des gegenwärtigen Gesetzes 
bereits festgestellten Ansprüche. 
$87—11 enthalten Bestimmungen über die Ablösung der 
Leistungen der Zivilgemeinden durch Barzahlung des 25- bezw. 
221,fachen Betrages des jährlichen Geldwertes der Leistung. 
$ 12. Streitigkeiten 
l.über die in den $$7—II dieses Gesetzes geregelten 
Rechte und Pflichten, 
2.über die Frage, ob einer der im $ 1 des Gesetzes vom 
14. März erwähnten Zuschüsse durch veränderte Um- 
stände entbehrlich geworden sei, 
sind, soweit nicht in den Fällen unter Ziffer 1 über die Leistungs- 
pflicht überhaupt gestritten wird, im Verwaltungstreitverfahren zum 
Austrage zu bringen. 
Zuständig in erster Instanz ist das Bezirksverwaltungsgericht 
(jetzt Bezirksausschuß). 
$ 13. Die Verpflichtung zu Kostenbeiträgen für kirchliche Be- 
dürfnisse, welche in den $$ 2 und 6 des Gesetzes vom 14. März 1845 
den Grundbesitzern des Pfarrbezirkes, die nicht zu den Einwohnern 
aber zur Konfession der betreffenden Pfarrgemeinde gehören, auf- 
erlegt i ird aufgehoben. 
a vom 14. März 1845 sind noch folgende Bestim- 
Mungen (s. $$ 6. 13 Gesetz vom 18. September 1880) zu ahnen 
$1. Zuschüsse zu den Kosten für ordentliche (jährlich wieder- 
kehrende), sowie für außerordentliche kirchliche Bedürfnisse einer 
Pfarrgemeinde, welche bei Verkündung dieses Gesetzes bereits auf 
dem Haushaltsetat der Zivilgemeinde stehen, sind von dieser nach 
Maßgabe des Beschlusses, auf dem sie beruhen, auch künftig zu ge- 
währen, sofern sie nicht durch veränderte Umstände entbehrlich 
werden. usw. { 
$2. Kosten für ordentliche Bedürfnisse einer Pfarrgemeinde, 
Welche weder aus dem Kirchenvermögen, noch aus den nach $ I von 
der Zivilgemeinde zu leistenden Zuschüssen bestritten er 
Können, sind von denjenigen Einwohnern und Grundbesitzern de 
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Pfarrbezirks aufzubringen, welche zur Konfession der betreffenden 
Pfarrgemeinde gehören. 

$6. Kann die Befriedigung eines außerordentlichen kirchlichen 
Bedürfnisses weder ganz noch teilweise auf die in den 88 3—5 vor- 
geschriebene Art erfolgen, so sind die erforderlichen Mittel nach der 
Bestimmung des $2 aufzubringen. Zum Vorstehenden s. Corsten 
S. 745— 758. 

Für das Gebiet des Gemeinen Rechtssind die Bestimmungen 
des Concilium Tridentinum sess. 21. d. Ref. cap. 7 bezüglich der 
Kirchenbaulast, d.h. Reparaturen, Wiederaufbau und Er- 
weiterungen der Pfarrkirche maßgebend. Laut dieser sind, sofern 
die Einkünfte des Fabrikvermögens nicht ausreichen, in erster Linie 
diejenigen zu Leistungen verpflichtet, welche von der betreffenden 
Kirche herrührende Einkünfte irgendwelcher Art beziehen; also viel- 
fach die Pfarrer, Pfründner und Zehntherren, d.h. solche, welche 
einen ursprünglich der Kirche gehörigen ohne Entgelt erworbenen 
Zehnten beziehen. In zweiter Linie tritt der Patron ein, und erst in 
letzter Linie sind die Mitglieder der Kirchengemeinde heranzuziehen. 
Das Allgemeine Landrecht hat im wesentlichen diese Bestimmun- 
gen aufgenommen. 

Die geltenden Grundsätze sind häufig durch Gesetz und Ob- 
servanz abgeändert. Vgl.das Nähereüberdiesalles v.Schilgen,Das 
kirchliche Vermögensrecht und die Vermögensverwaltung in den 
katholischen Kirchengemeinden der gesamten preußischen Monarchie. 
Bd. I S.58f. bez, Rheinprovinz. Bd. II S.30f. $. 33 Anm. 1 
S. 169 f. 171 f. bez. des früheren Gebiets des Kurfürstentums Köln 
bez. Nassau, Kurhessen, Schleswig-Holstein. S.35 Anm. 1 bez. 
Hannover. Bd. III S.65ff. bez, der Provinzen, in welchen das 


Allgemeine Landrecht gilt. Vgl. Anm. 2—-6 86 S. 102—108. AA vom 
24. 3. 1906 zu II B. S. 203 f.; s. auch oben S. 16, 30. 

5. Indem im G. am Schlusse des Abs. 2 die Fassung: 
„gewährt werden“ gewählt ist, soll hiermit die Möglichkeit gegeben 
sein,,,daß die Kirchengemeinde unter besonderen Umständen auf die 
Geltendmachung eines ihr zustehenden Anspruchs gegen den Patron 
oder einen besonders Verpflichteten verzichtet und die Leistungselbst 
übernimmt“, (Begründung $, 19, Abs. 2.) Also nicht die Existenz 
des Anspruchs, sondern nur die tatsächliche Geltendmachung 
desselben gegen den Verpflichteten verhindert das Steuerrecht, 
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6.Obrigkeitliche Genehmigung. Sind die in Anm. 24 
erwähnten Voraussetzungen gegeben, so kann die Kirchengemeinde 
die Erhebung von Steuern in dem (nach Anm. 2) zulässigen Um- 
fange beschließen. Den Beschluß hat der Kirchenvorstand zu fassen. 
($ 10 des Ges. v. 21. Juli 1924. S. unten C II Nr.3 S. 312.) Er 
bedarf der Genehmigung der staatlichen und bischöflichen Behörde. 
s. $38 S. 191. 

Die bischöfliche wie auch die staatliche Aufsichtsbehörde sind 
in ihrer Entschließung über den Antrag auf Genehmigung des Steuer- 
erhebungsbeschlusses gesetzlich nicht beschränkt. j 

„Es ist selbstverständlich und auch überall durch die Wort- 
fassung zum Ausdruck gebracht, daß die kirchenaufsichtliche Ge- 
nehmigung voranzugehen und daß alsdann erst die Prüfung und 
Genehmigung der staatlichen Behörden abschließend hinzuzutreten 
hat.‘ (Begründung S. 16.) 

Möchte der Regierungspräsident die beantragte Genehmigung 
nach Ansicht der Kirchengemeinde zu Unrecht versagen oder nur in 
beschränktem Umfange erteilen, so würde hiergegen die Beschwerde 
an den endgültig entscheidenden Oberpräsidenten zulässig sein 
$2 der Verordn. v. 24. Oktob. 1924 (s. u. C II 16b S. 318). 

Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde herbeizuführen, ist 
selbstverständlich Sache des die Kirchengemeinde vertretenden 
Organs, also des Kirchenvorstandes. Sofern der Ausschreibungs- 
beschluß noch nicht die erforderlichen Tatsachen ergibt, wird der 
Kirchenvorstand bei Einreichung des Beschlusses eingehend nach- 
zuweisen haben, daß die oben in Anm. 2—4 angegebenen gesetz- 
lichen Voraussetzungen vorliegen. Der Beschluß selbst wird sich 
im übrigen auch darüber zu verhalten haben, welche Steuerarten 
herangezogen werden sollen und in welcher Höhe dies geschehen 
soll. (Vgl. Anm. 2—7 zu $ 9.) 


II. Steuerpflicht. . 


82. 


Kirchensteuerpflichtig!,?sind alle Katholiken,?,? welche 
der Kirchengemeindes,°,? durch ihren Wohnsitz$,°, 1 an- 
gehören. 
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1. Allgemeines. S. hierzu AA unter C IL 1 zu III. S. 205 ff. 

— Die Kirchensteuerpflicht setzt voraus: 
I. das katholische Bekenntnis, 
2. die Zugehörigkeit des Pflichtigen zur Kirchengemeinde, 
3. den Wohnsitz innerhalb des Kirchengemeindebezirks. 

Die Begründung führt auf S. 17f. aus: 

„Das Erfordernis des Bekenntnisses schließt die Besteuerung 
Andersgläubiger und juristischer Personen, das Erfordernis des 
Wohnsitzes die Besteuerung von Forensen und solcher Personen 
aus, welche sich nur vorübergehend im Gemeindebezirk aufhalten. 
Dies entspricht dem geltenden Rechte. Seine Aufrechterhaltung 
bedarf hinsichtlich der Andersgläubigen keiner näheren Begründung; 
hinsichtlich der juristischen Personen, der Forensen und der zu 
vorübergehendem Aufenthalt Anwesenden wird sie durch die Er- 
wägung gerechtfertigt, daß eine Beitragspflicht zur Unterhaltung 
öffentlicher Einrichtungen, welcher Art auch immer, grundsätzlich 
nur durch die Möglichkeit ihrer Benutzung begründet werden kann, 
daß aber kirchliche Einrichtungen ihrer Natur nach nur physischen 
und zwar nur solchen Personen wirksam zu dienen imstande sind, 
welche der Kirchengemeinde dauernd angehören, in ihr einen Wohn- 
sitz haben. An den Wohnsitz, nicht schon an den Aufenthalt, ist 
auch der Vollbesitz der kirchlichen Gemeinderechte geknüpft.‘ 

2. Physische Personen. Die Kirchensteuerpflicht ergreift 
nurphysische, nicht juristische Personen (s. AA v. 24. März 1906 
unten I Nr. 1 5.205). Die Ausschließung der Forensen und juri- 
Stischen Personen, sowie die Verknüpfung der Steuerpflichtmit dem 
Wohnsitz führt allerdings bisweilen zu Unbilligkeiten und Härten. 
Die Forensen als auswärts wohnende Großgrundbesitzer, ferner aus- 
wärtige Unternehmer oder juristische Personen als Eigentümer indu- 
strieller Anlagen bedürfen bisweilen einer großen Zahl nicht kapital- 
kräftiger, gering oder gar nicht zur Kirchensteuer zu veranlagender 
Arbeiter, führen mitunter eine erhebliche und plötzliche Vermehrung 
der Seelenzahl herbei und belasten den Kirchengemeindeetat in hohem 
Maße, tragen aber selbst nicht bei zu den Kirchenlasten. Die Heran- 
ziehung der Forensen war, soweit sie bisher bestand, nur auf der 
linken Rheinseite durch $ 13 des Gesetzes vom 14. März 1880 — s, 
Anm. 2 zu $1 5.72 — für unstatthaft erklärt und zwar nur soweit 
die Forensen nicht auf Grund besonderer Titel zu Beiträgen ver- 
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Pflichtet waren. Dagegen war sie statthaft im Bezirk des Fürstbis- 
tums Münster. Vgl. Entsch. RG v.26. 1. 1905 in ,‚Kathol. Seelsorger‘, 
(17) 1905, S.380, und Steinbicker, Kirchensteuerpfl ichtder 
Forensen im Gebiete des Pr. ALR.s, insbesondere in dem dazu gehö- 
rigen Teile des ehemaligen Hochstifts Münster. Ebenda (20) 1908, 
S. 320 ff., S. 370 ff. Das Ges. v. 20. Juni 1875 hatte in der Heran- 
ziehung der Forensen zur Kirchensteuer nichts geändert. Vgl. 
V. Schilgen Kirchliches Vermögensrecht, I, S. 171, Anm. 91. 
11, S. 50, 62. Die Beitreibung der von den Forensen zu erhebenden 
Kirchensteuer kann dort, wo sie noch zu Recht erhoben wird, aller- 
dings nicht im Verwaltungszwangsverfahren, sondern nur im ordent- 
lichen Rechtswege erfolgen. Kleyboldt S. 781. — Wo besonderes 
Provinzialrecht oder Lokal-Observanzen bestanden, welche die 
Kirchengemeinden berechtigten, ohne Rücksicht auf Wohnsitz und 
Gemeindeangehörigkeit das Grundeigentum zu besteuern, sind 
diese auch durch das vorliegende Gesetz nicht aufgehoben. s. $ 37 
S. 188. vg1. Dernburg, Preuß. Privatrecht Bd. I S. 40 f. — Entsch. 
desObTr. Ba. 45 5.289. Entsch. d. RG vom 17.Okt. 1881 in Gruchot, 
Beitr. Bd. 26 S. 1016; vgl. v. Roenne, Ergänz. u. Erläut. d. Allg. 
Landr. Ba, 4 S. 224 ff.;, — Broeckelmann, Die Verwaltung des 
Kirchen- und Pfründenvermögens, S. 82. 85f.; — v. Schilgen, 
Bd. 1, 5.58 ff., Ba. I1, S.30ff. Bd. III, S. 6öff. 
Der $17 des Gesetzes betreffend die Gründung neuer An- 
Siedelungen in den Provinzen Ostpreußen, Westpreußen, Branden- 
Urg, Pommern, Posen, Schlesien, Sachsen und Westfalen vom 
10. August 1904, GS S. 227 — (vgl. $ 19 des Ges. betreffend die Ver- 
eilung der öffentlichen Lasten bei Grundstücksteilungen und die 
Gründung neuer Ansiedelungen usw. vom 25. August 1876, GS S. 405 
nebst Ergänzungsgesetz vom 16. Sept. 1899, GS S. 497; vgl. ferner 
5 des Gesetzes vom 4. Juli 1887 — GS S. 324 — für Hannover, 
$14 des Gesetzes vom 13. Juni 1888 — GS S. 243 — für Schleswig- 
Holstein, $2 des Gesetzes vom 11. Juni 1890 — G$ $. 173 — für 
essen-Nassau) — ordnet zwar folgendes an: ä 
„Ist anzunehmen, daß infolge der Ansiedlung eine Änderung oder 
uordnung der Gemeinde-, Kirchen- oder Schulverhältnisse er- 
Orderlich wird, so sind die beteiligten Gemeinde- (Guts-) Vorsteher 
nd die Vorstände der beteiligten Kirchen- und Schulgemeinden 
Chulverbände, Schulsozietäten usw.) von dem Antrage mit dem 
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Eröffnen in Kenntnis zu setzen, daß sie binnen einer Ausschlußfrist 
von einundzwanzig Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Fest- 
setzung besonderer Leistungen des Antragstellers für denZweck dieser 
Änderung oder Neuordnung beantragen können. 

Erachtet die Genehmigungsbehörde eine solche Leistung für 
erforderlich, so hat sie diese in dem Bescheide festzusetzen oder ihre 
Festsetzung einem weiteren Bescheide vorzubehalten. Sie ist hierbei 
an die etwa gestellten Anträge nicht gebunden. 

Die Ansiedlungsgenehmigung kann von dem Nachweise, daß 
die Leistung erfüllt ist oder von der Bestellung einer Sicherheit, die 
für die Erfüllung haftet, abhängig gemacht werden. 

Macht der Antragsteller von der Ansiedlungsgenehmigung Ge- 
brauch, so ist er zu den Leistungen verpflichtet.“ 

Diese Bestimmung reicht aber vielfach nicht aus, insbesondere 
nicht bei Neuanlagen industrieller Unternehmungen innerhalb des 
Weichbildes eines Ortes, um die sich übrigens nicht nur auf dem 
Gebiete der Kirchensteuer, sondern auch bei Unterhaltung der 
Volksschulen und auf dem Gebiete der öffentlichen Armenpflege 
geltend machenden Unzuträglichkeiten zu beseitigen. — 

In bezug auf ländliche neue Ansiedlungen gibt eine geringe 
Verbesserung dieser Verhältnisse das in Ausführung des Reichs- 
siedlungsgesetzes vom 11. August 1919 (RGBI I, S. 1429); dazu die 
Abänderungsgesetze vom 7. Juni 1923 (RGBI I, S. 364) und 18. Aug. 
1923 (RGBI S. 805) und das von Preußen erlassene Gesetz über die 
Genehmigung von Siedlungen vom I. März 1923 (GS S. 49). Hierin 
ist für die außerhalb einer im Zusammenhang gebauter Ortschaften 
geplanten Ansiedlungen im Sinne des Reichsansiedlungsgesetzes be- 
stimmt, daß sie der Genehmigung der zuständigen Landeskultur- 
behörde bedürfen. Diese hat für kirchliche Interessen die beteiligten 


kirchlichen Verbände darüber zu hören, ob infolge der Ansiedelung 


Anlagen im Öffentlichen Interesse erforderlich erscheinen oder eine 
Änderung oder Neuordnung der Gemeinde-, Kirchen- oder Schul- 
verhältnisse in Frage kommt. Ist dies der Fall, so sind die Beteiligten 
— also die Kirchenvorstände — berechtigt, innerhalb 14 Tagen beim 
Kulturamte die Festsetzung besonderer Leistungen für den Zweck 
dieser Änderung oder Neuordnung zu beantragen ($9). Der Präsident 
des Landeskulturamtes setzt fest, ob und in welchem Maße der die 
Siedlung Beantragende zu den Leistungen oder Kosten beizutragen 
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hat, die durch die Änderung oder Neuordnung der Gemeinde-, Schul- 
oder Kirchenverhältnisse erforderlich werden ($ 12). 

3. Katholiken. a) Die Begründung besagt folgendes: 

„Zur Beantwortung der Frage, wer als Katholik anzusehen ist, 
bietet der vorliegende Entwurf keinen Raum, weil die Konfession 
bzw. die auf ihr beruhende Gemeindezugehörigkeit noch in anderen 
Beziehungen, z. B. für das Wahlrecht ($ 25 des Gesetzes vom 20. Juni 
1875; jetzt $4ff. des G. v. 24. Juli 1924s. u. C II Nr. 16 5. 310) von 
Bedeutung ist. Die Frage wird im Streitfalle von den zuständigen 
Behörden nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen und 
nach kirchenrechtlichen Grundsätzen zu entscheiden sein, übrigens 
wohl auch nur selten zu Zweifeln Anlaß geben.‘‘ Diese Ausführungen 
Müssen auf Grund der bestehenden Gesetze als richtig anerkannt 
werden, 

Als Katholiken werden gemäß Gesetz vom 4. Juli 1875 — 
GS 5.333 _ staatsseitig auch die sogen. Altkatholiken angeschen 
— wie schon zu $ 1 Anm. 1 8.70 bemerkt —, sofern sie nicht in 
Sesetzlicher Form ihren Austritt aus der katholischen Kirche erklärt 
haben. Vgl. Entsch. des ObTrib. vom 11. Sept. 1874, Bd. 73 S. 1ff.— 

ntsch, OVG vom 14. Mai 1890, Bd. 19 S. 210. 
Altkatholische Gemeinden befinden sich heute nur an solchen 
rten, in welchen auch katholische Gemeinden bestehen. Einen ab- 
Segrenzten Kirchengemeindebezirk innerhalb der Orte, in welchen 
SIe sich befinden, besitzen sie nicht. Die staatsseitige Zurechnung 
der Altkatholiken zur katholischen Kirche ist für die Kirchen- 
Steuerpflicht der Katholiken praktisch kaum von Bedeutung. Eine 
„eranziehung der Altkatholiken zur Kirchensteuer für die katho- 
lischen Kirchengemeinden erfolgt nicht, da hierin eine Anerkennung 
Ihrer Zugehörigkeit zur katholischen Kirche liegen würde. Wer 
Aus einer römisch-katholischen Pfarrei in eine altkatholische 
farrei übertritt, hört auf, Mitglied der ersteren zu sein. Ihr 
Segenüber erlischt seine Beitragspflicht, soweit sie das Gesetz 
"echt aufrecht erhält. OVG Bd. 61, S. 92. 

Die sogenannten Deutsch-Katholiken und Griechisch- 
K Atholiken werden auch staatlicherseits nicht als zur Katholischen 
Kirche gehörig betrachtet. BER” 

b) Die Kirchensteuerpflicht setzt nichtdiesstattgehabte kirchliche 
Trauung voraus. — Ein Katholik wird nicht dadurch kirchensteuer- 
Chmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 6 
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frei, das er seine Trauung lediglich von einem evangelischen 
Geistlichen vollziehen läßt und die evangelische Erziehung seiner 
künftigen Kinder zusagt. OVG Bd. 67, S. 265. Auch der bloß 
kirchlicherseits ausgesprochene Ausschluß aus der Kirche verhindert 
die Heranziehung des Ausgeschlossenen zur Kirchensteuer solange 
nicht, als er nicht rechtsgültig ausgetreten ist oder sonst $3 d. G. 
Platz greift. 

c) Die Entscheidung darüber, objemand alsKatholik an- 
zusehen ist, wird gemäß der $$ 22, 23, 27 dieses G. in I. Instanz 
der Kirchenvorstand, in II. Instanz nach gutachtlicher Äußerung 
der bischöflichenBehörde die Staatsbehörde(derRegierungspräsident), 
in letzter Instanz das Oberverwaltungsgericht zu treffen haben, in 
der letzten Instanz freilich nur innerhalb der durch $ 27 des G, 
gezogenen Grenzen. 

d) Es entspricht nicht der katholischen Anschauung, daß die 
staatlichen Behörden über die Angehörigkeit zur katholischen 
Kirche entscheiden. Vielmehr ist dies Sache der hierzu berufenen 
kirchlichen Organe. Der Abg. Dauzenberg äußerte sich hierüber in 
sehr treffender Weise in der 14. Sitzung des Hauses der Abgeordneten 
vom 16. Febraur 1875, Sten. Bericht S. 279: 

„Nun bin ich der Meinung, daß über die Frage, wer Mitglied 
der katholischen Kirche sei, die Staatsregierung gar nicht befinden 
kann; sie ist dazu durchaus nicht befugt und gar nicht in der Lage, 
diese Frage lösen zu können. Die Frage nach der Angehörigkeit zur 
Kirche muß sie eben den berufenen Organen in der Kirche überlassen, 
und weil die Kirche staatlich anerkannt ist, den mit der Verfassung 
der Kirche also auch staatlich anerkannten Organen derselben.“ 

Immerhin bedeutet der Zustand, wie er sich nach dem G.stellt, 
eine Verbessserung gegenüber der bis dahin geltenden Rechtslage. 
Früher konnte die Staatsbehörde von einer gutachtlichen Äußerung 
des Bischofs vollständig absehen und allein selbständig entscheiden. 
Bei der hohen achtunggebietenden Stellung der Bischöfeinnerhalb der 
Kirche und gegenüber dem Staate werden auch ihre Äußerungen fast 
stets von bedeutendem, wenn nicht ausschlaggebendem Einfluß 
auf die Entschließungen und Entscheidungen der Staatsbehörde 
sein. Da ein Mehr bei der Beratung des G. nicht zu erreichen war, 
ist immerhin diese Besserung zu begrüßen. 

Auch geht die Entscheidung nicht dahin, daß der Beschwerde- 


— 2 — 


Steuerpflicht. $ 2. 


führer Katholik gemäß seines kirchlichen Standpunktes sei oder 
nicht sei, sondern daß er nach den bestehenden Landes- 
Sesetzen als Katholik anzusehen, für einen solchen zu 
halten sei oder nicht. Und zwar hat diese Entscheidung Be- 
“eutung nur für die Frage, ob der Staat seinen Arm zur 
Zwangsvollstreckung leihe oder nicht. 

‚4. Selbständige Besteuerung von Frauen und 
Kindern. Ob Ehefrauen, die nach $ 10 BGB den Wohnsitz 
je Ehemannes, ob Kinder, die nach $ Il BGB als eheliche 
Kinder den Wohnsitz des Vaters, als uneheliche Kinder den der 
Mutter, als Adoptivkinder den des Annehmenden teilen, selbständig 
zur Steuer herangezogen werden können, richtet sich vor allem 
nach den $$ 2223 des REStG. $ 22 lautet in dem maßgebenden 
Absatz 1: 

„Dem Einkommen eines unbeschränkt steuerpflichtigen Ehe- 
Mannes wird das Einkommen seiner Ehefrau hinzugerechnet, so- 
lange sie unbeschränkt steuerpflichtig ist und nicht dauernd von ihm 
Setrennt lebt und zwar erstmals für das auf den Eintritt der Voraus- 
Setzungen folgende Kalender- oder Wirtschaftsjahr; die Ehegatten 
werden insoweit für den nach $ 10 maßgebenden Steuerabschnitt 
zusammen veranlagt.“ 
ti 323 lautet: „Dem Einkommen eines unbeschränkt steuerpflich- 
een Haushaltungsvorstandes wird das Einkommen seiner minder- 
Jährigen Kinder hinzugerechnet, solange sie unbeschränkt steuer- 
Pflichtig sind und zu seiner Haushaltung zählen, und zwar vom 

ntritt der Voraussetzungen an... Der Haushaltungsvorstand 
a die Kinder werden insoweit für den nach $ 10 maßgebenden 

Cuerabschnitt zusammen veranlagt. ... Als Kinder im Sinne des 

ji 1 Selten neben den Abkömmlingen des Haushaltungsvorstandes 
„en Stief-, Schwieger-, Adoptiv- und Pflegekinder sowie deren Ab- 
Ommlinge,“ 

lebe eben Ehefrauen dauernd getrennt vonihrem Ehemanne oder 

sie e Minderjähri ge Kinder nicht im Haushalte des Vaters, so können 

Stelb nn Sie steuerpflichtiges Einkommen oder Vermögen haben, 
era Ständig zur Steuer veranlagt und somit auch zur Kirchensteuer 
e Ngezogen werden. Dabei bleibt selbstverständliche Voraus- 
?ung, daß sie der katholischen Kirche angehören. Trifft diese 
Praussetzung nicht zu, so besteht für die Heranziehung der nicht- 
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katholischen Ehefrau und nichtkatholischen Kinder keine Mög- 
lichkeit. Inwieweit dann der katholische Ehemann für Kirchen- 
steuern haftet, ergibt der $5 des G. unten S. 96 ff. 


Für einkommensteuerpflichtige Kinder ist es hiernach 
von maßgebender Bedeutung, ob sie etwa schon vor Erreichung der 
Großjährigkeit aus der katholischen Kirche ausgetreten sind, was 
sie mit vollendetem 14. Lebensjahre tun dürfen. Siehe $5 des Ges. 
über die religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 (R. G.Bl. S.939; 
s.C I Nr. 3. S. 263). Durch dieses Gesetz sind alle ihm entgegen- 
stehenden Bestimmungen der Landesgesetze sowie Art. 134 des 
Einführungsgesetzes zum BGB, der die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die religiöse Erziehung der Kinder noch aufrecht 
erhalten hatte, aufgehoben. s. $ 8 des genannten Gesetzes. ES 
sind demnach außer Kraft gesetzt insbesondere in Preußen die 
88 77, 78, 81—84. 642 II 2 A.L.R., die Deklaration vom 21. Nov. 
1803 (GS S. 222) Kab.-Ordre vom 17. August 1825 (GS S. 221) und 
verschiedene Sonderbestimmungen in Schleswig-Holstein, in Neu- 
vorpommern und Rügen, in Hannover, im Jadegebiet, in Hessen- 
Nassau, in Frankfurt, in Helgoland und in den ehemals zu Bayern 
gehörigen Bezirken. Nach jenem Reichsgesetze ($ 4) sind Verträge 
über die religiöse Erziehung eines Kindes ohne bürgerliche Wirkung; 
nur bleiben solche Verträge in Kraft, soweit sie vor Verkündigung 
des Gesetzes, also vor dem 15. Juli 1921 abgeschlossen sind. Im 
übrigen siehe über die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen insbesondere $$ 1—3 des gen. Gesetzes. Die in dem $2 an- 
gezogenen Vorschriften des BGB lauten: 

$ 1627: Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das Recht 
und die Pflicht, für die Person und das Vermögen des Kindes zu 
sorgen. 

$ 1631: Die Sorge für die Person des Kindes umfaßt das Recht 
und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen 
Aufenthalt zu bestimmen. 

8 1634. Neben dem Vater hat während der Dauer der Ehe die 
Mutter das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu 
sorgen. Bei einer Meinungsverschiedenheit der Eltern geht die 
Meinung des Vaters vor. - 

5. Kirchengemeinde und Gemeindeverbände. Der 
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Begriff ‚Kirchengemeinde‘ ist umfassender als derjenige der 
„Pfarrgemeinde“. S.oben S. 69 f. und unten Anm. 6. 

An die Stelle der einzelnen katholischen Kirchengemeinden in 
Ortschaf ten, welche mehrere durch gemeinsame Vermögensverwaltung 
nicht verbundene Kirchengemeinden umfassen, können Gemeinde- 
verbände treten. Das Nähere hierüber s. $ 34 dieses G., und 
9822 ff. des Ges. v. 24. Juli 1924. (s. unten C II Nr. 16. 8.315.) 

j 6. Kirchengemeinde‘ und „Pfarrgemeinde“. Mit- 
lieder von Filial- oder Kapellen- usw. Gemeinden (s. Anm. I zu $ 1) 
können, wenn für diese Gemeinden nicht besondere Vermögens- 
verwaltung besteht, unmittelbar zu den Kirchensteuern der 

farrgemeinde herangezogen werden. Es empfiehlt sich dann mit 
Rücksicht auf etwaige besondere Bedürfnisse des Untersprengels, 
den Steuerumlagebedarf auf die Gemeindemitglieder, je nachdem 
Sie im Untersprengel oder im übrigen Teile der Pfarrgemeinde 
wohnen, verschieden zu verteilen, was zulässig ist. Auch 
Kirchengemeinden mit eigener Vermögensverwaltung innerhalb 
Eines Pfarrbezirks bleiben an die Pfarrei steuerpflichtig, wenn 
etwas anderes in der Errichtungsurkunde nicht gesagt ist. Kirchen- 
Semeinden, die aus dem Pfarrbezirke ausgeschieden sind, ohne selbst 

farrgemeinde zu werden (sog. Kuratiegemeinden) sind an die frü- 
here Pfarr- (Mutter-) Gemeinde nicht mehr steuerpflichtig. 

7. Militär- und Anstaltsgemeinden. 

. . &) Nach 835 S. 185 ff. findet das katholische Kirchensteuergesetz 

Jedoch auf Militär- und Anstaltsgemeinden keine Anwendung, 

°. auch Anm. I zu $1 und $.186 Zur Militärgemeinde gehören 

Nach $ I der Verordnung vom 19. Oktober 1904 (GS S. 273) be- 

Sonders: 

die e die Personen des Soldatenstandes, die Militärbeamten und 
 Zivilbeamten der Militärverwaltung des aktiven Heeres (jetzt 

Cichswehr); 

2. die nicht zum Soldatenstand gehörigen Offiziere A la suite und 
fätsoffiziereäla suite, wenn und so lange sie zu vorübergehender 
Enstleistung zugelassen sind; s£ 
und 3. die zur Disposition gestellten und verabschiedeten Offiziere 

Sanitätsoffiziere, wenn und so lange sie als solche im aktiven 
°ere wieder Verwendung finden; 

4. die Mitglieder der Landgendarmerie (jetzt Landjägerei); 
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5. die nicht unter Ziffer 3 fallenden zur Disposition gestellten 
Offiziere und Sanitätsoffiziere. 

Für den Begriff des aktiven Heeres (Nr. 1) kommt jetzt in Be- 
tracht das Reichswehrgesetz vom 23. März 1921 (RGBl S. 329). 
Demnach ($ 1) ist die Reichswehr die Wehrmacht. Sie wird gebildet 
aus dem Reichsheer und der Reichsmarine, die aus freiwilligen 
Soldaten und nicht im Waffendienst tätigen Militärbeamten ge- 
bildet und ergänzt werden. Zu den Soldaten gehören die Offiziere 
aller Gattungen, die Deckoffiziere, Unteroffiziere und Mannschaften. 

Hiermit übereinstimmend hat der Reichsfinanzminister laut 
Erlaß vom 8. Mai 1926(III B 1077, IIIf 961) erklärt, daß zum Militär- 
stand gehören die Soldaten (Offiziere aller Gattungen, Deckoffiziere, 
Unteroffiziere und Mannschaften), die Militärbeamten und die Zivil- 
beamten der Wehrmacht, 

Ebenso entschied das Reichsgerichtt RGZ Bd. 68. S. 302: 
„Unter Heer im Sinne des $ 1, Abs. 1, Ziffer 1 der Verordnung vom 
19. Oktober 1904 ist das deutsche Heer zu verstehen. Dazu ge- 
hörte nicht die frühere Schutztruppe.‘“ Demnach auch jetzt nicht die 
sog. Schupo. 

„Die in der Verwaltung der Reichswehrmacht angestellten 
Zivilbeamten gehören zum Militärstande und sind deshalb von der 
Kirchensteuerpflicht in ihrer Wohnsitzgemeinde befreit.“ OVG 
Bd.79, S.95 . ‚Die zur Disposition gestellten, durch Verordnung 
des Reichspräsidenten vom 21.1.1920 verabschiedeten Offiziere 
sind nicht mehr Mitglieder der Hof- und Garnisonkirche zu Pots- 
dam‘ OVG Bd. 77, S. 286. 

„Wer zum Militärstand gehört, ist in seiner Wohnsitzkirchen- 
gemeinde auch dann nicht steuerpflichtig, wenn er nicht Mitglied 
einer Militärgemeinde ist.‘“ OVG Bd. 72, S. 245. 

Nach $2 a.a.O. gehören während der Dauer der Zugehörigkeit 
der im $ I genannten Personen auch deren Ehefrauen sowie deren 
eheliche und den ehelichen gleichstehende Kinder ($$ 1591, 1699, 
1719, 1736, 1757 des BGB), so lange sie sich in der elterlichen Ge- 
walt des Vaters und im elterlichen Hause befinden, zur Militär- 
gemeinde. Bei all diesen Personen begründet der Wohnsitz nicht 
die Zugehörigkeit zu der Kirchengemeinde des Wohnortes. Vgl. 
Militärkirchenordn. vom 12. Februar 1832 — GS S. 69. 

b) Zuden Anstaltsgemeinden zählen nicht nur die Personen, 


Steuerpflicht. $ 2. 
welche den Zwecken der Anstalt gemäß zur Hebung des sittlichen 
oder körperlichen Wohles in denselben Aufnahme finden, sondern 
auch die Angestellten der Anstalt. 

8. Staatsangehörigkeit. Die Staatsangehörigkeit ist nicht 
Erfordernis für die Heranziehung zur Kirchensteuer. Die Steuer- 
Pflicht von Ausländern für eine inländische katholische Kirchen- 
gemeinde ist daher lediglich abhängig von dem Wohnsitz und 
ihrer katholischen Konfession. s. OVG Bd. 52, S. 244. Vgl. Be- 
Sründung, S.21, Nr. 4. Jedoch wird es sich mit Rücksicht auf $ 23, 
Abs. 3 (S. 160) in der Regel empfehlen, von der Heranziehung oder 
Veranlagung von Ausländern abzusehen. AA vom 24. März 1906 
unter C I Nr. 1. S. 205. ’ 

9. Wohnsitz. Nicht der Aufenthalt, sondern derWohnsitz in 
dem örtlichen Bezirk der Kirchengemeinde ist für die kirchliche Be- 
steuerung maßgebend. Falls ein durch seinen Wohnsitz schon länger 
subjektiv Steuerpflichtiger, der bisher mangelsEinkommens kirchen- 
Steuerfrei war, im Laufe des Kirchensteuerjahres Einkommen zu 
beziehen beginnt, kann ererstimfolgenden Jahrenach derEinkommen- 
Steuerveranlagung zur Kirchensteuer herangezogen werden. Für 
das voraufgegangene Jahr selbst fehlt es an einem Maßstab für eine 
Kirchensteuererhebung. 

‚ Der Begriff des Wohnsitzes ergibt sich. aus den $8 7—11 
des BGB, welche lauten: u: f 
. -$7. Wer sich an einem Orte ständig niederläßt, begründet an 
diesem Orte seinen Wohnsitz. 

Der Wohnsitz kann gleichzeitig an mehreren Orten bestehen. 

Der Wohnsitz wird aufgehoben, wenn die Niederlassung mit dem 
Willen aufgehoben wird, sie aufzugeben. 3 2 

$8. Wer geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit be- 
Schränkt ist, kann ohne den Willen seines gesetzlichen Vertreters 
Einen Wohnsitz weder begründen noch aufheben. 

$9. Eine Militärperson hat ihren Wohnsitz am Garnisonorte. 
Als Wohnsitz einer Militärperson, deren Truppenteil im Inlande 

einen Garnisonort hat, gilt der letzte inländische Garnisonort des 
Truppenteils. 

Diese Vorschriften finden keine Anwendung auf Militärpersonen, 
die Nur zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder die nicht selbstän- 
dig einen Wohnsitz begründen können. i 
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$ 10. Die Ehefrau teilt den Wohnsitz des Ehemannes. Sie teilt 
den Wohnsitz nicht, wenn der Mann seinen Wohnsitz im Ausland 
an einem Orte begründet, an den die Frau ihm nicht folgt und zu 
folgen nicht verpflichtet ist. Solange der Mann keinen Wohnsitz 
hat oder die Frau seinen Wohnsitz nicht teilt, kann die Frau selb- 
ständig einen Wohnsitz haben. 

$ 11. Ein eheliches Kind teilt den Wohnsitz des Vaters, ein un- 
eheliches Kind den Wohnsitz der Mutter, ein an Kindes Statt an- 
genommenes Kind den Wohnsitz des Annehmenden. Das Kind be- 
hält den Wohnsitz, bis es ihn rechtsgültig aufhebt. Eine erst nach 
dem Eintritt der Volljährigkeit des Kindes erfolgende Legitimation 
oder Annahme an Kindes Statt hat keinen Einfluß auf den Wohn- 
sitz des Kindes. 

Nach diesenBestimmungen, insbesondere nachdem $7 cit., genügt 
der Besitzvon Grundstücken oder der Betriebeines Gewerbesallein zur 
Begründung des Wohnsitzes nicht; ebensowenig der vorübergehende 
Aufenthalt in einem Absteigequartier, selbst dann nicht, wenn 
darin ständig Familienangehörige wohnen oder eigene Möbeln unter- 
gebracht sind. Die polizeiliche Anmeldung ist ein Beweis- 
moment für den Wohnsitz, aber nicht der einzige Beweis. Zum 
Vorhandensein eines Wohnsitzes ist nur erforderlich, daß in der 
die ständige Niederlassung darstellenden Wohnung ein dauernder, 
nicht aber vorübergehender Aufenthalt genommen wird (OVG 
Bd.70, S.315). Wer nur zur Besorgung gewisser Kreise seiner 
Angelegenheiten an einem Orte eine Wohnung mietet, im übrigen aber 
seine Familienwohnung an einem anderen Orte benutzt, hat nur in 
letzterem seinen Wohnsitz. (OVG Bd. 69, S. 284.) Saison- 
arbeiter, z. B. solche aus ländlichen Gegenden, die im Frühjahr 
im Industriegebiet Arbeit nehmen und im Herbst zu ihrer Familie 
in die Heimat zurückkehren, gelten als Personen mit we chselndem 
Wohnsitz, nicht alssolche mit doppeltem Wohnsitz. Gleich- 
gültig, wo eine Person die Reichs- und Staatsangehörigkeit besitzt, 
ist sie nach $2 des EStG grundsätzlich steuerpflichtig. Wenn 
sie jedoch aus völkerrechtlichen Gründen gemäß $5 des EStG von 
der Einkommensteuer befreit ist, ist sie auch von der Kirchensteuer 
frei zu lassen. 

10. Wohnsitz und Konfession. Die Angehörigkeit zur 
Kirchengemeinde wird sowohl von dem Wohnsitz in dem örtlichen 
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Bezirk, der Kirchengemeinde, wie von der katholischen Konfession 
abhängig gemacht. Die $$ 261—264 II. 11. ALR, auf welche dies 
sich gründet, bestehen noch zu Recht. Sie lauten: i 

$ 261. Doch soll niemand bei einer Parochialkirche von We 
anderen, als derjenigen Religionspartei, zu welcher er selbs 
sich bekennt, zu Lasten oder Abgaben, welche aus der Parochial- 
verbindung fließen, angehalten werden, wenn er gleich in dem 
Pfarrbezirk wohnt oder Grundstücke darin besitzt. en 

$262. Wer noch keinen beständigen Wohnsitz hat, TEL 
Eingepfarrter derjenigen Parochie, zu welcher seine Eltern ge 
haben, b j 

Werden Wohnsitz seiner Eltern aufgegeben und keinen 
anderen erwählt hat, ist nirgends eingepfarrt. ER 

$ 264. Wer einen doppelten Wohnsitz hat, ist bei der Se 
kirche eines jeden derselben als Eingepfarrter verpflichtet. S. 
$4 8.91 FF, ‚ 

Die vorstehenden Paragraphen sind in extenso 
Sie sehr wohl bei Feststellung der Kirchensteuerpflicht zur ge 
lichen Grundlage dienen können. 


S 3. 
Tage des 
Die Steuerpflicht beginnt! mit dem ersten 
auf die Begründung des Wohnsitzes (82) Tokgeliden Mon = 
Sie erlischt, unbeschadet der Vorschrift E rn 
Gesetzes, betreffend den Austritt aus der Kirche vom 14. 

(Gesetzsammi, $. 207 ®, 2 
a) durch den Toll des Steuerpflichtigen mit I a 
laufe des Monats, in welchem der In 2 2: a 
b) durch das Aufgeben des Wohnsitzes ($ 2) ae Aa 
laufe des Monats, in welchem der on 
tatsächlich aufgegeben worden ist, sofern & en 
zu diesem Zeitpunkte der KircHeng Ren e en 

keine Anzeige? erstattet worden ist, erst m 


Ablaufe des folgenden Monats. 


; h 

l. Beginn und Ende der Steuerpflicht. De 

Tegelt den Beginn und die Beendigung der on , 
Pflicht neu und in ansprechender Weise. Bis zum Er 


ui 80 
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war die Aufhebung der Steuerverpflichtung geknüpft an eine der 
Kirchenbehörde zu erstattende Anzeige von einer jene begründenden 
Veränderung und erlosch mit Ende des Monats, in welchem diese 
Anzeige erstattet wurde. s.$ 1, Abs. 4 Gesetz über die Verjährungs- 
fristen bei öffentlichen Abgaben vom 18, Juni 1840 (GS S. 140). 
Bei versehentlichem Unterlassen der Anzeige konnte daher der 
Steuerpflichtige in der alten und in der neuen Gemeinde, in welche 
er aus jener seinen Wohnsitz verlegte, gleichzeitig voll zur Kirchen- 
steuer herangezogen werden, war also unter Umständen einer 
längeren Doppelbesteuerung ausgesetzt. 

Entsprechend dem Grundsatz, daß die Kirchensteuerpflicht 
auf dem Wohnsitz beruht, beginnt sie mit der Begründung und 
endet mit dem Verluste des Wohnsitzes (Tod — Aufgeben). 
Sie beginnt mit dem ersten Tage des auf die Begründung des Wohn- 
sitzes folgenden Monats und endet dementsprechend mit dem Ab- 
laufe des Monats, in welchem der Verlust des Wohnsitzes eintritt. 
Eine Doppelbesteuerung ist sonach ausgeschlossen, und es wird durch 
Verlegung der Stichtage auf Ende und Anfang des Monats, welche in 
Anlehnung an $ 60 Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 
(GS S. 152) erfolgt ist, die Berechnung der Steuern erheblich ver- 
einfacht. Anderseits erhalten diese Bestimmungen ‚‚ihre eigentliche 
Bedeutung durch die Vorschrift im ersten Absatz des $ 9, wonach die 
Kirchensteuern in der Regel für das Rechnungsjahr umzulegen sind“. 
Der Steuerbeitrag jedesPflichtigen kann also nach Verhältnis seiner 
Wohnsitzzeit im Rechnungsjahre (s. $ 16, Abs.2) und zwar nach vollen 
Monatsraten zweifelsfrei bestimmt werden (s. Begründung S. 22, 
Abs. 1). Vgl. AA v. 24. März 1906 unter C INr. 1 zu III. C.S. (206). 

2. Das Ges. vom 14. Mai 1873 ist inzwischen geändert durch das 
Gesetz, betr. den Austritt aus den Religions-Ges. öffentl. Rechts 
v. 30. Nov. 1920 (s. u.C I Nr. 2 S. 259). Über die Wirkung des 
Austritts f. $2, S. 260. 

3. Im Interesse der Ordnung konnte von einer Anzeige nicht 
völlig abgesehen werden. Es ist daher als Folge ihrer Unterlassung 
die Aufrechterhaltung der Steuerpflicht für den folgenden Monat 
bestimmt. Es tritt also hier eine einmonatliche Doppelbesteuerung 
als eine Art Ordnungsstrafe für die Nichtbeobachtung der Anzeige- 
pflicht ein. 

Nur eine bis zum Ablauf des Monats, in welchem der Wohnsitz 


— 90 — 


Steuerpflicht. $ 4. 


aufgegeben wird, der Kirchengemeinde erstattete Anzeige, nicht 
aber die polizeiliche Abmeldung kann das Erlöschen der Steuer- 
pflicht mit dem Ablauf des bezeichneten Monats herbeiführen. 
OVG Ba.61l, S. 104. u 

Die Austrittserklärung des Vaters aus der Kirche wirkt ER 
religionsunmündiges Kind — also für ein Kind vor nr 
14. Lebensjahre — nur, wenn sie ausdrücklich für das Kin 
egeben ist. Bd. 69 S. 290. 
i- De ee der Kirchengemeinde (in der vorgeschriebenen 
Form) bewirkt die Befreiung gegenüber der Kirchen en LE 
der Steuerpflichtige bisher angehört hatte. Die Wirkung Be Sa 
dadurch ausgeschlossen, daß der Austretende a 2 = 
anderen Kirche gleichen Bekenntnisses angehört. . 
S. 227. ‚ 

4. Erstattung von Kirchensteuern. In der ee 
$. 22, Abs.2 heißt es hierzu: „‚Steuern, welche für einen nr a 
Sezahlt sind, für welchen gemäß $ 3 die Steuerpflicht nicht er 
bestand, sind zu erstatten; die Erstattung kann In n ei 
$$ 21 ff, vorgeschriebenen Verfahren gefordert werden, wobel air: 
verständlich die Fristbestimmung in Absatz 2 des $ 21 nicht 2 


Anwendung kommt.“ 


sa. 

ersonen!,? mit mehr- 
innerhalb und außer- 
rbleibt derjenige 
Grundvermögen, 


Bei der Heranziehung von P 
fachem® Wohnsitze innerhalb oder 
halb des Preußischen Sa aES BIER 
Teil des Gesamteinkommens, welc 
Banden. can gewerblichen Anlagen eisen En as 
Bergwerke, aus Handel und Gewerbe an „ Es 

ergbaues, sowie aus der Beteiligung Bu e anne 
nehmen einer Gesellschaft mit Be en: 
fließt, der Kirchengemeinde, in deren Bezir etijeütt 
vermögen oder der Betrieb belegen ist. nr ee lad 
dieser Teil mehr als drei Vierteile des Gesamte 
m nn 


i i Abs. 4 bestimmt: : 

! Die Novelle in Art. 1 $1, Abs. 4 bes 81 — findet auf die 
‚sd4d s vom 14. Juli 1905 — GS. 25 dung.“ 
Herdfzichung GE Msvermögenssteuer sinngemäß Arwe ung: 
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des Steuerpflichtigen, so ist diejenige Kirchengemeinde, 
in welcher das steuerpflichtige Einkommen weniger als 
ein Vierteil des Gesamteinkommens beträgt, berechtigt, 
ein volles Vierteil des Gesamteinkommens für sich zur 
Besteuerung in Anspruch zu nehmen. Steht dieser An- 
spruch mehreren Kirchengemeinden zu, so ist das Vierteil 
nach der Zahl dieser Gemeinden zu verteilen. 

Im übrigen dürfen Personen mit mehrfachen Wohnsitz 
innerhalb des Preußischen Staatsgebietes in jeder Kirchen- 
gemeinde nur mit dem der Zahl dieser Gemeinden ent- 
sprechenden Bruchteil ihres Einkommens herangezogen 
werden, 

Die Vorschriften des 850 Abs. 4 des Kommunal- 
abgabengesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 30. Juli 
1895 (GS 409) und des $ 5l des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 (GS 152) finden sinngemäß 
Anwendung3,$. 

1. Der Zweck des $ 4. Hierüber handelt ausführlich die 
AA (s.u. C INr. I) zu $4 (unter III D S. 206 ff.). Der $ 4, 
gegeben zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung, enthält 
eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem früheren Rechte. Nach 
$ 264 Teil II Tit. 11 des ALR (s. Anm. 10 zu $2 5.89) war die 
Doppelbesteuerung statthaft, es sei denn, daß kirchliche Beiträge 
nach Maßgabe der Grund- (Gebäude-) und Gewerbesteuer er- 
hoben wurden ($$ 265, 739 a.a. O.). 

In der Praxis wurde jedoch in neuerer Zeit unter Außeracht- 
lassung der landrechtlichen Bestimmung und unter analoger An- 
wendung der zur Vermeidung einer kommunalen Doppelsteuerung 
gegebenen Vorschriften in $$ 47 ff. des Kommunalabgabengesetzes 
vom 14. Juli 1893 von den zuständigen staatlichen Behörden ‚,‚im 
Verwaltungswege die Anwendung der gleichen Grundsätze auch bei 
kirchlichen Umlagen gefordert. Die den Vorschriften des Kommunal- 
abgabengesetzes vom 14. Juli 1895 (s. $$ 47 ff.) nachgebildeten Be- 
stimmungen des Entwurfs“ (d. i. das vorliegende Gesetz) ‚‚erscheinen 
sonach lediglich als die gesetzliche Feststellung der seit nahezu zwei 
Jahrzehnten geübten Praxis. Sie gründen sich auf das gegenwärtige 
Rechtsbewußtsein von der Unzulässigkeit jeder Doppelbesteuerung.“ 
(Begründung S. 23.) 
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Die Vorschriften über Doppelbesteuerung können weder a 
Sinngemäße Anwendung anderer Gesetze noch auch aus tr 
gründen, auch nicht aus Observanz erweitert werden. OVG Bd. 7, 
S. 275. ß 

Ist der Steuerpflichtige zur Kirchensteuer in mehreren Be 
gemeinden herangezogen, so kann er den Antrag auf ve RN 
nicht stellen, wenn er gegen die letzte Heranziehung re 
gelegt und darauf Einspruchsbescheid erhalten hat. OVG Bd. 73, 
S. 294. i i 

Hat ein Steuerpflichtiger außer im Bezirk einer En 
noch einen Wohnsitz in einer außerpreußischen Kirchengeme BE 
so verbleibt der ersteren die Befugnis zur oz 
Steuerung des Gesamteinkommens, soweit nicht der ee, 
in der außerpreußischen Kirchengemeinde radiziertes 
hat. OVG Bd. 70, S.311. 

2. Personen und Mn 
Aufgestellten Prinzip kommen auch hier nur phyS { 
in Betracht. and nur solche, welche sich nicht a u 
beteiligten Gemeinden aufhalten, sondern darin einen FaRBe ke 
haben. (Vgl. oben Anm. 9 zu $2.) Es versteht sich och auch 
selbst, daß der $ 4 weder bei juristischen Personen, am nicht 

ei Forensaleinkommen Platz greift; letzteres um Se oe 
»Weil eine Kirchengemeinde, in deren Bezirk De dient 
Betriebe liegen, deren Einkommen eine ihr durch Rn niemals 
Angehörige Person genießt, dieses ee en a Doppel- 
in derLage ist“. (Begründung S.23.) Die Möglic Gemeinden Ein 
Desteuerung besteht eben nur für die in mehreren De der Reichs- 
Sepfarrten und zwar nur hinsichtlich der a, has 
Einkommensteuer und Reichsvermögenssteuer zu den KT Se Dana 
ensowenig dürfen Neuanziehende, welche gemäß $$ Be 
nd 50 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes zu a keinen 
erangezogen werden können, wenn sie zwar in der ee aufhalten, 
Wohnsitz haben, wohl aber darin über drei Monate ar weil 
in der Aufenthaltsgemeinde mit Kirchensteuer en ER 
das Kirchensteuergesetz eine den bezüglichen Bes ah nicht 
Ommunalabgabengesetzes entsprechende Sonderv Zensiten in der 
enthält und überall dasPrinzip, daß ein Wohnsitz des 
emeinde begründet sein muß, festgehalten hat. 
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3.Mehrfacher Wohnsitz. Die Anwendung des $ 4 setzt das 
Vorhandensein eines mehrfachen Wohnsitzes voraus. Für den 
Begriff des Wohnsitzes in $ 4 bleibt zu beachten, daß hier die 
kirchliche Wohnsitzgemeinde in Betracht kommt. Sie deckt sich 
nicht immer mit der politischen Gemeinde, umfaßt vielmehr häufig 
(besonders auf dem Lande) mehrere politische Gemeinden, oder 
erstreckt sich z. B. in großen Städten nur über einen Teil der 
politischen Gemeinde, ‚,‚so daß im kirchensteuerlichen Sinne mehrere 
Wohnsitze innerhalb derselben politischen Gemeinde denkbar sind, 
während mehrere Wohnsitze in verschiedenen politischen Gemeinden, 
sofern letztere zu derselben Kirchengemeinde gehören, als ein 
Wohnsitz zu gelten haben.‘ (Begründung S. 23 Abs. 3.) 


Wenn der Zensit zu zwei an sich steuerberechtigten Gemeinden 
gehört, z. B. wenn innerhalb einer Parochie noch ein rechtsfähiger 
kleiner kirchlicher Verband mit selbständigen Aufgaben (z. B. eine 
Kapellengemeinde — s. 0. S.69f.—) besteht, so besitzt er eine zwei- 
fache Gemeindezugehörigkeit (Begründung S. 23). Diese Steuer- 
pflichtigen unterliegen daher in solchen Fällen in beiden Gemeinden 
der vollen Kirchensteuer. 


Ob ein Steuerpflichtiger einen doppelten Wohnsitz hat, läßt sich 
nur aus den Umständen des einzelnen Falles erkennen. Er wird vor- 
liegen, wenn jemand ‚‚bei regelmäßig wiederkehrender Abwechse- 
lung der ständigen Niederlassung etwa im Winter in der Stadt, 
im Sommer auf dem Lande wohnt“. 


4. Verteilung der Steuer bei mehrfachem Wohn- 
sitz. Bei Regelung der Kirchensteuerverhältnisse einer (physischen) 
Person mit mehrfachem (kirchlichem) Wohnsitze kommt es vor allem 


darauf an, woraus das Einkommen derselben besteht. Die Begrün- | 


dung S.23 stellte folgende Grundsätze auf: 


‚„‚l. Bei der Heranziehung von Personen mit mehrfachem Wohn- 
sitz innerhalb oder innerhalb und außerhalb des preußischen Staats- 
gebiets zur Kirchensteuer verbleibt derjenige Teil des Gesamt- 
einkommens, welcher aus Grundvermögen, Handels- oder gewerb- 
lichen Anlagen (einschließlich der Bergwerke), aus Handel oder 
Gewerbe (einschließlich des Bergbaues), sowie aus der Beteiligung 
an dem Unternehmen einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
fließt, derjenigen (kirchlichen) Wohnsitzgemeinde, in welcher das 
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Grundvermögen oder der Betrieb belegen ist, gleichviel, ob Br 
Gemeinde innerhalb oder außerhalb des preußischen Staatsgebiets 
liegt. 

2. Beträgt dieser Teil in einer innerhalb oder en 
preußischen Staatsgebiets gelegenen (kirchlichen) Wohnsitzgemein 
mehr als drei Vierteile des Gesamteinkommens, SO ist en 
(Kirchliche) Wohnsitzgemeinde innerhalb des preußischen Er in 
gebiets, in welcher das steuerpflichtige Einkommen weniger als : 
Vierteil des Gesamteinkommens beträgt, befugt, ein volles We 
des Gesamteinkommens zur Kirchensteuer heranzuziehen. ne 
dieser Anspruch mehreren (kirchlichen) Wohnsitzgemeinden ae 
halb des preußischen Staatsgebietes zu, so ist der Mehrbetrag 
der Zahl dieser Gemeinden zu verteilen. e 4 

3. Im übrigen dürfen Steuerpflichtige mit ER ns 
sitz innerhalb des preußischen Staatsgebiets In Jede chenden 
Wohnsitzgemeinde nur von einem ihrer Gesamtzahl nn mung 
Bruchteil des Einkommens herangezogen werden. Diese n s Er des 
hat zur Folge, daß (kirchliche) Wohnsitzgemeinden au at mi 
Preußischen Staatsgebiets bei Ermittlung der Anteile en kommen 
Sezählt werden. Zu dem zur Verteilung gelangenden m winn- 
gehört nicht nur das Einkommen aus Kapitalvermögen a aus 

Tingender Beschäftigung, sondern auch solches Ein : ehaten 
Grundbesitz und Betrieben, welches nicht nach der nn a ein 
estimmung einer Kirchengemeinde — 2. B- wegen . r ; Grund: 
Wohnsitzes in ihr — vorweg zu überlassen ist, gleichviel, 0 nötschen 
besitz oder Betriebe innerhalb oder außerhalb Le usw. 
Staatsgebietes liegen; bei außerpreußischem oe 2 n daraus 
allerdings unter der Voraussetzung, daß das Einkomsme t (6. $6 
nicht etwa von der Einkommensteuer gesetzlich befreit 18 (RGBI 
des Reichs-Einkommensteuergesetzes vom 10. Aug. ner irchlichen 
S. 189) und deshalb gemäß $7 des Entwurfs von lee 
esteuerung überhaupt nicht getroffen werden Bun egetz vom 
ätze ist jedoch durch das Reichseinkommensteuer&” traten, 
10. Aug. 1925 (RGBI S. 189) eine Änderung insofern tl 
Alses im $3 nur das inländische Einkommen der en wohnt, 
Wie lange der Steuerpflichtige in den einzelnen Geh emssteier® 
St gleichgültig. Zum Teil geht weiter das Reichsvermög 


Sesetz vom 10. Aug. 1925 ($2, Nr. 2). 
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Zur Erläuterung der Verteilung gibt die AA (s. u. C INr. 1) 
S. 208 f. eine Reihe von Beispielen, auf die hier verwiesen wird; vgl. 
auch Entsch. OVG Ba. 67, S. 255. 

5. Die hier in bezug genommenen Bestimmungen des Kommunal- 
abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 lauten: 

a) 350 Abs. 4: In allen Fällen ist das Gesamteinkommen des 
Steuerpflichtigen einzuschätzen und der so ermittelte Steuerbetrag 
dem Verhältnis des außer Berechnung zu lassenden Einkommens zu 
dem Gesamteinkommen entsprechend herabzusetzen. 

b)$51: Ist das der Staatseinkommensteuer unterliegende 
Gesamteinkommen eines Steuerpflichtigen nach seinen Teilen in 
mehreren preußischen Gemeinden steuerpflichtig, so darf das in 
diesen Gemeinden steuerpflichtige Einkommen im ganzen den Höchst- 
betrag derjenigen Steuerstufe nicht übersteigen, in welche der 
Steuerpflichtige bei der Veranlagung zur Staatseinkommensteuer ein- 
geschätzt worden ist. Zu diesem Behufe sind die Teile des Ein- 
kommens, sofern sie auch nach erfolgter Richtigstellung im ganzen 
den Höchstbetrag der Steuerstufe übersteigen, verhältnismäßig 
herabzusetzen (88 71—74). Besitzt der Steuerpflichtige in einer 
Gemeinde verschiedene Quellen von Einkommen, so sind dieselben 
für die Besteuerung in der Gemeinde als ein ganzes zu erachten. 
Über die Bedeutung dieser Paragraphen s. u. C I Nr. I zu III D 
7. S. 209. 

6. Nach den aus $4 sich ergebenden Grundsätzen ist fortan 
auch bei Heranziehung der Vermögenssteuer des Steuer- 
pflichtigen zu Kirchensteuerzuschlägen vorzugehen (s. Anm. 1). 


Ss 51, 

Der katholische? Teil einer gemischten Ehe ist von der? 
Hälfte des der kirchlichen Besteuerung zugrunde liegenden 
Steuersatzes! ($ 9), zu welchem der Ehemann veranlagt 
ist, zur Kirchensteuer heranzuziehen. 

Soweit die Ehefrau zu den Staatssteuern selbständig 
veranlagt wird, ist der katholische Teil nach Maßgabe 
seiner Veranlagung zur Kirchensteuer heranzuziehen. 


l. Zum $ 5 insgesamt sei vermerkt: 
Wie $4 enthält auch $5 eine wesentliche Verbesserung des 
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früheren Rechtes. Vgl. AA unter CI Nr.1 Ezu $5. S. 211. Mangels 
bestimmter gesetzlicher Vorschriften über die Besteuerung der Ehe- 
gatten, welche in einer „‚gemischten Ehe“ leben, hatte sich in Preußen 
in den einzelnen Gegenden ein ganz verschiedenes Gewohnheitsrecht 
ausgebildet, das nicht selten, insbesondere wenn in demselben Orte 
auf evangelischer Seite ein anderes Recht üblich. war ‚als auf 
katholischer, zu Komplikationen, konfessionellen Streitigkeiten und 
Manchen anderen Schwierigkeiten Anlaß gab. Zur Besserung dies 
Verhältnisse ist im Gesetze das vorgeschrieben, was bisher in der 
Regel in Fällen cehelicher Gütergemeinschaft fast allgemein 
Rechtens war. Diese Vorschrift, welche für diejenigen gemischten 
Ehen, in denen dem Ehemann der Nießbrauch am Vermögen Ei 
Frau zusteht, den Rechtsgrundsatz, daß der Nießbraucher Ami 
die Lasten zu tragen hat, bezüglich der Kirchensteuern beseitigt, 
dürfte auch der innerlichen Begründung nicht entbehren. ‚‚Aus 
dem Begriff der Ehe als dauernder Vereinigung der Ehegatten = 
vollständiger Gemeinschaft aller Lebensverhältnisse ergibt en 
bei verschiedenem religiösen Bekenntnis für jeden a z 
Pflicht, zur Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse und Pflich en 
des anderen Ehegatten in gleichem Maße beizutragen. Es entspric 
dies dem Wesen der Ehe in weit höherem Maße, als eine Bemessung 
der Steuerpflicht nach dem Einkommen jedes Ehegatten. = 
Begründung des evangelischen Kirchensteuergesetzes 5.59. en 
r Kirchensteuerpflicht der A En bei gemi 
E nach i cht. Archiv 1928, e i R 

2. Es het a Seerpflicht des katholischen Teiles 8 
Einfluß, ob er von der Kirche sich fernhält oder die Kinder in A 
Konfession des anderen Ehegatten oder sogar im Be e 
Wachsen läßt. So lange er nicht auf dem gesetzlichen Wege, N 
Grund des Gesetzes v. 30. Nov. 1920 GS S. 119 (s.u.C INr. 2S. nn 
Aus der katholischen Kirche ausgeschieden ist, unterliegt 5 a 
er in seiner katholischen Kirchengemeinde. s. Anm. 3 zu $21 

nm. 2 zu 83 G. 5.81 u. 90. 

Unter a vor allem bei neu heranziehenden en 

Wird die Feststellung der Zugehörigkeit eines Ehegatten zur 


aaren, 


i ; der 
‚lischen Kirche leicht Schwierigkeiten bereiten, z. B. wenn 


icht aber die 
efrau 
7 


Evangelische Ehemann bei der Anmeldung nur seine, N 


5 h 
Onfession der katholischen, der Kirche entfremdeten E 


Chmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 
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angibt. Nach Art. 136 der Reichsverfassung ist ‚‚niemand verpflich- 
tet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben 
nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religions- 
gesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen 
oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies er- 
fordert.“ Verweigert der Befragte, Antwort zu geben, so bleibt nuf 
übrig, die vermutlich zur katholischen Kirche gehörige Ehefrau zuf 
Kirchensteuer heranzuziehen und ihr anheimzustellen, dagegen im 
Wege der $$21ff. S. 156 ff. vorzugehen. In den Formularen zuf 
Reichseinkommensteuererklärung ist eine Stelle vorgesehen, in der 
die Frage der Religions- (Konfessions)- Angehörigkeit zu beant- 
worten bleibt. Soweit die zuständigen staatlichen oder Gemeinde- 
behörden bereits Kenntnis von den in Betracht kommenden Ver- 
hältnissen besitzen, müssen sie hiervon auf Verlangen dem Kirchen“ 
vorstande Auskunft erteilen. Vgl. im übrigen Anm. 2 zu $ 18 
S. 148. 

3. Gemischte Ehe. Nur bei einer gemischten Ehe findet $5 
Abs. 1 Anwendung, und zwar muß die Ehe vor dem weltlichen Gesetze 
als solche gelten. Mögen daher die Eheleute die kirchliche Trauung 
auch verschmäht haben, so greift doch bei Verschiedenheit ihrer 
Konfession der $5 Abs. 1 Platz und zwar so lange, bis entweder 
die Ehe rechtsgültig gelöst ist oder die Bestimmung des Abs. 2 zuf 
Anwendung kommt. Welcher Religion der nichtkatholische Ehe- 
gatte angehört, ist gleichgültig. Im übrigen setzt der Begriff der 
Mischehe die Verschiedenheit des Grundglaubens, der Konfession, 
voraus. OVG Bd. 82, S. 255. 

Eine Ehe gilt als gemischte auch dann, wenn ein Ehegatte 
aus der Kirche gemäß der gesetzlichen Vorschriften ausgetreten ist- 

Der CIC (can. 1060) versteht unter gemischten Ehen solche, 
die von zwei Getauften eingegangen sind, von denen der eine 
Katholik ist, der andere einer nichtkatholischen christlichen Reli- 
gionsgesellschaft angehört. Das OVG hat in beständiger Praxis die 
Mischehe im Sinne der Kirchensteuergesetze dahin erklärt, daß 
der eine Eheteil einer christlichen Religionsgesellschaft angehört, 
während der andere ebenfalls einer anderen christlichen oder nicht- 
christlichen oder gar keiner Religionsgesellschaft angehören kann, 
„Es entspricht dem Sinne der KStG, wenn unter einer gemischten 
Ehe eine solche verstanden wird, in der nur ein Ehegatte einer 
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Religionsgesellschaft angehört, der andere aber keiner.“ OVG 
Entsch. v. 2. Okt. 1928. Jur. Wochenschr. 58, S. 18231. 


' „Die staatliche Veranlagung zur Einkommensteuer, an welche 
die Veranlagung zur KSt sich anlehnt, beruht gemäß $11 des 
EStG auf dem Prinzipe der Veranlagung nach Haushältungen, 
d.h. es wird in der Regel dem Einkommen des Ehemannes (Haus- 
haltungsvorstandes) das Einkommen der Familienmitglieder (Ehe- 
frau, Kinder) hinzugerechnet, und der Einkommensteuersatz des 
Haushaltungsvorstandes von dem auf diese Weise sich ergebenden 
Familien-Gesamteinkommen festgesetzt. Gehören in einem solchen 
Falle Ehemann und Ehefrau, Kirchengemeinden verschiedener 
(evangelischer und katholischer) Konfession an, so steht jeder 
Kirchengemeinde nur dieHälfte des für den Haushaltungsvorstand 

-hemann) festgesetzten Einkommensteuersatzes zwecks Belastung 
Mit kirchlichen Steuerzuschlägen zur Verfügung ($5 Abs. 1). 

Erfolgt ausnahmsweise eine gesonderte Veranlagung des Ehe- 
Mannes und der Ehefrau zur Einkommensteuer, so findet auch bei 
Mischehen eine Halbierung der Steuersätze nicht statt. Jede 
Kirchengemeinde kann vielmehr nur den ihr zugehörigen Ehegatten 
und nur nach Maßgabe seines Steuersatzes zur kirchlichen Be- 
Steuerung heranziehen ($ 5 Abs. 2). 

Erfolgt endlich — ebenfalls ausnahmsweise — eine gesonderte 

Tanlagung der Kinder zur Staatseinkommensteuer, so sind diese 
en Maßgabe ihres Steuersatzes jedenfalls, gleichviel, ob das Ein- 

OMmen der Ehefrau (Mutter) demjenigen des Ehemannes (Vaters) 
-um Zwecke der Veranlagung hinzugerechnet worden ist oder nicht, 
Nur bei derjenigen Kirchengemeinde steuerpflichtig, welcher sie ihrer 

\onfession nach angehören. Dieser letztere Fall wird überhaupt 
"icht von den Bestimmungen des $5, sondern nur von denjenigen 
ie $ 2 betroffen.“ (Kommissions-Bericht des Abgeordnetenhauses 
IM evangelischen Kirchensteuergesetz Nr. 811 S. 22.) 


., An Stelle des eben genannten $ 11 des preuß. EStG kommen 
(zt in Betracht: $$ 22-23 ‚des REStG vom 19. August 1925 
(RaBı S. 189), und vom 22. Dezember 1927 (RGBI 8.485), außerdet 

U Grund des Art. I $1 Abs. 2 der Nov. v. 3.5. 1929, der $10 .d 
v. Nögenssteuergesetzes vom 10. Aug. 1925, (PrGBl S. 233) "83 
Om 3], März 1926 (RGBI S. 187). Siehe oben bei $2 Note = s 
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Stirbt ein Ehegatte, so hat die Bestimmung des $5 Abs. I keinen 
Sinn mehr. Die Kirchengemeinde, zu welcher der überlebende Ehe- 
gatte gehört, hat alsdann allein Anspruch auf die Steuern; es sei 
denn, daß Kinder vorhanden sind, welche der Konfession des Über- 
lebenden nicht angehören und selbständiges zur Steuer veranlagtes 
Vermögen besitzen. Die katholische Frau eines protestantischen 
Militärbeamten, der Mitglied einer Militärgemeinde ist, ist nicht 

steuerpflichtig. S. Katholischer Seelsorger 1888, S. 568. 

4. Steuersatz, ‚‚Unter ‚Steuersatz‘, ist, wie der Wortlaut 
ergibt, der veranlagte Steuerbetrag zu verstehen. Dieser ist zu 
halbieren. Die gewonnene Hälfte bietet die Grundlage der kirchlichen 
Zuschlagsbesteuerung (vgl. auch Überschrift zu $$ 17—19 des Ein- 
kommensteuergesetzes vom 24. Juni 1901). Wie die Bezugnahme 
auf $9 ergibt, begreift die Bezeichnung ‚Steuersatz‘ nicht nur den 
als Einkommensteuer zu entrichtenden Steuersatz, sondern auch 
die veranlagten Steuersätze zur Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer 
und zur Vermögenssteuer in sich. 

Die Hälfte des Steuersatzes, zu welchem der Ehemann ver- 
anlagt ist, ist, falls er katholisch ist, für ihn, falls nur seine Ehefrau 
katholisch ist, für seine Ehefrau maßgebend.“ Begründung des 
evangelischen Kirchensteuergesetzes S.60. Das der kirchlichen 
Besteuerung nicht unterliegende Vermögen, z. B. das Forensal- 
vermögen, bleibt auch bei Anwendung des $5 außer Betracht. 

5. Selbständige Veranlagung der Ehefrau. Diese 
Bestimmung wurde erforderlich durch die Anlehnung des kirchlichen 
Steuerrechts an das staatliche Steuerrecht. 

Sie findet zunächst Anwendung auf den Fall, daß die Ehefrau 
zu den Realsteuern vom Grund- und Gebäudebesitz bzw. von einem 
Gewerbebetriebe selbständig veranlagt ist. Er greift ferner Platz 
beigesonderter staatlicher Veranlagung der Ehefrau, wennsie dauernd 
von dem Ehemann getrennt lebt; $ 22 des REStG vom 10.8. 1925 
und $ 10 des Reichsvermögenssteuergesetzes. Die gesonderte Veran- 
lagung und Heranziehung der Ehefrau hat die gesonderte Ver- 
anlagung und Heranziehung des Ehemannes zur Rechtsfolge. 

Dabei ist noch ein Zweifaches hervorzuheben: 

Die Steuerpflicht ist für die getrennt lebende Ehefrau nur dann 
begründet, wenn sie in der Gemeinde, in welcher sie zur Kirchen- 
steuer herangezogen wird, ihren Wohnsitz hat ($2). Nach $ 10 
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BGB teilt die Ehefrau den Wohnsitz des Ehemannes, es sei denn, 
daß der Ehemann seinen Wohnsitz im Auslande an einem Orte be- 
gründet, an den die Frau ihm nicht folgt und zu folgen nicht ver- 
pflichtet ist. So lange der Ehemann einen Wohnsitz nicht hat, oder 
die Ehefrau seinen Wohnsitz nicht teilt, kann sie selbständig einen 
Wohnsitz begründen. Ist dagegen ein selbständiger Wohnsitz der 
Ehefrau nicht begründet, so bleibt zu erwägen, ob eine selbständige 
getrennte Niederlassung der Ehefrau als ein zweiter selbständiger 
Wohnsitz des Ehemannes gemäß $ 7 Abs. 2 BGB angesehen werden 
kann, welchen die Ehefrau gemäß $ 10 daselbst teilt. AA vom 
24. März 1906 C INr. 1. zu E. S. 211. 

Zur Entscheidung der Frage, inwieweit der katholische ir 
($7) an den Befreiungen des nichtkatholischen Ehegatten für sich 
teilnehmen kann, wird es auf die Natur der Privilegien ankommen. 
Soweit das Einkommen oder Vermögen aus objektiven Gründen 
befreit sind, kann auch der katholische Teil sich darauf a 
nicht aber auf die subjektiven Befreiungen. S. Note 2 zu 8 
ws i tholische 

Der $5 wird überhaupt illusorisch, wenn der nichtka oli 5 
Ehemann die Zahlung verweigert. Der Lohn des a 
aus der Kirche ausgetretenen Ehemannes kann nicht gepfän e 
werden, da nicht er, sondern die Ehefrau veranlagt ist. 


S 6. 


eit der Patron oder ein sonst speziell Ver- 
an: als solcher nach bestehendem Rechte nr 
einzelne kirchliche Bedürfnisse nach besonderen Grun - 
sätzen beizutragen? hat, ist er als Gemeindeglied für u 
Bedürfnisse in demselben Umfang wie bisher von der 
Kirchensteuer freizulassen?,?,5,°. 


1. Speziell Verpflichtete. Die Anwendung des $6 ce 
voraus, daß der Patron bzw. ‚sonst speziell Verpflichtete Mitglie j 
der Kirchengemeinde ist, was er nur sein kann, wenn er UT 
fession teilt und in ihrem Bezirk einen Wohnsitz hat. Vgl. Präjt E 
Nr, 1897. Entsch. d. ObTrib. v. Bd. 14 S. 471. vergl. AA zu $ 
(unten C I Nr. 18.212). 
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‚Speziell Verpflichtete im Sinne des $6 sind diejenigen, deren 
Verpflichtung nicht auf der Parochialangehörigkeit, sondern auf 
einem anderen besonderen Rechtsgrunde, sei es einem besonderen 
Rechtstitel, sei es auf Observanz beruht. Auch ein Eingepfarrter 
kann zu den speziell Verpflichteten gehören.“ OVG Bd. 64, S. 394. 

Speziell Verpflichtete sind z. B. die Besitzer von Rittergütern in 
den vormals Königl. Sächsischen Landesteilen nac 
vom 11. November 1844 (GS S. 698); 
dazu die AA zu IIB unten CINr. IS. 204). Speziell verpflichtet 
kann besonders auch sein der Staat (s. unt. Anm. 4) und die poli- 
tische Gemeinde (s. Anm. 5). Zu beachten ist, daß mit Ablauf des 
Rechnungsjahres 1929 in Preußen die Verjährungsfrist für die 
Rechtsansprüche der Kirchengemeinden kürzer wird. Die Ver- 
Jährungsfrist betrug nach PrALR $ 629 I, 9 für sie 44 Jahre. Nach 
$ 195 BGB in Verbindung mit Art. 169 EG zum BGB beträgt die 
Frist v. 1. Januar 1930 nur noch 30 Jahre. Hätten Kirchen- 
meinden Leistungen, die kraft besonderen Rechtstitels vom Preuß. 
Staate, einer politischen Gemeinde oder einem sonstigen Dritt- 
verpflichteten zu gewähren waren, aber nicht gewährt worden sind, 
auf die Kirchensteuer übernommen, so ist das Recht der 
Kirchengemeinde am 1. Januar 1930 durch Verj 
wenn der Zustand von diesem Termine an zurückgerechnet 30 Jahre 
hindurch bestanden hat. Die laufende Verjährung wird durch 
Klageerhebung unterbrochen ($ 209 BGB). 

2.Pflichten des Patrons im allgemeinen. Gleichgültig 
istes, obessich umeine ausnahmsweiseprinzipaleoder um eine regel- 
mäßige subsidiäre Verpflichtung des Patrons handelt. ‚Die praktische 
Durchführung einer nur teilweisen Heranziehung des Patrons oder 
speziell Verpflichteter hat sich in der Weise zu vollziehen, daß die 
fraglichen Umlagebeträge rechnungsmäßig auseinandergehalten und 
ein jeder für sich auf die in Betracht kommenden Pflichtigen 
verteilt werden.“ Begründung S. 26. 

Bei einer prinzipalen Verpflichtung des Patrons muß dessen 
Leistung als Vorleistung vorweg festgestellt werden, bevor die 
Steuerkraft in Anspruch genommen wird. Ist er dagegen nur 
subsidiär verpflichtet, so muß vor ihm das etwaige Kirchenvermögen 
oder ein etwaiger dritter Verpflichteter ($ 1 Abs.2 des G und 
$$ 712, 713 II 11 ALR) in Anspruch genommen werden. Ob 
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vgl.oben Anm. 4 zu $1 S. 73f. 


ährung erloschen, 
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und inwieviel neben ihm noch die Eingepfarrten zur Habs 
heranzuziehen sind, richtet sich im Einzelfall nach dem ee 
Verpflichtung. Auch hat der Patron für Bedürfnisse, = Er 
Sich die Patronatslast nicht erstreckt, ebenso wie jeder an 2 an 
gepfarrte beizutragen. Ein allgemeines gesetzliches ne 
den Patron von der Leistung der aus der En = AR 
Kirchengemeinde entspringenden Abgaben befreit, gib A 
Infolgedessen kann der Patron wie jedes andere a a 
zur Kirchensteuer herangezogen werden, vorausgesetz ER = 
daß er zu den in $2 dieses Gesetzes benannten De a ne 
„Bestehen dagegen besondere Patronativeipi ui u: 
der Regel Baulasten in Frage kommen, so steht a naneiegen 
der Kirchengemeinde gegenüber und ist von den ne ae 
für solche Bedürfnisse, hinsichtlich deren ihm : ee 
Obliegen, frei. Eines näheren Eingehens auf die für H nn ne 
durch die Vorschrift des $732 Allg. Landrechts T: ar Pe 
auch Deklaration vom 14. Juli 1836 — 6 S. 208) er a 
nahme hinsichtlich der en Beitragspflic 
von Rustikalhufen bedarf es hier nicht. 
.. das Gebiet sowohl des PrALR 2 an 
Rechts gültigen Grundsätze haben jedoch ee ee 
Wohnheitsrecht mannigfache Abänderungen erfa Dr eh 
haupt das Patronat mit seinen Rechten und un : a 
fin)" Tandestetien und SEE "Geltungsbereich 
artig gestaltet ist.“ Begründung 5.26. „TÜr a derjenigen 
EI-ÄLR wird: eine, BAIEHNS UNE En enger 
Exlürfnisse, für, Weiche, det ‚Bakrun! TR en 
Bestimmung des $ 720 I1 11 gefunden, nach = r des, ‚Ausfalls‘“ 
den Eingepfarrten gegenübergestellt und die Dec a Be 
na cen BR a a Befreiung des 
N: 40 das.). & e 
De nz Fe: die Eingepfarrten entfallenden ee 
aber jedenfalls für Landkirchen eine Be aa 
Vorschrift des $732 II 11 ALR, wobei der Ben ee 
hufen, d.h. von bäuerlichem Grundbesitz, im Kirc r ELBE. 
sonders wie ein anderer Eingepfarrter Be ER, 
dieser Vorschrift ist streitig. Nach $$ 731 734 F nkahutionstub 
den Eingepfarrten aufzubringende Betrag nach dem 
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zu verteilen. An die Stelle des letzteren ist seit der Gesetzgebung 
von 1861 die Grund- und Gebäudesteuer getreten (Erlaß der Min. 
d. Fin. u. d. geistl. Angel. vom 14. Juni 1867 — Zentralbl. f.d. Unter- 
richtsverwaltung S.504). Hiernach würde der Patron als Eingepfarrter 
nur von den Rustikalhufen und nur nach Maßgabe der Grund- und 
Gebäudesteuer herangezogen werden können. Auf diesem Stand- 
punkt steht der Ministerialerlaß vom 2, Februar 1864 (M.-Bl. f. 
d. J. V. S. 89). Begründung des evangelischen Kirchensteuer- 
gesetzes S.6l. Unbestritten ist übrigens dieser Standpunkt nicht. 

Der gemäß $$ 720 ff., 730ff. II11 des ALR zu kirchlichen 
Bauten beitragspflichtige Kirchenpatron kann als Eingepfarrter zu 
der Umlage herangezogen werden, die die Kirchengemeinde seines 
Wohnsitzes zur Aufbringung ihres Anteils an dem durch G. vom 
29. Mai 1903 (GS S. 182) gebildeten Diözesanhilfsfonds erhebt, 
obwohl aus diesem Fonds auch Beihilfen zu Bauten von Kirchen, 
Küstereien und Pfarrhäusern erhoben werden. s. Preuß. Verw. Bl. 
für 1906, Nr. 40, S. 720. 

3. Einige besondere Verpflichtungen des Patrons. 
Sowohl das OTr wie das RG haben bezüglich des Umfangs der 
Verpflichtungen des Patrons eine größere Anzahl 
gefällt. Besonders hervorzuheben sind: 
Nr. 1896. Entsch. Bd. 14 S. 471. 
für die Erhaltung der Kirche zu sorgen, ist auf die Kirchengebäude 
zu beschränken. — Bd. 32, S. 128. Der Patron ist bei katholischen 
Kirchen gesetzlich nicht verplfichtet, im Falle des Unvermögens 
des Kirchenärars auch zu den Kosten für die Anschaffung und 
Unterhaltung der notwendigen Paramente beizusteuern. Vgl. ferner 
für die durch Observanz dem Patron obliegenden Rechte die in 
v. Roenne, Ergänzungen und Erläuterungen des Allgemeinen Land- 
rechts Bd. 4 S. 224 ff. angezogenen Entscheidungen; insbesondere: 
Bd. 16 S. 368 bez. Hand- und Spanndienst. Bd.45 S.289. Patron 
verpflichtende Gewohnheiten können auch nach Emanation des 
ALR entstehen. Entsch. des Reichsgerichts vom 7. Oktober 1880. 
Gruchots Beitr. Bd. 25 $. 753, Observanz der Reparaturpflicht des 
Patrons bezieht sich auch auf die nach der Einführung ds ALR 
erbauten Gebäude. Bd. 60 $. 199. Gewohnheiten können sich auch 


für größere Gebiete, nicht nur für einzelne Parochien bilden. 
(Bezirk Danzig.) 


Entscheidungen 
a) vom OTr: Präjudiz 
Die Obliegenheiten des Patrons, 
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b) Entscheidungen des RG. 

RGZ Bad. 9, 253 ff. u. Preuß. Pfarrarchiv Bd. 9, 50 ff. E I 
210ff. Patron ist nicht verpflichtet, zu den Kosten des Mi 
Platzes für ein Pfarrhaus und der mietweisen Unterbring a, 
des Pfarrers bis zur Erstellung eines Pfarrhauses a ve 
gegen bejaht das OVG Bd. 20, 177f.; 21, 188 u. 28, u 
Pflichtung. Vgl. Krüger im Pr. Pfarrarch. Bd. 6, 2 . 


Patron ist verpfl., zum Bau eines zweiten ee. 
zutragen, welches entweder innerhalb a u Be 
durch Vermehrung der Bevölkerung (RGZ Bd..4 2 er Be- 
divisio beneficii, d. h. wenn eine bisher abhängige Sr Amt er- 
Nutzung der Substanz zu einem selbständigen a RGZ Bd. 65, 
hoben wird, auf der Filiale notwendig geworden ist ( 

146 ff. u. Jur. Wochenschr. 39, 123). Sehe 

RGZ, Bd, 00, 307.0, ‚Juc, Wochenteheran IE 
"u Erweiterungs- und Neubauten des Got = als notwendig 
tragen, die infolge Wachstums der Bevölkerung sic E or 
herausstellen. — RGZ Bd. 43, 332 ff. Die VOrSehuiL! Irma 
1.1. (Beitragspflicht des Patrons, wenn einem Teil ro einem ent- 
die Errichtung einer Kapelle oder eines Bethau eh nicht, 
iegenen Teil des Kirchspiels gestattet worden 15%) DANN Dr 
daß der Patron verpflichtet sei, zum Bau eines ei  oorieenaudens 
Vermehrung notwendig gewordenen zwei vgl. Jur. 
beizutragen. Eine solche Pflicht wird nicht ane 105, 2: Patron ist 
Wochenschr. 40, 233 f. — RGZ Bd 90, 348 Ir 5 heizung beizu- 
Nur dann verpfl., zu den Kosten einer Kirc n Gebäudes not- 
tragen wenn dieselbe entweder zur Erhaltung es en 
wendig ist. oder der Patron infolge unvordenklicher ken a 
alle Kultuskosten unterschiedslos ee fr der Orgel 
Wochenschr. 39, 466: Patr. ist verpfl., a einen willen 
beizutragen, vorausgesetzt, daß dieselbe nicht er ER ARÄER 
Zu einem Pertinenzstück der Kirche gemacht xx 46) und zur 
Kosten des Paramentenschrankes (Recht ar iseden 
Errichtung eines Pfarrwirtschaftsgebäudes, Pfarrländereien, 
Fall, daß bei der Gründung die Kirche zwar nr orden ist (Jur. 
aber nicht mit Wirtschaftsgebäuden en ni 
Wochenschr. 39, 123). Der Patron hat keinen Ansp 
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Erlös aus dem Abbruchmaterial kirchlicher Gebäude. Archiv 
Bd. 67, 128. 

Zwischen einer Kirchengemeinde und dem Staat als Patron 
kann sich eine Observanz bilden, vermöge deren der Staat nicht 
nur °/,, sondern die gesamten Baukosten bestreiten muß. Pr. 
Pfarrarch. Bd. 12, 89. 

Weiteres über das geltende Recht bei Herrmann, Das Recht 
des Kirchenpatronates in Preußen. Berlin 1928. Über Insuffi- 
zienz des Kirchenvermögens bei subsidiärer Haftung des 
Patrons vgl. Pr. Pfarrarch. Bd. 17, 15—21. (Die Steuerkraft der 
Gemeinde gehört nicht zum Kirchenvermögen.) 

4. Soweit Leistungspflichten des Staates gegen Kirchen- 
gemeinden nicht auf dem Patronat beruhen, sondern aus einem 
Inkorporations- oder sonstwie gearteten Abhängigkeitsverhältnis 
einer Kirchengemeinde zu einem säkularisierten Kloster her- 
rühren, sind die nachstehenden Reichsgerichtsentscheidungen zu 
beachten: 

Recht XX, 46: Die Inkorporation hat nicht ohne weiteres den 
Übergang sämtlicher kirchlichen Lasten auf das inkorporierende 
Kloster zur Folge, vielmehr ist der Umfang der Pflichten im Einzel- 
fall aus dem Inhalt der Inkorporationsurkunde oder dem Besitz- 
stand zu ermitteln. — Jur. Wochenschr. Jhrg. 1925, 2439: Aus der 
Tatsache, daß der Staat eine kirchliche Stelle wirklich dotiert hat, 
darf nicht gefolgert werden, daß er eine Rechtspflicht zur Dotation 
anerkannt habe. — RGZ Bd. 101, 16 und 11, 211 ff. Im Fall der Un- 
zulänglichkeit der gewährten Dotation kann eine Kirchengemeinde 
einen Anspruch auf ergänzende Dotation haben. Ein solcher 
Anspruch könnte nur durch ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Verzicht der Kirchengemeinde erlöschen. — RGZ Bd. 104, 338 ff.: 
Dersäkularisierende Staat ist nurinsoweit zu Leistungen verpflichtet, 
als zur Zeit der Geltendmachung des Anspruchs der Ertrag des 
säkularisierten Vermögens noch ausreicht. Den Verbrauch von 
Säkularisationsgut durch eine Zwischenherrschaft braucht der 
Staat dann nicht zu vertreten, wenn er dartun kann, daß auch ein 
Gegenwert, den etwa die Zwischenherrschaft erhalten hat, nicht 
in seine Hand gelangt ist. — Vgl. Völker in Theologie und Glaube 
Jahrg. 21, 228 ff.: Eine Entwertung der in der Hand des Staates 
befindlichen Kapitalerlöse aus säkularisiertem Klostergut durch die 
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Inflation wird nicht anerkannt, vielmehr muß der höhere Geldwert 
zu Anfang des vorigen Jahrhunderts berücksichtigt * 
Recht XV, 304: Die Inkorporation betrifft nicht mit Rech nn 
wendigkeit das gesamte Vermögen einer Kirche, sie kann eu el 
mehr, sogar von vornherein, nur auf einen bestimmten Tei 
selben erstrecken. i 

Weiteres Material bei Schmitt, Die Ablösung der nr 
leistungen an die Religionsgesellschaften. Freiburg ee S 
auch Pöschl, Die Inkorporation und ihre N a 
Grundlagen im Arch., Bd. 107 u. 108. — Georg on Be 
Kirchenpatronat in Preußen u. die Versuche ER A 
Ablösung 1921. Derselbe, Das Patronat u die kirchlic E a 
in Pommern 1922. Zur Geschichte des KL a 
Provinz Sachsen 1928. Derselbe, Das Kirchenpatrona n re 
Nover, Ztschr. der Gesellsch. für niedersächs. A 
196. Die geschichtl. Entwicklung des evang. Kirchens ee Ne 
im Bistum-Fürstentum Halberstadt von der Reformation en 
(Sachsen-Anhalt. Jahrb. d. Histor. Kommiss. f. d. Prov. 54 
und Anhalt. 928]. 

a ae a Gemeinden können speziell an 
Sein hinsichtlich sowohl der Baulast wie bestimmter en 
Oder des gesamten Kultusbedarfs. Wenn mehrere, zu er Be 
Schörige politische Gemeinden anteilmäßig auf Ch SR 
Stehenden Observanz pflichtig sind, so bleibt das herg kn 
eilungsverhältnis als objektive Rechtsnorm De En 
das Verhältnis der Steuerkraft der einzelnen pol. N pe 
Verändert hat, Entsch. d. RG vom 5. Juli 1917, I in 

6. Besonders Verpflichtete gibt es namentlich et 
kirchlichen Baulast. Es gelten noch provinzialrech 2 un 
Mungen. Pr. ALR $$ 710 ff. II, 1 Dazu Hinsc Er 

irchenrecht Anm. zu $ 710 1. e. v. Rönne, ee 

en a Anm. Zangefährt 
In Preußen II,2 S. 497 ff. S. wei . ne Ze 
Liter i eihe von Abhandlungen schrieb 5 
Geo a an kirchl. Baulast im Bereich des nn 
tums Magdeburg. (Geschichtsbl. f. Stadt und 5 a 
Jahrg. 49 u. 50. [1914]. — Die kirchl. Baulast im Ber a 
Bistum-Fürstentums Halberstadt (Ztschr. des Harzvereins. 
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47 [1915]). Die kirchl. Baul. in Stift Quedlinburg, in der Reichs- 
freiherrschaft Schauen u. in der freien Reichsstadt Nordhausen. 
(Ebenda Jahrg. 48 [1915]). Die kirchl. Baul. im Bereich des früheren 
Fürstentums Eichsfeld (‚‚Unser Eichsfeld‘ Jahrg. 10 [1915]). Die 
kirchl. Baul. im ehemaligen Erfurtischen Gebiete (Mitteilungen 
d. Ver. f. Gesch. u. Altertumskunde von Erfurt (Heft36 [1916] 39 
[1919]). Die kirchl. Baul. in der Mark Brandenburg (Forschung Z. 
Brandenburg. u. Preuß. Gesch. (Jahrg. 29 u. 30). Die kirchl. Baul. 
im Gebiete der ehem. freien Reichsst. Mühlhausen i. Thür. der 
Ganerbschaft Treffurt u. der Vogtei Dorla (Mühlhausen Geschichtsbl. 


18 [1918]). Die kirchl. Baul. in der Niederlausitz (Jahrb. f. brandenb. 
Kircheng. 16 [1918]). 


87. 


Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes be- 
stehenden gesetzlichen Befreiungen von der Staats- 
einkommensteuer oder den staatlich veranlagten Steuern 


haben die entsprechende Befreiung von der Kirchen- 
steuer zur Folge!2, 


l. Die Kirchensteuer der Geistlichen und Kirchen- 
beamten. 

a) Zu den früheren Befreiungen. Der $ 7 des G. hatte 
die folgenden Absätze 2 u. 3: Von der Kirchensteuer bleiben die 
Geistlichen und Kirchenbeamten hinsichtlich ihres Dienstein- 
kommens und ihres Ruhegehaltes bei dauernder Verbindung des 
Kirchenamts mit einem anderen Amte hinsichtlich ihrer gesamten 
Dienstbezüge insoweit befreit, als ihnen die Befreiung bisher 
schon gewährt worden ist. 

Von der Kirchensteuer sind befreit die hinterbliebenen Witwen 
und Waisen der Kirchenbeamten hinsichtlich derjenigen dauernden 
Bezüge, welche ihnen mit Rücksicht auf das kirchliche Amt des Ver- 
storbenen aus anderen als privatrechtlichen Titeln zustehen, sowie 
diejenigen, welche aus Anlaß des Todes eines Geistlichen oder 
Kirchenbeamten Bezüge während der Sterbe- und Gnadenzeit 
erhalten, hinsichtlich dieser Bezüge. 

Das Privileg bezog sich auf Geistliche, d.h. Personen, 
welche die Ordination als Priester empfangen haben und in einem 
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geistlichen Amtestehen, sowieauf Kirchenbeamte, d.h.Personen, 
welche in einem kirchlichen Amte als Beamte angestellt u 
waren in bezug auf ihr Diensteinkommen (also nicht auf das 
Einkommen aus Privatvermögen) steuerfrei. er 

Die Rechtsprechung hatte in manchen Entsch. die er 
geklärt z. B. bezüglich der Theologieprofessoren und der Re Ss ; 
lehrer an mittleren und höheren Schulen; der DEREN a as 
beamten bei vereinigten Kirchen- und Schulämtern. re BR 
Befreiung der Geistlichen von der KSt machte sich mit der tlich 
unter den Geistlichen selbst eine Strömung geltend, ne 
Seitdem ihre Gehälter einigermaßen befriedigend et 3. Mai 
Auf diese Bewegung wurde auch bei der Beratung rn 
1929 hingewiesen. Der Abg. Pastor Graue a daß das 
derer Genugtuung begrüße es seine Fraktion ( a Heseitiet 
Steuerprivileg der Geistlichen und der Kirchenbeam en 
Werden solle. Die wvangel. Geistlichen hätten schon se n m 
darum gebeten, sie von diesem Odium des Steuerprivileg 
befreien.“ 


b) Die Aufhebung der Befreiung von der ne ee 
Nunmehr bestimmt die Nov. v. 3. Mai 1929 > Be S. 5.281) 
1.$7. Abs.2 und 3 des Gesetzes vom 14. Juli 1905 (GS. 5.2 
Wird aufgehoben. u. En 
2. Die Geistlichen und Kirchenbeamten sind berechtigt, ne 5 nn. 
Steuerschulden mit Gehaltsforderungen, die ihnen gegen 
Semeinde zustehen, aufzurechnen. ö : s 
Die Begründung Dt dazu: „Die Ausle ung = et 
Steuerbefreiung der Geistlichen und Kirchenbeamteh "Steuerkraft 
rwünscht, nicht etwa bloß wegen der Stärkung der Steuerkril 
der Kirchengemeinden, sondern namentlich auch um 
Schens willen. : illiekei 
: N da im $ 4 Abs. 2 entspricht der a Er: 
Mit ihr verfolgte Ziel könnte auch durch Ver ats au Ei 
Erreicht werden. Doch haben die bischöflichen Een En E 
Ausdrückliche Gesetzbestimmung besonderen Nr n einen 
Während die Aufhebung des Privilegs Es wurde bei der 
kaum praktischen Schwierigkeiten begegnen wir Seiten bezüglich 
Beratung dieser Bestimmung von verschiedenen 
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der Kirchenbeamten darauf aufmerksam gemacht, daß es sich um 
die Aufhebung ‚‚wohlerworbener Rechte der Beamten“ (vgl. RV 
Art. 129) handele. Die Staatsregierung ist dieser Frage nicht näher- 
getreten. Vgl. Schulz, Die Aufhebung der Kirchensteuerfreiheit 


der Geistlichen und Kirchenbeamten. Preuß. Lehrer-Zeitung Nr. 92, 
Jhrg. 1929. 


Für die Aufrechnung sind maßgebend die $$387ff.des BGB: 
Danach sind die Kirchensteuerschulden der Geistlichen und Kirchen- 
beamten mit denen ihnen gegen die Kirchengemeinde zustehenden 
Gehaltsforderungen aufrechnungsfähig, sobald die letzteren gefordert 
und die ersteren getilgt werden können. Würde z. B. die Steuer am 
15. April, das nächste Gehalt erst am 1. Mai fällig sein, so wird 
rechtlich eine Aufrechnung am 15. April noch nicht gefordert werden 
können. Die Erklärung über die beabsichtigte Aufrechnung wäre 
übrigens unwirksam, wenn sie unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbestimmung abgegeben wird. Auch ist die Aufrechnung nur 
zulässig, wenn die Steuer an dieselbe Kasse zu erfolgen hat, aus 
der die Gehaltsforderung zu berichtigen ist. $395 a.a.O. 


Die nähere Bestimmung darüber, welche Gehaltsforderungen 
den Geistlichen zustehen, trifft die Bischöfliche Behörde, die Be- 
soldungsordnungen erlassen kann. Der im Etat der Kirchenge- 
meinde enthaltene Satz für das Gehalt besagt nur, was die 
Gemeinde zur Zeit zahlt oder zahlen kann; die berechtigte For- 
derung des Geistlichen geht häufig darüber hinaus. Die Bischöfl. 
Behörde kann deshalb die Aufrechnungsmöglichkeit näher bestim- 
men. Das Bischöfl. Generalvikariat in Paderborn verordnete 
z. B. am 5. Juni 1929 (Kirchliches Amtsblatt S. 57): „Be- 
züglich der Aufrechnung auf Gehaltsforderungen ist zu sagen, 


daß bei den preuß. Pfarrern nur die gekürzte Gehaltsordnung 


in Frage kommt. Wenn also der Pfarrer von der Gemeinde dasjenige 
erhält, was wir ihr als Zuschuß auferlegt haben, muß er Kirchen- 
steuer bezahlen, obwohl wir wegen Unzulänglichkeit der Mittel eine 
allgemeine Kürzung aller Pfarrgehälter vornehmen müssen 
(1928 betrug die Kürzung 500 46 bzw. 250 Sb). 


Auch die normalbesoldeten Vikare müssen Kirchensteuer 
bezahlen, nicht aber die von der Unterstützungskasse oder von 
der Diasporahilfe sustentierten Geistlichen, weil an sich die 
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Kirchengemeinden prinzipaliter verpflichtet wären, das Normal- 
ehalt zu zahlen. i 8 
; Die pensionierten Geistlichen, Studienräte und sonstige Ki 
gestellte Geistliche müssen ebenfalls Kirchensteuer entrichten n& ’ 
Maßgabe der Einkommensteuer, da ihnen Gehaltsforderungen gege 
die betr. Kirchengemeinden nicht en 

2. Die gesetzlichen Steuerbeireiu ie r 

a) Nur die zur Zeit des Inkrafttretens dieses G, d.i. =. De 
1906, bestehenden gesetzlichen Befreiungen von den in A > z va 
zeichneten Steuern befreien auch von der KSt, so m 
noch nachgelassene Befreiungen von jenen Steuern er Re ar 
Steuer keine Bedeutung haben. S. dazu AA unten C - 
S. (212 f.). g 

F ri im folgenden zu &—8 aufgeführten A 

Einkommen-, Grundvermögens- und Gewerbesteuer EN re 
zum Teil weiter. Da jedoch die Veranlagung zur in 
anlagung zu diesen vier Steuerarten zur Voraussetzung n ne 
€S selbstverständlich, daß, insoweit als eine Veranlagung 
nicht stattfindet, auch die KSt nicht erhoben werden id 

Das gilt auch für diejenigen Fälle, in denen MeRen in an 
Notstände infolge Überschwemmungen, Wetterschäden, a an 
Hagelschlag usw. staatlicherseits Da zu 
Nicht stattfindet und Befreiung eintritt. 

«) Eine Gebäudesteuer wird nicht mehr ee ae. 

ß) Einkommensteuer. Gemäß $ 114 des a en 
1925 (RGBI S. 189) treten, soweit in Reichs- oder RE 
Auf Vorschriften des bisherigen EStG verwiesen ist, den 
die Vorschriften des REStG. Hiernach sind, abgese ke A 
unten $9 des G bezeichneten Personen gemäß $ 5 se Bl, 
kommensteuer befreit nur in Deutschland ee i Baar 
Soweit ihnen unter Wahrung der Gegenseitigkeit nac “ ee 
Völkerrechtlichen Grundsätzen, oder soweit ihnen Rn a ai 
Mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen un En Fern 
Befreiung von den persönlichen Steuern eh kanilen 
insbesondere die Gesandtschaftsbeamten, die Konsuln u 
Deamten. i use 

an kennt das REStG nur noch in de = ns ya 

inkommensbezüge, insbesondere Versorgungsgebührnisse, 
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renten, Krankenversicherungsgelder, Unterstützungen u. dgl., welche 
bei Ermittlung des Einkommens außer Ansatz bleiben. 

Die gesetzlichen Befreiungen von der Reichseinkommen- und 
infolgedessen von der Kirchensteuer gelten nach dem Wortlaut des 
Abs. I nicht für die Vermögenssteuer. 

y) Grundvermögenssteuer. An Stelle der Gesetze über die 
Grundsteuer und die Gebäudesteuer gilt jetzt das Gesetz über 
die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 
14. Februar 1923 (GS S.29) mit den Abänderungsverordnungen 
vom 28. Sept. 1928 (GS S. 194) und vom 27. März 1929 (GS S. 27). 
Hiernach sind alle diejenigen Grundstücke und Grundstücksteile, 
die nach $24, Abs. Ib bis k und Abs. 3 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 (GS S. 152) der Kommunal-Grund- 
besitzsteuer nicht uhterworfen sind, jetzt auch von der Grund- 
vermögenssteuer befreit. Das sind 

a) die einem fremden Staate gehörigen Grundstücke, auf denen 
Botschafts- oder Gesandtschaftsgebäude errichtet sind, einschlie- 
lich der auf ihnen errichteten Gebäude, sofern von dem fremden 
Staate Gegenseitigkeit gewährt wird; 

b) die dem Staate, den Provinzen, den Kreisen, den Gemeinden 
oder sonstigen kommunalen Verbänden gehörigen Grundstücke 
und Gebäude, sofern sie zu einem öffentlichen Dienste oder Ge- 
brauche bestimmt sind; 

c) die Brücken, Kunststraßen, Schienenwege der Eisenbahnen, 
sowie schiffbare Kanäle, welche mit Genehmigung des Staates zum 
öffentlichen Gebrauche angelegt sind; 

d) die Deichanlagen der Deichverbände und die im öffentlichen 
Interesse staatlich unter Schau gestellten Privatdeiche, sowie die 
im öffentlichen Interesse unterhaltenen Anlagen der Ent- und Be- 
wässerungsverbände; 


e) die Universitäts- und andere zum öffentlichen Unterrichte be- 
stimmten Gebäude; 

f) die Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen Gottes- 
dienste gewidmeten Gebäude, sowie die gottesdienstlichen Gebäude 
der mit Korporationsrechten versehenen Religionsgesellschaften; 

8) die Armen-, Waisen- und öffentlichen Krankenhäuser, die 
Gefängnis-, Besserungs-, Bewahr- und diejenigen Wohltätigkeits- 
anstalten, welche die Bewahrung vor Schutzlosigkeit oder sittlicher 
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Gefahr bezwecken (Mägdehäuser und dergleichen), sowie die Ge- 
bäude, welche milden Stiftungen angehören und für deren Zwecke 
unmittelbar benutzt werden; durch Gemeindebeschluß können auch 
anderweitige Gebäude solcher milden Stiftungen, welche nicht bloß 
zugunsten bestimmter Personen und Familien bestehen, freigelassen 
werden; 


h) die Grundstücke, der unter e,f,g aufgeführten a 
Körperschaften, soweit die Grundstücke für deren Zwecke unmi 
bar benutzt werden; 


i) die Dienstgrundstücke und Dienstwohnungen der ae 
Kirchendiener und Volksschullehrer, soweit ihnen bisher en 
freiheit zugestanden hat. Infolge der letzteren Bestimmung re 
gemäß d. G., betr. die anderweite Regelung GE mn K 
21. Mai 1861 (GS S. 253) insbesondere befreit: diejenigen Men on 
der Grundsteuer befreiten Grundstücke, welche zur In se 
Scheinens dieses Gesetzes (d. i. Gesetz vom 21.Mai 1861) zur | Ks: 
der Erzbischöfe, Bischöfe, Dom- und Kurat- oder Pfarrgeistli Ba 
Oder sonstiger mit geistlicher Funktion bekleideter a 
Küster und anderer Diener des öffentlichen Kultus und ar 
lichen Schulen oder höheren Lehranstalten angestellten e a: 
Sehören. Ein im Eigentum des bischöflichen Stuhles Eee 
Grundstück, in dem ein Konvikt für Studierende der & “ Re 
untergebracht ist, unterliegt der Steuer vom STE ne En 
dann nicht. wenn das Konvikt die Rechte einer juristise hen a 
BE  vonı 80, $.4. Alle sonstigen, nicht auf einem en m 
Rechtstitel beruhenden Befreiungen ($ 21), a en 
\enigen der Dienstgrundstücke und Dienstwohnungen 5 u 
Sind, soweit nicht die Ausnahme unter i zutrifft, er a 
ein Grundstück oder Gebäude nur teilweise zu m Eat 
Dienste oder Gebrauche bestimmt, so bezieht sich die Beir 
Nur auf diesen Teil. j ) 

Laut Verordnung vom 28. Dez. 1925 (GS S. 178) win ie 
Grundvermögenssteuer auch en a Kr 
1924 i tellten Wohnungen einschli j i 
die en 5 Jahren nach Ablauf des Rechnungslahrs$, 2. 7 
die Neubauten fertiggestellt sind. ‚Außerdem ha RE 
Minister das Recht, die Steuer von Siedlungen, die au & 

Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 
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Reichssiedlungsgesetzes seit dem 1. April 1923 begründet sind, auf 
Antrag auf die Dauer von 5 Jahren zu erlassen. 

Im übrigen wird von dem gesamten in Preußen belegenen 
Grundvermögen eine Grundvermögenssteuer erhoben ($ 1). 

5) Für die Gewerbesteuer gilt z. Zeit das Ges. über die Neu- 
regelung der Gewerbesteuer vom 8. März 1927 (GS S. 17) in der 
Fassung der Verordnungen vom 15. März 1927 (GS S. 21) und vom 
8. Mai 1929 (GS S.47). Danach unterliegen der Gewerbesteuer 
nicht: 

a) die Land- und Fortstwirtschaft, die Viehzucht und die 
Jagd, 

b) die Fischzucht und der Fischfang, 

c) der Obst- und Weinbau, sowie der Gartenbau, 

d) die Ausübung eines amtlichen Berufes, einer künstlerischen, 
wissenschaftlichen, schriftstellerischen, unterrichtenden oder ef- 
ziehlichen Tätigkeit, insbesondere des Berufs als Arzt, als staat- 
lich geprüfter Dentist, als Rechtsanwalt, als vereidigter Land- und 
Feldmesser und als Markscheider. Sonst unterliegen der Gewerbe- 
steuer alle stehenden Gewerbe, einschließlich des Bergbaues, zu 
deren Ausübung eine Betriebsstätte in Preußen unterhalten wird. 
Steuerschuldner ist der Inhaber des Betriebes ($ 18). Außerdem 
bleiben Betriebe, deren Gewerbekapital 3000 R46 nicht übersteigt 
von der Besteuerung nach dem Gewerbekapital befreit ($ 12 der 
Verordnung v. 15. 3. 27). 


88. 


Auf speziellen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen 
zur Leistung von Kirchensteuern oder Befreiungen von 
solchen bleiben unberührt! 2, 


1. Diese Bestimmung ist zum Schutze wohlerworbener Rechte 
gegeben und setzt voraus, daß die Befreiung bzw. Verpflichtung 
auf speziellem Rechtstitel (gleichgültig, ob privatrechtlicher oder 
öffentlich rechtlicher Natur) beruht. Auch bezieht sie sich nur auf 
Kirchensteuern, nicht auf andere Leistungen. 

„Derartige Befreiungen und Verpflichtungen finden sich vor- 
nehmlich in Patronatsgemeinden, nicht selten aber auch zugunsten 
der Geistlichen und Lehrer (Min.-Erl. v. 30. April 1866 — Min.-Bl. 
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f.d. J. V. S. 102, und vom 21. März 1867 — ibid. 1867, S. 133; 
vom 18. Juni 1880, K. G.- und V.-Bl. S. 76).“ Begründung zum 
Evangelischen Kirchensteuergesetz S. 66. Vgl. im übrigen Anm. 4 
zu $1 und Anm. 7 zu $2 S. 73, 85. 

B 2.Ob Verpflichtungen im Sinne des $8 bestehen, entscheiden 
Im Streitfalle die ordentliche Gerichte; jedoch siehe $29 S. 176. 


III. Umlegung der Kirchensteuer. 


DieUmlegungder Kirchensteuer wargeregeltdurch die $$ 9—15 
des G. Die $$ 16-19 setzten dann das Verfahren näher fest. Die 
AA trafen dazu besondere Anordnungen (s. u. CI Nr. 1. S. 215 ff. 
u. 8, 220 ff). Die Änderungen in der Steuergesetzgebung machten 
Neue Anweisungen notwendig. Die wichtigsten sind im Anhang 
(C I Nr. 4-13 S, 264 ff.) wörtlich abgedruckt. An dieser Stelle 
heben wir nur hervor, was von besonderer Wichtigkeit ist. 

l. Der Erlaß des Reichsministers der Finanzen vom 
2. Juli 1921 (s. unten Nr. 4 S. 264 ff.); darin ist die Mitwirkung der 

inanzämter bei den Kirchensteuern geregelt und insbesondere 

estimmt, daß 

a) die Schätzungsunterlagen für die Hundertsätze der Zu- 
Schläge zur Einkommensteuer von den Finanzämtern den Kirchen- 
Semeinden zu liefern sind, 
bi In die Veranlagung selbst aber den Kirchengemeinden ver- 

eibt, 

c) die Finanzämter für die Regel die Einziehung und Beitrei- 

ung der Kirchensteuern übernehmen, während über Stundungs- 
Ind Erlaßanträge die Kirchengemeinden entscheiden, 

d) Für die Mehrkosten, die durch die Verwaltung der Kirchen- 
steuern den Reichsbehörden entstehen, die Kirchengemeinden eine 

Ntschädigung zu zahlen haben. 

x 2. Die Richtlinien desselben Ministers zur Erhebung der 
Kirchensteuer vondenLohnsteuerpflichtigen für das Rechnungs- 
Su 1928 in den katholischen Kirchengemeinden und Gemeindever- 

änden vom 23. Januar 1928 (s. unten CI Nr. 6 S. 274ff.). 

3. Die Richtlinien des Ministers für Wissenschaft, Kunst 
Ind Volksbildungfür die Erhebung der Kirchensteuern deaRschnuns 
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jahres 1928 in den katholischen Kirchengemeinden und Gemeinde- 
verbänden vom 29. März 1928 (s. unten C I Nr. 8 S. 282 ff.), 
in denen genauere Angaben enthalten sind über die zu fassenden 
Kirchenvorstandsbeschlüsse, über die Aufbringung des Kirchen- 
steuerbedarfs, über die Veranlagung der den Zuschlägen zugrunde 
zu legenden Steuerarten, über die Bemessung der Hundertsätze, 
über die Ermittlung des Einkommensteuersolls, den Inhalt des 
Kirchensteuerbescheids und dergleichen mehr. 

Diese Richtlinien finden ihre Erläuterung in dem Erlaß des 
Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung vom 29. März 
1928, betr. Erhebung der Kirchensteuer für das Rechnungsjahr 
1928 (auszugsweise mitgeteilt unter C I Nr. 7 S. 277 ff.). 

Die Erlasse zu 2 und 3 beziehen sich zwar unmittelbar nuf 
auf das Rechnungsjahr 1928; sie sind aber bis auf weiteres noch 
anwendbar für die folgenden Rechnungsjahre. Das gilt auch von 
den unter Nr. 10—13 mitgeteilten weiteren Erlassen (S. 291 ff.)- 

Wie diese Erlasse‘ erkennen lassen, macht die Umlegung der 
KSt auf die Lohnsteuerpflichtigen gewisse Schwierigkeiten, 
weil bei ihnen, gemäß $ 69 des EStG vom 10. Aug. 1925 die Steuer 
durch Einbehaltung eines Lohnteils erhoben wird, die vom Arbeit- 
geber zu bewirken ist. 

Zur teilweisen Beseitigung der Schwierigkeiten ordnete der 
$81 des EStG an: 

Soweit nach gesetzlicher Vorschrift die Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer als Grundlage für Besteuerungsrechte von Körper- 
schaften des öffentlichen Rechtes zugelassen ist und die auf den 
Arbeitslohn entfallende Einkommensteuer nicht veranlagt wird, 
gelten die nach $$ 70, 73, 74 einbehaltenen und nach $ 77 vorschrifts- 
mäßig abgeführten oder verwendeten Beträge als veranlagt. Soweit 
eine Feststellung der vom Arbeitslohn einbehaltenen Beträge 
während der ersten Jahre der Geltung dieses Gesetzes nicht erfolgt 
können an ihrer Stelle Pauschbeträge festgesetzt werden. Setzen 
die Landesregierungen Pauschbeträge als Grundlage für die Ver- 
anlagung der Kirchensteuer fest, so treffen sie die näheren Be- 
stimmungen zur Durchführung im Einvernehmen mit dem Reichs“ 
minister der’ Finanzen und nach Benehmen mit den beteiligten 
Körperschaften. Setzt in einem Lande, in dem eine Kirchensteuer 
in Form von Zuschlägen zur Einkommensteuer erhoben wird, die 
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Landesregierung Pauschbeträge hierfür nicht rechtzeitig fest, so ist 
der Reichsminister der Finanzen ermächtigt, nach Benehmen mit 
der beteiligten Körperschaft die Festsetzung mit Zustimmung des 
Reichsrats vorzunehmen. ’ 
„Der $81 dient dem Zwecke, für die Bemessung der Kirchen- 
steuer der Lohnsteuerpflichtigen eine Grundlage zu schaffen. In 
den rückliegenden Jahren ist auf die Einrichtung von Überweisungs- 
blättern seitens der Arbeitgeber verzichtet worden; damit ist die 
Möglichkeit einer Einzelfeststellung des Arbeitslohnes des ein- 
zelnen Arbeitnehmers und des vom Arbeitsiohn im Wege a 
Steuerabzuges einbehaltenen Steuerteils entfallen. ‚Damit at 
Auch für die Kirchensteuer die Möglichkeit, sie individuell zu n 
Messen und es mußte auf den Notbehelf der Pauschalsätze En 
segriffen werden. Für das Kalenderjahr 1926 hatten die en - 
Seber allgemein die Lohnsteuerüberweisungsblätter einzureichen 
(Erl. des Finanzministers vom 18. 11. 1926). Auf Grund der ae 
Weisungsblätter konnte für jeden Arbeitnehmer der Lohn ne er 
teuerabzug festgestellt werden und es konnte für die Heranzie ung 
der nicht zu veranlagenden Lohnsteuerpflichtigen zur Kirchensteuer 
au 1927 von dieser individuell festgestellten ESt ausgegangen 
Werden. Danach entfiel für das Jahr 1927 die Notwendigkeit zur 
R eststellung von Pauschbeträgen, ebenso entfällt sie für 1928, name 
. allgemeinen für die Kirchensteuer für 1928 von den für 1926 Er 
Tichteten Steuerabzugsbeträgen ausgegangen werden ee 
issel-Kopp, Die Einkommensteuernovelle vom 22. Dez. : 
S. 182, 
Für 1928 wurden die Lohnsteuerbeträge wieder festgestellt, so 
daß sie für die KSt 1929/30 genau ermittelt werden können. 


a) Verteilungsmaßstab. 


89. 
Die Kirchensteuern sind für das Rechnungsja 


zule ent, y 
Ak Maßstab der Umlegung? dient die StaaiseinkornNleN” 

Steuer, erforderlichenfalls einschließlich der staatlich u 

lagten fingierten Normalsteuersätze, und, sofern da 
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eine Heranziehung der Realsteuern erfolgen soll, die 
staatlich veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer. 
Die Ergänzungssteuer, die Steuer vom Gewerbebetrieb 
im Umherziehen sowie die Betriebssteuer und die 
Warenhaussteuer sind bei der Umlegung der Kirchen- 
steuern nicht heranzuziehen?, 


I. Das Rechnungsjahr. Die Bestimmung entspricht dem 
Gesetz vom 29. Juli 1876 (GS S. 177), welches für die Staatssteuern 
das Etatsjahr einführt. Das Rechnungsjahr läuft vom 1. April bis 
31. März. s.$ 16 Abs.2. Es kann, wie bisher, an Stelle des Rech- 
nungsjahres eine Periode von zwei oder drei Rechnungsjahren 
treten. s.$ 16 Abs. 3 S. 145. 

Nach dem REStG vom 10.Aug. 1925, $$9—10, geschieht die 
Veranlagung nicht nach dem Rechnungsjahr (1. April bis 31. März 
des folgenden Jahres), sondern nach Steuerabschnitten. Steuer- 
abschnitt ist: 

a) Bei Steuerpflichtigen, die Einkünfte aus Land- und Forst- 
wirtschaft beziehen, das Wirtschaftsjahr vom 1. Juli bis 30. Juni- 

b) Bei Gewerbetreibenden, die Handelsbücher nach den Vor- 
schriften des Handelsgesetzbuches führen, das Wirtschaftsjahr, für 
das sie regelmäßige Abschlüsse machen. 

c) Bei den übrigen Steuerpflichtigen das Kalenderjahr. 

Da sich das im $ 9 vorgesehene Rechnungsjahr weder mit 
dem Kalenderjahr noch auch regelmäßig mit dem Wirtschafts- 
jahr deckt, so kommt als Grundlage der KSt nur das Ver- 
anlagungsergebnis des dem Kirchensteuerjahr vorangegangenen 
Kalenderjahres und derjenigen vom Kalenderjahre abweichenden 
Steuerabschnitte in Betracht, die in diesem Kalenderjahr geendet 
haben. Vgl. die oben angezogenen Ministerialerlasse. Nach den 
Verhandlungen in der 61. Sitzung vom 20. März 1929 im Haupt- 
ausschuß des Preuß, Landtags über die Novelle muß es einstweilen 
bei der Grundlegung des vorangegangenen Kalenderjahres das 
Bewenden behalten. Dazu führte der Regierungsvertreter aus, 
„daß die Frage, ob der Erhebung der Kirchensteuer daS 
Einkommen des vergangenen Jahres oder des laufenden 
Jahres zugrunde gelegt werden solle, in vielfachen Verhand- 
lungen zwischen den Kirchenbehörden und dem Referenten des 
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Kultusministeriums beraten worden sei. Diese Frageisel e in 
einzelnen deutschen Ländern sehr verschieden geregelt. In t 
z. B. werde das laufende Rechnungsjahr zugrundegeleg : ai 
Preußische Kultusministerium habe zu Beginn des Be der 
Besprechungen mit den Referenten der a en 
übrigen deutschen Länder über Bess FAR N Bß = dringend 
hätten bayerische Kirchensteuerpraktiker erklärt, da der Kirchen- 
wünschenswert sei, das vorangehende Jahr als n es laufende 
besteuerung zu wählen, weil die Kirchenbehörden, went ae würde, 
Jahr zur Grundlage für die Kirchenbesteuerung Er da sie nicht 
ihren Haushaltsplan nicht richtig aufstellen könn a Jahres 
wissen könnten, welche Steuern während des lau Kg 
einkommen würden; das Einkommen des De sogar 
kenne man dagegen ungefähr, bei manchen Finar ne 
ganz genau. Deshalb wolle das Preußische a 
nächst die Bestimmung bestehen lassen, daß 2 a Wenn 
Jahr der Erhebung der Kirchensteuer MEN an 
die wirtschaftlichen Verhältnisse sich beruhigt hätten, ahres einen 
von den Steuerergebnissen des vorangegangenen a en 
einigermaßen sicheren Schluß auf die im tolgendee I age erneut 
tenden Steuern werde ziehen können, könnte die Frag 
erwogen werden.“ en r des 

Be Steuerumlegungsbeschluß muß übrigens ee 
Rechnungsjahres rechtskräftig geworden N ne 
Migung der Aufsichtsbehörden gefunden ha 1909 (vIII A 72. 08) 
lehnen gemäß Entsch. des OVG vom a jahres ab. 
die Genehmigung nach Ablauf des Reale ung durch die 

2. Der Maßstab der Umlegung, Änder 
Nov. v. 3. Mai 1929. 

Die $$ I u. 4 des Art. I. en lauten: 

. j ände 

(1) Die katholischen Kirchengemeinden und En die 
können neben der Einkommensteuer außer den u Kirchensteuer 
Reichsvermögenssteuer als Maßstab der Umlegung 
benutzen. 

(2) Zuschläge zur Einkommensteuer und 
Auf Zuschläge zur Reichsvermögenssteuer anzur 
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n Realsteuern sind 
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(3) Bei Gesellschaftern einer offenen Handelsgesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft ist auch ein ihrem Anteil am Gesellschafts- 
vermögen entsprechender Bruchteil der von der Gesellschaft zu ent- 
richtenden Reichsvermögenssteuer der Berechnung der Kirchensteuer- 
zuschläge zugrunde zu legen. 

(4) $ 4 des Gesetzes vom 14. Juli 1905 — Gesetzsamml. S. 287 — 
findet auf die Heranziehung der Reichsvermögenssteuer sinngernäß 
Anwendung. 

$4. 

Die Kirchengemeinden und Gemeindeverbände können neben 
Zuschlägen zu staatlichen Steuern ein gleiches oder gestaffeltes Kirch- 
geld als Kirchensteuer erheben. 

Die bischöfliche Behörde kann die nach den Gesetzen vom 29. Mai 
7903 und vom 21.März 1906 (GS S. 182 und 105) auszuschreibenden 
Diözesanumlagen auch nach anderen Maßstäben als der Einkommen- 
steuer verteilen. 

Der Grund der Änderung des $ 9 durch die Novelle liegt 
in der neuen Reichssteuergesetzgebung. Bei der früher gemäß 
$ 9 der Umlegung in erster Linie zugrunde zu legenden ESt. kam 
die Preußische Staatseinkommensteuer in Betracht. An ihre 
Stelle ist gemäß $ 15, Abs. 1 des Landessteuergesetzes (jetzt $20 
Finanzausgleichsgesetzes vom 27. April 1926 — RGBl I, S. 203—) 
die Reichseinkommensteuer getreten. Der $20 cit. lautet: ‚Die 
Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts sind berechtigt, 
Zuschläge zu den Reichssteuern zu erheben, die an die Stelle der 
bisherigen Landes- oder Gemeindesteuern getreten sind.“ Hierdurch 
ist der Kreis der Einkommensteuerpfichtigen erheblich verkleinert. 

Die staatlich veranlagten fingierten Normalsteuersätze ($ 79 
des preußischen Einkommensteuergesetzes vom 19. Juni 1906 — 
Gesetzsamml. S.259 —) sind ohne Ersatz weggefallen; durch die 
mehrfache Steigerung der einkommensteuerfreien Grenze und durch 
die Familienermäßigungen sind zahlreiche Steuerpflichtige ein- 
kommensteuerfrei und hierdurch auch kirchensteuerfrei geworden, 
darunter auch zahlreiche Kirchengemeindemitglieder, die sehr 
wohl ohne Bedrückung einen mäßigen Beitrag zu den kirchlichen 
Lasten entrichten könnten. Dazu kommen besondere Schwierig- 
keiten in der Heranziehung der Lohnsteuerpflichtigen mit einem 
Einkommen bis zu 8000 RM, deren ESt gemäß $ 90 des EStG 
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vom 10. August 1925 nicht förmlich veranlagt, sondern nur Im Ma 
des Lohnabzugsverfahrens ($$ 70, 73, 74, 77 des EStG) EN nn 
wird. Jahre hindurch hat eine Feststellung un I 
nicht stattgefunden. Der Behelf der Pauschbeträge ($ 81 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes — Einstufung nach Berufsgruppen 
hat sich als unbrauchbar erwiesen. Die besonderen ee 
(Lohnsteuerüberweisungsblätter) der Reichsfinanzbehörden a : N i 
einzelnen Lohnsteuerpflichtigen und die von diesen gezahlten : % 
Steuerbeträge des Jahres 1926 ermöglichten zwar für a 
Steuererhebung des Kirchensteuerjahres 1927 eine a Se En 
Heranziehung des tatsächlichen Einkommdnli ee 
Lohnsteuerpflichtigen. Im Jahre 1927 mußten diese Fes Sn 
aber wiederum unterbleiben, da umfangreiche ö Erhebung Hi 
Zwecke des Finanzausgleichs von den A N Feet 
waren, die eine Einforderung und Verarbeitung Ss Be Sr 
benötigten Unterlagen zu gleicher Zeit nicht ges E Se = 
Kirchengemeinden waren daher bei Veranlagung 4 ee 
Kirchensteuerjahres 1928 wiederum auf behelfsmäßige z “ 
gewiesen. Wenn sie auch nicht mehr auf das a 2 a 
Pauschbeträge zurückzugreifen brauchten, SO waren sie nn ae 
Regel genötigt, mit den Feststellungen für das zwei Ja nes 
liegende Jahr 1926 zu arbeiten, diein vielen Fällen nicht En ann 
a) Die Vermögenssteuer. Um für die Fe en se 
durch die neuen Reichssteuergesetze entstanden en Ir Et 
Wissen Ausgleich zu schaffen, ist nun durch den ee 
gestattet, für die Umlegung auch die Vermögenss na 
Zuziehen "oder auch zur Erweiterung des Kreises der 
ü i i Id einzuführen. 
ee Vermögenssteuer zu ihrer ee 
zur Kirchensteuer heißt z A a ' Be 
tages, Nr. 1748 für 1928/29 auf S.20: „ 
air Veranlagung benutzt, SO kommt der Abs. 2 des $1 a 
Zur Anwendung, wonach Zuschläge zur ESt und zu den ee 
Auf Zuschläge zur Reichsvermögenssteuer ng 
Rechtfertigung dieser Vorschrift heißt es auf S.9 rn 
des Gesetzentwurfes: „Es erscheint die unbeschrän £ el 
eranziehung der Realsteuern und der Rs ne 
derselben Steuerpflichtigen durch die Kirchengem 
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unbillige Doppelbesteuerung. Auch gegen eine unbeschränkte 
gleichzeitige Heranziehung der Einkommensteuer und der Ver- 
mögenssteuer ein und desselben Steuerpflichtigen bestehen Bedenken, 
Eine Überlastung der durch öffentliche Abgaben besonders stark 
vorbelasteten Einkommens- und Vermögensschichten soll vermieden 
werden. Aus diesen Erwägungen wird im $ 1 Abs. 2 die Anrechnung 
der Zuschläge zur Einkommensteuer und zu den Realsteuern auf 


die Reichsvermögenssteuer vorgeschrieben. Durch die Heranziehung‘ 


der Reichsvermögenssteuer mit dieser Maßgabe werden die Ausnahme- 
fälle getroffen, in denen die Einkommensteuer nicht der richtige 
Maßstab der persönlichen Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen 
ist. So liefert die neue Bestimmung eine wertvolle und der Billigkeit 
entsprechende Ergänzung der bisherigen Grundlagen der Kirchen- 
steuer. Die Anrechnung ist gegenseitig. Ist der Zuschlag zur Ein- 
kommensteuer niedriger als der Zuschlag zur Vermögenssteuer, SO 
kommt der Zuschlag zur Vermögenssteuer nur mit dem über- 
schießenden Betrage zur Hebung. Ist der Zuschlag zur Einkommen- 
steuer höher, so kann er selbstverständlich nur bis zur Höhe der Ver- 
mögenssteuer auf diese angerechnet werden. In beiden Fällen ist das 
Ergebnis, daß nur der jeweilig höhere Betrag gezahlt wird. 
Ist ein und derselbe Steuerpflichtige zu Zuschlägen für alle hier 
in Betracht kommenden Steuerarten kirchlich veranlagt, so steht 
zur gegenseitigen Anrechnung auf der einen Seite die Summe der 
Zuschläge zur Einkommensteuer und zu den Realsteuern, auf der 
anderen Seite der Zuschlag zur Reichsvermögenssteuer einander 
gegenüber. Auch indiesem Falle hat der Steuerpflichtige nur den 
höheren Betrag entweder in der Summe der Zuschläge zur Ein- 
kommensteuer und zu den Realsteuern oder den des Zuschlags zur 
Vermögenssteuer zu leisten. S. dazu besonders die AA C I Nr. 13 
zu III S.305f. auch bez. der Teilhabereiner offenen Handels- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft. 

Für die heranziehbare Reichsvermögenssteuer ist maß- 
gebend das Reichsgesetz vom 10. August 1925 (RGBI S. 233) 
mit der Novelle vom 31.3, 1926 (RGBI S. 187). Danach unter- 
liegen die Besitzer eines Vermögens von mindestens 5000 RM einer 
nach der Höhe des Vermögens sich richtenden Steuer von I bis 7,5 


vom Tausend. Die Steuer wird jedoch bei natürlichen unbeschränkt 
steuerpflichtigen Personen nicht erhoben: 
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a) wenn das abgerundete Vermögen 10000 RM und das nn 
Jahreseinkommen 3000 RM nicht überstiegen hat; die 
grenze erhöht sich jedoch je nach der Anzahl der im Hausha 
Steuerpflichtigen befindlichen minderjährigen Kinder. 


b) wenn das abgerundete Vermögen 
aa) 20000 RM und das letzte Jahreseinkommen 5000 RM oder 


bb) 30000 RM und das letzte Jahreseinkommen 4000 A e 
überstiegen hat, sofern der Steuerpflichtige über 60 ee Br 
erwerbsunfähig oder nicht nur vorübergehend Be 
Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu bestreiten. Bei‘ : 
sein von mehr als zwei minderjährigen Kindern tritt auch E En 2 
Falle eine Erhöhung der Einkommensgrenze ein. s.$ . 
Reichsvermögensgesetzes. 4 

Nach einem Erl. des Preuß. Ministers für Wiss., ae 
Volksbildung v. 2. Juli 1929 hat der Reichsfinanzmin A 
abgesehen, schon für 1929 die Finanzämter mit allgem« ne 
Sungen hinsichtlich der Heranziehung der Rn os 
als Maßstab der KSt zu versehen. Wenn a Se 
die Reichsvermögenssteuer heranziehen wollen, ist er bereit, 
Anordnungen zu treffen. 

b) nn Kirchgeld. Mit der gesetzlichen En ke En 

irchgeldes wird bezweckt, „eine gerechtere ee en 
Chensteuerzuschläge herbeizuführen und die Hun ae in 
Chensteuerzuschläge zu den staatlichen Steuern zu S e uras Se 
dung der Novelle S. 12; Drucksache des a an 
Solche Abgabe ist, wie es in der Begründung S. ad 
Kirchensteuerjahr 1927 schon von zahlreichen a 
Preußens, namentlich von katholischen, aber auch 2 I 
Kirchengemeinden, erhoben worden. Die Grundlage ne a 
Richtlinien, die von dem Minister für Wissenschaft, A A 
Bildung den Kirchenbehörden an die Hand gegeben Pe a eh 
hebung dieser Abgabe hat nicht bloß die an Be ne 
lichen Bedürfnisse erleichtert, sondern namentlic Te ne 
getragen, die Hundertsätze der Zuschläge zu den en m 
Wesentlich zu senken, ohne die Herangezogenen re ee 
Unwillen zu erregen. Im Gegenteil hat gerade in Teaadt 
Solchen Kirchgeldes in breiten Kreisen Verständnisg 
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ermangelte die Abgabe einer gesetzlichen Grundlage. Sie war daher 
rechtlich nur als eine freiwillige Leistung zu betrachten. Die Kirchen- 
gemeinden konnten sich bei der Erhebung nur auf die kirchliche 
Pflicht der Kirchengemeindemitglieder berufen. Eine zwangsweise 
Beitreibung war ausgeschlossen, was zur Vermeidung von Irr- 
tümern bei der Heranziehung ausdrücklich eröffnet werden mußte. 
Dies hat begreiflicherweise den Erfolg beeinträchtigt und viele 
Kirchengemeinden, bei denen die Erhebung einer solchen Abgabe 
an sich am Platze gewesen wäre, von der Erhebung abgehalten, 
weil sie ihren Haushalt nicht auf einen unsicheren Einnahmeposten 
gründen wollten. 

Artikel I $4 gibt den Kirchengemeinden die Möglichkeit, das 
Kirchgeld als Kirchensteuer, also als beitreibbare Abgabe zu be- 
schließen. Die Entscheidung darüber, ob überhaupt das Kirchgeld 
erhoben werden und wie es im einzelnen ausgestaltet werden soll, 
bleibt grundsätzlich den Kirchengemeinden überlassen, da gerade 
bei dieser Abgabe die örtlichen Verhältnisse besondere Berücksich- 
tigung erheischen. Der leitende Gedanke ist, daß grundsätzlich 
jedem Mitgliede der Kirchengemeinde — unbeschadet näher zu 
regelnder Ausnahmen — ein mäßiger Mitgliedsbeitrag zugemutet 
werden kann ohne Rücksicht darauf, ob und wie hoch es der Staat 
zu seinen Steuern heranzieht.“ 

Wo immer das Kirchgeld eingeführt wird, muß dies nach festen 
und gleichmäßigen Grundsätzen geschehen, unbeschadet der Be- 
fugnis der Kirchengemeinde, es für alle Mitglieder in gleicher Höhe 
oder gestaffelt festzusetzen. Im letzteren Falle kann es je nach Ein- 
kommen oder Vermögen der Gemeindemitglieder verschieden ge- 
staltet werden. Auch braucht die im REStG gezogene Grenze — 
s. oben Anm. 1 — hierbei nicht innegehalten zu werden. Es kann 
auch nach anderen festen Sätzen gestaffelt werden, z. B. nach der 
EinkSt. Durch Erlaß des Preuß, Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung vom 10. April 1928 sind die unter CINr.9 S.288 ff. 
abgedruckten Richtlinien für Erhebung eines Kirchgeldes aufgestellt 
worden. Sie können auch jetzt zur Richtschnur dienen. Nachdem 
das Kirchgeld eine staatsgesetzliche Grundlage erhalten hat, ist 
sie ebensogut wie jeder Zuschlag zu der Einkommensteuer und 
den Realsteuern im Verwaltungszwangsverfahren beitreibbar und 
unterliegt der Anfechtung durch die $$ 21 ff. des G. vorgesehenen 
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3 CI Nr. 12 
Rechtsmittel. S. unten C I Nr. I1 zu III S. 299 und 


S.300 und besonders Nr. 13 zu 11 S. 304. 
c) Die Einkommensteuer. 
Entsprechend dem personellen nn 

bildet die ESt die Hauptgrundlage der KSt. ae 

gebend das REStG n 10. 8. 1925 (RGBI S. ei: 

Novellen vom 31. März 1926, RGBI S. 107 und vom Di ji 

1927 (RGBI S. 485). Sofern das EStG nicht die a male 

lagen gibt, kommen die besonderen Bestimmungen RE 

des G in Betracht. s. Anm. I zu $5 S.%f. Da 2 ren 
des preuß. EStG das REStG tritt, das das 

des Steuerpflichtigen der Steuer unterwirft, gle a 

Teil in verschiedenen Reichsländern erworben I a ni 

die katholische Kirchengemeinde in Altona das N 

ein in Altona wohnender Gewerbetreibender aus 

in Hamburg bezieht, zur KSt ae Be 
Staatlich veranlagte fingierte Normalste ende 

RStG nicht mehr. Es können somit alle 

RESt frei bleiben, zu der KSt, soweit sie N Se 

Wird, nicht herangezogen werden. Nach jenem niger als 1300 RM 

der ESt befreit alle Personen, deren Einnahme I ne a 

beträgt, Diese Grenze erhöht sich für die zur En Er 

Pflichtigen zählende Ehefrau und die ar Han 

Minderjährigen Kinder um folgende Beträge: 

I. für die Ehefrau um 100 RM., 
2.für das erste Kind um 100 RM., 
3. für das zweite Kind um 100 RM., 


i i 360 RM., 
4. für das dritte Kind um x ‘0 450 RM. 
5. ” das vierte und jedes folgende Kind um JC 


i Ö ü ür Sonder- 
im Jahre. Außerdem werden, sofern nicht höhere A ae a 
leistungen im einzelnen geltend a A 
Sonderleistungen 240 RM. vom Gesam 


gezogen. 
Nach $ 17, Nr. 5 des R 
St abzuziehen: Steuern an 
Senannten Körperschaften, 
abschnitte fällig sind. Zu di 
Art. 137 cit. die katholische Kirche. 
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akter der Kirchengemeinde 
Für die ESt ist maß- 


EStG sind bei der Veranlagung a 
die im Art. 137 der Reichsverfassung 
ern in dem Steuer- 


soweit diese Steu gemäß 


Ö hört 
iesen Körperschaften geh ı 
Ken En also die von einer 
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katholischen Kirchengemeinde erhobenen Zuschläge zur ESt ab- 
gezogen werden; abzugsfähige KSt im Sinne des $ 17 cit. sind 
Zuschläge zur Einkommen- und Vermögenssteuer, jetzt auch das 
Kirchgeld. Strutz, Kommentar zum EStG Bd. I, S. 1072. Soweit 
die KSt als Objektsteuern vom Grundvermögen oder Gewerbe- 
betrieb erhoben werden, sind sie bereits als Werbekosten nach $ 16, 
Abs. 5, Nr. I des EStG abzugsfähig. Pissel und Kopp, Das EStG? 
S.201. Weiteres zur ESt s. in Anm.3 zu $ 10 S. 128. 

d. Die Realsteuern. 

“) Gemäß dem $ I der Novelle können neben der ESt 
und der Reichsvermögenssteuer auch die Realsteuern als Ver- 
teilungsmaßstab der KSt benutzt werden, soweit sie für Grund- 
besitz und Gewerbebetrieb innerhalb der Kirchengemeinde ver- 
anlagt sind. Solche Heranziehung der örtlichen Steuerquellen 
entspricht (vgl. Begründung zu $ 9 des katholischen KStG vom 
14. Juli 1905 — Anlagen zu den Stenographischen Berichten des 
Herrenhauses 1904/05 Bd. I S. 571 —) dem Charakter der Kirchen- 
gemeinde als örtlich abgegrenzter Gemeinde. Das KStG hatte durch 
den Zwischensatz: ‚‚sofern daneben eine Heranziehung der Real- 
steuern erfolgen soll“ die Richtschnur gegeben, daß die Heranziehung 
der Realsteuern eine Ausnahme bilden soll. Wenngleich die Novelle 
jenen Zwischensatz nicht wieder aufgenommen hat, so wird doch 
auch in Zukunft in jedem Falle auf Grund der örtlichen Wirtschafts- 
und Steuerverhältnisse in den einzelnen Kirchengemeinden zu prüfen 
sein, ob es angebracht erscheint, neben der ESt auch noch die 
Realsteuern und die Vermögenssteuer als Maßstab der Umlegung 
der KSt zu benutzen. Jedenfalls ist es, wie der Ausdruck ‚‚neben“ 
erkennen läßt, ausgeschlossen, lediglich die Realsteuern oder nur 
die Vermögenssteuer heranzuziehen. Über diese Frage s. die Richt- 
a in CI Nr.8zu I11 S.283 und die weiteren Ausführungen 
zu k 

P) Die Realsteuern, welche als Maßstab der Umlegung der 
KSt neben der Einkommensteuer benutzt werden können, sind: 

Die Grundvermögenssteuer nach Maßgabe der bei $ 7 
Note 2 S. 112 genannten Gesetze und Verordnungen. Hiernach 
beträgt die Steuer 

bei Grundstücken, die dauernd land- oder forstwirtschaftlichen 
oder gärtnerischen Zwecken zu dienen bestimmt sind, 
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für die ersten 10000 RM des Wertes 0,10 RM., 

für die nächsten 30000 RM des Wertes 0,15 RM., 

für die nächsten 60000 RM des Wertes 0,20 RM., 

für den Mehrwert . . 2 22... 0,25 RM., 

bei bebauten Grundstücken die nicht dauernd land- oder 

forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken dienen, 0,20 RN» 
bei allen übrigen Grundstücken für je 1000 RM des Wertes 
0,25 RM. r 
Die Gewerbesteuer nach Maßgabe der bei $ 7 S. u en 
Nannten Gesetze und Verordnungen. Die Gewerbesteuer u: 
Messen nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital. An 
Stelle des letzteren kann die Lohnsumme treten. Das Sr 
5. $4ff, der Verordnung v. 15. 3. 27 (GS S. 21) und Be 
v. 8.5. 29(GS S. 47) und die Richtlinien unter C I Nr. 8 z 
S.283 f. 
3. Bemerkungen zur Umlegung. ; - 
a) Die Umlegung erfolgt gemäß $ 11 Abs. 2 in En 
Schlägen. Es sind daher die Steuern, von welchen diese Aus 81 
erhoben werden sollen, genau zu bezeichnen. Vgl. Anm. 6 zu 
S. 77. 

b) Über die Auswahl der der Veranlagung zugr 
teuern siehe besonders Richtlinien vom 29. März 
1.7... 277. 

. ‚Zuschläge zu andern als in der Nov. genannten Steue 
Sind ausgeschlossen. 

‚ Die Heranziehung 
Ninsichtlich aller von demselben Steuerp 
Schläge zu den verschiedenen Staatssteue 
'St die zeitliche erste Aufforderung gültig; 
ässige Nachforderungen. OVG Bd. 75 S. 309. 


unde zu legenden 
1928 unten CI 


rarten 


i ichzeitig 
irchensteuer muß gleic 

flichtigen geforderten Zu- 
mm erfolgen; andernfalls 
die späteren sind unzu- 


b) Grundsätze über die Erhebung 
der Kirchensteuer. 
$ 10. 


i nsteuer hat 
i iehung der Staatseinkomme 
mit den on 2 und 4 sich ergebenden Maßgaben! in 


vollem Umfange stattzufinden. 
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Die Heranziehung der staatlich veranlagten Grund-, 
Gebäude- und Gewerbesteuern ist nur insoweit zulässig» 
als diese Steuern für Grundbesitz bezw. Betriebe veranlagt 
sind, welche in der Kirchengemeinde belegen sind?. 

Die Realsteuern dürfen nicht mit einem höheren Prozentsatze 
herangezogen werden als die Staatseinkommensteuer. Wie die 
vollständige Freilassung der Realsteuern, ist auch eine 


geringere Heranziehung aller oder einzelner dieser Steuerfl 
zulässig? ,t. 


1. Diese Maßgaben sind nach $$ 2, 4 die Zugehörigkeit durch 
Wohnsitz und die Vermeidung der Doppelbesteuerung. 

2. Hierdurch ist die in den östlichen Provinzen vor Erl. des O- 
für erlaubt angesehene Heranziehung der Grundsteuer von aus“ 
wärtigem Grundbesitz beseitigt. Vgl. jedoch bezüglich der Forensen 
Anm. 2 zu $2 S. 78f. und $37 S. 190. 

3. Das Verhältnis der Einkommensteuer und def 
Realsteuern. 

Der $ 10 hat durch die Nov. eine Änderung erfahren, indem 
Art. 183 bestimmt: 

„Wenn die Kirchengemeinden von ihrer Befugnis zur Heran- 
ziehung der Realsteuern Gebrauch machen, so können sie die Heran- 
ziehung aller oder einzelner dieser Steuern auch mit einem höheren 
oder niedrigeren Hundertsatze als dem der Zuschläge zur Einkommer- 
steuer beschließen.“ 

a) Nach wie vor bleibt die ESt die erste Grundlage für die Kst 
und hat in vollem Umfange stattzufinden. 

Die Begründung des Ges. vom 14. Juli 1905, S. 30 sagte hierzu: 
„Danach muß die Einkommensteuer der im Bezirke der Kirchen“ 
gemeinde wohnenden Katholiken stets in vollem Umfange, auch 
soweit sie für Einkommen aus auswärtigen Besitzungen und Be 
trieben veranlagt ist, herangezogen werden, sofern nicht wegen 
eines weiteren Wohnsitzes die Berücksichtigung des Steuerrecht$ 
anderer Kirchengemeinden nach den Vorschriften in $4 oder die 
Freilassung des Einkommens gemäß $ 7 geboten ist.“ 

„Nach $10, Abs. 1 ist‘“‘,wie es inder Begründung zur Novelle vom 
4. Mai 1929 S.4 heißt, ‚‚die Einkommensteuer mit gewissen, hief 
nicht in Betracht kommenden Maßgaben in vollem Umfange auch 
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hinsichtlich der scharfen Progression des $55 des Einkommen- 
steuergesetzes heranzuziehen. Diese scharfe Progression der Ein- 
kommensteuer führt bei hohen, aber auch schon bei mittleren 
Einkommen selbst bei mäßigen Hundertsätzen der Kirchensteuer 
zu Kirchensteuerzuschlägen, deren Höhe bei Berücksichtigung des 
Charakters der Kirchengemeinden als persönlicher Glaubensgemein- 
schaft kaum noch zu rechtfertigen ist und von den Beteiligten 
nicht ohne Grund als unbillig empfunden wird.“ 

Diese Erwägung führte zu dem Erlaß des $ 2 (des Art. I) der 
Nov.; der $ 2 lautet: 

Die Tarifsätze des $ 55 des Einkommensteuergesetzes vom a 
August 1925 (Reichs-Gesetzbl. I S. 189) können für die En: - 
Maßstab der Kirchensteuer auf Antrag der bischöflichen Behör e 
durch Verordnung des für kirchliche 20, zuständigen 
Ministers und des Finanzministers geändert werden. B 

Es können alsodie Tarifsätzedes $55des REStGgeändert werden. 
Die Änderung setzt jedoch den Erlaß einer Verordnung des 
Ständigen Ministers voraus, die wiederum einen entsprechenden 
Antrag der bischöflichen Behörde zur Voraussetzung hat. Jene 
Tarifsätze sind folgende: 

Die ESt beträgt: 
für die ersten angefangenen oder voll 
10 vom Hundert, für die weiteren ange 
des Ei 21, vom Hundert, fü ren 0 
4000 re 15 vom Hundert, für die nn a 
Sefangenen oder vollen 4000 RM. des Einkommens 20 vom En = 
für die weiteren angefangenen oder vollen 8000 RM. des Ein a 
mens 25 vom Hundert, für die weiteren angefangenen oder vollen 
18000 RM. des Einkommens 30 vom Hundert, für die en 
angefangenen oder vollen 34000 RM. des ve 

undert, für die weiteren Beträge des Einkommens 40 vom A 

Auch bei den Beratungen im Hauptausschuß des Preu 3 En 

tags am 20. März 1929 wurde regierungsseitig Zu : ei 
rogression der Einkommensteuer, die bis auf 40% ee 

eine Belastung bringe, die zu Bedenken Anlaß gebe. Der Reg 

Vertreter führte dazu ferner aus: 


Aus der Fassung ergebe sich, daß das Staatsministerium 
2} 


i ion einführen wolle. Unter 
eineswegs eine Kappung der Progression > 


Schmedding-Linneborn, Kirchensteuer 


— 


en 8000 RM. des Einkommens 
fangenen oder vollen 4000 RM. 
r die weiteren oder vollen 
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„‚Kappung der Progression‘‘ sei zu verstehen, daß man der Pro- 
gression bis zu einem angemessenen Prozentsatz, z. B. bis zu 20 Proz., 
folge und die höheren Einkommen nicht höher als mit einem Satz, 
der auf 20 Proz. fingiert sei, besteuere. Wie sich das im einzelnen 
auswirken werde, stehe noch dahin. Andererseits habe das Staats- 
ministerium den Landtag nicht immer wieder mit kleinen Gesetzen 
bemühen wollen, sondern habe eine Ermächtigung des Landtages 
erwirken wollen, wonach die beiden angegebenen Minister die Frage 
selbständig regeln könnten. Eine solche Regelung sei an einen 
Vorschlag der Bischöfe gebunden, weil sie schließlich diejenigen 
seien, die die Lage am besten überblicken könnten. — Eine ähnliche 
Regelung sehe das Steuerrecht der evangelischen Kirchen vor. 

Wenn die Hochbesteuerten erklärten, sie würden aus der Kirche 
austreten, falls die Kirche ihnen kein Entgegenkommen zeigen 
würde, so stehe sowohl die Kirche als auch das Staatsministerium 
vor einem sehr schwierigen Problem. An sich müßte das Staats- 
ministerium mit aller Energie gegen eine solche Absicht einschreiten. 
Andererseits könne sich das Staatsministerium nicht dem von der 
Kirche in diesem Falle geltend gemachten Bedenken verschließen, 
daß sie, wenn die Hochbesteuerten aus der Kirche austreten würden, 
die große Zahl der Angehörigen des Mittelstandes und der gering- 
besteuerten Leute desto mehr würde belasten müssen. Werde aber 
in einzelnen Fällen von den Vertretungen der Kirchengemeinden 
den Hochbesteuerten ein Entgegenkommen gezeigt, so werde ein 
Gefühl der Benachteiligung bei den anderen Kirchengemeinde- 
gliedern hervorgerufen, das sich leicht zu einer Gefährdung der 
Steuermoral auswachsen könnte.“ 

b) Nach dem G. v. 1905 durften die Realsteuern nicht für sich 
allein der KSt zugrunde gelegt werden; auch durften sie nicht mit 
einem höheren Prozentsatze herangezogen werden als die ESt. Durch 
diese Vorschriften sollte der personelle Charakter der KSt gewahrt 
werden. Mit Einführung der Reichseinkommensteuer war die ESt 
beträchtlich erhöht; das Verhältnis der ESt zu den Realsteuern 
wurde ganz anders, als es zur Zeit des Erlasses des G. v. 1905 gewesen 
war. Das blieb auch so, als die neueGrundvermögenssteuer und die 
neue Gewerbesteuer eingeführt wurde. Das Ministerium für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung vertrat deshalb auch den Stand- 
punkt, daß die Realsteuern nunmehr nach völliger Änderung der 
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Verhältnisse mit einem höheren Prozentsatze zur KSt herangezogen 
werden durften als die ESt. Es wollte verhindern, daß die Hauptlast 
der KSt in manchen Gemeinden vorwiegend auf den Schultern der 
Lohn- und Gehaltsempfänger ruhte, während, wie die Begründung 
Sagt, „‚zahlreiche in immerhin auskömmlichen Verhältnissen lebende 
Landwirte einkommensteuerfrei waren, nur eine Grundvermögens- 
Steuer zahlten‘“ und so zur KSt nicht entsprechend herangezogen 
wurden. Deshalb vertrat es zuerst in dem Erlasse % 31. August 
192] und später noch wiederholt (vgl. unten C INr. 7 zu III S. 278, 
Nr. 8 zu III S. 283 die Ansicht, daß die Vorschrift des $ 10 Abs. 3 
des G. nicht mehr in Kraft sei. Indessen stellte sich das OVG in 
den Erkenntnissen v. 1. Mai, 10. Juli u. 25. September 1928 auf 
einen andern Standpunkt. Deshalb widerrief der Min.-Erl. Ye 
23. März 1929 die früheren Bestimmungen (8. unten C INr. I 1 zu : 
S. 299) bis zum Erlaß des neuen G. Die Nov. hebt nunmehr in $ 
Art. I den Satz I des Abs. 3 $ 10 des G.v. 1905 auf. — 
Durch die Aufhebung werden die Kirchengemeinden in die Lage 
versetzt, die für ihre Verhältnisse passende Belastung zu beschließen. 
Die hierdurch bedingte größere Freiheit in der Entschließung = 
irchengemeinden kann unbedenklich ertragen werden, da das E T- 
fordernis der kirchen- und staatsaufsichtlichen Genehmigung zu - 
Umlagebeschlüssen nach wie vor bestehen bleibt. Die a 
Staatsbehörden werden sogar erst nach der Verbesserung Ei & 
breiterung der Grundlagen die Möglichkeit haben, in jedem In e ae 
eine gerechte Verteilung der Steuer auf die einzelnen ae en Ei 
Gemeindemitglieder hinzuwirken, wozu sie bei der en 
irchensteuergrundlagen auf die Einkommensteuer un e IN 
Steuern und bei der Aufrechterhaltung des $ 10, Abs. 3 ii En 
Steuergesetzes gegenüber einem anzuerkennenden dringenden Be 
ni : R sranı 
ee $8, Abs. 2 des Pina ea 
vom 23, Juni 1923 bzw. April 1926 auch hier A ne in ER 
Danach haben die Landesregierungen, wenn die ERBE E Si 
Landesrecht befugt sind, die Steuern durch a ee BER 
Nungen zu regeln, Höchstgrenzen zu bestimmen. SDEN : n im 
Sind entweder in Prozentsätzen ZU den landesrech “ g K 
Steuern zu bemessen, oder den in der besonderen Fre ae 
Vorgesehenen Bemessungsmerkmalen zu entnehmen. Ss 
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ee Be a. 0 
also zu erwarten, daß die Staatsregierung Höchstgrenzen für die 
Zuschläge zu den in Frage stehenden Steuern festsetzen wird. Zum 
Teil ist das inzwischen geschehen im Min.-Erl. vom 24. Mai 1929; 
s. unten C I Nr. 13 S. 304. Danach dürfen Zuschläge zu den Real- 
steuern, die das Dreifache der Zuschläge zur ESt übersteigen, nur 
in ganz besonderen Ausnahmefällen genehmigt werden nach Bericht 
an den Minister. Bei dieser Anordnung wird es voraussichtlich noch 
länger verbleiben. Dem $ 3 war in der Nov. rückwirkende Kraft 
bis zum 1.April 1928 gegeben, um der Rechtsunsicherheit zu be- 
gegnen,. ‚‚Im Rechtsmittelverfahren getroffene rechtskräftige Ent- 
scheidungen von Einzelfällen bleiben jedoch hiervon unberührt.“ 

c) Der 2. Satz des Abs. 3 $ 10 des G. ist in Kraft geblieben. Die 
Begründung zum Ges. vom 14. Juli 1905, S. 30 f. führt hierzu folgen- 
des aus: ‚Die Kirchengemeinden sind endlich zur Belastung der 
Realsteuern nicht genötigt. Vielmehr gestattet der Entwurf im 
zweiten Satze des dritten Absatzes in $ 10 ausdrücklich die vollstän- 
dige Freilassung und die geringere Heranziehung aller oder einzelner 
dieser Steuern, vermeidet auch die Festsetzung eines bestimmten 
Belastungsverhältnisses zwischen ESt und Realsteuern. In alt- 
gewohnte Verhältnisse soll nicht eingegriffen werden. Die Gepflogen- 
heiten in den einzelnen Landesteilen und in ihnen zumal zwischen 
Stadt und Land sind außerordentlich verschieden und durch die 
örtlichen Zustände gerechtfertigt.“ Es können also die Realsteuern 
zu geringerem Prozentsatze als die Einkommensteuer herangezogen 
werden, ebenso können die Prozentsätze der einzelnen Realsteuern 
verschieden untereinander sein. 

„Von weiteren Festsetzungen über das Verhältnis der Personal- 
und Realsteuern sieht der Entwurf ab. Gesetzliche Beschränkungen 
des Bestimmuggsrechts der Gemeinden in dieser Hinsicht würden 
dann gerechtfertigt sein, wenn ihnen innerhalb solcher Beschrän- 
kungen ein von dem aufsichtlichen Genehmigungsrecht befreites 
Bestimmungsrecht eingeräumt würde“ (s. Begründung zum evang- 
KStG S. 68). Wenn jetzt die Kirchengemeinden die Realsteuern 
auch mit einem höheren Prozentsatz als die Einkommensteuern 
heranziehen können, so bleibt aber immer notwendig, daß mit 
irgendeinem Prozentsatz die ESt benutzt wird. 

Eine verschiedene Behandlung der Realsteuern und Einkommen- 
steuern bleibt insofern bestehen, als die ESt im vollen Umfange, 


— 132 — 


Umlegung der Kirchensteuer. $ 11. 
Brui TBB N see 7 IV] Gerre EE 
also auch für auswärtiges Einkommen (s. Anm. 3) — wenn es nur 
aus Deutschland stammt — herangezogen werden kann, während 
die Realsteuern nur in der Belegenheitsgemeinde und auch nicht 
ohne gleichzeitige Belastung der ESt für die KSt veranlagt werden 
dürfen, 

4. Über die Heranziehung der Vermögenssteuer zur Veran- 
lagung der KSt und deren Verhältnis zu der ESt und der Realsteuern 
Sind, abgesehen von den aus Abs. I und 2 des $ I der Nov. sich 
ergebenden Beschränkungen, keine weiteren Vorschriften gegeben. 
Es wird daher, wie auch bei den Beratungen im Landtage hervor- 
gehoben wurde, der Hundertsatz den Zuschlag zur ESt über- 
Schreiten oder unterschreiten dürfen. 


g 11. 


Die Kirchensteuern sind auf alle der le 
unterworfenen Pilichtigen nach j festen und gleich- 
mäßigen Grundsätzen zu verteilen!. BA 

Die Erhebung erfolgt in der Form von Zuschlägen?®. 

Die Zuschläge zu den einzelnen der Veranlagung ve 
Srunde gelegten Staatssteuern mussen gleichmäßige 
sein. | 

Eine Minderbelastung oder Freilassung der fingierten Normal- 
Steuersätze und der sechs untersten Stufen der Staatseinkommen 
Steuer ist nicht ausgeschlossen®. R 

Steuerpflichtige, welche im Wege der ne 
Armenpflege fortlaufende Unterstützung erhalten, sin 
zur Kirchensteuer nicht heranzuziehen. 


Il. Das Hauptprinzip derneueren ee 
die Steuern nach festen und gleichmäßigen Grundsätzen auf die 
Pflichtigen zu verteilen und die Möglichkeit der Einführung beson- 
derer Steuern zu beseitigen, kommt im $ 11 zum Ausdruck. Pe 
lich der Pflichtigen vgl. 88 2—7- S. hierzu AA unter C INr. I zı 
S. 215 ff. 

2. ‚Die Erhebung der Steuern In 
Auf dem Grundsatze, daß die kirchlic 
an die staatliche Besteuerung bzw. Veran 
(Begründung 2. ev. KStG S. 68.) 
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1 Form von Zuschlägen beruht 
he Besteuerung sich tunlichst 
lagung anzuschließen habe.‘ 
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Die Zuschläge bestehen in soviel Prozentsätzen ($ 19 S. 149) 
der in $ 9, Abs. 2 und $ 10 S. 127 näher bezeichneten Steuern, 
als dem Bedürfnis ($ 1) entsprechend nötig sind. 

3.Minderbelastungund Freilassung. Die Bestimmung 
in Abs. 3 hat ihre Bedeutung insoweit verloren, als das RStG fingierte 
Normalsteuergesetze nicht kennt und die Einkommensteuerpflicht 
erst bei einem Jahreseinkommen von mindestens 1300 RM. beginnt. 
Diese Grenze erhöht sich noch beim Vorhandensein einer Ehefrau 
und bei der Zahl der Kinder des Steuerpflichtigen (s. $ 50 des 
EStG vom 10. August 1925 und oben Anm. 2 c zu $9 S. 125). 
Es wird, obwohl der $ Il, Abs. 4 nur von den sechs untersten Stufen 
der Staatseinkommensteuer spricht, nichts entgegenstehen, diese 
Bestimmung auch auf die Reichseinkommensteuerpflichtigen mit 
einem Einkommen bis zu 1800 RM, einschließlich anzuwenden, also 
sie von der KSt ganz frei oder bei ihnen eine Minderbelastung ein- 
treten zu lassen. Zur Gewährung der günstigeren Behandlung der 
Minderbemittelten bedarf es eines Beschlusses des Kirchenvorstandes 
($ 1, Abs. 3 und die Anm. 6 hierzu S. 11): 

Im allgemeinen dürfte es sich empfehlen, von der günstigeren 
Behandlung möglichst weitgehenden Gebrauch zu machen, weil die 
Einziehung der Steuer von minderbemittelten Laien häufig auf 
Schwierigkeiten stößt, so daß die Kirchengemeinde zu ihr nicht 
wohl anstehenden steuerlichen Zwangsmaßregeln zu greifen sich 
genötigt sehen würde. Außerdem stehen die von der ärmeren Be- 
völkerung schließlich einzubringenden Steuern oft kaum im an- 
gemessenen Verhältnis zu den mit der Einziehung verbundenen 
Arbeiten und Kosten. 

Von dem im Abs. 3 enthaltenden Grundsatze der gleich- 
mäßigen Ausschreibung von Zuschlägen sind weitere Ausnahmen 
zulässig 

a) in den Fällen der $$ 14—15 des G., also bei fabrikmäßigen 
Betrieben und Bergwerken mit schwankenden Einnahmen sowie 
bei Veränderungen von Pfarrbezirken. Siehe die Erläuterungen 
zu den $$ 14—15 und oben S. 85. 

b) In den Fällen des $ 12 des G. Außerdem muß gemäß 
Abs.5 eine Ausnahme von jenem Grundsatze gemacht werden bei 
sonst Steuerpflichtigen, die im Wege der öffentlichen Armen- 
pflege fortlaufende Unterstützung erhalten. Es genügt nicht, daß 
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EEE Edeitssi heiss Saas se inne, ein. 
die Unterstützung z. B. aus Kirchenkassen oder frommen Stiftungen 
gewährt wird; sie muß vielmehr, um Steuerfreiheit zu begründen, 
von der dazu eingesetzten zuständigen weltlichen Behörde zur 
Erfüllung einer Rechtspflicht auf Grund der Reichsordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Febr. 1924 RGBI $. 100 bewilligt sein, 
und zwar nicht bloß einmalig für ein vorübergehendes, sondern fort- 
laufend für ein länger anhaltendes Bedürfnis. iR 

Diese Bestimmung greift fortan auch bei Einführung eines 
Kirchgeldes Platz. 


$ 12. 


Handelt es sich um Einrichtungen oder ee 
Welche in besonders hervorragendem Maße einem 2 e 5 
Kirchengemeinde zugute kommen, so kann die K x Ex 
gemeinde für einen bestimmten Zeitraum“ eine . 
chende besondere Belastung dieses Teiles beschließen. 
Bei Abmessung der Sonderbelastung ist namentlich a 
Herstellung und Unterhaltung der Einrichtung erior 5 
liche Bedarf nach Abzug eines etwaigen Ertrages i 
Betracht zu ziehen. 

Die Vorschrift des Abs. 2 der Nr.5 indem $ 6des Gesetzes N 
treitend die Bildung von Gesamtverbänden in der Mn 21 
Kirche vom 29. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 179) bleibt unberührt. 


l. Die Voraussetzung für die sondsipelassung 
immer, daß die ‚Einrichtung‘, woruntegvorwicgene une Be 
ud Bessertelung Be a 5 n d ers 
die, Aufwendung“ (Leistung für zei weili 2 
he e einem Teile der Kirchengemeinde zugu 
a, Voraussetzung zutrifft, läßt en nur 
Grund dertatsächlichenVerhältnissevonFallzuFallentschei ie: Er 
das PrALR nennt in den $$ 245 und 761 II 11 nt 5 
(Tochterkirchen und Begräbnisplätze). Jedenfalls EBEN. le 
des G. einem kirchlichen Bedürfnisse, indem er Oki I 
diejenigen Mitglieder der Kirchengemeinde, ERBE ie en 
ee N NEO H , En enden be- 

i e .. . 
en a en Solche Einrichtungen können sein 
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z. B. Kapellen, die zur Abhaltung des sonntäglichen Gottesdienstes 
für die von der Pfarrkirche weit entfernt Wohnenden erbaut werden 
(Kapellengemeinden), Kirchhöfe für bestimmte Teile der Pfarr- 
gemeinde, Errichtung einer Wohnung oder die mietweise Beschaffung 
einer Wohnung für einen außerhalb des Pfarrorts stationierten Hilfs- 
geistlichen; auch die Bestreitung der Fuhrkosten oder Reisekosten 
für einen Pfarrgeistlichen, der aus dem Pfarrort zur Abhaltung des 
sonntäglichen Gottesdienstes in den betreffenden Bezirk der Kirchen- 
gemeinde sich begeben muß. 

Eine ähnliche Vorschrift enthält der $ 20 des Kom.-Abgaben- 
Gesetzes vum 14. Juli 1893; jedoch weichen beide Bestimmungen 
in verschiedenen Punkten von einander ab. Während nach dem 
Kommunalabgabengesetz von den durch die Einrichtung oder Anlage 
bevorzugten Steuerpflichtigen immer nur Beiträge zu der Deckung 
der entstehenden Kosten, nicht also Deckung der ganzen Kosten 
verlangt werden kann, setzt der $12, abgesehen von der Zeitbegren- 
zung, keine weitere Grenze in Bemessung der Sonderbelastung. 

Im allgemeinen wird der Betrag nicht in einer Summe zur Er- 
hebung gestellt, sondern es werden den Anliegern zu ihrer Erleich- 
terung in den meisten Fällen Ratenzahlungen gestattet, die sich 
aus Zinsen und Tilgung zusammensetzen und c*wa einen Zeitraum 
von 10—15 Jahren umfassen. Bei Berechnung des TilgungssatzeS 
ist darauf zu achten, daß derselbe ausreicht, damit die gesamten 
Anteile in der angenommenen Zeit abgetragen sind. 

Notwendig ist, daß die besonderen Einrichtungs- oder Auf- 
wendungskosten, welche entstanden sind oder entstehen sollen, 
unter Angabe der auszuführenden Mengen und der Einheitspreise 
genau errechnet und diese Kosten nach Abzug des etwa von der 
Gemeinde zu übernehmenden Teiles entsprechend dem gewählten 
Verteilungsmaßstabe auf die Beteiligten entsprechend den wirt- 
schaftlichen Vorteilen umgelegt werden. Die Pflichtigen müssen 
genauerkennenkönnen,obdiezurAusführungkommenden 
Materialien dem gedachten Zwecke entsprechen und nicht 
über das zu erstrebende Ziel hinausgehen. AndererseitS 
müssen die Betroffenen auch ersehen können, welche 
Kosten von ihnen zu tragen sind und ob diese Kosten den 
ihnen zugeführten wirtschaftlichen Vorteilen gleich sind. 

Abweichend von $20 des Kom.-Abgaben-Gesetzes ist eine 
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Minderbelastung eines Gemeindeteils, dem eine für a 
Pfarrbezirk getroffene Einrichtung oder gemachte Aufwen u 
geringerem Maße zugute kommt, abgesehen von den Fä u 
des $ 15 des Gesetzes, nicht zulässig, ebensowenig eine Sonder- 
belastung bloß einzelner Klassen von Gemeindeangehörigen. ae 
2.,,‚Die Beschränkung der Mehrbelastung auf einen bestim Br 
ten Zeitraum soll bei vorübergehenden Aufwendungen ihren ns 
fall, bei dauernden die wiederholte Prüfung ihrer Berechtigung ee 
Seitens der Kirchengemeinde selbst als auch seitens der le 
und der staatlichen Aufsichtsbehörde gewährleisten, ER pi 
nehmigung sie übrigens gemäß $ 1 in jedem Falle 
nur in Form eines Steuerbeschlusses erfolgen kann. eg 
S.32, Abs. 2. 

3. Das Ges. vom 29. Mai 1903 (GS S. 179 Sn; 
Sirchenvermögensgesetzes Kl n Ya ik ke 
. unten bei C II Nr. 16 S. : 2 
gemäß $ 24 des letzteren das Recht, Steuern zu n 
Nr. 5 Abs. 2 des G. v. 1903 mußten die Umlagen unmi ara 
die Gemeindemitglieder sämtlicher Kirchengemeinden ee ae 
in allen Gemeinden des Verbandes nach a BEER 
Stabe erhoben werden. Diese beschränkende Vor a8 an 
fall gekommen. Auf Grund des $34 Abs. 1 S. 184 = a E 
Entgegen, auch bei Gemeindeverbänden besondere En ren 

Gemäßheit des $ 12 Abs. I einzuführen. Anders n 


CINr.1s.u. S. 218. 


)ist durch $29 des neuen 
aufgehoben. 


g 13. 


ä die staatlich ver- 
ienigen Fällen, in welchen 
las sine nicht die en en 
ä ist der dem Zus 
en der kirchlichen Veranlagungs- 
behörde 619) nach den für die staatliche Veranlagung 
tzen zu ermitteln!. 
ni er Einlegung von Rechtsmitteln sowie 
as en und 58 des Einkommensteuergesetzes ni 
2. nic a Ss. 175) erfolgte de 
Er N s veranlagtenSteuern zieht die en nn a 
Änderung dor Veranlagung zur Kirchensteuer nac sich?. 
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1. Besondere Veranl 
anlagung zu den Staatlichen 
Unterlage für die Kirchenste 
eine besondere Veranlagung 

a) bei der Heranziehung 
Ehe ($5); 

b) bei der Best 
Gesetzes. 

Auch im Falle m 
Besteuerung „in der 
nalen Steuerveranla 
gründung S. 71, 


agung. Nicht immer reicht die Ver- 
Steuern aus, um darin eine genügende 
uern zu gewinnen. Es wird vielmehr 
nicht zu umgehen sein z. B. 

des katholischen Teiles einer gemischten 


euerung des Patrons in dem Falle des $6 des 


ehrfachen Wohnsitzes findet die Verteilung der 
staatlichen Veranlagung kaum, in der kommu- 
gung nicht immer eine Analogie“ ($4). Be- 


In allen diesen Fällen erhält die Kirchengemeinde die Befugnis, 
die betreffende Person selbständig zu veranlagen, wobei jedoch die 


für die staatliche Veranlagung geltenden Grundsätze sinngemäß zur 
Anwendung zu bringen sind. 


2. ,‚Die Vorschrift in Abs.2 e 
bs. 3, 


ntspricht den Bestimmungen der 
8836 A 


26 Abs.2 und 30 Abs.2 de 


Besteuerung angewendeten Systems der Z 
Begründung 5.32; 

Auf Grund des $ 114 des REStG v. 
Stelle der $$ 57 und 58 des Preuß. ESt 
folgenden Vorschriften des REStG: 

$ 99: Erhöht sich das Einkomm 
einen Steuerabschnitt gegenüber de 
kommen voraussi 


10. Aug. 1925 treten an 
G v. 24. Juni 1891 die 


en eines Steuerpflichtigen für 
m zuletzt festgestellten Ein- 


Ommens entfallende Teil der Vorauszahlungen 
zu Stunden. 


Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß infolge Änderung der 
Erwerbsverhältnisse Voraussichtlich Einkünfte, die dem Steuer- 
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i sonstigem Einkommen en 
a ei u kommens mindestens 5 
inet A aa me Vorauszahlungen . ee 
nn ni voraussichtlich als en ai nr 
Betrag zu stunden, en Einkommen ie nee 
u ee ob gleichzeitig mit ee nt 
e.. t auchgegen eklz : 
Mr a Erfolg a Er 
an. = a führt muß von Amts e a 
Be bgesetzt werden. Geschieht a Re 
nm ra mittels Beschwerde i 
er Anspruc ä 


verlangt werden. 
’ gen. 
/ereinbarui 
dere Ve 
c) Beson 


N n mit 

ind Vereinbarunge : 

en stattet, wonach von Lebe 
Bergwerken an Stelle 


Den Kircheng 
steuerpflichtigen Mitgliedern g 


d von en Staats- 
Erna ee Hi Form von Zuschlägen zur 
rchens 


Fr r 
für ein ode 
besteuer ein sähr- 
d zur Gewer ester jä 
Flhcere Tale um aut zu bestimmender f 
mehrere Jahre 


n ist?. 
licher Steuerbeitrag zu entrichte 


. hierher. 
Ki chengen eind r n g ören 
1 Auch I l eve bä de eh e 


mmunal- 
a arungen. Der$14ist dem $43desKo 
2. Die Vereinba 


A den Zweck, 
ildet und verfolgt wie Qleser en sich 
ee a See Eee von 
denjenigen Ban can Ertrage schwan n zu geben, eine 
Be ii ee Kieen befinden, en benden Kirchen- 
Kirchensteuerpflich e it in der Höhe der zu erhe e von dem im 
größere re i Er enthält eine ee s Kommunal- 
un ee. Im Gegensatze Er Se n“ für mehrere 
2 ee N Vereinbarung aber nicht n 
abgabengesetzes i 


ir ein Jahr zulässig. ; iterliegen) 
hrs Od leicht Schwankungen nicht u 
Da Grundsteuer 


WR. 14 
urch die im $ 
inbarungen über sie abgesehen. ‚‚D 
ist von Verein 
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a ER 0 Ss 


zugelassene Regelung soll den Steuerpflichtigen ein finanzieller 
Vorteil nicht erwachsen. Vielmehr sind die Jahresbeiträge grund- 
sätzlich so zu bemessen, daß ihr Gesamtbetrag mindestens die 
Summe der KSt erreicht, welche der Steuerpflichtige nach einer 
die bisherigen Erfahrungen und sonstige wesentliche Umstände 
berücksichtigenden Wahrscheinlichkeitsberechnung ohne die Ver- 
einbarung während des von derselben betroffenen Zeitraumes zu be- 
zahlen haben würde.“ AA C INr. I zu 4$.218 f. Obwohl auch 
bei Kaufleuten und selbst bei Rentnern die jährlichen Einnahmen 
erheblichen Schwankungen unterliegen können, ist mit ihnen eine 
Sondervereinbarung nicht statthaft. Lediglich bei fabrikmäßigen 
Betrieben und Bergwerken kann von der Bestimmung des $ 14 Ge- 
brauch gemacht werden. Unter fabrikmäßigen Betrieben 
werden Einrichtungen zu verstehen sein, in denen in einem Ge- 
bäude oder im Anschluß an ein solches zahlreiche Arbeiter, die 
namentlich mittels Maschinen und Motore sich gegenseitig in die 
Hände arbeiten und zur Herstellung eines und desselben Gegen- 
standes sämtlich mitwirken, zu Produktionszwecken vereinigt tätig 
sind. OVG Bd. 34, 127; Bd. 35, 131. Lehmgruben und Steinbrüche 
fallen nicht unter Bergwerke, vielmehr nur die Unternehmungen, 
welche bestimmungsmäßig der Gewinnung unterirdischer Minera- 
lien nach bergtechnischen Regeln dienen. OVG Bd. 35, 131. Gänz- 
liche Befreiung kann nicht vereinbart werden. Da der $ 14 die 
Vereinbarung nur über Einkommen- und Gewerbesteuern, nicht 
aber über Grund- und Gebäudesteuern zuläßt und $4 der Nov. nuf 
ein gleiches oder gestaffeltes Kirchgeld einräumt, dürfte er bei 
diesem nicht anwendbar sein, zumal hierbei schwankende Betriebe 
keine Rolle spielen. Dasselbe gilt bei der Vermögenssteuef- 


Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung gemäß $ 15, Abs. 2 
S. 141. 


8 15. 


Bei Veränderung von Pfarrbezirken sowie zum Aus- 
gleich für erhebliche Aufwendungen zugunsten einer 
Kirchengemeinde kann für eine bestimmte Zahl von 
Jahren die Freilassung oder verminderte Heranziehung 
einzelner Steuerpflichtiger beschlossen werden!,2. 
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Die Beschlüsse in den $$ 14 und 15 a 
nehmigung der bischöflichen und der staa 


sichtsbehörde®. 


1. Die Begründung der Freilassung. en 
eine weitere Ausnahme von dem Prinzip des $ Il. ER ee 
gende Erwägung zugrunde: „Die De ler besonderen 
bezirken ($ 15) begegnet erfahrungsgemäß nich En A 
Schwierigkeiten deswegen, weil ein U at 
Sich weigert, an bereits bestehenden oder in Zukun een 
höheren Steuern der Gemeinde, zu welcher die ee regelmäßig 
soll, in vollem Umfange teilzunehmen. Dies er eine ans BE 
dann ein, wenn die Umzupfarrenden zu der Be En a ee 
dürfnisses der alten Gemeinde (Kirchenbau Bi. Ka Be 
und in der neuen Gemeinde Aufwendungen er le ne 
dürfnis zu bestreiten sind oder in naher 0 nen 
artigen nicht unberechtigten Beschwerden i nandeneMagtich- 
muß die nach dem geltenden Rechte noch nich = eindeencder 
keit geschaffen werden, die neu hinzutreten n Be 
zeitweise von den Kirchensteuern frei zu lassen a ange 
lasten. Ebenso hat sich in der Praxis das Be ee nice 
messenen Berücksichtigung solcher Fälle en endentindeh 
geschenkweise Ausstattungen von en e Zuwendungen 
mit Baulichkeiten und Kapitalien oder en asine ererden 
nn e“ N der Gemeindeglieder 
2. t oder für n Hmer 
ar ER gewerblichen Betriebes re ee 
geknüpft werden. m Aauivalent für 
erhebli in, d.h. mindes 16 Kirchen: 
die a Steuerbefreiung en U se as 
ı Beschlüssen, deren finan 


gemei r übereilter lege iten’ vor SCha- 
Sich I Ben läßt, und um die übrigen Zensit 


der Befugnis des $ 15 stets nur für eine 
 ı Gebrauch gemacht ke a 
Aus een Gründen muß die Prüfung a Kerr 
kirchli d der staatlichen Aufsichtsbehörde v ee 
c Se ana auf eine bestimmte Zahl vn J An 
jedoch bel era geschenkweisen Zuwendung die 
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Vergünstigung, z.B. auf die Lebenszeit des Geschenkgebers, nicht 
unbedingt aus. 

Übrigens ist zu beachten, daß es sich bei der Beschränkung auf 
bestimmte Zeit nur um die Befreiung oder Minderbelastung ,‚,‚ein- 
zelner““ Gemeindeglieder handelt, die unter Umständen zahlreich 
sein können, jedenfalls aber unter sich zu einer besonderen kirch- 
lichen Gemeinschaft nicht verbunden sind. Demgemäß hindert e$ 
die Vorschrift in $ 15 nicht, wenn sich innerhalb der Kirchengemeinde 
eine neue Gemeindebildung vollzieht, so daß für die Mitglieder der 
neuen Gemeinde eine zweifache Gemeindezugehörigkeit entsteht, 
den Umfang der den Zensiten gegen beide Gemeinden obliegenden 
Pflichten dauernd zu regeln.“ Begründung S. 32—33. AA unter CI 
Nr. 1 zu 5 S. 219. 

2. Die Freilassung bei Neuerrichtung von Kirchen 
gemeinden. Nicht nur die Veränderung von Pfarrbezirken durch 
Umpfarrung eines Teiles des Bezirks zu einer andern Pfarrei be- 
gegnet erfahrungsgemäß besonderen Schwierigkeiten; diese sind 
vielmehr noch zahlreicher bei der notwendigen Errichtung 
neuer Kirchengemeinden, die in den verschiedenen Diözesen 
verschieden benannt werden, wie Kuratie-, Rektorat-, Filial-, Kapellen- 
gemeinden. Bisweilen scheiden sie bei ihrer Errichtung ganz aus 
dem früheren Pfarrbezirke aus und pflegen dann Kuratiegemeinden 
genannt zuwerden; bisweilen bleiben sie in dem früherenPfarr- 
bezirke unter den angegebenen verschiedenen Namen. Einzelne der 
neuen Kirchengemeinden der letzteren Art erstreben keine grundsätz- 
liche und dauerndeÄnderung in ihrem Kirchensteuerverhältnis zu der 
Muttergemeinde. Andere dagegen wollen, wie die Kuratiegemeinden, 
dauernd von der Leistung der KSt an die Muttergemeinde befreit 
werden, während sie selbst für ihre kirchlichen Einrichtungen Sorge 
tragen. Das Preußische Konkordat vom 13. August 1929 sagt in 
Art. 3, daß für die staatliche Mitwirkung bei der Bildung und 
Veränderung von Kirchengemeinden Richtlinien mit den Diözesan- 
bischöfen vereinbart werden; diese sind noch nicht erlassen; sie 
werden auch die etwaige Freilassung von der KSt umfassen müssen. 
Die Vorschrift des $ 15 des G hindert eine gänzliche und dauernde 
Freilassung der Mitglieder der neuen Kirchengemeinde nicht. 

Wenn nämlich nicht „einzelne“, sondern alle Einwohner einer 
Filialgemeinde ihre Beitragspflicht gegenüber der Mutterkirchen- 
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gemeinde regeln wollen, so kann dies, wenn im übrigen die Voraus- 


Setzungen des $ 15 vorliegen, auch dauernd geschehen. Die Be- 
Schränkung auf eine bestimmte Zeit greift nur bei einzelnen 
Steuerpflichtigen Platz. Das erklärte auch bereits die AA v. 
24. März 1906 zu 5 vorletzter Absatz. S. unten S. 219. ER 

3. Die Genehmigung dieser Beschlüsse. Die $$ 14 
und 15 des G entsprechen durchaus dem Geiste der RV.Art 137 Abs. 
3 und 6. Der Art. 137, Abs. 3 lautet nämlich: ,, Jede Religionsgesell- 
Schaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig inner- 
halb der Schranken desfür alle geltenden Gesetzes“, N 
»Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuer- 
listen nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern 
zu erheben.“ i a ET 

Die G migungspflicht für die Beschlüsse ist im $ 15 
G vom 24. Er 0 e. en C II Nr 16 S 313) nicht RR 
Mit Rücksicht auf die hier im G getroffene Anordnung. De 
Techtigung für die Staatsgenehmigung ist enthalten in der staa Den 

itwirkung bei Erhebung der Steuern und in der Bikes: Se 

Wirkung der Beschlüsse auf die Staatsleistungen für die Pfarr eso g- 


und der Abs. 6: 


IV. Verfahren. 


a) Ausschreibung. 


S 16. 
Die Veranlagung erfolgt für jedes Rechnungsjahr durch 
den Kirchenvorstand!. 


Das .Rechnungsjahr beginn 


sc i 31. März?. 
De De echibtaskütz der kirchlichen Organe bleibt 


überlassen, an Stelle des Rechnungsjahres Se en von 
zwei oder drei Rechnungsjahren treten zu lassen”. ; 
l. Die Veranlagung durch gen Ken 
Die Bestimmung Abs. 1 des $ 16 schließt sich an $9 Abs. 
Setzes an. 


Über die Abänderun 
S. 118%, 


t mit dem 1. April und 


g dieser Bestimmung s. oben Anm. 1 zu $9 
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Die Veranlagung erfolgt durch den KV erst in Ausführung 
des Steuerbeschlusses, wie nach bisherigem Recht. Über den Inhalt 
des zu fassenden Steuerbeschlusses s. AA bei C I Nr. I unter VI. 
S. 220 ff. 

Nach Art. 19 der Reichsabgabenordnung vom 13. Dez. 1919 
(RGBI S. 1993) kann den Finanzämtern auch die Veranlagung über 
tragen werden. Hiervon ist seitens der zuständigen Behörden kein 
Gebrauch gemacht. Vielmehr obliegt die Veranlagung selbst nach wie 
vor den Kirchengemeinden. S. den Erlaß des ReichsfinanzministefS 
vom 29. Juli 1921 unten beiC INr.4$.264. Für die Vorbereitung 
der Veranlagung haben jedoch die Finanzämter die notwendigen 
Unterlagen bereit zu stellen. S. die Nr. 3a) bis 3e) jenes Erlasses und 
die weiteren Erlasse bei C INr.6-8, S. 274, 291, 10—13. Die Mit- 
wirkung des Finanzamtes bei der Veranlagung beschränkt sich auf 
deren technische Vorbereitung bis zur Errechnung der auf die 
einzelnen Pflichtigen entfallenden Kirchensteuerbeträge. 

Der KV hat auch den dem Zuschlage zugrunde zu legenden 
Steuersatz und zwar nach den für die staatliche Veranlagung 
geltenden Giundsätzen in denjenigen Fällen zu ermitteln, in welchen 
die staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte Grundlag® 
der Steuerzuschläge bildet. S.$ 13 des G und Anm. 1 dazu; S. 137f- 
ferner $17 Abs. I des G und Anm. I dazu S. 145. 

2. Das Rechnungsjahr. Die Veranlagung erstreckt sich auf 
die Zeit vom 1. April des laufenden bis 31. März des nächsten Jahre$ 
und entspricht hiermit in Anlehnung der kirchlichen an die staat- 
liche Besteuerung dem Gesetz vom 12. Juli 1876 (GS S. 288) bet!- 
die Veranlagung und die Erhebung der direkten Staatssteuern nach 
dem Etatsjahr. In der Begründung heißt es hierzu S. 33 a. E' 
„In der Regel wird die Feststellung der für das Rechnungsjahf 
zu erhebenden Kirchensteuern vor Beginn des Rechnungsjahres zu 
erfolgen haben; eine gesetzliche Notwendigkeit ist dies jedoch nicht- 
Die Zulässigkeit der Erhebung von außerordentlichen Umlagen 
welche allerdings streng auf die Befriedigung plötzlich hervor“ 
tretender Bedürfnisse wird beschränkt bleiben müssen, ist durch 
$19 (Abs. 6) ausdrücklich gewährleistet.“ Die Begründung zum 
ev. KStG führt ferner hierzu S. 72 folgendes aus: „Die Not“ 
wendigkeit dieser Festsetzung ergibt sich aus der gebotenen A“ 
lehnung des kirchlichen Steuerrechts an das staatliche Steuef“ 
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recht. Der zeitlich ganz oder nahe zusammenfallende Beginn 
des Rechnungsjahres mit dem Osterfest würde dann als ein Übel- 
Stand anzuerkennen sein, wenn die Gemeinden gesetzlich genötigt 
wären, ihren Umlagebeschlüssen die Veranlagungsergebnisse des 
bevorstehenden Rechnungsjahres zugrunde zu legen. Die Be- 
Schaffung dieser Unterlagen würde, wenn überhaupt, voraussicht- 
lich immer erst in den letzten Tagen des März erfolgen können, die 
Beschlußfassung selbst daher in sehr unerwünschter Weise in die 
Nähe des Osterfestes gerückt werden. Dies ist jedoch nicht der 
Fall. Wenngleich die Umlagebeschlüsse regelmäßig vor Beginn er 
Rechnungsjahres zu fassen sein werden, SO steht doch ihrer recht- 
zeitigen Erledigung ein Hindernis um deswillen nicht Wi 
weil die Kirchengemeinden nicht gehalten sind, das en He 
Staatlichen Veranlagung für das bevorstehende Rechnungsjal r : eh 
Umlagebeschluß zugrunde zu legen, es ihnen vielmehr wie er 
freistehen wird, die Höhe der Zuschläge nach dem Ergebnisse an 
üfenden Rechnungsjahres anzusetzen.“ Dies gilt auch für 
atholi . 
ae die praktische Bedeutung dieser Bestimmung 
Anm. I zu $3 des G s. oben S. 9. 
3. a für mehrere Jahre. „An die SE 
Rechnungsjahres soll ebenso wie bei den Kommunen ($ er 2 
es Kommunalabgabengesetzes) für Steuerzwecke ons zv ER 
Dee Be. Me ag 
erhältnissen und in Gemeinden, welche in 
Wenig unt en sind, hat dies auch bisher schon stattg 
er ni Sn. Jahre gültige Steuerbeschluß setzt en a 
Jähresbedarf und den Verteilungsfuß fest, während ie Be TE 
es Prozentsatzes Zuschläge von dem Ir An 2 = 
Ergebnisse jedes Jahres abhängig bleibt. S. ee 
ie Bestimmung dürfte im wesentlichen nur = a 
ibersichtliche Gemeinden zur Anwendung gebracht werden. i 


beiC INr. 1 S. 222.) 


g 17. 


ä ie staatlich ver- 
Fällen, in welchen d c 
ee 13 Abs. 1) nicht die lee 
Grundlage der Steuerzuschläge bildet!, stehende 2 
hmedding-Linneborn, Kirchensteuert. 
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vorstande die im $63 Abs. 2 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893? (Gesetzsamml. S. 152) auf- 
geführten Befugnisse zu. 


Die Bestimmungen der 88 63 Abs. 3 bis 5, 79 und 
81 des genannten Gesetzes? finden sinngemäß Afl- 
wendung!. 


1.s. Anm. 1 zu $13 Abs. I des G und Anm. 2 zu $16 Abs. I 
d.G S. 143. 

2. Die Parallele zum Kommunalabgabengesetz. Die 
$$ 63 Abs. 2-5, 79 und 81 des Kommunalabgabengesetzes voM 
14. Juli 1893 s. unten AA bei C I Nr. I S. 229. An Stelle des 
Gemeindevorstandes tritt nach diesem Gesetze beider kirchlichen Be 
steuerung der KV, welchem also nunmehr auch die vorbezeichneten 
Strafbefugnisse eingeräumt sind. Erst durch die sinngemäße An 
wendung der vorangeführten Bestimmungen des Kommunalsteuer- 
gesetzes erhält der KV die Gewähr, die KSt bei selbständiger kirch- 
licher Veranlagung auf sämtliche Gemeindeglieder und in richtiger 
Weise verteilen zu können. S.$13 und Anm. 1 dazu oben S. 138- 

Die Begründung zu $ 17 bemerkt: 

Soweit eine selbständige kirchliche Veranlagung notwendig 
ist (s. $13 des Entwurfs und Begründung dazu), bedürfen zu ihref 
Durchführung auch die kirchlichen Organe des den Gemeindevor“ 
ständen der politischen Gemeinden gewährten Fragerechts ($ 63 
des Kommunalabgabengesetzes) und seines gesetzlichen Schutze$ 
(8$ 79, 81 a. a. O.). So erläutert die Vorschrift auch die AA 
(s. unten C I Nr. 1 S. 229 ff.), die eine weitere zweckmäßige An- 
leitung bietet. 

3. Die Besteuerung von Teilhabern einer offenen 
Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft. Art- 
I 81 Abs.3 der Nov vom 3. Mai 1929 bestimmt: 

„Bei Gesellschaften einer offenen Handelsgesellschaft oder Kom“ 


manditgesellschaft ist auch ein ihrem Anteil entsprechender Bruchteil 


der von der Gesellschaft zu entrichtenden Reichsvermögenssteuer der 
Berechnung der Kirchensteuerzuschläge zugrunde zu legen.“ 

Die Durchführung dieser Bestimmung wird dem KV dureh 
die Bestimmung des $ 17 des G ermöglicht, weil er z. B., soweit 
die Kenntnis der für die Veranlagung maßgebenden Besteuerungs“ 


— 146 — 


Verfahren. $ 18. 
2.2.00 2 2 Eee — Er e 
merkmale nicht auf anderem Wege erlangt wird, von der Steuer- 
Pflicht in einer ihm zuzustellenden besonderen Zuschrift binnen 
einer angemessenen Frist Auskunft einfordern kann. In der Be- 
Sründung zu Art I $1 Abs. 3 der Nov. heißt es: 

„Abs. 3 berücksichtigt die Tatsache, daß Teilhaber einer offenen 
Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft mit ihrem Anteile 
am Gesellschaftsvermögen nicht besonders veranlagt werden, viel- 
mehr nur die Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft ins- 
gesamt mit ihrem Vermögen veranlagt wird ($2 c des Gesetzes 
über Vermögen- und Erbschaftsteuer vom 10. August 1925 — 
RGBI I S. 233 —). Vom Standpunkt des Kirchensteuerrechts 
muß aber, da die offenen Handelsgesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften keine juristischen Personen sind, jeder Teilhaber mit 
Bezug auf einen seinem Anteil am Gesellschaftsvermögen ent- 
Sprechenden Bruchteil der auf die Gesellschaft veranlagten Ver- 
Mögensteuer für steuerpflichtig erachtet werden. Doch können 
hierüber insbesondere wegen der Vorschrift des $46 des Reichs- 
bewertungsgesetzes vom 10. August 1925 — RGBI TI S. 214 — 
Zweifel entstehen. Diese Zweifel werden durch Abs. 3 beseitigt. 
Zur Feststellung der Anteile der Gesellschafter au Ge 
vermögen sind den kirchlichen Veranlagungsbehörden, a 
Nicht die Finanzämter Hilfe leisten, die nötigen Handhaben in a 
des Gesetzes vom 14. Juli 1905 gegeben.‘ S. dazu auch AA (unten 
CI Nr. 13 S. 305 f.). 


4. Hierzu ist jedoch zu bemerken, daß offene Handelsgesell- 


Schaften und Kommanditgesellschaften nurdann der ee 
unterliegen, wenn ihr Sitz oder der Ort der Leitung im Inlan 
also Deutschland — liegt. S.$2 des Vermögenssteuergesetzes vom 


10. Aug. 1925 (RGBI S. 233). 


g 18. 


sind von den zuständigen 
rden! diejenigen Unterlagen?, 
g bedarf, auf Erfordern 


Dem Kirchenvorstande 
Staats- und Gemeindebehö 
deren es für die Besteuerun 


mitzuteilen. 
hörden. Nachdem an Stelle der 


l. Die zuständigen B® : } tandıdeh 
kommen die zuständig 
Preußischen ESt die RESt getreten ist, ko ie 
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Erläuterungen. $ 18. 
a m ee ar I 0. 
Staatsbehörden nur noch als Hilfsstellen der Reichsfinanzverwaltung 
in Frage. In bezug auf die Behörden der letzteren kommt $ 19, 
Abs. 2 der Reichsabgabenordnung in Betracht. Danach hat der 
Reichsfinanzminister auf Antrag der zuständigen Stellen — das sind 
die bischöflichen Behörden — den Landesfinanzämtern und Finanz- 
ämtern neben Reichssteuern die gesamte Verwaltung anderer 
öffentlich-rechtlicher Abgaben, insbesondere von Kirchensteuern ZU 
übertragen. (S. oben Note I zu $ 16 des G. $. 144.) 

Im übrigen hat die Pflicht aus $ 18 diejenige Behörde, welche 
im Einzelfalle zur Verabfolgung der Unterlage imstande ist. 

2. Die Unterlagen. Über die Frage, welche Unterlagen in 
Betracht kommen und was sie enthalten sollen, siehe AA bel 
CINr.1 zu VIB S. 222, die freilich durch das Gesetz über die RESt 
vom 19. August 1925 verschiedliche Änderungen erleidet, und die 
Min.-Erlasse unten bei C I Nr. 4-13. s. besonders Nr. 4 S. 265- 

In der Begründung des Gesetzes heißt es zu diesem Para- 
graphen S. 32: ‚Die hier festgestellte Verpflichtung der zuständigen 
Staats- und Gemeindebehörden zur Mitteilung der für die kirchliche 
Besteuerung erforderlichen Unterlagen ist, soweit es sich hierbei um 
die Ergebnisse der staatlichen Veranlagung handelt, eine selbst- 
verständliche Konsequenz des Zuschlagssystems. Sie dient im 
übrigen (z.B. hinsichtlich der Termine des An- und Abzugs der 
Steuerpflichtigen) ebensowohl den Interessen der Zensiten wie der 
Kirchengemeinden.“ Indessen sind, wie schon in Anm. I zu $9 
angegeben, die Gemeindebehörden nach den bestehenden Gesetzen 
nicht mehr in der Lage, eine bestimmte Auskunft über die Konfession 
des zu Besteuernden, insbesondere bei Mischehen, geben zu können. 
Es wird allerdings schon heute in den Einkommensteuerregistern mit 
Rücksicht auf die Kirchensteuern die Konfession der zu Besteuernden 
mit aufgeführt. Bezüglich der Konfession der Frauen ist diesaber nur 
dann der Fall, wenn sie selbständig besteuert werden, da ihre Namen 
sonst überhaupt nicht in der Steuerliste aufgeführt stehen. In kleineren 
Land- und Stadtgemeinden wird man die Konfession der einzelnen 
zu Besteuernden kennen, in großen Orten ist dies aber ausgeschlossen- 
Auch kann man hier nicht von dem im 817 des Gesetzes gewähr- 
leisteten Fragerecht einen so ausgiebigen Gebrauch machen, um 
jeden einzelnen Fall feststellen zu können. Gesetzliche Bestimmun- 
gen, laut derer jemand im öffentlichen Interesse unter Strafe ver- 
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Verfahren. $ 19. 


Pflichtet sei, seine Konfession anzugeben, gibt es nicht. In dem 
Formular für die Reichseinkommensteuererklärung ist eine Frage 
über die Religion des Ehemannes und der Ehefrau enthalten. 

Das G. über den Personenstand vom 11. Juni 1920 (RGBl 
S. 1209) hat dem G. vom 6. Februar 1875 einen $ 82a eingefügt, 
Wonach die Standesbeamten statistische Erhebungen, einschließlich 
Solcher über die Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, vor- 
zunehmen haben. Die Ausführungsverordnung dazu vom 6. Juli 
1920 (RGBI S. 1399) gibt im $ 3 nähere Anweisung. Die Pr. Aus- 
führungsbestimmungen vom 6. September 1920 (Min. Bl. i.V. S. 
366) bestimmen, daß die Vermerke derart einzurichten und auf- 
2ubewahren sind, daß den Religionsgesellschaften jederzeit die 
Auskünfte erteilt werden können. Die Verf. des Pr. Ministers des 
Innern vom 28. Juni 1923 (Min. Bl. i.V.S 757) sagt, daß unter 
den Religionsgesellschaften bis auf weiteres die evang., die römisch- 
kathol. Kirche und die jüdischen Synagogengemeinden zu verstehen 
Seien, 

Die den zuständigen Staats- und Gemeindebehörden zur 
Pflicht gemachte Mitteilung der zur kirchlichen Besteuerung er- 
forderlichen Unterlagen hat unentgeltlich zu erfolgen. Wird also 
eine Behörde dennoch Gebühren verlangen, so wird eine Beschwerde 

iergegen unbedingt Erfolg versprechen. Die Er 
Streckt sich jedoch nicht auf Postportokosten sowie bare Fe 
lagen der die Unterlagen äbgebenden Behörden, z. B. Kopialien ea 
Aral, Diese Unentgeltlichkeit besteht auch für die Auskünfte 

urch die ämter. b e 

ee, um Mitteilung der regelmäßig Un 

Unterlagen für die kirchliche Besteuerung handelt, bedarf es al 
der jedesmaligen Wiederholung des Ersuchens seitens der ei - 
lichen Organe. Es genügt, wenn unter Bezeichnung der gewünsc ae 

erzeichnisse und Listen deren periodische Übermittelung zu En 
Stimmten Terminen bis auf weiteres nachgesucht wird.‘ AA un 


I Nr. I z. S. 222. 
g 19. 


h eine in 
Kirchensteuern ist durc 
bewirkende Veröffentlichung der 
e bekannt zu machen. 


Die Erhebung der 
Ortsüblicher Weise zu D 
zu erhebenden Prozentsätz 
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Die bischöfliche sowie die iche: i 
D j staatliche? Aufsichts- 
ee die Bekanntmachung des Steuer- 
ie Steuerpflichtigen durch besond ver- 
m Mitteilung anzuordnen®, — 
ei Zugängen im Laufe des Jal ie i 
u u ıres, sowie in den- 
in in welchen die staatlich veranlagte Steuer 
nn. . ns Grundlage der Steuerzuschläge 
er edarf es stets besonderer verschlossener Mit- 
nn Bekanntmachung ist die Steuer in den 
£ na : ; 

ao agen eines jeden Kalendervierteljahres zu ent- 
- ı Stelle des Vierteljahres kann durch Beschluß der 
. lichen Veranlagungsbehörde (8 16) eine halbjähr- 
iche und, falls nicht mehr als 20 Prozent der Staats“ 
ne zu erheben sind, eine jährliche Hebe- 
nn eingeführt werden. Auch kann festgestellt wer efl 
. nn gleichzeitig mit der Einziehung der Staats“ 
der ommunalsteuern an einem oder mehreren Ein- 
ziehungsterminen erfolge’. 

Wird im Laufe des Rechnungsj i 
. \ gsjahres eine außerordent- 
ee Deu so ist über die Termine def 

in dem i 

ne. g Steuerbeschlusse Bestimmung z4 
: Die Einziehung selbst findet auf Grund einer vorhef 
a spätestens gleichzeitig erfolgenden 

1 orderung statt, die, wenn si i e; 
schieht, verschlossen sein muß”. nn 


1. Die Veröff i ä i 
gründung hierzu S. ee us) 
u ae dem früheren Verfahren war die staatliche Genehmigung 

i Im agebeschlusses erforderlich. Auf Grund des staatlich ge 
ne Kg Umlagebeschlusses war vom KV die Heberolle auf- 
zustellen, in welcher sämtliche Steuerpflichtigen unu die von ihnen 
zu entrichtenden Beträge aufzuführen waren. Die Heberolle war 
vierzehn Tage lang Öffentlich auszulegen und bedurfte der staat“ 
lichen‘ Vollstreckbarkeitserklärung zur Zwangsvollstreckung. DAS 
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Verfahren war somit äußerst schwerfällig und gestattete durch die 
Öffentliche Auslegung einen Einblick in die Einkommen- und Ver- 
mögensverhältnisse der Steuerpflichtigen. 

. Diese Mängel sind durch $ 14 des G. beseitigt. Sofort nach er- 
teilter staatlicher und bischöflicher Genehmigung des Steuer- 
beschlusses ($ 1 Abs. 3) erfolgt die Bekanntmachung der zu er- 
hebenden Prozentsätze. Dem Steuerpflichtigen braucht, sofern nicht 
nach Abs. 2, 3 dieses Paragraphen es erforderlich wird, ein Steuer- 
zettel nicht zugestellt zu werden. Er muß selbst den Betrag der von 
Ihm zu zahlenden Steuer nach dem bekannt gegebenen Prozent- 
Satze unter Zugrundelegung des ihm von den Staats- bzw. 
Kommunalbehörden mitgeteilten Betrags der Einkommen- bzw. 
Realsteuern und Vermögenssteuer berechnen und den von ihm selbst 
festgestellten Betrag der KSt ohne weitere Aufforderung an die 
Kirchenkasse innerhalb der gestellten 
Machung des Prozentsatzes hat also di 
Folge.“ 

f Schwierigkeiten entstehen du 
Ahrens und Entlastung des Kirchenvorst 
da der die Steuer einziehende Beamte verpflichtet ist, die Richtigkeit 


der Steuern nachzuprüfen. Damit der Beamte hierzu in der Lage ist 


und damit der KV den Überblick über die Kirchensteuern nicht 
verliere, wird es unbedingt erforderlich sein, daß die Heberolle, 
wird, nach wie vor 


wenn sie auch nicht mehr offen gelegt 
tergeführt wird. Die 


vom Kirchenvorstande aufgestellt und wei 
Veröffentlichung der Prozentsätze hat nach Ortsbrauch zu er 


olgen; in Ermangelung einer solchen regelt der KV die Art 
der Veröffentlichung durch Beschluß. Sie muß sofort nach Ge- 
Nehmigung des Umlagebeschlusses erfolgen. Ihr Inhalt ist näher 
Angegeben in dem Min-Erl. vom 29. März 1928 (S. unten C INr8 
zu VII S. 287). 

2. Der Reei 
Sal er Regierungs 
ee 3. Besondere Mitte 

einden oder allgemein wid 
: I Unzuträglichkeiten he 
ia eine Abhilfe. Die Anor 
2, also auf den Prozentsatz un 


=. 1b = 


Frist zahlen. Die Bekannt- 
e Fälligkeit der Steuer zuf 


rch diese Abkürzung des Ver- 
andes kaum, insbesondere, 


präsident, in Berlin der Polizeipräsident.s.$ 38 


ich in einzelnen Ge- 
er Erwarten durch die Bestimmung !des 
rausstellen sollten, bietet diese Anord- 
dnung erstreckt sich auf den Steuer- 
d den zu zahlenden Steuerbetrag. 


ilung. Sofern S 


Erläuterungen. $& 19. 
en ee 5. 


„Dem Kirchenpatron ist von seiner Veranlagung in jedem 
Falle durch besondere verschlossene Mitteilung Kenntnis zu geben 
und hierbei mit Rücksicht auf die Vorschrift des $6 ersichtlich 
zu machen, zu welchem Zweck die Steuer von ihm gefordert wird.“ 
Vgl. AA unter CI Nr. I zu VIF S. 236. Mit der in Abs. 2 des 


$ 19 angeordneten Bekanntmachung kann die Zahlungsaufforderung 
verbunden werden. 


Die Mitteilung hat zwecks Geheimhaltung der Steuerverhält- 
nisse, also auch der Einkommen- und Vermögensverhältnisse des 
Steuerpflichtigen, verschlossen zu erfolgen. — Diese Geheimhaltung 
entspricht auch den kirchlichen Interessen. 


Über die Form der besonderen Mitteilung siehe AA unter 
CINr. I zu VI F S. 236 f. Sind Wohnsitz und Aufenthalt eines 
Steuerpflichtigen unbekannt, so kann die Zustellung an ihn durch 
Anheften des zuzustellenden Schriftstückes an der zu Aushängen 
bestimmten Stelle der veranlagenden Gemeinde erfolgen. Die Zu 
stellung gilt für vollzogen, wenn seit der Anheftung zwei Wochen 
Me sind.“ Vgl. über die Zustellung weiter Anm. 2 zu g27 

Bei Zugängen ist stets verschlossene Mitteilung ZU 
machen. Zugänge können durch Zuzug Steuerpflichtiger im lau- 
fenden Steuerjahre, durch Ausscheiden aus dem Militärdienst, aus 
einer Anstaltsgemeinde usw., durch Erbanfall oder sonstige Erhöhung 
des Einkommens — s. $$ 99 und 100 des REStG vom 10. August 1929 
— durch Nachforderung gar nicht oder zu gering angesetzter Grund- 
steuern entstehen. 

Sofern die staatliche Veranlagung nicht die Grundlage für die 
kirchliche Besteuerung abgibt, muß naturgemäß eine besonder® 
Mitteilung stattfinden, damit die Steuerpflichtigen überhaupt 
Kenntnis von ihrer Besteuerung und deren Höhe erhalten. 

. 4. Vierteljährliche Zahlung. Der Abs. 4 setzt den 
vierteljährlichen Fälligkeitstermin fest, falls nicht gemäß Abs. 
eine besondere abweichende Festsetzung stattgefunden hat. VgI- 
Art. 43 Ziffer 2 a. E. der Anweisung zur Ausführung des Kommunal“ 
abgabengesetzes vom 10. Mai 1894. Die achttägige Frist zu Be 


ginn des Monats entspricht dem $66 Kommunalabgabengesetze$ 
vom 14. Juli 1893. 
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5. Andere Hebeperioden. In Betracht kommen ‚‚halbjähr- 
liche Hebungstermine nach den ersten acht Tagen des April bzw- 
Juli, ein jährlicher Hebungstermin, d.h. eine Hebung des ganzen 
jährlichen Steuerbetrages nach den ersten acht Tagen des April, 
oderendlich gleichzeitige Einziehung mitden Staats- oder Kommunal- 
Steuern, und zwar entweder in einem Jahresbetrage oder in mehr 
Monatlichen Beträgen.“ 

Die Begrenzung hinsichtlich d 
Steuer ist infolge des Ersatzes des Staats 
durch das Reichseinkommensteuergesetz 

Es wird nichts im Wege stehen, dur 
lichen Veranlagungsbehörde oder der Aufsic 
liche Hebeperiode einzuführen. Aus praktisc 
Gründen wird es sich indessen empfehlen, 
keinen Gebrauch zu machen, da eine nur einmalige Erhebung der 
Kirchensteuer im Laufe des Jahres leicht eine höchst unbequeme Be- 
drückung der Steuerpflichtigen zur Folge haben würde. 

Über die Einziehung der Kirchensteuer siehe den Erlaß des 
Reichsfinanzministers vom 29. Juli 1921 unten bei CI Nr.4. S. 264. 

Wo im Wege freier Vereinbarung die Einziehung der politischen 
Gemeinde überlassen wird, empfiehlt es sich, die gleichzeitige 
Fälligkeit der Kirchensteuer mit der Kommunalsteuer festzusetzen. 
. Selbstverständlich kann die Kirchengemeinde selbst die Durch- 
ührung der Veranlagung in der Hand behalten. 

en der ae hierzu heißt es S. 35: „Die Festsetzung 
der Fälligkeitstermine bei außerordentlichen Umlagen 
(Abs. 6) unterliegt als integrierender Bestandteil des Umlage- 
beschlusses gemäß $ 1 des Entwurfs der Genehmigung der kirch- 
lichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde.“ In diesen Fällen 
Sind die Einziehungstermine öffentlich bekannt zu machen. Vgl. 


auch j 
‚ er n n Her : Haie Steuern. „Die Einziehung der SEHE 
ist durch eine Zahlungsaufforderung bedingt (Abs. 7). Bien nn 
Vorangehen oder gleichzeitig erfolgen, schriftlich Seren 
Oder mündlich (durch Boten) geschehen. Sie auch ie en 
2ulassen, entspricht den einfachen Verhältnissen K ü ns 
licher Gemeinden.‘ Die mündliche Aufforderung mu inrei 


bekundet werden, weil erst nach erfolgter Aufforderung die Ein- 
’ 
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er 20 % der Staatseinkommen- 
einkommensteuergesetzes 
bedeutungslos geworden. 
ch Beschluß der kirch- 
htsbehörde die jähr- 
hen wirtschaftlichen 
von diesem Rechte 


Erläuterungen. $ 20. 
a nn u 0 ee EN 000 
spruchsfrist ($ 21, Abs. 2) zu laufen beginnt. S. AA unter C | 
Nr. 1 zu VI F. und G. S. 236 f. 


Die Zulassung der mit der Einziehung gleichzeitig erfolgenden 
Zahlungsaufforderung ist im Interesse der Vereinfachung des Ver- 
fahrens erfolgt. Die Anordnung, daß die schriftliche Zahlungs“ 
aufforderung verschlossen zu erfolgen habe, ist im kirchlichen Inter- 
esse getroffen. , 

Es ist üblich geworden, schriftliche Zahlungsaufforderungen 
in Form von Kirchensteuerzetteln zu erlassen. Es empfiehlt sich, 
darin auch den zugrunde liegenden Einkommen-, Vermögens-, Real- 
steuersatz und den Hundertsatz der KSt anzugeben, damit jeder 
Steuerzahler sich leicht von der Richtigkeit der Steuerberechnung 
überzeugen kann. Vorgeschrieben ist dies freilich nicht. 

Im Gegensatz zu den maßgebenden Bestimmungen über Reichs“ 
und Landessteuern besteht für die KSt nicht die Vorschrift, im 
Steuerzettel eine Rechtsbelehrung vorzusehen. Diese ist jedoch 
anzuraten. Der Erlaß des Reichsfinanzministers vom 29. Juli 1921 
(s. unten C I Nr. 4 S. 266) sieht die Rechtsmittelbelehrung bei der 
Zahlungsaufforderung vor. 

Zahlt der zur Kirchensteuer Herangezogene die verlangte 
Steuer, so hat er nicht deshalb, weil die Heranziehung sachlich 
rechtswidrig war, einen Anspruch auf Zinsen des gezahlten Betrages- 
OVG Bd.7I, S. 288, 


Die Regelung der Zwangsvollstreckung erfolgt gemäß $ 20 
des G. 


b) Zwangsvollstreckung. 


820. 


Die Zwangsvollstreckung wegen einer von der bischöf- 
lichen und der staatlichen Aufsichtbehörde genehmigten 
Kirchensteuer erfolgt nach den Vorschriften über das 
Verwaltungszwangsverfahren auf Ersuchen der zustän- 
digen kirchlichen Gemeindeorgane durch die staatlichen 
Vollstreckungsbehörden oder, soweit die Einziehung def 
Staatssteuern durch kommunale Vollstreckungsbehörden 
erfolgt, durch diesel, 
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ö i icht ein ge- 
Den Vollstreckungsbehörden ist, ‚talls nich 
tingerer Entgelt vereinbart wird, eine Vergütung Sr 
2 Prozent des durch sie zur Einziehung gelangen in 
Steuerbetrages zu gewähren. Die ‚Nallsichung ner ir 
haben außerdem auf die tarifmäßigen Einziehung 
gebühren Anspruch?. s “ie 
Die Vollstreckungsbehörde hat vor zwangsweiser ge 
ziehung der Steuerbeträge deren ee 
den Festsetzungen des genehmigten Umlagebes 
zu prüfen. 


l. Die Vollstrecku ngsbehörden. In den Pe 

des $ 20 sind im wesentlichen Se geg 
B echte eingetr E . 

e een der Vallstzechba nr der 
Heberolle durch den Regierungspräsidenten kam iu En I 

b) Der KV hat nunmehr direkt die a en 
Einleitung der Zwangsvollstreckung ZU ersuchen. h ne a 
Suchen beizufügenden Urkunden S. AA zuC 1 Nr. ee 
246 ff. Dort finden sich auch nähere Angaben über = 0 a 
die in der Zwangsvollstreckung geltend gemacht werden 


itrei Geld- 
Das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 


‚545) unten 
beträgen ist geregelt durch vV. vom 15. Nov. 1899 (GS S.5 ) 


bei CI Nr.5. 8.267. 
Das zuständige kirchli 
vollstreckung nachsucht, ist 
Vermögensverwaltung vom 24. Ju 
bei C II Nr. 16. S. 309. Et 
Durch Verordnung vom 22. Januar 1894 ee ee 
Einzi rekten Staatssteuern allgemein C* p 2 
Sue alb staatliche Vollstreckungs 


Gemei Ü worden, wesh t 5 
ge, kamen. Seit Einführung der Reichssteuer 
ni 


i zämtern die Besorgung 
> act jetzt den Finan PIE 
a N lkirekluei Nach dem Erlasse en a mE 
o an ae a Tonne Doch 
“ Er. i ie selbst in der 
an Mr daß die Kirchengemeinden ie = me 

and nn ET alleemeiien dürfte es sich empfehlen, 
ehalten. 2 


ide 


che Gemeindeorgan, das die ‚Zwangs- 
der KV ($ 1 des Gesetzes über die 
1i 1924 (GS S.585). 5. Anhang 


Erläuterungen. & 21. 
Ze eu ee a 00. 
ziehung den Finanzämtern zu übertragen. Wenn das Finanzamt 
die zwangsweise Beitreibung nicht übernehmen kann, so wird die 
kommunale Vollstreckungsbehörde in Anspruch zu nehmen sein. 
Das Kirchgeld kann nur dann vom Finanzamt eingezogen bzw: 
beigetrieben werden, wenn letzteres auch zu den auf Grund anderer 
Steuern zu erhebenden KSt herangezogen wird. s. Min. Erl. vom 
24. Mai 1929; unten C I I Nr. 13. S. 304. 
2.Das Entgelt. Das gemäß dieser Bestimmung den Voll- 
streckungsbehörden zu gewährende Entgelt von 2% ist, wie be- 
reits gelegentlich der Beratung in der Kommission des HerrenhauseS 
bemerkt wurde, nach dem Ist-Betrage, nicht nach dem Soll-Be- 
trage der zur Zwangseinziehung gelangenden Steuerbeträge ZU 
berechnen. AA unter C I Nr. I zu VIII H. S. 249. ‚Die Ge 
währung einer Vergütung für die Zwangseinziehung (Abs. 2) ent- 
spricht dem bestehenden Verwaltungsrecht (s. Art. 10, Abs. 4 der 
Ausführungsanweisung vom 28. November 1899 zur Verordnung 
über das Verwaltungszwangsverfahren vom 15. November 1899 (GS 
S.545). Die Höhe ist — vorbehaltlich der Vereinbarung über 
einen geringeren Betrag — nach Analogie der Bestimmung in $ 73 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891 (GS S. 175) 
und in $75 Abs.3 des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 
(GS S. 205) auf 2%, des zur zwangsweisen Einziehung gelangenden 
Steuerbetrages normiert. Der Gebührenanspruch des Vollziehungs- 
beamten stützt sich auch auf $ 54 der Verordnung über das Ver- 
waltungszwangsverfahren vom 15. November 1899 und den Tarif 
dazu.‘“ Begründung S. 36. 


c) Rechtsmittel. 
gm. 


Den zur Kirchensteuer Herangezogenen steht gegen 
die Heranziehung beziehungsweise Veranlagung Ein- 
spruch zu?. 

Das Rechtsmittel ist binnen einer Frist von vier 
Wochen, vom Tage der Aufforderung zur Zahlung ab ge- 


rechnet ($ 19 Abs. 7) bei dem Kirchenvorstande ein- 
zulegen3. 
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Einsprüche, welche sich ‚gegen die staatliche Ver- 
anlagung richten, sind unzulässig‘. 


l. Inwelchen Fällen der ordentliche Be 
ist, s. $29 des Ges. und AA unter CINr. I zu VII S. - x 

2 Einspruchgegen Heranz eh LER rag 
Die Heranziehung beginnt mi Ye 
$.$19, Abs. 7 des G und Anm. 7 oben S. 153 zu demselben. 
Spruch gegen die Heranziehung richtet sich en 
Veranlagung, sofern nicht irrtümlich auf Grund a en = 
Veranlagung mehrmalige oder unrichtige BR m ee 
Sofern also nicht formelle Fehler vorliegen. ri Be 
Tichtet er sich gegen die zu Unrecht oder Me 
anlagung und dementsprechend erfolgte Heranzi 5 


Gegen die Veranlagung alleinist der Einspruch dann zulässig, 


wenn eine Heranziehung nicht stattfindet, a 
derung schon gezahlter Steuern wegen Aufgabe N 
wegen Herabsetzung des Prinzipalsteuersatzes, weg U 
eine Militärgemeinde, Übertritt zu einer Anstaltsgemei en 
von Einspruch und Klage gegen eine an et 
Steuer kann nur die gänzliche oder teilweise En at 
gezogenen von der Abgabenforderung, nicht en TE a 
eines Steuerbetrages sein, vorausgesetzt, En N il 
eranlagungsbehörde zur Zurückerstattung ne lalsiret 
Absicht beansprucht, die Auslegung eines SO nn De Seninascn 
Stellungsbegehrens durch die Umstände des Fa | 
Wird, 4 R 
Das Rechtsmittel des En Dee IR 
i en 5 . .. . 
a die Verjährungstristen Del a 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (GS S. 140). Mine ER 
188] Ziffer 7. Kirchl. Gesetz- und Kae abengesetzes vom 
Sind die Bestimmungen des $69 Kommunaladg 


indigkei tzes vom 1. August 1883 
14. Juli Zuständigkeitsgese en 
De In N eirchensteuer heran te = 
einer a kann die Rechtsmittel en, “ 
Irchlichen Besteuerung zugrunde liegenden Steu 


i Bd. 58, S. 24. 
Welchem der Ehemann veranlagt ist. OVG » 
=,’ 06R > 


Erläuterungen. $ 21. 
a ne a EBEN 0. 2 

In den Fällen der $$4,24,25 des G. tritt an die Stelle des Ein- 
spruches der Verteilungsantrag. 

Der Einspruch kann schriftlich oder zu Protokoll eines Mit- 
gliedes des Kirchenvorstandes oder dessen Beauftragten erfolgen. 
Die Bezeichnung einer schriftlichen Eingabe als ‚Einspruch‘ ist 
nicht erforderlich. OVG Bd. 35, S. 136. Dagegen darf sie nicht all- 
gemein gehalten sein, z. B. zu hohe Veranlagung als einzigen Grund 
angeben, sondern es müssen die einzelnen Punkte, gegen welche 
sich der Einspruch richtet, genau aufgeführt werden. Vgl. Adicke$ 
Anm. 6 zu $70 Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 und 
die daselbst angezogene Entscheidung des OVG im Polizei-Ver- 
ordnungsblatt, Bd. 22, S.615. Beim Fehlen eines Einspruchs wird 
die Heranziehung zur Kirchensteuer auch dann unanfechtbar, wenn 
der Herangezogene nach seinem Bekenntnis dem Steuerrecht der 
steuerfordernden Gemeinde nicht unterworfen ist. OVG Bd. 53, 
S. 239. 

Der Einspruch und die weiteren Rechtsmittel haben auf- 
schiebende Wirkung nicht, sofern überhaupt vor Erhebung des Ein- 
spruches die Einziehung des Steuerbetrages noch nicht stattgefunden 
hat. Es kann jedoch die Staatsbehörde die vorläufige Aussetzung 
der Vollstreckung bis zur endgültigen Entscheidung anordnen, 
s.$28 des G. und Anm. 7 S. 176 zu demselben. 

3. Einspruchsfrist. Die Verkürzung der Einspruchsfrist 
von 3 Monaten auf 4 Wochen liegt im Interesse der Ordnung in 
der Finanzverwaltung wie der Kommunen ($ 69 des Kommunal- 
abgabengesetzes; s. auch $ 40 des Einkommensteuergesetzes vom 
24. Juni 1891) so auch der Kirchengemeinden. Der Fristenlauf ist 
nach Analogie des $ 69, Abs.2 Nr. 3 des Kommunalabgabengesetze$ 
an die Zahlungsaufforderung geknüpft. Da die Heranziehung bel 
Einziehung des Steuerbetrages in einzelnen, etwa vierteljährlichen 
Raten bei der erstmaligen Zahlungsaufforderung für den ganzen 
Steuerbetrag des Rechnungsjahres erfolgt, beginnt bei den späteren 
Zahlungsaufforderungen eine neue Einspruchsfrist nicht. AA unten 
CINr. 1S. 239. 

Die Frist richtet sich nach der Zahlungsaufforderung, wird 
vom Tage derselben ab gerechnet und ist eine Präklusivfrist, d. P- 
ihre Nichtinnehaltung hat den Verlust des Rechtsmittels zuf 
Folge. Über die Berechnung der Frist s. Anm. 2 S. 170f. zu 27. In 
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den Fällen, in welchen eine Heranziehung, also auch eine Zahlungs- 
aufforderung nicht stattfindet, und in welchen sich der Einspruch 
nur gegen die Veranlagung richtet, kann somit a 
nicht zur Anwendung gelangen. Auch das Gesetz über Ss a 
jährungsfristen bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni ie N 
$. 140) kennt für diesen Fall keine Präklusivfrist. Man da = 
annehmen, daß absichtlich hier eine solche nicht er ist. 
Der Einspruch ist spätestens am letzten Tage der as 
lichen Frist dem KV zu übermitteln oder falls derselbe Eu Fi 
kasten besitzt, in diesen zu legen. — OVG Bd. 34, S. eR Es x 
S. 451. Polizei-Verordnungsblatt Bd. 17, S.286. Bd. wer ei 
S. auch Anm. 3 zu $27 S. 173. Bei Übersendung en 
die Post empfiehlt sich Einschreibebrief mit Rücksc : 


; ; rn 

4. Die Unzulässigkeit des Einspruchs gegen die es 
anlagung ist eine notwendige Konsequenz des Fe je nn 
vgl. $69, Abs. 3 Kommunalabgabengesetzes vom 14. 


822. 


Über den Einspruch beschließt der Kirchenvor- 


stand!, 


be- 
1. Der Beschluß ist schriftlich a euckarien 
gründen, damit bei Einlegung weiterer Re ne des KV 
Behörden in der Lage sind, die ‚Gründe der Es und Gemeinde- 
zu würdigen. In größeren Kirchengemein Ausschüsse bestellt 
verbänden können für die Beschlußfassungen 
werden. 2 ie Fri immun 
Die Zustellung muß mit Rücksicht ae a Be 
für das weitere Rechtsmittel der Beschwer e anhereiNtie 
Scheinigt werden. Diese amtliche nn cher Wegen 
Einschreibebriefoder Postzustellungsurkun e 


i i r Einspruchs- 

ee a et kr Steuer abe 
= " & ” 

begründung, die geeignet a s 17 in Note 2 S. 146 angegebenen 


Sta de: hat i trafverfolgung 
aroirt each gemacht De Mit Eee est 
ist aber erst nach rechtskräftiger a ung 

Zu beginnen. Vgl. ARCHE ST 


== 199. 
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er Le er a 0. 0 
Liegt einer Steuerbehörde sowohl ein Einspruch als auch eine 
unbefristete Beschwerde des Herangezogenen vor, so darf sie auf 
die Beschwerde nicht ohne vorgängige oder gleichzeitige Ent- 
scheidung über den Einspruch Beschluß fassen. OVG Bd.71, S.258. 
Ein Gesuch um Stundung oder Ermäßigung oder gänzlichen 
Erlaß der Steuer im Gnadenwege ist kein Einspruch im Sinne der 


$$ 21—22. Der KV kann darüber nach freiem Ermessen ent- 


scheiden. 


8 23. 


Gegen die Entscheidungen der Kirchenvorstände über 
Einsprüche gegen die Heranziehung oder Veranlagung zU 
Kirchensteuern steht dem Steuerpflichtigen die Be- 
schwerde offen, welche binnen einer mit dem ersten Tage 
nach erfolgter Zustellung der Entscheidung beginnenden 
Frist von vier Wochen! bei der bischöflichen Behörde 
einzulegen ist. Die bischöfliche Behörde legt die Be- 
schwerde mit ihrer Äußerung der Staatsbehörde vor- 


Die Entscheidung der Staatsbehörde erfolgt nach An- 
hörung der Kirchengemeinde?., 


Den Beschwerden von Angehörigen eines außer- 
deutschen Staates, welche damit begründet werden, daß 
für sie im Bezirke der Kirchengemeinde oder in deren 
nächster Nachbarschaft besondere, nicht von der be- 
treffenden Kirchengemeinde unterhaltene gottesdienst- 
liche Veranstaltungen bestehen, ist, wenn diese Behaup- 
tung zutrifft, stattzugeben, sofern nach einer in der Gesetz- 
sammlung veröffentlichten Bekanntmachung des Staats- 
ministeriums in dem auswärtigen Staate die Gegenseitig- 
keit verbürgt ist, und der zur Kirchensteuer herangezogene 
Ausländer nicht der Nachbargemeinde gegenüber die Er- 


klärung abgegeben hat, daß er zu deren kirchlichen 
Lasten beitragen wolle®, 


l.Beschwerde und Beschwerdefrist. Die Beschwerde, 
früher Rekurs genannt, stand dem Steuerpflichtigen auch nach 
früherem Recht gegen die Entscheidung des KV zu. Sie ist nur 
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zulässig, wenn ein Einspruchsbescheid ergangen ist. Die Frist ist 
i ä ivfri sä schließt also das Rechts- 
eine Präklusivfrist. Ihre Versäumung 

i ie Fri üher nach $ 3 des Gesetzes vom 
mittel aus. Die Frist, welche früher ach | 
18. Juni 1840 (GS S. 140) über die Verjährungsfristen bei ö 

it ist im Interesse der Ordnung 
lichen Abgaben sechs Wochen betrug, IST ae 
der kirchlichen Finanzverwaltung auf vier w a a m 
Über die Berechnung der Frist s. Anm. 2 A . nn ” 
etwaige aufschiebende Wirkung der Frist S. 3-9, .1.S. 
Anm. 3 zu $21 S. 158. . 

2. Die beteiligten Behörden. 2 
der bischöflichen Behörde eingelegt Men a 
schon 1905 den bestehenden Verwaltungsanor u ee 
im G. festgelegt. Die Frist bleibt jedoch oe 
Schwerde bei der für die Entscheidung zuständigen Ste a 
eingelegt wird. Obschon das aus der Vorschrift nn ne 
zu interpretieren war, ist durch das ee g 
lich in das Gesetz eingefügt worden (S- a : A En 

Die Einlegung der Beschwerde kann erfo Er ent 
und schriflich, letzterenfalls durch De ne 

Die Äußerung der bischöflichen Behörde ist N . 
oder Entscheidung“, sondern ein Gutachten. en 
der Regierungspräsident, in Berlin der Polizeipr‘ U ER 

Die Entscheidung der Staatsbehörde Kr een 
der bischöflichen Behörde und der Kirchengemein at ieh ın 
Auch ist nach dem Gesetz die Staatsbehörde ni Se 

< . .. e 2 h 
ihrer Entscheidung den Inhalt dieser ne en In oh. 
und Sn Be der Beschwerde statt- 
Schei ühren, aus welchen Or ae 
an a wird. Ein ehe 

über i issi s Abgeordnetenhauses — 5. ZT 
arm . a Erklärung abge h Be 

\ ER Sg ist nicht vorge 5 
im Kommunalabgabengesetze (88 70 En ne Eineprüche gegen 
148 die Beschlüsse des Ge = desteuer mit Gründen 
a jekUng oder Verlass “ ln wird daher auch 
5 ranziehung Eine derartige Bestimmung ne eein 
ersehen sein müssen. "chen Organe besser nicht zu 
E Beschlüsse der kireh Staatsbehörde, welche mit der Klage 
a idungen der ST können, ist sie 
it angefochten werden 

IV 


11 
: rn. 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteue 161 = 


Daß die Beschwerde bei 
n muß, entsprach 


Erläuterungen. $& 24. 


vollends entbehrlich, weil nach der ständigen Rechtsprechung dieses 
Gerichts das Fehlen der Begründung als ein wesentlicher Mangel 
des Verfahrens angesehen wird, welcher zur Aufhebung der Ent- 
scheidung führen muß.“ S. $27, Abs.2 u.Anm.3 S. 172 ff. 

Es ist nicht erforderlich, daß die Äußerung der Kirchen- 
gemeinde direkt seitens der Staatsbehörde (Regierungspräsident) 
erfordert und an diese gerichtet wird. Es genügt, wenn die Be- 
schwerde durch die bischöfliche Behörde der Kirchengemeinde zur 


Äußerung vorgelegt, von dieser mit ihrer Äußerung zurückgesandt 


und sodann der Staatsbehörde zur Kenntnis gegeben wird. 

Die Kirchengemeinde wird hierbei und ebenso in den Fällen 
der $$ 25 und 26 ($ I des Ges. vom 24. Juli 1924. GS S. 585) 
s. C II Nr. 16 S.309 durch den Kirchenvorstand vertreten. 

3.Die Bestimmung entspricht einem in der Verwaltungs“ 
praxis bisher schon beobachteten Grundsatze, der im G festgelegt 
wurde. Wie schon in Anm. 8 zu $2 S. 87 des G angegeben, ist die 
Staatsangehörigkeit für die kirchliche Besteuerung belanglos. Es 
werden durch die ansich klare Vorschrift unnötige Härten vermieden. 
Über die Voraussetzungen für die Befreiung des Ausländers s. ins“ 
besondere AA in C I Nr. 1 S.242. Die Bestimmung greift z. B- 
Platz bei Einrichtung katholischen Gottesdienstes in französischer 
oder englischer Sprache in Kurorten, Gesandtschaftskapellen usW- 


824. 


Im Falle der Heranziehung zur Kirchensteuer seiten 
mehrerer Kirchengemeinden (8 4) kann der Steuer- 
pflichtige an Stelle des Einspruchs gegen die Heran- 
ziehung oder Veranlagung in jeder einzelnen der be- 


teiligten Gemeinden auch einen Antrag auf Verteilung 


des kirchensteuerpflichtigen Einkommens auf die meh“ 
reren Kirchengemeinden seitens der zuständigen Staats“ 
behörde stellen!. 


Der Verteilungsantrag tritt alsdann an die Stelle des 
Einspruchs?. 


l. Der Verteilungsantrag. Über den Verteilungsantraß 
nach $ 24 handelt ausführlich AA (s. unten C I Nr. 1 S. 240). 
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Verfahren. $ 24. 


In der Begründung wird S. 38 folgendes hierzu ausgeführt: ‚‚Im 
Falle der Heranziehungseitensmehrerer Kirchengemeinden auf Grund 
mehrfachen Wohnsitzes ($ 4) soll es nach Analogie des $ 71 des 
Kommunalabgabengesetzes dem Steuerpflichtigen freistehen, ‚statt 
des Einspruchs bei den Kirchenvorständen der einzelnen Gemeinden 
den Antrag auf Verteilung des steuerpflichtigen Einkommens seitens 
der Staatsbehörde zu stellen ($ 24, Abs. 1). Diese Möglichkeit schützt 
den Zensiten vor der Beschreitung des umständlichen Weges der 
Auseinandersetzung mit den einzelnen Gemeinden. Damit ist es 
begründet, daß der sich als Rechtsmittel charakterisierende Ver- 
teilungsantrag den Verzicht auf das Rechtsmittel des Einspruchs 
In sich schließt ($ 24, Abs. 2), und daß der auf den Verteilungsantrag 
ergehende Beschluß, wie sich aus $ 26 ergibt, nur noch der gleichen 
Anfechtung unterliegt, wie die Entscheidung, welche auf Beschwerde 
wegen erfolglosen Einspruchs ergangen ist.” — 

Der Verteilungsantrag kann hiernach erst bei eine 
Weiteren Heranziehung durch andere Kirchengemeinden, als die- 
jenige, welche den Steuerpflichtigen zuerst herangezogen hat, ge- 
Stellt werden. Voraussetzung für Einleitung des Verteilungsantrages 
ist nur die tatsächlich erfolgte Heranziehung in mindestens 
*wei Gemeinden. OVG Bd. 69, S. 283. 

Unter Umständen können auch ausländische 
beteiligt sein. $. hierüber $4 und Anm. 4 oben S. 
unten S. 164, u. 

Über die Verteilungen s. $4 ($. 91), welcher für die SL Ei 

5 die Grundlage bildet. Ein Antrag auf Verteilung ng 
Steuerpflichtigen Einkommens auf eine katholische und 2) 
Selische Kirchengemeinde ist unzulässig. ovG. Bd. De y ie 

Die zuständige Staatsbehörde ist der Regierungspräsident, 

erlin zainräsident. \ 

Ein E a ee die Heranziehung oder Van su 
einer beteiligten Kirchengemeinde kann, auch wenn ar Be 
auf Heranziehung oder Veranlagung in anderen Kirc Bi BE 
hie: a Ve euerprlude ungeachtet 
At die Eingabe zweifelhaft, Bi iR Anttabl BEE hal 
o 1°8,, Einspruchs“ nic, een he Erklärung seiner Ein- 
50 ist der Steuerpflichtige zunächst zu einer ST 


Abe zu veranlassen.“ 11* 
2 63 — 


ner zweiten oder 


Kirchengemeinden 
95 sowie $ 25 
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Die formelle Behandlung des Verteilungsantrages ist im $ 25 des 
G vorgeschrieben. Dem Steuerpflichtigen, der von dem Verteilungs 
antrag Gebrauch macht, steht außer diesem als weiteres Rechts- 
mittel nur noch die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht zu (8 27 
des G). 

2. Die Wirkungen des Verteilungsantrags. Er tritt 
an die Stelle des Einspruchs, macht also einen besonderen Ein- 
spruch in jeder einzelnen Kirchengemeinde überflüssig. Dort, WO Ein- 
spruch schon erhoben war, tritt er auch für das weitere Verfahren an 
die Stelle des Einspruchs. Urt.OVG v. 14. Okt. 1896, Bd. 30, S.29 
“ Auch bei schwebendem oder abgeschlossenem Verteilungsverfahren 
tritt bei Anfechtung neuer Ansprüche einer Kirchengemeinde an 
Stelle des Einspruchs der Antrag auf Einbeziehung in das VerteilungS” 
verfahren. S. Noell, Das Kommunalabgabengesetz Anm. 13 zu 
$ 69 und die Entscheidung des OVG vom 14. Oktober 1896, Bd. 30, 
S.29. ‚Nachdem der Antrag gestellt ist, tritt dieser nicht nur an 
die Stelle des Einspruchs gegen die früheren Heranziehungen, sonderf 
schließt auch bezüglich der späteren den Einspruch aus.‘ 

Durch Stellung des Verteilungsantrages werden ‚‚die früheren 
für das betreffende Steuerjahr bewirkten Heranziehungen auch in- 
soweit streitig, als sie früher durch Einspruch nicht angefochten 
waren und inzwischen wegen Fristablaufs mittels Einspruchs un“ 
anfechtbar geworden sein sollten; nicht jedoch auch diejenigen 
Heranziehungen, welche angefochten, aber vor Einleitung des Ver 
teilungsverfahrens bereits (durch sachlichen Einspruchsbeschluß 
oder durch gerichtliches Urteil) unanfechtbar oder rechtskräftig 
geworden waren.‘ Entsch. des OVG vom 6. März 1897, Bd. 3) 
S.24. Vgl.auch Entsch. desOVG vom 14. Oktober 1896, Bd. 30, 
S.29 und Beschluß des OVG vom 9. Januar 1897, Bd. 30, S- 19. 


825. 


Der Verteilungsantrag ist von dem Steuerpflichtige! 
binnen einer Frist von vier Wochen, welche mit dem 
ersten Tage nach erfolgter Aufforderung zur Zahlung der 
Steuer seitens der zweiten oder einer weiteren, eine Steuef” 
forderung erhebenden Kirchengemeinde beginnt, an die 
bischöfliche Behörde zu richten, in deren Bezirk eine def 
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beteiligten Kirchengemeinden gelegen ist. Die bischöf- 
liche Behörde legt den Antrag mit ihrer Äußerung der 
Staatsbehörde, vor, in deren Bezirk die Kirchengemeinde 
gelegen ist, deren Zahlungsaufforderung dem Steuer- 
pflichtigen ausweislich seines Antrages zuerst zugegangen 
ist. Die hiernach begründete Zuständigkeit der bischöf- 
lichen Behörde und der Staatsbehörde erstreckt sich auch 
auf weitere etwa noch hervortretende Var in 

Die Staatsbehörde beschließt nach Anhörung der 
beteiligten Kirchengemeinden und bischöflichen Be- 
hörden?, 


l. Die Formalitäten für den Verteilungsantrag 
Sie sind in der Begründung ausführlich enthalten: 


„Die Vorschriften über das Rechtsmittel sind teils Be 
über den Einspruch (Beginn des Fristenlaufs mit El 
aufforderung), teils denjenigen über die Beschwerde (Ein can en 
Rechtsmittels bei der bischöflichen Behörde, Anhörung er E 
teiligten Kirchengemeinden und bischöflichen Bed na 
gebildet. Im übrigen, insbesondere WAS das Verhältnis e a 
teilungsantrags zu einem bereits früher erhobenen A u 
Zu den darauf ergangenen Entscheidungen anlangt, kan 


& ie 
lediglich auf die gleichlautenden Vorschriften des Kommuna 


i in der 
abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 und ihre Handhabung In 
Verwaltungsgerichtlichen Praxis verwiesen werden. A 

Da die beteiligten Kirchengemeinden in Du Iaureen 
Sprengeln und staatlichen Verwaltungsbezirken un N 
Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit Er En ne ee 
Antrage zu befassenden Kirchen- und Staats 2 ar ee 
Sachlich ist es gleichgültig, auf welche der in Be = a 
Behörden die Wahl fällt. Deshalb empfiehlt : ai Ba 
Meidung unnötiger Schwierigkeiten die Zuständig ae 
Behörde, bei welcher das Rechtsmittel einzulegen en Er 
m de An SEEN nennen Behörden 
Überlas iner Wahl eine en Re 
änzugehen, In ne eine der beteiligten Kirchenge 


Selegen ist, 
—., #]I6B. 4 — 
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Die Auswahl unter mehreren zur Beschlußfassung örtlich zU- 
ständigen Behörden weist das Kommunalabgabengesetz (s. $71, 
Abs. 4) der höchsten Verwaltungsbehörde des Bezirks, der Provinz 
oder des Staates zu. Der Entwurf schlägt vor, die mit diesem Ver- 
fahren unvermeidlich verbundene Verzögerung der Sache dadurch 
abzuschneiden, daß auch die Auswahl der Beschlußbehörde von 
einem rein äußerlichen Moment abhängig gemacht wird, nämlich 
von der Belegenheit derjenigen Kirchengemeinde, deren Zahlungs” 
aufforderung der Antragsteller in seinem Antrage als die ihm zuerst 
zugegangene bezeichnet, gleichviel, ob sie in Wahrheit zeitlich die 
erste war oder nicht.“ 

Sofern gegen eine frühere Heranziehung Einspruch, ferner 
gegen den Beschluß des KV über den Einspruch Beschwerde ef 
hoben und sodann wegen einer späteren Heranziehung das Ver 
teilungsverfahren eingeleitet ist, hat die Staatsbehörde (RegierungS“ 
präsident) das Einspruchsverfahren einzustellen und die Beschwerde- 
sache an die zuständige Verteilungsbehörde abzugeben. 

Ist versehentlich eine sich als Verteilungsantrag daf- 
stellende Eingabe an den KV gerichtet und von diesem irrtüm- 
lich als Einspruch behandelt, so hat die Staatsbehörde (RegierungS” 
präsident) den darauf etwa ergangenen Einspruchsbeschluß auf 
Beschwerde oder von Amts wegen außer Kraft zu setzen und da$ 
Verteilungsverfahren einzuleiten. Vgl. Noell, Das Kommunal- 
abgabengesetz: Anm. 3b Abs. 2,3 zu $71 und die daselbst angezogenen 
Entscheidungen des OVG vom 9. Januar 1897 und 6. März 1897, 
Bd. 31, S. 20 und 24. — S. aber auch Anm. 2 zu $ 24 S. 164. 

Der Verteilungsantrag kann der bischöflichen Behörde übel” 
mittelt werden durch Erklärung zu Protokoll oder schriftlich, 
letzterenfalls durch Überreichung oder durch Brief. 


Die in ihrer Dauer mit der Einspruchsfrist übereinstimmende 


Frist ist Präklusivfrist. Sie wird gewahrt, wenn der VerteilungsS“ 
antrag innerhalb vier Wochen nach dem Tage der Zahlungsauf- 
forderung, welche die zeitlich letzte der beteiligten Gemeinden af 
den Steuerpflichtigen richtet, an eine der zuständigen bischöflichen 
Behörden oder an die zuständige Staatsbehörde gelangt. Während 
hier mehrere bischöfliche Behörden zuständig sind, sofern die be 
teiligten Kirchengemeinden in mehreren Diözesen belegen sind, 
ist nur eine staatliche Behörde zur Entgegennahme des Verteilung“ 
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antrags in dem Sinne berechtigt, daß die Frist gewahrt wird, 
nämlich diejenige, in deren Bezirk die Kirchengemeinde gelegen 
ist, deren Zahlungsaufforderung dem Steuerpflichtigen ausweislich 
seines Antrages zuerst zugegangen ist. 5. $26. Über die Berechnung 
der Frist s. Anm. 2 zu $27 S. 170. | 
Nur ein einziger = eine der örtlich zuständigen bischöflichen 
Behörden oder an die örtlich zuständige Staatsbehörde zu richtender 
Antrag ist erforderlich. Ist eine der beteiligten Gemeinden Em 
halb Preußens gelegen, so kann der Verteilungsantrag, BR er 
Sich auf diese Gemeinde mit erstreckt, nur dann Erfolg ha = 
wenn die im $ 4 aufgestellten Grundsätze — Ss. Anm. 4 An 
S. 94 — dies gestatten. Der Antrag ist jedenfalls ee Sit 
zuständige bischöfliche Behörde zu richten, welche I a R 
Preußen hat, da das Gesetz nur für Preußen ‚Gültigkei s a 
Die Zulässigkeit des Verteilungsantrages wird weder da ’ 


i ß 
daß er sich an eine Nachforderung anschließt, noch dadurch, da 


8 n 


schon fü ungsjahr herangezoge : 

stell, ee Verteilungsverfahren N > 
insbesondere auf diejenigen Heranziehungen, gegen - nkaeet 
Verteilungsantrage Einspruch erhoben war, UT Ann, 5.280. 
Welche mit Einspruch nicht angefochten waren. 2% t behörde (der 

2. Der Verteilungsbeschluß. De en en sämtliche 
egierungspräsident, in Berlin die Pa 
eteiligten Kirchengemeinden zu hören. 

NISE ee Behörde, bei en eine 
eingereicht ist, sondern auch die sonst etwa Ortll Die Staats- 
Dischöflichen Behörden haben ein Recht zur en nicht an die 
behörde ist in ihrer zu begründenden Be Kirchehgemeifden 
Äußerungen der bischöflichen Behörden und der Ki 
Sebunden. 


i ß muß 
a : en ; d.h. das Gesamteinkommen und dessen 
eilv : 


ile, und 
ee Besteuerung HN en Steuer- 
b) für jede der heranzuzie en 


betrag festsetzen. 
. Dabeiist jede Erhöhung 
2lehung erforderten Betrag 


= A000 


er den durch die Heran- 


dee N a usgeschlossen. 


(reformatio in peius) A 
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Wenngleich für das Teilverhältnis die in den übrigen Gemeinden zU- 
fließenden Einkommensteile berücksichtigt werden müssen, sind bel 
dem Beschlußverfahren als Partei beteiligt — neben dem Pflich- 
tigen — nur die Gemeinden, die tatsächlich herangezogen haben 
(und deren Forderung noch nicht durch Einspruchsbescheid oder 
Urteil unanfechtbar feststeht). 

An dem Streitverfahren sind — neben den Pflichtigen — 
beteiligt: 

a) wenn nicht das Teilverhältnis, sondern nur einzelne Steuer- 
beträge streitig sind, nur die diese fordernden Gemeinden, 

b) wenn zugleich das Teilverhältnis angefochten ist, alle = 
auch die nicht ausdrücklich benannten — Gemeinden, deren Ein- 
kommensteile dadurch streitig geworden sind, und zwar diese hier 
als notwendige Streitgenossen. 

Daher kann im Rechtsmittelwege die eine Gemeinde zugunsten! 
anderer zwar die Erhöhung der diesen zufallenden Einkommensteile 
(und demzufolge auch der Steuerbeträge) oder zugunsten der 
Pflichtigen auch deren Ermäßigung, nicht jedoch die der letzteren 
allein (ohne Änderung des Teilverhältnisses) beantragen. OVG Entsch- 
vom 26. Juni 1897. Bd.32, S. 11. Polizei-Verordnungsblatt XIX, 
S.58.) S. Noell, Das Kommunalabgabengesetz: Anm. 3c zu $ Tl. 
Dieses gilt auch mut. mut. für das Kirchensteuer-Verteilungsvef 
fahren. S. die in Anm, I aufgeführten Angaben der Begründung 


8 26.1 


Wird die Beschwerde oder der Antrag den Vor 
schriften des 8 23 Abs. I und 8 25 Abs. I zuwider inner” 
halb der gesetzlichen Frist bei der zur Entscheidung odef 
Beschlußfassung zuständigen Staatsbehörde”? angebracht, 
so gilt die Frist als gewahrt. 


1. Dieser Paragraph ist vom Herrenhause hinzugefügt worden- 
In der Kommission des Herrenhauses ist die Einschaltung dahit 
begründet, daß die Erklärung der Regierung, die Frist sei auch durch 
unmittelbare Einbringung der Beschwerde bei der Staatsbehörd® 
gewahrt, mit dem Wortlaut und dem Sinne der formellen Bestimmung 


des Gesetzes in Widerpruch stehe. Der Regierungsvertreter erklärte 
zu dem Antrag: 
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OU (..... u 9 > 

„Die Staatsregierung hält zwar die in der Be Ex 
$23 ausgesprochene Auffassung für zutreffend, daß wi = Ein- 
sondere gesetzliche Bestimmung die Beschwerdefris ne ünter 
legung der Beschwerde bei der zuständigen Staatsbe en 
irrtümlicher Übergehung der kirchlichen a ER 
Bischof) gewahrt werden würde. Der Kirchenbe ie eh mit den 
Entscheidung in der Sache nicht zu. Der Verglei Base: 
Vorschriften des $ 129 des LandesverwaltungsgeSe a Sn 
besondere im fünften Absatz daselbst, dürfte a hier vor- 
völlig zutreffen. Denn dort ist — anders als ee ae bei der” 
liegenden Gesetzen — die Einbringung en deren Ver- 
lenigen Behörde als Regel vorgeschrieben, en die Staats- 
fügung sie gerichtet ist. Indessen kann naeh Ai 
regierung dem Wunsche, diesem Gedanken schließen.“ S- 
druck im Gesetze zu geben unbedenklich nk N 
Bericht der XII. Kommission des ot 

Nr. 1 zu Te e 

E: en ei des e. | wird die Bestimmung kaum age al! 


Wenig zur Anwendung gelangen. 


8 27. 


5 fe 
Gegen die Entscheidungen und Beschlüsse der MALE 
ee nr ae a Deginnenden Frist 
folgter Zu 
en Doll dem En = 
auch den beteiligten Kirchengemeinden 
dem Oberverwaltungsgericht ZU. 


ü den: 
darauf gestützt wer | 
4 Be he angefochtene Entscheidung oder der an 


htanwendung oder 
hliuß auf der Nic Ä 
ne De niehagen Anwendung er kn 

re auch der von 2 
Rechts, she ändigkei erlassenen Verord 


2 dab a i nn an wesentlichen Mängeln leide’. 
. daß das 


in die behauptete 
t anzugeben, WOr er 
a ae unrichtige Anwendung 


= 09, 
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stehenden Rechts, oder worin die behaupteten Mängel des 
Verfahrens gefunden werden. 


In den Fällen des $ 23 Abs. 3 findet die Klage nicht 
statt?, 


1. Das Recht zur Klage beim OberverwaltungS 
gericht. Nach dem früheren Recht stand gegen die Verfügung 
des Regierungspräsidenten dem Steuerpflichtigen und der Kirchen“ 
gemeinde die Beschwerde an den Oberpräsidenten zu, welcher end- 
gültig entschied. Dadurch war die Bildung eines einheitlichen 
Rechts erschwert. Das G hat den Mangel beseitigt. 

‚Der bisherige Mangel einer Rechtskontrolle auf dem Gebiete 
des kirchlichen Steuerwesens soll durch Einführung des Oberverwal- 
tungsgerichts als der in letzter Instanz entscheidenden Staatsbehörde 
beseitigt werden. Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung bedingte 
die Wahl eines höchsten Gerichtshofes; für die Wahl des Ver- 
waltungsstreitverfahrens waren der öffentlich-rechtliche Charakter! 
der hier in Frage kommenden Leistungen und Rechtsverhältniss® 
sowie die übereinstimmenden Vorschriften der neueren Steuer” 
gesetzgebung maßgebend.‘ (Begründung.) 

Nach $ 27 in Verbindung mit $ 23 ist die Klage beim OVG nuf 
gegen Entscheidungen des Reg.-Präsidenten über die Veranlagung 
zur KSt im Sinne dieses Gesetzes, d.h. zu Umlagen, welche in ForM 
von Zuschlägen zur Einkommensteuer und zu den Realsteuer! 
sowie auch zur Vermögenssteuer oder in Form des Kirchgeldes 
erhoben werden, gegeben, nicht aber über die Heranziehung zu Ab“ 
gaben, die in Naturallieferung bestehen. OVG Bd. 77, S. 303. 

Berechtigt zur Erhebung der Klage ist sowohl der Steuer 
pflichtige wie die Kirchengemeinde, die vertreten wird durch den 


KV ($ 1 des G vom 24. Juli 1924 [s. unten S. 309]). Ein Gemeinde“ 


verband wird vertreten durch die Verbandsvertretung bzw. den 
Ausschuß ($$ 25 und 26 das.). 

2. Die Frist für die Einreichung der Klage. Die 
Staatsbehörde muß ihre Entscheidung oder ihren Beschluß def 
Beteiligten zustellen. Eine bestimmte Form für die Zustellung def 
Verfügungen und Entscheidungen der Verwaltungsbehörden ist 
durch Gesetz nicht vorgeschrieben. Der Zeitpunkt der Zustellung 
kann seitens der stets die Beweislast tragenden Behörde durch 
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EEE ae 
jedes zulässige Beweismittel bewiesen werden. (OVG Bd. 5, S. 261.) 
Binnen einer mit dem ersten Tage der Zustellung beginnenden 
Frist von zwei Wochen ist dann die Klage einzureichen. Die 
Frist ist Präklusivfrist. S. Anm. 3 zu $21 S. 158. Die Dauer der 
Frist ist die im Verwaltungsstreitverfahren übliche. Im ae 
Streitverfahren sind im übrigen für die Berechnung der ne a 
am Sitze der Behörden geltenden bürgerlichen ee 2 ur 
gebend. S.$ 2 Zuständigkeitsgesetzes vom 26. Juli 1876 C * nn 
Hiernach sind für die Berechnung der Frist die nac R en 
Paragraphen der Zivilprozeßordnung und des Bürgerl. Ge 
Duches maßgebend: 


Zivilprozeßordnung g222. Für die Berechnung der Fristen 


gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Be ah 
Ende einer Frist auf einen Sonntag oder Al z ' 
endigt die Frist mit Ablauf des nächstfolgenden Werk Be Frist 
Bürgerl. Gesetzbuch $ 187. Ist für den ne FE er 
ein Ereignis oder ein in den Lauf des Tages fallender zen mit- 
maßgebend, so wird bei Berechnung der Frist der rat 
gerechnet, in welchen das Ereignis oder der Be e Ict maß. 
Ist der Beginn eines Tages der tür gen A nee Frist 
gebende Zeitpunkt, so wird dieser Tag bei der Berec 
Mitgerechnet. { : ; b- 
$188. Eine nach Tagen bestimmte Frist ende en ARE? 
laufe des letzten Tages der Frist. Eine Frist, I Be 
Nach Monaten oder nach einem mehrere Men ist, endigt im 
Taume — Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr rn I ie ee 
Falle des $ 187, Abs. I mit dem Ablaufe As seine Benennung 
Oche oder dies letzten Monats, welcher Enns Ereignis oder der 
Oder seine Zahl dem Tage entspricht, In Ge Be Ablaufe des- 
Zeitpunkt fällt, im Falle des $ 187, nr Ei Monats, welcher 
lenigen Tages der letzten Woche oder des le nung oder seine Zahl, 
dem Tage vorhergeht, der durch seine Benen 
dem Anfangstage der Frist entspricht. N 
$ 193. Ist an einem bestimmten ME DR 
ine Willenserklärung abzugeben Kir tzte Tag der 
und fällt der bestimmte Tag oder ya Leistungsorte st 
Onntag oder einen am Erklärungs- Oder 


Be 


nerhalb einer Frist 
tung zu bewirken 
Frist auf einen 
aatlich an- 
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erkannten allgemeinen Feiertag, so tritt an die Stelle des Sonntag$ 
oder des Feiertags der nächstfolgende Werktag.‘ 

Staatlich anerkannte Feiertage sind folgende: Neujahr; 
der erste und zweite Tag von Weihnachten, Ostern und Pfingsten, 
der Karfreitag, der Buß- und Bettag, der Himmelfahrtstag, der 
Allerheiligentag, der aber nur von Katholiken und diesen gegen 
über berücksichtigt werden darf. Vgl. Koch, ALR Anm. 41 ZU 
834 II 11. 

Über etwaige aufschiebende Wirkung der Frist s. $28, Ab8- I, 
S. 175. Vgl. Anm. 3 zu $21 S. 158. 

„Die Klagefrist wird nur dadurch gewahrt, daß die Klage vor 
Ablauf der Frist an die zuständige Behörde gelangt oder doch bei 
ordnungsmäßigem Geschäftsgang hätte gelangen müssen, also wenn 
z.B. der Behörde der Empfangsschein über eine eingeschrieben® 
Sendung von der Post übergeben wird, die Behörde aber die recht- 
zeitige Abhebung der Sendung unterläßt, oder wenn die auf der 
Post rechtzeitig eingetroffene Sendung nicht nach dem gewöhnlichen 
Geschäftsgang abgeholt wird.“ Entsch. OVG v. 13. Juni 1898 
Bd. 34, S. 446. Dies wird auch für die Einspruchs- und Beschwerde- 
frist als maßgebend zu erachten sein. Vgl. zu den Fristen 
CI Nr. 1 S. 246. 

3. Die Klage, Inhalt, Begründung. Das OVG ist IM 
Verwaltungsstreitverfahren das Revisionsgericht. Nach $ 95 Landes“ 
verwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 (GS S. 195) hat die Anmel- 
dung und Rechtfertigung der Revision bei demjenigen Gerichte zu 
erfolgen, welches in erster Instanz entschieden hat. Dagegen ist 
nach $ 63 zitierten Gesetzes bei dem Verfahren in erster Instanz 
die Klage bei dem zuständigen Gericht schriftlich einzureichel' 
Im Verwaltungsstreitverfahren ist tatsächlich das OVG bezüglich 


der Kirchensteuern als Rechtsmittel die letzte Instanz, also IN 


soweit Revisionsinstanz. Man könnte daher vielleicht zu der AN” 
nahme kommen,.die Klage sei bei dem KV als der Behörde, welch? 
in erster Instanz’entschieden hat, anzumelden. Dem steht aber ent- 
gegen, daß der KV nicht als ‚‚Gericht‘“ entschieden und daß das 
OVG das Gericht ist, welches zuerst zur richterlichen Entschel“ 
dung angerufen wird, also das Gericht I. Instanz. Demgemäbß ist, 
worauf auch der Wortlaut des Abs. I hindeutet, die Klage b* 
dem OVG selbst schriftlich einzureichen. 
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Die Begründung zum Gesetz führt Blatt 39 zutreffend folgendes 
aus:,,Abweichend vom Kommunalabgabengesetze, welches 2 bzw. 3 
verwaltungsgerichtliche Instanzen gewährt, soll hier das Verwal- 
tungsstreitverfahren nicht nur auf eine Instanz beschränkt, 
sondern auch in dieser eine Prüfung der Sache nur nach recht- 
lichen Gesichtspunkten zugelassen werden. Hiermit ist dem vor- 
handenen Bedürfnisse genügt. Infolge des grundsätzlich allein ar 
Anwendung gelangenden Systems der Zuschläge und A a 
gründung der Steuerpflicht lediglich auf die Gemeindezuge 2 a 
gestaltet sich die kirchliche Besteuerung im wesentlichen De 
so daß die endgültige Feststellung aller tatsächlichen: 2: un 
ohne Bedenken, wie bisher, dem sich in einfacheren o ln 
wegenden Verfahren bei der Verwaltungsbehörde a Enie 
kann. Das gleiche trifft im allgemeinen auch für die au ne 
anträge ergehenden Entscheidungen ZU, welche übrigens = Bine 
Beschränkung auf die Fälle mehrfachen Wohnsitzes n I 
häufig vorkommen werden. Steuertechnische N Be 
Werden voraussichtlich nur sehr selten entstehen; die ie Pr 
Nachprüfung erscheint vielmehr vorzugsweise nn Br 
Fragen der Gemeindezugehörigkeit erwünscht, insbeson : a 
Sie von der Übereinstimmung der Konfession ab IE 
die hier zugelassene Klage finden die Nr 1883 (GS 
Schriften des Landesverwaltungsgesetzes VON 3. J Me. 
5.195) Anwendung. Die Klage ist zu richten eskılt Br 
Pflichtigen, wenn sie von einer Kirchengemein elekenbrprlich: 
Segen die steuerfordernde Kirchengemeinde, San 


R Be- 
ige klagt. Wird der auf einen Ve he Be- 
i ; “mn die Klage m 
Schluß angefochten, so richtet sich die Hager verfolgten 


leiligte, q ilungsverhältnis durch En 
Akpruch berührt in (s. $ 72, Abs. 2 des Kommunalabg 
gesetzes),“ 
Der oben zitierte gesdejOs 
»Die Klage ist bei dem a 
Zureichen. Die Klage beim Ks I 
erklärt werden. In der Klage ist En ne N lan 
und sind die Person des Beklagten, a Gen 
Sowie die den Antrag begründenden 
nen,“ 


om 30. Juli 1883 lautet: 
cht schriftlich ein- 
kann ZU Protokoll 
Antrag zu stellen 
des Anspruchs 
au zu bezeich- 
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Abgesehen von dem nicht anwendbaren Satz 2 dieses Para- 
graphen wird diese Vorschrift nach Vorstehendem Anwendung ZU 
finden haben. 

Gemäß Art. I Nr. 7 des Ges. vom 13.5. 1918 (GS S. 53) und 
3.1.1928 (GS S. 1) ist in Streitigkeiten über Geldleistungen, die für 
Zwecke der Gemeinden und anderer öffentlich-rechtlicher Körper 
schaften (also auch Kirchengemeinden) oder Verbände in der Form 
von Zuschlägen zu staatlichen oder staatlich veranlagten Steuern . -* 
angefordert werden, die Zulässigkeit der Revision durch einen 100 RM. 
übersteigenden Beschwerdegegenstand bedingt. 

Die im G angeführten Klagegründe entsprechen den Re 
visionsgründen des $ 94 des Gesetzes vom 30. Juli 1883 über die all- 
gemeine Landesverw. GS S. 195. Sie sind im wesentlichen fol- 
gende: Nichtanwendung, also Nichtbeachtung bestehender Ge- 
setze und rechtsgültiger Verordnungen, oder falsche Anwendung 
bzw. unrichtige Auslegung derselben. 

Als wesentlicher Mangel muß vor allem ungenügende oder 
unrichtige Angabe des Tatbestandes oder der Begründung in der 
Entscheidung der Staatsbehörde ($$ 23, 25) — vgl. Anm. 2 S. 161 
zu $ 23), des ferneren Übergehung der bischöflichen Behörde» 
Nichtanhörung der Kirchengemeinde usw. angesehen werden. 

Für die Form der Entscheidung des OVG sind fol- 
gende Bestimmungen des Gesetzes vom 30. Juli 1883 über die allge 
meine Landesverwaltung, GS S. 195, maßgebend: 

$ 98. Erachtet das OVG die Revision für begründet, so hebt 
es die angefochtene Entscheidung auf und entscheidet in der Sach® 
selbst, wenn diese spruchreif erscheint. Die Zufertigung der Ent- 
scheidung erfolgt durch Vermittlung desjenigen Gerichts, welche® 
in erster Instanz entschieden hat. | 

$99. Ist die Sache nicht spruchreif, so weist das OVG dieselb® 
zur anderweitigen Entscheidung an die dazu nach der Sachlage ge 
eignete Instanz zurück und verordnet die Wiederholung oder Ergän“ 
zung des Verfahrens, soweit es nach seinem Ermessen mit einem 
wesentlichen Mangel behaftet ist. 

$ 101. Das Gericht, an welches die Sache in den Fällen de! 
$$ 99, 100 gewiesen wird, hat bei dem weiteren Verfahren und bei def 
von ihm anderweitig zu treffenden Entscheidung die in dem Auf- 
hebungsbeschlusse des Oberverwaltungsgerichts aufgestellten Grund“ 
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a VEREREBEREGEBG NT en 
sätze, sowie in den Fällen des $ 100 die dem a 
zugrunde gelegten tatsächlichen Feststellungen als maßgeben 
betrac ; : j 

Se des in diesen Paragraphen bezeichneten Or 
treten der Kirchenvorstand und die Staatsbehörde Go 
Präsident). Im übrigen s. zu ‚‚Klage“ AA (C ı Sr R We des 

4. In der Begründung hierzu heißt es S. 40: ie er Ei 
Klage in den Fällen des $23, Abs. 3 ee E 
Wwägung, daß dort die Befreiung von der Kirchens we E 
Sicht auf die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde ausr ars 
ganz bestimmte tatsächliche Voraussetzungen geknüp 2, 24 sen 
Nachprüfung dem Oberverwaltungsgerichte ohnehin entzo& 
würde, 


g 28. 


i der der Be- 

Du Erhebung des Einspruchs? 0 n 

end FE durch die Stellung des Ve ce 

oder durch die Anstellung der Klage I I ine LoneeR! 

tung zur Zahlung der Kirchensteuer nic es 

Die Staatsbehörde ist befugt, bis zur en a 
Scheidung die vorläufige Aussetzung der 


anzuordnen”, 


i 98 ausgeführt: Bi 
Ik der Begtondcueene, yien Grundsatz, daß die Ein- 


i allgemein 8 IRRE End: 
ee. hinsichtlich der Eh Ei 
Schiebende Wirkung nicht hat (Abs- I), 6 : SE des "Einkommen- 
Ständigkeitsgesetzes Var 1. BER ne Gewerbesteuergesetzes 
von ja" 100 8775 des Kommunalbgabengescue Vin 
14. Juli 1893) wird auch schon BERN Vermeidung von 
noewendet, Die VOrsiLl Ne der staatlichen 

ärten im Einzelfalle Ausna 
ufsichtsbehörde zu.“ 

2.5. 821. 

3.5. 823, 

4.5. 9824-25. 

5.8. 827. 


2. UDE = 
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ei pi ._—.. die höheren Instanzen bei Ein 
wegen der KSt And, und da für die Zwangsvollstreckuns 
zwangsverfahre A $ 20 die Vorschriften über das Verwaltungs 
söboffen a nwendung finden, so mußte diese Bestimmung 
EN en. Andernfalls würde die Bestimmung des $53 
. 30. Juli 1883 zur Anwendung gelangt sein, laut 
Ge Tıngung der Beschwerde und Klage sofern nicht die 
7. Es Iie oo aufschiebende Wirkung hat. 
die Sfegereinzichn = ge der Staatsbehörde, sofern durch 
stattzugeben ei er . were Schäden entstehen, der Vorschrift 
streckuhe n e ha arüber zu entscheiden, ob die Zwangsvoll- 
erfolgten Voll ae eingestellt oder auch ob die etwa bereits 
vgl. $20 Abs ne raßregeln wieder aufgehoben werden sollen. 
(unten bei [6 Te N Verordnung vom 15. November 189 
hend. 267). Ein auf Aussetzung der Vollstreckung 
über nichts enthalte Eu Ausführungsbestimmungen hier“ 
dem Kirchenvorst nn oh Besten gleichzeitig mit dem Einspruch® 
Kenntnis en 6 übermittelt, damit dieser von demselbeN 
scheidung über de ” ur Einziehung der Steuern bis zur Ent 
weiterzugebende ER Fr n ar Staatsbehörde zu diesem ZweC 
hat die Staatsbehöre rag einstweilen aussetzen kann. Selbstreden 
scheidung über on KV und dem Antragsteller die Ent 
Vgl. AA (C I Nr. 1. eo... S. Anm. 2 zu $ 27 S. 170. 


8 291, 


Der ordentliche Rechtswe 
g findet gegen die Hera“ 
a Kirchensteuer nur in den Fällen der 88 9 uf 
a esetzes wegen Erweiterung des Rechtsweges VO 
. Mai 1861 (Gesetzsamml. S. 241) statt2,3. 


Anz unten bei CINr. I zu VII S. 238. In der Begrül 
ausgeht: . wird zu dieser Bestimmung folgendes zutreffen 
we en $ 15 des Gesetzes, betreffend die Erweiterung des Recht3” 
Ei 5, nn 24. Mai 1861 (GS S. 241) findet der ordentliche Rechts” 
g in Beziehung auf solche Kirchenabgaben, welche auf einer, vol 
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Verfahren. $ 20. 


der aufsichtführenden Regierung in Gemäßheit gesetzlicher Be- 
stimmung angeordneten oder exekutorisch erklärten Umlage. be- 
Tuhen, gegenwärtig nur insoweit statt, als 
l.auf Grund von Privilegium, Vertrag oder Verjährung die 
Befreiung von der Abgabenpflicht überhaupt (Allgem. Land- 


recht T. II Tit. 14 $ 79), 
2. eine Überlastung in der Bestin 
3. die bereits erfolgte Tilgung ode 
Steuerforderung behauptet ($ 
1861) oder 
4. die Eigenschaft der Abgabe als einer öffentlichen bestritten 
und behauptet wird, daß sie auf einem aufgehobenen privat- 
rechtlichen Fundamente beruhe ($10 a.a. O.). 

, Für die Kommunalsteuer ist der ordentliche Rechtsweg nach 
Einführung des Verwaltungsstreitverfahrens vallständig "beseiß 
worden ($ 160 Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883). Auf 
dem Gebiete der kirchlichen Besteuerung, woselbst das VerwaltungS- 
Streitverfahren nur in der letzten Instanz stattfinden, sich auch nur 
Mit der Prüfung nach rechtlichen Gesichtspunkten befassen soll, er- 
Scheint eine weitere Ausschließung des ordentlichen Rechtsweges 
2war ebenfalls unbedenklich, soweit von dem in Anspruch Genomme- 
nen die Beitragspflicht überhaupt (oben zu 1)joder,diejEtich eh SH 


Seines Beitragsverhältnisses im Vergleich zu den sonst Verpflichteten 
(oben zu 2) bestritten wird, da hier im wesentlichen Rechtsfragen 
nsind. In Fällen dagegen, 


Öffentlich-rechtlicher Natur zu entscheide 
ch nicht zweifelhaften Bei- 


in denen es sich um den Fortfall der an si \ 
tragspflicht aus einem nur hinsichtlich. der einzelnen Forderung 


Wirksamen besonderen Grunde (s. oben zU 3 und 4) handelt, kann im 
Interesse des in Anspruch Genommenen die Möglichkeit tatsächlicher 
Feststellung im gerichtlichen Verfahren nicht entbehrt werden. In 
dem durch den Entwurf geregelten Verfahren ist diese Möglichkeit 
nicht gegeben. Der ordentliche Rechtsweg wird daher auch ferner- 

in in den Fällen der $ 9 und 10 des Gesetzes vom 24, Mai 1861 zu- 
Selassen werden müssen.“ Das bisherige Recht bleibt also auf- 


Techt erhalten. $. oben Anm. I Zu Bat. S. 17, 
2. Die beiden angezogenen Paragrap en lauten: 
$9, Wegen allgemeiner Anlagen und Abgaben (8836, 41 der 


erordnung vom 26. Dezember 1808 — /GS 181 7, S. 283 (Tau n 78, 


Chmedding-Linneborn, Kirchensteuer. 7 
11 -- 


— 


ımung des Anteils (ebenda), 
r die Verjährung der einzelnen 
9 des Gesetzes vom 24. Mai 


Erläuterungen. $ 30. 


79 II Tit.14 ALR) kann auf Grund der Behauptung, daß die einzelne 
Forderung bereits früher getilgt oder verjährt sei, die Klage auf 
Erstattung des Gezahlten angestellt werden, jedoch bei Verlust 
des Klagerechts nur binnen spätestens sechs Monaten nach er- 
folgter Beitreibung oder geleisteter Zahlung. 

$ 10. Der Rechtsweg findet ferner statt, wenn der Heran- 
gezogene behauptet, daß die geforderte Abgabe keine öffentliche 
Abgabe sei, sondern auf einem aufgehobenen privatrechtlichen 
Fundamente, insbesondere einem früheren gutsherrlichen, schutz 
herrlichen oder grundherrlichen Verhältnisse beruhe. 

Die im vorstehenden $ 9 angegebene Frist ist eine VerjährungS”» 
nicht eine Präklusivfrist. Vgl. Entsch. des ObTrib. Bd.83, 5. 278: 
Entsch. des RG Annalen, Bd. 6, S. 497. 

Über den Begriff des Privilegs vgl. RGZ, Bd. 4, S. 213 
(ein individuell bestimmten Personen und Sachen, nicht gewissen 
Klassen derselben zustehendes Recht). 

Die Klage kann auf Verjährung nur gestützt werden, wenn Ef 
werb des Rechts auf Befreiung von der Abgabe, nicht aber Erlöschen 
der Abgabe wegen zu später Einforderung durch Verjährung be 
hauptet wird. S. Entsch. des Kammergerichts vom 30.Oktober 1858 
Just.-Min.-Bl. 1859, S. 107. Siehe auch $ 8. 


3. Ausgeschlossen ist ‚‚der Rechtsweg betreffs der Zugehörig” 


keit zum besteuernden Bekenntnisse, der Verteilung der Kirchen“ 
steuer auf mehrere Wohnsitzgemeinden, der Rückforderung aus 
anderen Gründen als Zahlung oder Verjährung des einzelnen Steuef” 
betrages, sowie auch aus dem Grunde, daß zufolge Privilegien, 
Vertrags oder Verjährung die Befreiung von der Abgabenpflicht 


überhaupt oder eine Überlastung in der Bestimmung des AnteilS 


behauptet wird.“ S.Geigel, Kirchensteuern S. 48. Inallen dien 
Fällen müssen etwaige Forderungen im Wege der $$ 21 ff. verfolg 
werden. 


d) Kosten. 
8 30. 


Hinsichtlich der Kosten der Veranlagung und Ef“ 
hebung der Steuer findet 8 89 des Kommunalabgaber” 
gesetzes vom 14. Juli 1893 (Gesetzsammil. S. 152) sinn“ 
gemäß Anwendung! 2, 
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Verfahren. $ 31. 


l. Der $89 des Ka vom re 
ist unten $. 250 abgedruckt. Der darin angeführte } A r E 
„Die Kosten der Veranlagung und Verwaltung der S ee 
Abs. 2, $4) werden, soweit sie nicht durch die den n 
bei übertragenen Geschäfte entstehen, aus der Sta 
Stritten.“ 

Infolge dieser sinngemäß 
Mungen fallen die aus der Veranla { . 
Eehenden Kosten der Kirchengemeinde, welche SI Wire) 
geschrieben hat, zur Last. Dahin gehören Bo neh 
Abs. 2 bezeichnete Vergütung an die Zwangsvolls re 
die Kosten der Aufstellung der Eee ER DE 2 

Erhebt ein Kirchengemeindemitglied mit en nun 
Erstattung der von ihm eingezogenen Kirchens a nn 
die hieraus erwachsenden Kosten die Kirchenge en. 
des $ 30 zu ersetzen, während ihm ungekehrt nn ale 
deten Widerspruch entstandenen Kosten = era 
Zu diesen Kosten gehören vor allem die Kos o BEN (589 
Ermittelungen über den Erstattungsanspruc en 
zitierten Gesetzes.) Im Gegensatz zum a Zap: 
über den Erstattungsanspruch im ordentlichen 


e den wa 2a r I 88 21 
i I I das ve fahren de ’ 
ö ’ greift über denselben fo t n 5 


a m x 
2 Platz De Re ana in der Entscheidung 
2.Di tsetzung der Ko ung wegen der 
Über den Einspruch geschehen, Die Zwangsvolklr EN 
Osten setzt voraus, daß der Pflichtige . 7 den der Kirchen- 
Aägiger Frist aufgefordert a gehören nicht diejenigen, 
Semeind st fallenden KO : der Abgabe an 
„elche der Piicntige zum ZWen = ER Bestellgeld). 
die Kirchenkasse etwa aufzuwen i 


Ss. 250. 
Zu beachten AA unter C I Nr. I zu = 


anzuwendenden gesetzlichen Bestim- 
gung und Erhebung der Steuern 


re Bestimmungen. 


e) Besonde 
8 3l. 


d 94 des 
83 bis 86, 88 un is 
ten der 88 1893 (Gesetz 
K ne Ve res vom 14. Arne und Ver- 
samml. 8.152) finden auf die Nachfor 17 
ml. S. 
en 





Erläuterungen. & 31. 


jährung von Kirchensteuern, sowie auf die in diesem 
Gesetze bestimmten Fristen sinngemäß Anwendung!,?,. 


1. ‚Für die Nachforderung und Verjährung von Kirchensteuer 
sind gegenwärtig die Vorschriften des Gesetzes über die Verjährungs“ 
fristen bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (GS S. 140) maß- 
gebend. 

Nach $5 des Gesetzes ist eine Nachforderung von Grundsteuer 
(desgleichen von Gebäudesteuern — $22 des Gesetzes, betreffend 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudesteuer vom 21. Mai 1861 
— GS S. 317 —) sowohl bei gänzlicher Übergehung als auch bei zu 
geringem Ansatze nur für das Kalenderjahr zulässig, in welchem 
die Nachforderung von Einkommen- und Gewerbesteuer nur iM 
Falle gänzlicher Übergehung binnen eines Jahres, vom Tage der 
Zahlungsverpflichtung an gerechnet, statt. 

Nachdem den politischen Gemeinden durch die $$ 83 bis 86 des 
Kommunalabgabengesetzes ein weitergehendes NachforderungS” 
recht gewährt worden ist, entspricht die Anwendung derselben 
Bestimmungen auf das kirchliche Besteuerungsrecht der Billigkeit 
um so mehr, als bei der steigenden Fluktuation der Bevölkerung 
die Möglichkeit einer Übergehung bei der Veranlagung erheblich 
leichter geworden ist.“ Begründung S. 41. 

Die $$ 83—86 des Gesetzes vom 14. Juli 1893 sind zu der AA 
(C INr. 1) S. 251 abgedruckt. 

Außerdem kommen in Betracht $$ 88 und 94 desselben Ge 
setzes: sie lauten: $ 88. Zur Hebung gestellte Gemeindeabgaben 
und Kosten, welche im Rückstande verblieben oder befristet sind» 
verjähren in vier Jahren, von dem Ablaufe des Jahres an gerechnet, 
in welches der Zahlungstermin fällt. 

Die Verjährung wird durch eine an den Pflichtigen erlassen® 
Zahlungsaufforderung, durch Verfügung der Zwangsvollstreckung 
und durch Stundung unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die letzte Aufforderung 
zugestellt, die Zwangsvollstreckung verfügt oder die bewilligt® 
Frist abgelaufen ist, beginnt eine neue vierjährige Verjährungsfrist" 

$94. Alle in dem gegenwärtigen Gesetze vorgeschriebenen 
Fristen sind Ausschlußfristen. Die Fristen beginnen, soweit in diese 
Gesetze nichts anderes bestimmt ist, mit der Zustellung des Be 
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Verfahren. $ 32. 


schlusses oder der sonstigen Anordnung. Der Tag der Zustellung 
wird nicht mitgerechnet. Im übrigen sind für den Beginn und En 
Berechnung der Fristen die bürgerlichen Prozeßgesetze maßgebend. 
2. Aus der sinngemäß vorzunehmenden Anwendung der = 
nannten Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes ergeben 
Sich diese Folgerungen: u 
a) Die Nachforderung von Kirchensteuern _- ar 
Zuschläge zur Einkommensteuer oder zur Vermögenssteuer u a 
Realsteuern oder ein Kirchgeld in Frage kommen — ist mög = 
aa) wenn eine Hinterziehung stattgefunden hat (vgl. $ 
Kommunalabgabengesetzes), u 
bb i euerpflichtiger bei 
Veranlagung zu ae a 
übergangen oder ganz steuerfrei Sn, \ Be, 
wenn er bei gleicher Veranlagung irrtümlich ı 
veranlagt ist (884 a.a.O.), 
cc) wenn in Gemäßheit der $$ 99 ff. d 
steuergesetzes anderweitige Vorausza 
u Nachforderungen können auch gegen 2 ee 
Erben geltend gemacht a wenn S 
glieder der Kirchengemeinde sind. eM: 
b) Die Verjährung beträgt bei ne Ei En nn 
Sonst 4 Jahre: sie beginnt mit dem Ablauf 2 een 
in welchem die Hinterziehung begangen wurde. S. 


Nr. 1 zu X S. 232. 


3. Die Festsetzung der ı 
Vorstandes und hat den ganzen Zei 


ie Hi i wei ; 
1 f 0, Sun oe auch die Fälle, in denen Steuer 
-a.0. S. dor . S- 


i i Veranlagung 
Pflichtige entgegen den Vorschriften des Ges. De th = 
der Kirchensteuer übergangen oder steuerfrei ge 


g 32. 


ihren Mitgliedern, sowie 
irchli Organen und Mi 
a Fe beteiligten Beamten ist es unt 


N 


der ausschließlich zur 


es Reichs-Einkommen- 
hlungen festgesetzt 


Nachsteuer ist Sache des Kirchen- 
traum zu umfassen, auf den sich 
t nicht Verjährung Platz greift. 


Erläuterungen. $ 32. 


sagt, die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, Vermögens“ 
oder Einkommensverhältnisse eines Steuerpflichtigen un- 
befugt zu offenbaren!. 

Die Bestimmungen der 8$ 80 und 81 des Kommunal- 
abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (Gesetzsamml. S. 152) 
finden sinngemäß Anwendung?. 


1.S. AA unterC INr. 1 zu X118.255. Der $32statuiert nach dem 
Vorbilde der $$ 52 und 69 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 
1891 sowie der $$ 80 und 81 des Kommunalabgabengesetzes die 
Pflicht der Verschwiegenheit für die im Gesetz näher be- 
zeichneten Personen. Voraussetzung der Anwendbarkeit des g32 
ist, daß die zur Verschwiegenheit Verpflichteten ihre Kenntnis auS 
der Beteiligung an der Veranlagung erlangt haben. Bei def 
allgemeinen Fassung der Eingangsworte des $ 32 greift er nicht bloß 
bei den kirchlichen Organen der betreffenden Kirchengemeinde, 
sondern auch z.B.bei den Bischöfen und deren Räten Platz, welche 
im Falle des $ 23 bei Bearbeitung von Beschwerden tätig werden. 
Bei den übrigen Beamten findet dagegen eine Beschränkung auf 
diejenigen statt, welche bei der Veranlagung mitwirken. S. auch 
$$ 10 und 181 der Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 
Nach dem $ 181 cit. gilt übrigens die Verpflichtung öffentlicher Be 
hörden und Beamten zur Verschwiegenheit nicht für ihre AuskunftS“ 
pflicht gegenüber den Finanzämtern. ‚‚Sie dürfen jedoch über Um- 
stände, auf die sich ihre Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht, nicht 
befragt werden, wenn ihnen die Behörde, die ihnen vorgesetzt ist, 
oder bei Beamten, die nicht mehr im Dienste sind, vorgesetzt war; 
die Erteilung der Auskunft im Einzelfalle untersagt hat. Dies darf 
nur geschehen, wenn die Auskunft dem Wohle des Reiches oder 
des Landes nachteilig sein würde“ ($ 181). 


Da letztere Bedingung in bezug auf Kirchensteuern wohl nie 


zutrifft, so wird die Offenbarungspflicht der Kirchensteuerbehörder; 
KV usw. gegenüber dem Finanzamt wohl regelmäßig nicht in Ab- 
rede zu stellen sein. 

2. Die Verletzung der Verschwiegenheitspflicht ist mit Strafe 
bedroht gemäß den in Absatz 2 angezogenen Bestimmungen des 
Kommunalabgabengesetzes. $ 80 ist abgedruckt unten zu der AA 
(C I Nr. 1) S. 255; $ 81 das. S. 229. 
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Verfahren. $ 33. 


Ob die $$ 80 und 81 cit. mit Rücksicht auf $451 der Reichs- 
abgabenordnung vom 13. Dez. 1919, lautend: 

„Die vor dem Inkrafttreten der Reichsabgabenordnung 
verkündeten Steuergesetze treten insoweit außer Kraft, als 
sie mit der Reichsabgabenordnung nicht im Einklang stehen, 
und in den $$ 453, 455 keine Ausnahmen enthalten sind.“ 

durch den $ 376 des Reichsabgabenordnung, lautend: 

.. die Verhältnisse eines Steuerpflichtigen, 
die sie dienstlich N bei Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten 
erfahren haben, anderen unbefugt mitteilen oder Betriebs- oder 
Gewerbegeheimnisse, die sie in gleicher Weise erfahren eh 
unbefugt verwerten, werden mit Geldstrafe oder mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten bestraft.“ BEN 

als aufgehoben oder geändert zu betrachten sind, dürfte im Hinblick 

auf $453, Abs. 1, Satz 2 der Reichsabgabenordnung zu verneinen 


„Beamte . . 


Sein, 
8 33. 
Wird im Falle des $ 53 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden 


mmi. S. 241) die Erhebung und 
angeordnet, SO finden die Vor- 
I bis V dieses Gesetzes An- 
Kirchenvorstande zustehenden 


tand oder ein 
Befugni kann ein anderer Kirchenvors 
von Als wegen zu bestellender Bevollmächtigter, ER 
lichenfalls auf Kosten der Kirchengemeinde, beauftrag 


werden.? 


vom 20. Juni 1875 (Gesetzsa 
Einziehung einer Umlage 
Schriften der Abschnitte 
wendung!, Mit den dem 


isi . Vgl. dazu AA unter CI Nr. I zu 
: zwangen ae { des Ges. vom 20. Juni 


Xu 
es ne 5 u ee über die Verwalups ln Re 
lischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 GS S. 989; 5. 
C II Nr.16 S. 314. 

Falls der KV mit der Z 
St, kann er im Verwaltungss 
317, Abs. 2, a.a.0. 


g nicht einverstanden 


setatisierun 
a G anrufen. S. 


treitverfahren das OV 


Eon 


Erläuterungen. $ 34. 

Es muß sich um rechtlich begründete und erzwingbare 
Leistungen handeln, welche schon vor der Zwangsetatisierung als 
gesetzliche Verpflichtungen bestanden (Entsch. OVG v. 1. März 
1880, Bd. VI, S. 171), z.B. Prozeßkosten, Deichbeträge für Pfart- 
ländereien u. dgl. 

2. ‚Der zweite Satz (Bestellung eines Bevollmächtigten für das 
Umlagegeschäft von Amts wegen) wendet eine bereits in $ 659 
II, 11 ALR gegebene Vorschrift an und erweitert sie aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen durch die Zulassung der Geschäftsübertragung 
auch auf den Kirchenvorstand einer anderen Gemeinde.“ (Begrün- 
dung S. 43.) 


V. Besondere Bestimmungen für die Gemeinde- 
verbände in der katholischen Kirche. 


8 34. 


Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auf die Ge- 
meindeverbände in der katholischen Kirche sinngemäß 
Anwendung. 

Die dem Kirchenvorstande beziehungsweise den kirch“ 
lichen Gemeindeorganen zustehenden Befugnisse werden 
von den Verbandsvertretungen nach Maßgabe der darüber 
bestehenden besonderen Bestimmungen wahrgenommen’: 


l. Die Rechtsverhältnisse der Gemeindeverbände in der 
katholischen Kirche waren früher näher geregelt durch das 
Ges. betreffend die Bildung von Gesamtverbänden in der kath0” 
lischen Kirche vom 29. Mai 1903 (GS S. 179). Dasselbe ist auf- 
gehoben durch $ 29 des Ges. vom 24. Juli 1924 über die Ver 
waltung des katholischen Kirchenvermögens. (GS S.585, s. Anhang 
unterC IINr. 16 S.317). An seine Stelle sind getreten die gg 22—27 de$ 
letzteren. Danach können auch in Zukunft Kirchengemeinden ZU 
einem Verbande zusammengeschlossen werden, der ganz oder teil- 
weise die Erfüllung gemeinsamer örtlicher Aufgaben sowie die Ver“ 
sorgung der Gemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen; 
z. B. mit Kirchengebäuden, Seelsorgerwohnungen, Friedhöfen) 
und mit Mitteln zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Leistungen über 


4 


Übergangs- und Schlußbestimmungen. $ 35. 


nehmen kann. Er kann Gebühren festsetzen, Anleihen aufnehmen 
und Steuern in gleicher Weise erheben, wie die einzelne Kirchen- 
gemeinde. Die $8 183, 3 des KStG und die Art. I und II der 
Nov. vom 3. Mai 1929 finden dabei sinngemäße Anwendung. 


VI. Übergangs- und Schlußbestimmungen. 


g 35. 


Auf Militär-! und Anstaltsgemeinde 
Gesetz keine Anwendung. 


1. Vgl. Anm. I zu $ 1 $.69 und Anm. 7 5.85 zu $2. I a 
eine Folge des $ 56 des Gesetzes über die Vermögensverwa sn 
katholischen Kirchengemeinden v. 20. Juni 1875, va a 
Gesetz auf Dom-, Militär- und Anstaltsgemeinden keine De us 
findet. Auch in Art. 14 des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 5 ir 
1909 (GsS S. 343) war gesagt, daß das Gesetz En ee 
Militär- und Anstaltsgemeinden so auf die D omge mein en 
Anwendung finde. Aber das KStG läßt hier die Domes ort 
bereits fort. Das geschieht auch im G über die Verwaltung 


i 2 i ie Begründung führt dazu 
a ee Vo ren ee a an G unterscheiden 


dus: „‚Von den Kirchengemeinden im Sinne ©! RRERIEREN 
Sich die eigentlichen Domgemeinden. De SERIE De 
Kathedralen angegliedert; Be n ihm beauftragten 


kapitel, das auch die Seelsorge durch einen a den tarsdie 
Geistlichen verwaltet. Die Unterhaltung a 


i A rfolgen. 
Kathedrale und das Kapitel bestimmten ln inne 
eshalb paßt die für die Kirchengemeinden a Die 
der Vermögensverwaltung für die De rettonel dieses Ver- 
lichen Aufsichtsbefugnisse hinsichtlich der m 7. Juni 1876) und 
Mögens waren durch das Diözese lichen Heraus- 
Sind hrt. Einer inden 
ne at es nicht, zumal es EN neten 
gibt, die zwar diesen Namen führen, sich we es $ 1 fallen.“ 
„u Chengemeinden unterscheiden I Re, der Beratung der 

A : jerun i 
Be os I Se also hier in $ 35 des vorliegenden 

» vom 3. Mai . 


= SAN ET 


n? findet dieses 


Erläuterungen. $ 35, 


Gesetzes Domgemeinden nicht erwähnt sind, so hat dies darin seinen 
Grund, daß manche vonihnennichtnur Vermögensverwaltungsorgane 
besitzen und somit inder Lagesind, die Erhebung von Kirchensteuern 
zu beschließen, sondern auch bei der Beschränktheit der ihnen sonst 
zur Verfügung stehenden Mittel der KSt nicht entbehren können. 
Wenn aber inden Domgemeinden Vermögensverw 
vorhanden sind, ergibt sich die 

von selbst. Schließen sich Domg 
so treten für sie in die Verba 


altungsorgane nicht 
Nichtanwendbarkeit des Gesetzes 
emeinden Gemeindeverbänden an, 
ndsvertretung ein der Dompfarrer 
und zwei Mitglieder, die von den Verwaltungskörpern (Domkapitel) 
aus den wählbaren Gemeindemitgliedern ernannt werden ($ 25 6 
Verwalt. Kath. Kirchenv. vom 24. Juli 1924 s. unten C II Nr 16 
S 316. 

Die Militä "gemeinden gehen rechtlich zurück auf $$ 278 ff. 
II, 11 ALR.$278: Sämtliche zum Militärstande g 
i hnortes oder Standquartiers 
- $ 279: Vielmehr gehören dieselben nach näherer 


Bestimmung der Militär-Konsistorial-Ordnung zu der Parochie des 
Regiments oder der Garnison, 


Dienstes gewiesen sind. $ 280: 


partei, in deren Bezirke die Grun 
Die KSt hat personellen Chara 
Bestimmung des $ 2-0 nicht i 
lasten auf die Grundstücke v 
personen zu ihnen herangezoge 
vom 19. Oktober 1904 hat 
gemeinden näher geregelt (s. 


kter; deshalb kommt für sie die 
n Frage; nur wenn die Parochial- 
erteilt wären, könnten die Militär- 
n werden. Die Königl. Verordnung 
die Zugehörigkeit zu den Militär- 


über die ausschließliche Zugeh; i 
bestimmt sei. Entsch. vo 


m 3. Juni 1917 Bd. 73, 289 ff.: ein 
Hauptmann a. D., der wä 


hrend des Krieges Heeresdienst geleistet 
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i 36. 
Übergangs- und Schlußbestimmungen. S 


Pe im Sinne 
Militärstandes im 
ER Personen des. R ; teuer- 
at, EUOH ER . in seiner a en Juni 
en. II, 5 Arehiy 99, 106; frühere En 1918 (Pr. Pfarr- 
bis . 302). Entsch. OVG vom a Kab.-Ord. als zur 
ae ; izier, der du Zar 

: Ein Marineoffizier, ivilgemeinde steuer- 
Ba n “ı; gilt, ist gegenüber rn Se nel 
Bel. Arche 99, 106). Entsch. a 965): die in $$ 278, 

. “ ’ hiv y . SS 
. 45, 333; vgl. Archiv 7 der KSt in der 

Er ein r nn begründete Freiheit von 


23. März 
a in $ 1 des RG vom 
Ortsgemeinde gilt nicht nur für den in $ ärbeamten, sondern 


d Milit N: 
annten Soldaten un eil sie in einen 
e. an der N er Zwecke des 
ES utlich Dienstverhältnisse für die N 1926 (Pr. Pfarrarch. 
nn Entsch. OVG vom 16. d Landgendarmerle 
Heeres stehen. 7 107. 720): Die Mitglieder =y in unmittelbarem 
R arte vom 10. Sn ne gehörten 
st on tehende Beamte. Vor ah in der Zivilgemeinde 
taatsdienste Be de“ und waren deshal h der ständigen 
SIe zum an 278 II, 11 ALR). es den Ruhestand 
von der KSt er OVG gehören aber a Militärstande im 
Rechtsprechung BE en des Militärstandes een nun KSt an 
ni a nicht mehr an und m 
ne jen 


ihre Kirchengemeinde zahlen. 


i eh 
2. Zur Anstal ER ee 
Aufgenommenen Personen Gi eg 
und Bedienstete der Anstalt. 


in di talt 
Ö r den in die Ans 
as a dgl.), auch Beamte 


8 36. 


Stelle der 
s d berechtigt, an 
n Kirchengemelt ne Srarindiensten! die Erhebung 


5 Wege 
Leistung von Ba sprechenden „Geldbetrages im 
eines dem Werte beschließen?. chöf- 
der a . der Genehrmı EUREN bis 
es er staatlichen Aufsichtsbe 

chen 


: i Landkirchen 
ff. II 11 des PrALR a a — vgl. 
1. Nach $$ 714 ff. nic 


r Pfarrer 
die Eingepfarrten, zu denen = 
Sl 


Erläuterungen. $ 37. 


Urteil des OTr vom 21. 

ohne Unterschied verpflicht 
unentgeltlich zu leisten. 
schon oft zu den größten 
dung derselben gibt der 
abgabengesetzes entspric 
an Stelle der Hand- und 
in bar einzufordern, jedoc 


März 1873, Entsch. Bd. 69, S. 125 — 
et, die nötigen Hand- und Spanndienste 
Diese Bestimmung hat in der Praxis 
Unzuträglichkeiten geführt. Zur Vermei- 
$ 36, welcher dem $68 des Kommunal- 
ht, den Kirchengemeinden die Befugnis, 
Spanndienste ein entsprechendes Entgelt 
h nur im Wege der KSt, so daß es nicht 
angängig ist, den Geldbetrag ohne Berücksichtigung bei der Be- 
steuerung und unabhängig von ihr einzufordern. 

2. Durch $ 36 bleiben unberührt die etwa den Pfarrern oder den 
Kirchenbeamten als solchen zustehenden Rechte auf Hand- und 


Spanndienste; denn $ 36 bezieht sich nur auf die Verhältnisse gegen- 
über den Kirchengemeinden. 


3. Vgl. $1, Abs. 3; s. oben S. 77. 


8 37. 
Die Befugnis der Kirchengemeinden, auf Grund zu 
Recht bestehender älterer, von den Vorschriften dieses 
Gesetzes abweichender Ordnungen! Kirchensteuern um- 
zulegen, bleibt unberührt, Die Kirchengemeinden sind 
jedoch in allen Fällen berechtigt, die Aufbringung kirch- 
licher Umlagen nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Gesetzes zu beschließen?, 


1. Die AA (s. unten C I Nr. 1 S. 257) erläutert den Begriff der 
alten Steuerordnungen näher; 


; die Steuerpflicht beruht in 
ihnen nicht auf der Gemeindezugehörigkeit ($ 2). Die weit- 
läufige Begründung hebt hervor: ‚In $59 des Vermögensverwal- 
tungsgesetzes vom 20. Juni 1875 (GS S. 241) ist zwar die Aufhebung 
aller diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen, mögen sie 


andesteilen geltenden allgemeinen 
kalgesetzen oder Lokalordnun- 
nz oder Gewohnheit begründet 
n. Dennoch ist es zweifelhaft, 
Iteren Steuerordnungen beseitigt 
a.a. 0. enthaltenen gesetzlichen 
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‚ oder durch Observa 
gewesen sein, ausgesprochen worde 
ob damit auch ohne weiteres alleä 
sind, welche mit der in $21, Nr.8 


ui 
lagen älteren Rechts beseitige 


Übergangs- und Schlußbestimmungen. $ 37. 


des Verteilungsmaßstabes, nicht 


Regel, insbesondere hinsichtlich he Steuerwesen in der evangeli- 


übereinstimmen. Für das kirchlic ı Stande der Gesetzgebung 
schen Kirche ist bei völlig gleichen Synodalordnung vom 10. 
$ 31, Nr. 6 der Kirchengemeinde- at 9 des Staatsgesetzes 
September 1873 — n 5 ae den nen 
N ai 1874 — & *, trier kirchliche Um 
worden, daß sich die a neue kirchliche Be- 
benen neuen Vorschriften nur auf iR B dagegen die von altersher 
dürfnisse bedingten Umlagen bezögen, = den Normen des älteren 
bestehenden Bedürfnisse nach wie vor nac icht einmal befugt seien, 
ß die Gemeinden ni jüsse nach Maßgabe 
Rechtes ... ee durch Umlagebeschli ersetzen. (Urteile 
diese Normen au ng zu beseitigen oder zu h. Bd. 80, S. 124, 
Cer neueren Gesetzge a 7. November 1877 er z. Bd. 1 
ET s ” teil d. RG v. 8. Juni 1880— 
81, 5. ; i e ältere 
S. 140). ben sich in nicht geringerem Ben rei er- 
Infolgedessen 2 i den Vorschriften des Ei daß ähn- 
Steuerordnungen Be erscheint nicht‘ ne henbemäinden noch 
nn ie cd auch in KathollEEREn in Genehmigung, 
€ Verhältnisse Umlagen bedürfen kei zug der Voll- 
vorfinden. „Diese auch nicht den ent atent Eben- 
Sie genießen aber Verwaltungszwangsv olchen Umlagen 
Streckbarkeitim ß der Heranziehung ZU hengemeinden auf 
Sowenig sind aus We egeben. Greifen die NR so bleibt ihnen 
besondere Rechtsmitte TE Steuerordnungen Ele Pflichtigen den 
ältere zu Recht ee Zahlungsweigerung er beschreiten. 
Nur übrig, im Falle dentichke Rechtswege Kersrahnke bisher an- 
2 s: in ift llenditeh auch die oben 
Der Vorschri 


it der Um- 
’ listreckbarkei 

erkannte Ausnahme hinsichtlich Macaen $ 33 sollen Umlagen, 
tkannte Au 


‘ ng einer ge- 
ichtsbehörden zur ErzwinElnk Ten 
Kiche "von den AufenEae sind, Tea a itt findet 
chen Leistung EN IR ErnN DIESER esetzliche Ver- 
der Absätze I bis V RT ne des Bauresoluts Baubeiträgen fest- 
Be WERDE emeinde zur Leistung In8 trages in den Etat 
Pflichtung der Kirchenge des erforderlichen Be ne stattgefunden 
gestellt ist, die alters der Gemeindeorga 
wegen weigerlichen 


a 


Erläuterungen. $ 37. 


hat und nunmehr zur Anordnung einer Umlage geschritten werden 
muß. Esist somit ein Fall überhaupt nicht mehr denkbar, in welchem 
die Frage der Vollstreckbarkeit einer Umlage nach Maßgabe älterer 
von den Vorschriften des Entwurfs abweichender Steuerordnungen 
überhaupt noch entstehen könnte. ö 

Es bleibt noch zu bemerken, daß die Vorschrift der Nr. 8 in 
$21 des Vermögensverwaltungsgesetzes vom 20. Juni 1875, auch 
soweit dort die Zulässigkeit der Repartition nach Kommunal- 
steuern ausgesprochen ist, zu den aufrecht erhaltenen älteren Steuer- 
ordnungen im Sinne des $ 37 nicht gehört, weil die Bestimmung sich 
materiell lediglich als eine Ausführung dieser Vorschrift darstellt 
und deshalb hinsichtlich ihres materiell-rechtlichen Inhalts an ihre 
Stelle zu treten beabsichtigt. 

Die älteren Umlageordnungen sind hauptsächlich auf den 
Wunsch der evangelischen Landeskirchen der neueren Provinzen 
in den KStG aufrecht erhalten. Da auf Grund dieser Ordnungen 
häufig Zensiten herangezogen werden, die nicht zu den Kirchen- 
gemeinden gehören, sind Klagen darüber recht häufig. Der 
Regierungsvertreter machte bei Beratung der Nov. am 20. März 
1929 im Hauptausschuß dazu folgende Ausführungen: 

Hinsichtlich der Kirchensteuer älterer Ordnung 
habe das Staatsministerium Erhebungen angeordnet. Diese 
Kirchensteuer älterer Ordnung werde besonders in den Provinzen 
Hannover und Schleswig-Holstein erhoben; dort werde mit einer 
ziemlichen Hartnäckigkeit an dieser Steuer festgehalten. Einen 
Überblick hierüber zu bekommen, sei außerordentlich schwer; die 
Regierungspräsidenten und Oberpräsidenten seien augenblicklich 
damit beschäftigt, dem Staatsministerium das nötige Material 
zu liefern. Nach Eingang dieses Materials werde das Staats- 
ministerium sich mit dieser Angelegenheit beschäftigen und Vor- 
sorge treffen, daß zu der Steuer einer Kirche nicht Personen 
herangezogen würden, die einer andern Kirche angehörten. 
Schwierigkeiten würden dadurch hervorgerufen werden, daß diese 


den Bestimmungen der Reichsverfassung 
8 aufheben könne. Vielleicht könnte man 
chtlich der Ablösung einführen. 

msmitgliede wurde gleichzeitig hervorge- 
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nicht ohne Entschädigun 
aber einen Zwang hinsi 
Von einem Zentru 


Übergangs- und Schlußbestimmungen. $ 38. 


is des $ 37 
Krben, daß. die katholische TEEN TDE een auch die 
„kaum jemals“ Gebrauch gemacht en Steuerordnungen 
Übertragung are VEmanIE ne a gestattet; siehe unten 
° . A r n ’ 
beruhenden KSt an die Finanzämte 
CINr.4 S. 265. r it mit Genehmigung der 
R ederzeit mi Bo 
. Die Kirchengemeinde kann |] $ 2) einführen. 
Auihie di ct mc te Se 
De ß des KV muß diese Er 53,232). Unberührt 
te (Ent. LVO va 8 Na. BE SER, A 
s x i n 24. Mai 
bleibt das Recht der Domkirche S. 71) bzw. 2 
Kabinettsordern vom 13. April 1825 (GS 


1825 (GS S. 225). 
8 38. 


i n 
werden diejenige 
önieliche Verordnung 1, 15, 19, 
Durch nn welche die in in Es 
Se 36 dieses Gesetzes erwähn 
’ ’ 


.. 9° . die 
zuüben haben!,?. n GS S.56) sind 
1. Durch Verordnung vom 23. März inderkontast bei der 
Rechte des Staates gegenüber den na G) dem Oberpräsi- 
Genehmi ” von Steuerbeschlüssen ($ I Ba von den nach 
d EG n, sofern die Umlagen, (ab8 Hilfsfonds für neu 
we a. r die Bildung kirchlicher 20. Mai 1903 (GS 
eir. ° m . fi . 
z nr e- katholische Pfarrgemeinden 5 Sn und den für die 
S errichten e Zwecke des Die Ermächtigung ge- 
. 182) für die taatsgesetzlicher tler 
i auf Grund sta ägen), zehn Prozen 
ak ne aufzubringenden Beträge )» 
eter Diö 


Ss . un . 
mme i meinde: liedern jährlich a ent- 
u der von den pflichtigen Ge 1 g 5 pi 


richtenden ESt übersteigt; im DE on (im Berlin a: 
En ng ds One 
Te : rde an den Min. f. Wiss, ten (Polizeipräsi- 
denten ist die Beschwe des Regierungspräsidente A unten 
ee Re in den Oberpräsidenten ge8 tattfindet. 
at) ‚die Beschwerde a Oberverwaltungsgericht : d das Auf- 
Nicht nach $27 he RV Art 137 Abs. 3 wir 
2. Auch nach Er 


i ht be- 
i uerrech s nic 
ı echt des d r t 


Ol 


Erläuterungen. $ 30, 


stritten. Vgl. au 
EN . auch OVG Bd. 82 ; 
ist ‘ S. 196. i ülti si 
nicht in Abrede zu stellen. Vgl. oben er Hi 
.3 zu S- . 


8 39. 


Alle diesem G 
esetz 
werden aufgehoben!, zuwiderlaufenden Bestimmungen 


Die Bestim { 
mungen sind angegeben in der AA (s. unten ca 


Nr 1 zu $ 39 
Ss2 
steuern. 58. Vgl. auch Anm. 3 zu $ 37 wegen Kathedral- 


840. 


Der Zeitpunkt 
Ei ’ mit welchem di 
‚ wird durch Königliche ee -— 


Das Gesetz ist 
durch Verord 

am 1.April s rdnung vom 23. Mä 
ist ee Kraft getreten. Art. 1,83 te 12210 5 52) 
Bestimmungen N Semp\ :pöpril 1928, Dacıs a 
sind. Zum frühzeiti v. am 1. April 1929 in Kraft : = 
gründung des G gen Inkrafttreten des $ 3 heißt es i getreten 
unter A II 3 esetzentwurfes S. 12: ‚‚Als die nr esın der Be- 
a.a.0.(s. dazu ne I epreuung des OVG = : et 
steuerbeschlü . 131) bekannt wurde : Be 8: 
faßt und En entsprechend der ee viele Kirchen“ 
schlüsse Be cbitefen gegen die auf er # Rn Gi 

ü mmenen V nd dieser Be- 
Gründen der Glei eranlagunge, . 

le Aßtoleai n bereits a 
ichmäßigkeit und Gerechtigkeit ae 


notwendig, die Besti 

> Bestim 

1. Apri i mung des Arti 5 

pril 1928 in Kraft treten zu Be $3 mit Wirkung vom 


84. 


Der Minister d 
zinal-Angelegen Yu 
beauftragt, genheite 

Urkundlich usw, 


Be ichen, Unterrichts- und Medi- 
rd mit der Ausführung dieses 
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Besteuerungsrecht der Diözesen. 822. 


Ar ee Dem Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
er egenheiten ist hierdurch die Befugnis erteilt, Ausführungs- 
Be ben zu dem Gesetze zu erlassen. Er hat dazu die Min.- 
nn . vom 24. März 1906 erlassen, nämlich die AA unterC INr. 1, 

2 O1 ff. Der Name des Ministeriums wurde nach dem Umsturz 
n.- in „Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
A ung“. Der für dieses Ministerium berufene Minister hat in 

usführung des $ 41 auch die unten C INr 6-9, 11—13, 
(S. 274-291, 298—307) abgedruckten Anweisungen gegeben. 


VII. Besteuerungsrecht der Diözesen. 


ga. 


Die gesetzlichen Grundlagen. 
ächst die unter C II zu Nr. 14 


Gesetze nämlich: 
licher Hilfsfonds für neu zu 
nden vom 29. Mai 1903 


Hier kommen in Betracht zun 
und Nr. 15 S. 307 f. abgedruckten 
l. Das Gesetz, betr. Bildung kirch 
errichtende katholische Kirchengemei 


(GS S. 182). 
2. Das Gesetz vom 21 März 1906, betr. die Erhebung von Ab- 
gaben für kirchliche Bedürfnisse der Diözesen der katholischen 


Kirche (GS S. 105). 

3. Art. II der Nov. vom 3. Mai 1929. s. oben S. 67. 

1. Die Preuß. Staatsregierung hat immer den Grundsatz ver- 
treten, daß in erster Linie die Pfarrgemeinde zum Unterhalt 
ihres Pfarrers verpflichtet ist. Erst wenn sie dazu nicht imstande, 
also leistungsunfähig ist, tritt der Staat aushilfsweise ein, jedoch 
auch dann nur, wenn die Kirche ihrerseits sich an der Aufbringung 
der Kosten beteiligt. Diese Grundsätze kommen zum Ausdruck 
in dem Pfarrerbesoldungsgesetze vom 3. Juli 1898 (GS S. 260). 

stimmt, daß der Staat jährlich 


In dem Art 9 dieses G war be 
nfähige katholische Pfarrgemeinden 


an neu zu errichtende leistungsu 
200000 RM. zur Verfügung stellen wolle unter der Voraussetzung, 
e Mittel für diesen Zweck zur 


daß auch die bischöfliche Behörd 
des Finanzministers und des Ministers 


Verfügung stelle. Ein Erlaß 
für geistliche Angelegenheiten vom 24. November 1899 stellte die 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 13 
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Grundsätze über die Bewilligung staatlicher Mittel bei der Neu- 
gründung von katholischen Pfarrgemeinden fest. Darin wurde 
ausgeführt, daß die Kirche und der Staat bei den als notwendig 
anzuerkennenden Neugründungen sich an der Unterstützung 
leistungsunfähiger Gemeinden in der Regel gleichmäßig betei- 
ligt. Deshalb erfolgte in jeder Diözese die Bildung eines „Zuschuß- 
fonds der Diözese N. für neugegründete katholische Pfarrstellen“. 
(Die „Grundsätze“ bei Fö rster, die Preuß. Gesetzgebung über 
die Vermögensverwaltung in den kath. Kirchengemeinden und 
Diözesen, 19133, 5. 382 ff.) Die bischöflichen Behörden mußten sich 
die Mittel zur Erfüllung ihrer Zuschußpflicht irgendwie zu ver- 
schaffen suchen. Meistens waren sie auf freiwillige Gaben ange- 
wiesen. Das G vom 29. Mai 1903 gewährte nun den bischöflichen 
Behörden die Befugnis für die Zwecke des „kirchlichen Hilfsfonds 
eine Diözesanumlage bis zu einem Prozente der Staats-ESt zu er- 
heben. In Art I sind als Aufgaben dieses Hilfsfonds genannt: 
1. Die Aufbringung von Zuschüssen zur Erreichung des Mindest- 
Stelleneinkommens oder von Alters- oder Ortszulagen für die zu 
errichtende neue Pfarrstelle; 2, zur Gewährung von Beihilfen zu 
Um-, Erweiterungs- und Neubauten von Kirchen, Pfarr- und 
Küsterhäusern. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten und 
der Finanzminister erließen zu dem G eine Ausführungsanweisung 
vom 5. Nov. 1904 (GS S. 182). Als durch das Pfarrbesoldungsg- 
vom 26. Mai 1909 (GS S. 343) das Pfarrgehalt erhöht worden war 
und der Staat für neu zu errichtende kath. Pfarrgemeinden seiner- 
seits die Summe von 200000 M. auf 400000 M. erhöhte, mußten 
auch die Diözesen die gleiche Summe aufbringen (Art.9 des Pfarr- 
besoldungsg.). Deshalb wurde in Art 16 dieses G den bischöflichen 
Behörden die Befugnis gegeben, den im G von 1903 vorgesehenen 
Satz von einem Prozent der ESt auf zwei Prozent zu erhöhen, 
so daß sie seit dem 1. April 1908 diesen Satz erheben konnten. 

Der Hauptzweck des G von 1903, die Gewährung von Beihilfen 
für neu zu errichtende kath. Pfarreien wurde bereits in der In- 
flationszeit hinfällig. Die gebildeten Diözesanfonds gingen verloren 
und die Staatsregierung stellte die Gewährung von Staatsmittel 
für diesen Zweck ein. Im Landtag sind in den letzten Jahren bei 
Beratung des Kultusetats Anträge angenommen worden, der Staat 
möge für die dringend notwendige Errichtung neuer Pfarreien 
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Die Staatsregierung hat sich bis jetzt 
d erklärt, sie könne dieser Frage 


i rbe- 
erst nähertreten bei der endgültigen a 
soldung. Ob eine solche bereits bis zum 31. en a ces 
ist, steht noch nicht fest. Die Na N 
(s. unten C II Nr 19, S 327) hat das Rn = N HE 
April 1928 (s. unten C II Nr 18, S 324) E mE 
Das Staatsministerium hat gemäß $ 6 a BER 
Geltungsdauer des G bis zum Ablauf der } 


(31. März 1931) zu verlängern. 

Die Befugnis der bischöflic 

vom 29, Mai 1903 Diözesansteuer 

E04, int: nl iter Stelle genannten 
n an zweiter A 

Sofern die Erhebung der St für de en kobSBChE ae 


ß festst 
in Frage kommt, mul 165 £ eparatur- 
Be sen für die beabsichtigten Neu- und Ba 


. ä en. Da ist 
bauten bei Kirchen-, Pfarr- und Be nr betr. An- 
zu beachten das G v. 24. November ve uten in den kathol. 
ordnung kirchlicher Neu- u mit der Zuständigkeits- 
Diözesen (s. unten bei CHI Nr. 17a Sn (s. unten C II Nr. 17b. 
verordnung vom 8. Februar 1926 (GS S.45) 6- 


i Ö seiner 
je vi Jahre 1906 hatte der Preuß. Staat later die 
Leistungen fürdiekath. Diözesen en Staatszuschüsse 
für die Diözesanbedürfnisse 1821 (1824) festges ber. durch seine 1906 

ntlich di Iten geblieben. Der Sl ie: der Diözesen nicht 
wesentlich die a n I n den wirklichen Bedarf er A eReorn 
eaptlon a atzE G (Reichsdeputationshaup Ss 
‚gedeckt und di 


25 F ebr V t a Bu i m om 
llen De salute anımaru V 
> uar 1803) und ertr: g ( 6 1 i 


16. Juli 1821; N 26. März 1824) suchen Ei Kr 
Romanorum Ponti ollständig erfüllt; vielmehr er een 
Pflichtungen nicht V mit. dem 1. April 1906 in Kraf ktran 
vom 21. März eu ee hörden wurde damit die in 
Be a ach 1903 gebildeten ur onen ar 
‚außer dem durc eine Umla 

weiteren zu bilden, für We In dem Art 16 des 


wieder Beihilfen gewähren. 
jedoch weigerlich verhalten un 


hen Behörden, auf Grund des G 
bis zu zwei Prozent der ESt zu 


Ichen jährlich 


. werden konnte. a 
nizede den En nd 08 wurde der Prozentsatz van 
Pfarrerbesoldungsg. VON 13 

Ir 
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auf fünf erhöht. Die bischöflichen Behörden konnten also vom 
1. April 1908 ab insgesamt auf Grund der beiden G von 1903 
und 1906 sieben Prozent von der ESt als Diözesansteuer erheben. 
In der Begründung zum G und in dem Min.-Erl. vom 18. August 
1906 zur Ausführung des G (s. Förster a. a. 0. $ 463) ist sein 
Zweck allgemein dahin bezeichnet: „Bestreitung kirchlicher 
Diözesanbedürfnisse, z. B. um die ausreichende Sicherstellung der 
im Laufe der Jahre wesentlich gestiegenen Ausgaben für den bischöf- 
lichen Stuhl und seine Verwaltung, das Domkapitel und seine Ver- 
waltung, für die Domkirchen, die Seminare und das Emeriten- und 
Demeritenwesen zu ermöglichen.“ 

Das sind wesentlich dieselben Bedürfnisse, für die der Staat 
aus Staatsmitteln auf Grund der erwähnten Normen aufzukommen 
hat. Eine Erleichterung erhalten die Diözesen durch die Erhöhung 
der Staatsmittel durch den Vertrag des HI. Stuhles mit Preußen 
vom 13. August 1929 Art 4 Abs. I auf 2800000 RM., so daß diese 
1906 eingeführte Diözesansteuer vielleicht etwas herabgesetzt 
werden kann. Die Begründung führt dazu aus: 

„Bei der derzeit etatmäßig rund 756000 RM. betragenden 
Personaldotation (Gehälter der Erzbischöfe, Bischöfe und Weih- 
bischöfe, der Mitglieder der Domkapitel und der Domvikare) 
bewirkt die hiernach errechnete, bei den einzelnen Gehaltsgruppen 
selbstverständlich verhältnismäßig nicht gleiche Steigerung eine 
Verdoppelung des Gesamtbetrages. Die sog. Sachdotation, die sich 
zurzeit auf rund 641000 RM. beläuft, ist zum größeren Teil gleich- 
falls zu Personalausgaben (Verwaltungsbeamte, Domangestellte, 
Seminarprofessoren usf.) bestimmt und nur zum kleineren ‚Teil 
zu rein sächlichen Ausgaben, die ihrerseits nach der Entwickelung 
der vergleichbaren Staatsausgaben seit 1906 mit einer Erhöhung 
um 35 Prozent angemessen berücksichtigt erscheinen. Eine Sonder- 
stellung nehmen, von einigen Posten geringerer Bedeutung ab- 
gesehen, die wissenschaftlichen Diözesanseminare (Art. 12 Abs. 2) 
ein, die gegenüber dem zweifellos anzuerkennenden zugleich staat- 
lichen Interesse an ihrer wissenschaftlichen Bedeutung in per- 
soneller und sachlicher Hinsicht bisher gering dotiert erscheinen. 
Insgesamt ergibt sich hiernach auch für die Sachdotation eine 
Verdoppelung des jetzigen Zuschusses. 


Eine derartige Neubemessung der Dotation auf insgesamt 


— 196 — 


Besteuerungsrecht der Diözesen. $ 43. 


+: ü iehin, 
2800000RM. wird dieBischöfenötigen, 7 
wie bisher schon, Re Hude Eko 
Das G vom 21. März 1906 sc . Kom 
29 Mat ie so daß seine ln durch die Anw 
. € € ’ r It is e : 
5. ; S $S. 1904) mit gerege ige ulgtai 
„3 Di beiten © vn 108 und 18 menge ie Dec 
lichen Behörden zur Erhebung der Dee ae 
kommensteuer. Wenn diese Steuer Al Diözesansteuer dienen 
gemeinden in erster Linie als Maßstab für ae Erwägongen 
soll, dann machten sich auch für letztere re 
geltend, die für die Kirchengemeinden = dig erscheinen ließen. 
Steuerarten als wünschenswert und at eine Abänderung 
ee “EB und 1006 wodurch die Diözesen 
der i en der G von a tsregierung ist 
auf en ESt beschränkt ker Er ie Birne des 
kommen, in 3 s te: 
Re . Bi Mai 1929 in dritter EN pr: : 
rt. ov. . : 
„Die Bischofliche Behörde kann ae 105) 
29. Mai 1903 und vom 21. März 1906 Sn auch nach an- 
Auszuschreibenden Diözesanum aBEN er Hilde 
deren Maßstäben als der En C I Nr. 13 S. 303) 
Dazu hat die AA vom 24. Mai a EHE die angeführte Anw. 
nn . Auch hier dere 
Ya 3. Nov. Jo maß, sat», ht Ya, 
Erlasen S en Nr. 4 u. 5 zu $ 43 S. 198 ) 


8 43. 
Ausübung des Diözesansteuerrechts. 
e . 
ini ist- 
weisung des Ministers alas Ei 
en Anseiee neite ee en: des 
2 ; 
N Gesetzes vom 29. Ma En 
usführung 91. Märzili906), vom.>. Ne 
a a.0 s.A58) soll adet JE ine 
a S. 182; För dreijährigen Be en Ei 
inkommensteue delegung des jedesma en 
Eat es N irchenvorstände hatten die Sum 
atsjahres. Die 


= da 


n und 


Erläuterungen. $ 43. 


und in ein Nachweisungsmuster einzutragen. Die bischöfliche 
Behörde stellte die überprüften Angaben in einer Matrikel zu- 
sammen, beschloß den Prozentsatz der Diözesansteuer und berech- 
nete die Diözesansteuer der Einzelgemeinden. g 

Die einzelne Kirchengemeinde hat darin freie Hand, wie sie 
die auf sie entfallende Diözesansteuer aufbringen will, ob durch 
Kirchensteuer, freiwillige Beiträge oder sonstwie. Würde ein 
Kirchenvorstand die Zahlung verweigern, kann die bischöfliche 
Behörde im Einvernehmen mit dem zuständigen Regierungspräsi- 
denten Zwangsetatisierung veranlassen. Der KV würde hier- 
gegen das OVG anrufen können. 

2. Seit 1905 bildeten die Diözesen mit Ausnahme von Posen- 
Gnesen, Freiburg (Hohenzollern) und Olmütz (Bezirk Katscher in 
Schlesien) eine Verrechnungsstelle für jene Diözesansteuern, 
die für die im G v. 29. Mai 1903 genannten Zwecke erhoben wurden. 
Ein Ausschuß der beteiligten Diözesen beschloß über die Ver- 
wendung dieser Gelder zur Gründung neuer Pfarrstellen und sorgte 
für den gleicheu Staatszuschuß. 

3. Obwohl seit 1909 im ganzen sieben Prozent für die beiden 
Diözesansteuern hätten erhoben werden dürfen, hielten sich dieselben 
doch auf einer weit niedrigeren Höhe. So wurden in der Periode 
1914—1916 erhoben von Hildesheim und Trier 3 Prozent, von 
Paderborn und Münster 2 Prozent, von Limburg 1,67 Prozent, 
von den übrigen Diözesen 2,2 Prozent. 

4. Der Fortfall der preuß. Staatseinkommensteuer mit dem 
Jahre 1919 brachte eine Änderung der Steuergrundlage wie bei 
der Kirchensteuer. 1921 erhoben sämtliche Diözesen 1 Prozent 
von der Reichseinkommensteuer 1920, und zwar 0,2 für den 


Diözesanhilfsfonds I (G v. 1903) und 0,8 für den Diözesanhilfs- 
fonds II (G v. 1906). 


Der Erlaß des Herrn Ministers für W., K. u. V. vom 7. 1. 1922 
(G II Nr 1413) änderte die Ministerialanweisung vom 5. 11. 1904 
und diejenige vom 21.3. 1906 (s. Förstera.a. 0.S. 463) in einigen 
Punkten ab. In Zukunft soll das Reichseinkommensteuersoll die 
Grundlage für die Diözesansteuer bilden, die dreijährige Periode 
wird bis auf weiteres durch eine einjährige ersetzt. Die Ge- 
nehmigung soll nur noch durch das Staatsministe- 
rium erfolgen, da die gesetzlichen Bestimmungen über die 
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C. Sammlung 


wichtiger Gesetze und Erlasse 
zum Kirchensteuerrecht und zur kirchlichen 
Vermögensverwaltung. 


I. Zum Kirchensteuerrecht. 


1. Ministerialanweisung (AA) vom 24. März 1906 zur Aus- 
führung des Gesetzes betreffend die Erhebung von 
Kirchensteuern in den katholischen Kirchengemeinden 
und Gesamtverbänden vom 14. Juli 1905 (GS S. 281).! 


Das Gesetz, betreffend die Erhebung vonKirchensteuern 
in den katholischen Kirchengemeinden und Gesamtver- 
bänden, vom 14. Juli 1905 (Gesetz-Samml. S. 281)? tritt 
nach der gemäß $ 40 ergangenen Allerhöchsten Verordnung 
vom 23. März 1906 (Gesetz-Samml. S. 52) am 1. April 1906 
in Kraft. Zu seiner Ausführung wird gemäß $ 41 folgende 
Anweisung erlassen: 


I. Anwendbarkeit des Gesetzes. 


Das Gesetz findet Anwendung 
A. in dem gesamten Umfange der Monarchie mit 
-alleiniger Ausnahme solcher preußischer Gebietsteile 


1 Die Anweisung hat durch die Reichssteuergeset i & 
Bischen Realsteuergesetze, das Vermögenssteuergesetz va OR t 
1925 und die a vom 3. A 1929 in mehrfacher en 
Änderungen erfahren. Diese Änderungen sind durch i 
kenntlich gemacht. Kleindruck 
2 Die ohne nähere Bezeichnung angeführten Paragra i 
solehe ans GeaköLe vom 14. Jul1908 (658.281). "> Ds 
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welche zu außerpreußischen katholischen Kirchengemeinden 
eingepfarrt sind, nicht dagegen in außerpreußischen, zu 
preußischen Kirchengemeinden gehörigen Gebieten; 

B. in sämtlichen organisierten katholischen Kirchen- 
gemeinden, in welchen Vermögensverwaltungsorgane nach 
Maßgabe des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den 

katholischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Gesetz- 

Samml. S.241) zu bilden sind, einschließlich der in $2 a.a.O. 

genannten Missionspfarr-, Filial-, Kapellen- usw. Gemeinden, 

nicht dagegen in Militär- und Anstaltsgemeinden ($ 35); 

C. in Gesamtverbänden katholischer Kirchengemeinden 

($ 34), welchen die Befugnis zur Erhebung von Umlagen durch 

eine von der zuständigen Staatsbehörde — Minister der geist- 

lichen Angelegenheiten — Art. I Ziffer 1 der Verordnung vom 

4. Januar 1904 (Gesetz-Samml. S. 1) — genehmigte Anordnung 

der bischöflichen Behörde übertragen worden ist. — $6 Ziffer 

5 und $7 des Gesetzes vom 29. Mai 1903. (GS S. 179); jetzt: 
die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens vom 
24. Juli 1924 (GS S. 585) mit der Verordn. über die Aus- 
übung der Rechte des Staates bei der Verwaltung des ka- 
tholischen Kirchenvermögens vom 24 Oktober 1924 
(GS S. 731), der Anordnung zur Ausf. über die Verwaltung 
des kath. Kirchenvermögens v. 24. Oktober 1924 (GS S. 
732) bestehen. 


II. Besteuerungsrecht. 
($$ 1 und 36.) 


A. 


Das Besteuerungsrecht ist den Kirchengemeinden und 
Gesamtverbänden zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse ge- 
währt ($ 1 Satz 1). 

Ob der Zweck, für welchen das Besteuerungsrecht aus- 
geübt werden soll, ein Gemeindebedürfnis darstellt, ist Sache 
der Erwägung und Entscheidung des Einzelfalles. Unter den 
Begriff „Bedürfnisse“ fallen nicht nur die den Kirchen- 
gemeinden und Gesamtverbänden obliegenden Verpflichtun- 
gen zur Herstellung und Erhaltung der für die eigenen 
Kirchen- und Pfarrsysteme erforderlichen baulichen und 
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sonstigen Einrichtungen, sondern z. B. auch die gemäß Ge- 
setzes vom 29. Mai 1903 (Gesetz-Samml. S. 182) zu den 
kirchlichen Diözesan-Hilfsfonds zu leistenden Beiträge. Es 
ist nicht unbedingt erforderlich, daß das zu befriedigende 
Bedürfnis unmittelbar ein eigenes Bedürfnis der steuer- 
erhebenden Kirchengemeinde sein müsse; auch eine mittel- 
bare Beziehung zu letzterer kann unter Umständen ge- 
nügen. 

Der Begriff „Bedürfnisse“ ist nicht gleichbedeutend 
mit den Ausgaben des Umlagejahres; er gestattet vielmehr 
auch bei solchen Ausgaben, deren Notwendigkeit — wie 
z.B. bei Bauten — längere Zeit vorauszusehen ist, bereits 
zur Ansammlung der erforderlichen Mittel in den der tat- 
sächlichen Verausgabung vorangehenden Jahren die Steuer- 
kraft in Anspruch zu nehmen. 


B. 


Die Befugnis der Steuererhebung ist eine subsidiäre, 
von ihr ist nur Gebrauch zu machen, soweit die sonstigen 
verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung der Bedürfnisse 
nicht ausreichen, insbesondere soweit die erforderlichen 
Geldmittel und Leistungen nicht nach bestehendem Recht 
aus dem Kirchenvermögen entnommen werden können, 
oder vom Patron oder von sonst speziell Verpflichteten ge- 
währt werden. Anderseits ist es nicht unbedingt erforder- 
lich, daß die Kirchengemeinden vor Inanspruchnahme der 
Steuerkraft alle im Bereiche der Möglichkeiten liegenden 
Einnahmequellen (z. B. durch Einführung oder Erhöhung 
von Gebührentaxen) erschöpfen. 

Die Entnahme aus dem Kirchenvermögen ist nur in- 
soweit zulässig, als sie ohne Nachteil der aus der Kirchen- 
kasse zu bestreitenden Ausgaben geschehen kann, auch nach 
Maßgabe der bestehenden Bestimmungen die Genehmigung 
der kirchlichen Oberen und bzw. die Zustimmung des Pa- 
trons ($ 40 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 — GS S. 241; jetzt 
829 des Ges. v. 24. Juli 1924) erhalten hat. 

Etwaige rechtsgültige Bestimmungen, durch welche 

“ Teile des Vermögens der Kirchengemeinde für bestimmte 
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Zwecke festgelegt sind, sowie die gesetzlichen Vorschriften 
über die Voraussetzungen einer nicht bestimmungsmäßigen 
Verwendung von Kirchenvermögen bleiben unberührt. 

Die Erhebung von Kirchensteuern ist ferner nur inso- 
weit zulässig, als die erforderlichen Geldmittel und Leistun- 
gen nicht vom Patron oder sonst speziell Verpflichteten ge- 
währt werden. „Speziell Verpflichtete‘“ sind diejenigen, 
welchen nach den bestehenden Gesetzen, nach örtlichem 
Rechte oder auf Grund privaten Rechtstitels eine be- 
sondere, d. h. nicht durch die Parochialangehörigkeit als 
solche bedingte, persönliche oder dingliche Verpflichtung 
obliegt. Zu den „Speziell. Verpflichteten‘ im Sinne des 
Kirchengesetzes gehören auch die in $ 41 des Gesetzes vom 
20. Juni 1875 (GS S. 241) erwähnten bürgerlichen Gemeinden 
(s. auch Gesetz vom 14. März 1880 — Gesetz-Samml. 
S. 225) und die Besitzer von Rittergütern und die ihnen 
rechtlich gleichgestellten Grundbesitzer nach Maßgabe der 
8s 1 ff., 10, 15 der Verordnung vom 11. November 1844 
(Gesetz-Samml. S. 696), betreffend die Beitragspflicht usw. 
in den vormals Königlich Sächsischen Landesteilen. Von 
Heranziehung der speziell Verpflichteten darf nur aus- 
nahmsweise und nur insoweit abgesehen werden, als dies 
im einzelnen Falle besondere Gründe gerechtfertigt er- 
scheinen lassen. 


C. 


Die Kirchengemeinden sind berechtigt, die Übernahme 
der der Kirchengemeinde gegenüber von den Verpflich- 
teten zu leistenden Hand- und Spanndienste auf die Kir- 
chengemeinde als Gemeindelast zu beschließen und den 
entsprechenden Geldbetrag im Wege der Kirchensteuer zu 
erheben. 

Auf etwaige Verpflichtungen gegenüber dem Pfarrer 
bzw. den Kirchenbeamten, z. B. zur Gestellung von Fuhr- 
werk, erstreckt sich diese Befugnis nicht. 

S. unten zu VI. D. 
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II. Steuerpflicht. 
(88 2—6.) 


Kirchensteuerpflichtig sind alle Katholiken, welche 
der Kirchengemeinde durch ihren Wohnsitz an- 
gehören ($ 2). 

A. 


Wer als Katholik anzusehen ist, wird in dem Gesetze 
nicht bestimmt. Für diese Frage bleibt daher das geltende 
Recht maßgebend. 

Die Kirchensteuerpflicht ergreift nur physische, nicht 
juristische Personen. Reichs- oder Staatsangehörig- 
keit ist nicht Voraussetzung der Kirchensteuerpflicht. 
Jedoch wird es sich mit Rücksicht auf die Vorschrift in 
$23 Abs. 3 in der Regel empfehlen, von der Heranziehung 
oder Veranlagung von Angehörigen eines außerdeutschen 
Staates zur Kirchensteuer abzusehen, sofern der Kirchen- 
vorstand — gegebenenfalls durch Anfrage bei der bischöf- 
lichen Behörde — festgestellt hat, daß für dieselben diea.a.O. 
aufgestellten Voraussetzungen einer wirksamen Beschwerde 
gegen die Heranziehung oder Veranlagung zutreffen. 

Die nach den Vorschriften des Gesetzes vom 14. Mai 1873 

(Gesetz-Samml. S. 207) aus der Kirche Ausgetretenen werden 

nicht sofort, sondern erst nach Ablauf der im $ 3 daselbst fest- 

gesetzten Fristen von der kirchlichen Steuerpflicht frei; jetzt: 
der Preuß. Verfass. v. 30. Novemb. 1920 (GS S. 543 ff.) Art. 
76 und des Ges. v. 30. November 1920 (GS S. 119) aus 
der Kirche Ausgetretenen werden erst nach den dort fest- 
gesetzten Fristen von der Steuerpflicht frei. Preuß. Verf. 
Art. 76 besagt: ‚‚die Steuerpflicht der Ausgetretenen erlischt 
frühestens mit Ende des Steuerjahres, in dem die Austritts- 
erklärung abgegeben worden ist.‘“ Näheres in $2 des Aus- 
trittsges. unten C I Nr. 2 S. 260. 


B 


Für den Begriff des Wohnsitzes sind die Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts (88 7—11 Bürgerlichen Gesetzbuches) 
maßgebend. Danach setzt die Begründung des Wohnsitzes 
an einem Orte die ständige Niederlassung an diesem Orte 
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voraus. Der Besitz von Grundstücken oder der Betrieb 
eines Gewerbes genügen für sich allein zur Begründung des 
Wohnsitzes nicht. 
Wegen des mehrfachen Wohnsitzes siehe zu D. 
Durch den bloßen Aufenthalt in einer Kirchenge- 
meinde wird die Kirchensteuerpflicht nicht begründet. 
Überdie Zugehörigkeit derMilitärpersonen zur Militärgemeinde 
ist durch die Allerhöchste Verordnung vom 19. Oktober 1904 
(Gesetz-Samml. S. 273) Bestimmung getroffen. 


C 


Beginn und Erlöschen der Kirchensteuerpflicht regelt 
$ 3. Aus den dort gegebenen Vorschriften in Verbindung mit 
$ 16 Abs. 2 folgt, daß sich die kirchliche Steuerpflicht bei 
ordentlichen Umlagen nach Monatsraten berechnet; für 
die Verpflichtung zu außerordentlichen Umlagen ist der 
Zeitpunkt der Einziehung maßgebend ($ 19 vorl. Abs.). 

Wegen der Mitwirkung der Staats- und Gemeindebe- 
hörden bei Feststellung des Verzeichnisses der steuer- 
pflichtigen Mitglieder und bei Kontrolle der Ab- und Zu- 
gänge vgl. $ 18 und unten zu VI. B. 


D. 


($ 4.) 

Die Anwendbarkeit des $ 4 ist gegeben, wenn die Zu- 
gehörigkeit zu mehreren Kirchengemeinden in- 
folge mehrfachen Wohnsitzes begründet ist, nicht da- 
gegen, wenn innerhalb der Parochie noch ein rechtsfähiger 
kleinerer kirchlicher Verband mit selbständigen Aufgaben 
(z. B. eine Kapellengemeinde — $ 2 des Gesetzes vom 20 Juni 
1875 —)! besteht, so daß dessen Mitglieder, obwohl sie nur 
einen Wohnsitz haben, eine zweifache Gemeindezu- 
gehörigkeit besitzen. 

Der mehrfache Wohnsitz kann entweder innerhalb 
oder innerhalb und außerhalb des preußischen 
Staatsgebietes begründet sein. 


1 S. jetzt v. 24 Juli 1924 (€. II Nr. 16 S. 309 ff.). 
— 206 — 


I. Zum Kirchensteuerrecht. 


a) In beiden Fällen verbleibt derjenige Teil des Ge- 
samteinkommens, welcher aus Grundvermögen, Handels- 
oder gewerblichen Anlagen (einschl. der Bergwerke), aus 
Handel und Gewerbe (einschl. des Bergbaues), sowie aus 
der Beteiligung an dem Unternehmen einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung fließt, — „radiziertes Einkommen“ 
— derjenigen Wohnsitzkirchengemeinde, in welcher das 
Grundvermögen oder der Betrieb belegen ist. 

b) Beträgt dieser Teil in einer Wohnsitzkirchengemeinde 
mehr als drei Viertel des Gesamteinkommens, so ist die- 
jenige Wohnsitzkirchengemeinde, in welcher das steuer- 
pflichtige Einkommen weniger als ein Viertel des Gesamt- 
einkommens beträgt, berechtigt, ein volles Viertel des Ge- 
samteinkommens für sich zur kirchlichen Besteuerung in An- 
spruch zu nehmen. 

Die weitere Vorschrift des $4, daß, wenn dieser An- 
spruch mehreren Kirchengemeinden zusteht, das Viertel 
nach der Zahl der Gemeinden zu verteilen sei, gilt unbe- 
schadet desausden vorhergehenden Bestimmungen dieses 
Paragraphen sich ergebenden Grundsatzes, daß das ra- 
dizierte Einkommen, sofern es nicht drei Viertel des Ge- 
samteinkommens übersteigt, der Belegenheits- bzw. Be- 
triebsgemeinde verbleibt. In Verbindung mit diesem 
Grundsatze ist die angeführte Vorschrift des $4 dahin zu 
verstehen, daß, wenn der Anspruch auf Besteuerung eines 
Viertels des Gesamteinkommens mehreren Kirchengemein- 
den zusteht, der über drei Viertel des Gesamteinkommens 
hinausgehende Mehrbetrag an radiziertem Ein- 
kommen nach der Zahl dieser Gemeinden zu ver- 
teilen ist. 

c) Soweit nicht die Grundsätze zu a) und b) Platz 
greifen, sind Personen mit mehrfachemWohnsitzinnerhalb 
des preußischen Staatsgebietes in jeder Kirchen- 
gemeinde nur mit dem der Zahl dieser Gemeinden ent- 
sprechenden Bruchteil ihres Einkommens heranzuziehen. 
Dies gilt nicht nur für Einkommen aus Kapitalvermögen 
oder gewinnbringender Beschäftigung, sondern auch für 
solches Einkommen aus Grundbesitz und Gewerbebetrieb, 
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welches der Ursprungsgemeinde — z.B. mangels eines 
Wohnsitzes in ihr — nicht verbleibt. 

Die gesetzlichen Bestimmungen werden durch folgende 
Beispiele erläutert: 

1. Bezieht der Steuerpflichtige an radiziertem Ein- 
kommen aus der Wohnsitzkirchengemeinde (W.-K.-G.) A. 
%/,, aus der W.-K.-G. B. 0/, seines Gesamteinkommens, so 
ist B. berechtigt, ein volles Viertel des Gesamteinkommens 
für sich zur kirchlichen Besteuerung in Anspruch zu nehmen. 
A. besteuert hiernach 3/,, B. !/; des Gesamteinkommens. 

2. Bezieht der Steuerpflichtige an radiziertem Ein- 
kommen aus der W.-K.-G. A.3/,, der W.-K.-G. B. !/,, der 
K.-G. C.0/, seines Gesamteinkommens, so verbleibt jeder 
der Belegenheits- bzw. Betriebsgemeinden A. und B. das ihr 
entstammende Einkommen zur ausschließlichen Besteu- 
erung, da es in keiner der beiden mehr als3/, des Gesamt- 
einkommens beträgt. W.-K.-G. C. erhält nichts. 

3. Bezieht der Steuerpflichtige aus Grundbesitz und 
Gewerbebetrieb, an welchen der Ursprungsgemeinde ein 
Vorzugsbesteuerungsrecht nicht zusteht (s. oben), oder aus 
Kapitalvermögen oder gewinnbringender Beschäftigung !/;, 
in der W.-K.-G. A. aus radiziertem Vermögen 3/, seines 
Gesamteinkommens, in der W.-K.-G. B. °/,, so erhält die 
W.-K.-G. A. die ihr entstammenden 3/,; des Gesamtein- 
kommens; das ersterwähnte Viertel wird zwischen A. und 
B. je zur Hälfte geteilt. A. besteuert mithin 3/4 + Ys, B. Ya 
des Gesamteinkommens. 

4. Bezieht der Steuerpflichtige aus Grundbesitz und 
Bewerbebetrieb, an welchen der Ursprungsgemeinde ein 
Vorzugsbesteuerungsrecht nicht zusteht, oder aus Kapital- 
vermögen oder gewinnbringender Beschäftigung 5/ıs, in der 
W.-K.-G. A. aus radiziertem Vermögen 11/j, seines Ge- 
samteinkommens, in der W.-K.-G. B. 0/6, so behält die 
W.-K.-G.A. die ihr entstammenden ! /js; die ersterwähnten 
5/16 werden zwischen A. und B. je zur Hälfte geteilt. A. be- 
steuert mithin Y/jg + 5/gg, B.5/gg des Gesamteinkommens. 

5. Bezieht der Steuerpflichtige aus Grundbesitz und 
Gewerbebetrieb, an welchen der Ursprungsgemeinde ein 
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Vorzugsbesteuerungsrecht nicht zusteht, oder aus Kapi- 
talvermögen oder gewinnbringender Beschäftigung ?/ıe, 
in der W.-K.-G. A. aus radiziertem Vermögen $/js, in der 
W.-K.-G. B. aus radiziertem Vermögen %/ıs seines Gesamt- 
einkommens, so behält jede der W.-K.-G. A. und B. die ihr 
entstammenden 8/js bzw. "/is; die zuerst genannten /ıg 
werden zwischen ihnen je zur Hälfte geteilt. A. besteuert 
mithin 8/j6 + ®/ss, B. 6 + ?/se- 

6. Bezieht der Steuerpflichtige aus Grundbesitz und 
Gewerbebetrieb, an welchen der Ursprungsgemeinde ein 
Vorzugsbesteuerungsrecht nicht zusteht, oder aus Kapital- 
vermögen oder gewinnbringender Beschäftigung 3/j6, in der 
W.-K.-G.A. aus radiziertem Vermögen 13/7, seines Gesamt- 
einkommens, in der W.-K.-G. B. %/ı6, so kann B. den über 
3/ des Gesamteinkommens hinausgehenden Teil des aus 
A. stammenden radizierten Einkommens für sich in An- 
spruch nehmen — !/js —, die aus Kapitalvermögen pp. 
bezogenen 8/), werden zwischen beiden Gemeinden je zur 
Hälfte geteilt. A. besteuert mithin 2/5 + 3/s2, B- !/ıs + °/ae- 

7. Bezieht der Steuerpflichtige an radiziertem Ein- 
kommen aus der W.-K.-G. A.?/s, der W.-K.-G. B. 1/s, der 
W.-K.-G. C. 0/, seines Gesamteinkommens, so wird der 
über 3/, des Gesamteinkommens hinausgehende Teil des 
aus A. stammenden radizierten Einkommens — !/a — 
zwischen den Gemeinden B. und C. je zur Hälfte geteilt; 
der aus der W.-K.-G. B. stammende Teil des radizierten 
Einkommens — 1/; — verbleibt dieser Gemeinde. A. be- 
steuert mithin %/g, B.!/g + Yıo, C. Yıs- 

Nach den sinngemäß anzuwendenden Vorschriften des 
850 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes in der Fassung 
des Gesetzes vom 30. Juli 1895 (Gesetz-Sammil. S. 409)! 
ist bei der Heranziehung von Gemeindegliedern mit mehr- 
fachem Wohnsitz zur Kirchensteuer in allen Fällen das 


1 850 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes lautet: 

In allen Fällen ist das Gesamteinkommen des Steuerpflichtigen 
einzuschätzen und der so ermittelte Steuerbetrag dem Verhältnis des 
außer Berechnung zu lassenden Einkommens zu dem Gesamtein- 
kommen entsprechend herabzusetzen. 

Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 14 
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Gesamteinkommen des Steuerpflichtigen von dem 
Kirchenvorstande (Ausschuß der Verbandsvertretung) 
einzuschätzen und der so ermittelte Steuerbetrag entspre- 
chend dem Verhältnis des außer Berechnung zu lassenden 
Einkommens zu dem Gesamteinkommen herabzusetzen. 
Das einzuschätzende Gesamteinkommen umfaßt auch 
die von der Kirchensteuerpflicht befreiten Einkommens- 
teile. Dagegen sind bei der vorgeschriebenen verhältnis- 
mäßigen Herabsetzung des nach dem Gesamteinkommen 
ermittelten Steuerbetrages diese Befreiungen (s. unten zu 
IV) zu berücksichtigen. 

Hat z.B. ein Kirchensteuerpflichtiger! ein radiziertes Gesamt- 
einkommen von 9000 M., welches ihm mit je 2000, 3000 und 
4000 M. aus den preußischen Wohnsitzkirchengemeinden A. B. 
und C. zufließt, so berechnet sich, da der Staatseinkommensteuer- 
satz von 9000 M. nach $ 17 St.-Eink.-Steuerges. 252 M. beträgt, 
der der Kirchensteuer zugrunde zu legende Prinzipalsteuersatz für 
A. nach der Gleichung 9000 : 2000 = 252: X auf 56 M.; für B. 
nach der Gleichung 9000 :3000 =252:X auf 84 M. und für C. 
nach der Gleichung 9000 : 4000 = 252: X auf 112 M. Bezieht der 
Kirchensteuerpflichtige aus der preußischen Wohnsitzkirchen- 
gemeinde A. ein radiziertes Einkommen von 2000 M., aus der 
bayrischen Wohnsitzkirchengemeinde B. ein radiziertes Einkommen 
von 10000 M., denn obwohl das radizierte Einkommen aus B. mehr 
als ?/ und dasjenige aus A. weniger als !/; des Gesamteinkommens 
beträgt, so kann doch A. keinen Teil des aus B. entstammenden 
radizierten Einkommens beanspruchen, da letzteres nach $ 7 des 
Gesetzes in Verbindung mit $ 6 Nr. 1 Staatseinkommensteuergesetz 
(s. unten zu IV A,) von den Kirchensteuern befreit ist. Der Prin- 
zipalsteuersatz für die hiernach in A. der Kirchensteuer unter- 
liegenden 2000 M. berechnet sich — da der Staatseinkommen- 
steuersatz von 12000 M. nach $ 17 Staatseinkommensteuergesetzes 
360 M. beträgt — nach der Gleichung 12000 : 2000360 : X=60M. 

Bei der Einschätzung des Gesamteinkommens von 
seiten der mehreren Wohnsitzkirchengemeinden findet 
851 Abs. 1 Kommunalabgabengesetzes? sinngemäße An- 
wendung. 


1 Diese Berechnungen treffen nicht mehr zu, nachdem die 
PrESt ersetzt ist durch die RESt. $ 55 REStG v. 15. 8. 1925, 

»2 851 Abs. I des Kommunalabgabengesetzes lautet: 

Ist das der Staateinkommensteuer unterliegende Gesamt- 
einkommen eines Steuerpflichtigen nach seinen Teilen in mehreren 
preußischen Gemeinden steuerpflichtig, so darf das in diesen Ge- 
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E. 


$5 regelt diekirchliche Steuerpflicht für den Fall, daß 
eineMischehe vorliegt, und für den Fall, daß dieEhefrau, 
gleichviel ob eine Mischehe vorliegt oder nicht, zu den 
Staatssteuern selbständig veranlagt ist. 

a) Ist in einer gemischten Ehe die Ehefrau zu den 
Staatssteuern nicht selbständig veranlagt, so ist der der 
steuererhebenden Kirchengemeinde zugehörige Eheteil von 
der Hälfte des der kirchlichen Besteuerung zugrunde lie- 
genden Steuersatzes, zu welchem der Ehemann veranlagt 
ist, zur Kirchensteuer heranzuziehen. UnterSteuersatz ist der 
veranlagte Steuerbetrag zu verstehen. Dieser ist zu hal- 
bieren; die gewonnene Hälfte bietet die Grundlage der 
kirchlichen Zuschlagsbesteuerung. 

Die Bezeichnung ‚Steuersatz‘ begreift nicht nur den als 
Einkommensteuer zu entrichtenden Steuerbetrag, sondern 
auch einen fingierten Normalsteuersatz gemäß $ 74 des Einkommen- 
steuergesetzes, sowie die veranlagten Steuersätze zur Grund-, 
Gebäude- und Gewerbesteuer in sich. 

b) Soweit die Ehefrau — gleichviel, ob eine Mischehe 
vorliegt oder nicht —, zu den Staatssteuern selbständig 
veranlagt wird, ist jeder Ehegatte bzw. (bei Mischehe) der 
der steuererhebenden Kirchengemeinde zugehörige Ehe- 
gatte nach Maßgabe seiner Veranlagung zur Kirchensteuer 
heranzuziehen ($5 Abs. 2). Diese Bestimmung findet An- 
wendung, wenn die Ehefrau zu Realsteuern vom Grund- 
und Gebäudebesitz verpflichtet, bzw. von einem Gewerbe- 
betriebe selbständig veranlagt ist; ferner bei gesonderter 
Veranlagung der vom Ehegatten dauernd getrennt lebenden 
Frau zurStaatseinkommensteuer ($11 Abs.3 Eink.-St.-Ges.!). 


meinden steuerpflichtige Einkommen im ganzen den Höchstbetrag 
derjenigen Steuerstufe nicht übersteigen, in welche der Steuerpflich- 
tige bei der Veranlagung zur Staatseinkommensteuer eingeschätzt 
worden ist. Zu diesem Behufe sind die Teile des Einkommens, sofern 
sie auch nach erfolgter Richtigstellung im ganzen den Höchst- 
betrag der Steuerstufe übersteigen, verhältnismäßig herabzusetzen 
71—74. 
\ 115; Telzt $ 22 des REStG v. 15. 8. 1925. 


ln &% ER 
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Selbstverständlich ist für die getrennt lebende katho- 
lische Ehefrau die Steuerpflicht nur dann begründet, wenn 
sie in der Gemeinde, in welcher sie zur Steuer herange- 
zogen wird, einen Wohnsitz hat. Sie teilt nach $ 10 Bürger- 
lichen Gesetzbuches den Wohnsitz des Ehemannes, es sei 
denn, daß der Ehemann seinen Wohnsitz im Auslande an 
einem Orte begründet, an den die Frau ihm nicht folgt und 
zu folgen nicht verpflichtet ist. Solange der Ehemann einen 
Wohnsitz nicht hat oder die Ehefrau seinen Wohnsitz 
nicht teilt, kann sie selbständig einen Wohnsitz begründen. 
Ist dagegen ein selbständiger Wohnsitz der Ehefrau nicht 
begründet, so bleibt zu erwägen, ob eine selbständige ge- 
trennte Niederlassung der Ehefrau als zweiter selbständiger 
Wohnsitz des Ehemannes gemäß $7 Abs. 2 B. G. B. an- 
gesehen werden kann, den die Ehefrau gemäß $ 10 daselbst 
teilt. 

F- 
(8 6.) 

Der Patron unterliegt der Kirchensteuerpflicht nur, 
wenn er katholisch ist und der Kirchengemeinde durch 
seinen Wohnsitz angehört. Ist der Patron, welcher zugleich 
Gemeindemitglied ist, als solcher nicht lastenpflichtig, so 
besteht die Kirchensteuerpflicht für ihn wie für jedes 
Gemeindemitglied. Insoweit dagegen der Patron oder ein 
sonst speziell Verpflichteter alssolcher nach bestehendem 
Rechte für einzelne kirchliche Bedürfnisse nach besonderen 
Grundsätzen beigetragen hat, — sei es auf Grund einer 
prinzipalen oder einer subsidiären Verpflichtung —, ist er 
als Gemeindeglied für diese Bedürfnisse in demselben 
Umfange wie bisher von der Kirchensteuer freizulassen. 

Über den Begriff der „SpeziellVerpflichteten‘s.o.zu II.B. 


IV. Befreiung von der Kirchensteuer. 
($7.) 
A. 


Nach $7 Abs. I haben die zur Zeit des Inkrafttre- 
tens des Gesetzes bestehenden — nicht auch die etwa 
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später eintretenden — gesetzlichen Befreiungen von 
der Staatseinkommensteuer oder den staatlich veranlagten 
Steuern die entsprechende Befreiung von der Kirchensteuer 
zur Folge. Hiernach sind, abgesehen von den im $3 des 
Eink.-St.-Ges. vom 24. Juni 1891 (Gesetz-Samml. S. 175) 
vorgesehenen Befreiungen! nicht kirchensteuerpflichtig: 


I. preußische Staatsangehörige, welche neben einem Wohn- 
sitz in Preußen in einem andern Bundesstaate oder 
einem deutschen Schutzgebiete ihren dienst- 
lichen Wohnsitz haben; 


2. Angehörige anderer Bundesstaaten, welche reben 
ihrem Wohnsitz in Preußen in ihrem Heimatstaate 
einen Wohnsitz haben, 

mit der Beschränkung, daß 
Angehörige anderer Bundesstaaten, welche in 
Preußen ihren dienstlichen .Wohnsitz haben, der 
Steuerpflicht unterliegen, 

und daß ferner auch die vorstehend zu I und 2 auf- 
geführten Personen steuerpflichtig sind bezüglich des 
Einkommens 


a) aus den von der preußischen Staatskasse gezahlten 
Besoldungen, Pensionen und Wartegeldern, 


b) aus preußischem Grundbesitz und aus preußischen 
Gewerbe- und Handelsanlagen oder sonstigen gewerb- 
lichen Betriebsstätten ($$ 1 und 2 Eink.-St.-Gesetz). 


Mangels objektiver staatlicher Steuerpflicht bleibt 
von den Kirchensteuern befreit das Einkommen aus 
den $ 6 Ziffer 1,2 und5 des Eink.-St.-Ges. aufgeführten 
Einkommensquellen. Für die daselbst in Ziffer 3, wo von dem 
Einkommen der zu den Militärgemeinden gehörigen Personen die 
Rede ist, und in Ziffer 4 genannten Fälle, welche übrigens höchst 
selten vorkommen werden, besteht eine kirchliche Steuerflicht 
ebenfalls nicht. 

Für dieBefreiungin der Grund- und Gebäudesteuer 
sind nicht die Bestimmungen des Kommunalabgaben- 
gesetzes, sondern diejenigen des $4 des Grundsteuer- 


ı Jetzt REStG v. 10. 8. 1925 (RGBI S. 189) und die weiteren 
Gesetze über die Steuerbefreiungen. 
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gesetzes vom 21. Mai 1861 — Gesetz-Samml. S. 253 — 
bzw. 8 3 des Gebäudesteuergesetzes von demselben 
Tage — Gesetz-Samml. S.317 — maßgebend!. 


B®; 


Nach $ 7 Absatz 2 sind Geistliche und Kirchenbeamte von der 
Kirchensteuer nur hinsichtlich des Diensteinkommens und Ruhe- 
gehalts und auch nur dann befreit, wenn ihnen die Befreiung 
schon bisher, d. h. bis zum Inkrafttreten des Gesetzes, tat- 
sächlich gewährt worden ist. 

Geistliche im Sinne des Gesetzes sind diejenigen, welche die 
Ordination als Priester empfangen haben und in einem geist- 
lichen Amte stehen. Es macht keinen Unterschied, ob sie zum 
Dienste an der steuererhebenden Kirchengemeinde selbst berufen 
oder sonst im Kirchendienst oder in einem andern Amte mit 
geistlichen Funktionen angestellt sind, sofern nur ihre Anstellung 
von der kirchlichen Aufsichtsbehörde erfolgt oder von ihr an- 
erkannt ist. 

Unter ‚‚Kirchenbeamten‘“ sind nur die in einem kirchlichen 
Amte angestellten Personen, nicht dagegen solche zu ver- 
stehen, welche nur vertragsmäßig kirchliche Hilfsleistungen 
übernommen haben. Zu ihnen gehören auch die an einer kirch- 
lichen Bildungsanstalt oder bei der bischöflichen Behörde an- 
gestellten Personen, soweit sie nicht schon den Geistlichen 
beizuzählen sind, ferner die Inhaber eines Kirchenamtes, mit 
dem ein anderes, z.B. ein Schulamt verbunden ist. 

Das von der Kirchensteuer befreite Diensteinkommen umfaßt 
sämtliche Einnahmen, welche unter Anerkennung der kirchlichen 
Behörde den Geistlichen oder Kirchenbeamten mit Rücksicht 
auf das die Befreiung begründende Amt, gleichviel aus welchen 
Quellen, zufließen, also nicht nur das Pfründen-Einkommen, 
und im Falle dauernder Verbindung eines andern mit dem kirch- 
lichen Amte die gesamten Dienstbezüge. Nach denselben Grund- 
sätzen ist das von der Kirchensteuer befreite Ruhegehalt zu 
bestimmen. 

Ohne Rücksicht darauf, ob sie bisher die Befreiung genossen 
haben, sind gemäß $ 7 Abs. 3 hinsichtlich der daselbst bezeich- 
neten Einkünfte von der Kirchensteuer befreit die hinter- 
bliebenen Witwen und Waisen der Kirchenbeamten und die- 
jenigen, welche aus Anlaß des Todes eines Geistlichen oder 


1 S, jetzt Verordnung vom 27. März 1929 (GS S. 27). 

® Die Ausführungen zu B sind nicht mehr zutreffend, weil die 
Steuerbefreiungen der Geistlichen und Kirchenbeamten durch $5 
der Nov. vom 3. Mai 1929 aufgehoben sind. 
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Kirchenbeamten Bezüge während der Sterbe- und Gnadenzeit 
erhalten. 

Das Privateinkommen unterliegt stets in vollem Umfange der 
kirchlichen Besteuerung. 


C. 


Die auf speziellen Rechtstiteln beruhenden Ver- 
pflichtungen zur Leistung von Kirchensteuern oder Be- 
freiungen von der Kirchensteuerpflicht bleiben nach $8 
unberührt. 


V. Umlegung der Kirchensteuer. 


(88 9—15.) 
A. 


Als Maßstab der Umlegung dient die Staatseinkommen- 
steuer (Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 1891 — Gesetz- 
Samml.S. 175 —) erforderlichenfalls einschließlich der staat- 
lich veranlagten Normalsteuersätze ($ 74 E.-St.-G.) und sofern 
daneben eine Heranziehung der Realsteuern erfolgen soll, die 
staatlich veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbe- 
steuer ($9). 

Die nach dem bisherigen Recht ($ 21 Nr. 8 des Gesetzes vom 
20. Juni 1875 — Gesetz-Samml. S. 241 —) zulässige Verteilung 
er ER nach dem Kommunalsteuerfuß ist be- 
seitigt. 

Die Staatseinkommensteuer ist — mit den aus $$ 2 und 4 
sich ergebenden Maßgaben und unbeschadet der Bestimmung 
in $ 11 Abs. 4 daselbst — in vollem Umfange als Grundlage 
für die Kirchensteuer heranzuziehen. 

Für die Heranziehung der Realsteuern gelten folgende Be- 
grenzungen: 

a) DieRealsteuern oder einzelne vonihnen kommenalsMaß- 
stab der Kirchensteuer nur neben der Staatseinkommen- 
steuer in Betracht; es ist unzulässig, die Realsteuern oder ein- 
zelne von ihnen allein, ohne gleichzeitige Heranziehung der 
Staatseinkommensteuer, zu verwenden. 

b) Sie dürfen auch mit keinem höheren Prozentsatzals 
die Staatseinkommensteuer herangezogen werden. Da- 
gegen ist die vollständige Freilassung der Realsteuern wie eine 
geringere Heranziehung aller oder einzelner dieser Steuern 
zulässig (88 9, 10). 








ı S. jetzt Art. 1. $$ 1 bis4 der Nov. vom 3. Mai 1929. Dazu der 
Min.-Erl. v. 24. Mai 1929 (s.u.C. I Nr. 13 S. 303). 
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c) Die staatlich veranlagten Realsteuern dürfen nur 
insoweit herangezogen werden, als sie für Grundstücke 
bzw. Betriebe veranlagt sind, welche in der steuererhe- 
benden Kirchengemeinde belegen sind. 

Nur die staatlich veranlagten Realsteuern kommen als 
Maßstab der Umlegung in Betracht, nicht die von den bürger- 
lichen Gemeinden auf Grund der $$ 25 und 29 des Kommunal- 
abgabengesetzes veranlagten besonderen Steuern vom Grund- 
besitz und Gewerbe. 

Die Bestimmung des Gesetzes, daß innerhalb der angegebenen 
Grenzen auch die Realsteuern als Grundlage der kirchlichen Be- 
steuerung verwendet werden können, entspricht dem schon 
bisher geltenden Recht. Es ist nicht beabsichtigt, durch die 
gesetzlichen Bestimmungen zu einer stärkeren Heranziehung 
der Realsteuern, als sie schon bisher erfolgt ist, anzuregen. Wo, 
wie namentlich in städtischen Kirchengemeinden — eine solche 
Heranziehung bisher nicht stattgefunden hat, ist aus dem Ge- 
setze ein Anlaß dazu nicht zu entnehmen. Es wird daher in 
jedem Falle eingehend zu prüfen sein, ob und inwieweit eine 
Heranziehung der Realsteuern für die Zwecke der kirchlichen 
Besteuerung nach Lage der Verhältnisse gerechtfertigt erscheint. 
Die Gewerbesteuer insbesondere wird als Maßstab dann in 
Betracht kommen, wenn es sich darum handelt, solche Gewerbe, 
deren Betrieb besondere Aufwendungen der Kirchengemeinde 
für die angestellten Beamten und Arbeitnehmer bedingt, zu den 
dadurch verursachten Kosten heranzuziehen. 


Wegen der Beschaffung der Unterlagen für die kirchliche 
Besteuerung s. u. zu VI. B. 


B. 


Für die Fälle, in denen die staatlich veranlagte 
Steuer nicht die unveränderte Grundlage der 
Steuerzuschläge bildet, gewährt das Gesetz den kirch- 
lichen Organen (s. unten zu VI. A.) die Befugnis selb- 
ständiger Veranlagung nach den für die staatliche 
Veranlagung geltenden Grundsätzen — $ 13 Abs. 1 (vgl. 
unten VI. C.). Als Fälle solcher Art können in Betracht 
kommen: die kirchliche Besteuerung der Geistlichen und 
Kirchenbeamten bezüglich ihres Privateinkommens (87 
Abs. 1), der in $ 7 Abs. 3 genannten Personen bezüglich 
ihres von der Kirchensteuer nicht befreiten Einkommens, 
die Verteilung der Besteuerung im Falle mehrfachen Wohn- 
sitzes ($ 4 — vgl. oben zu III. D. —). die Besteuerung des 


— 216 — 


l. Zum Kirchensteuerrecht. 


sonstigen Einkommens eines Steuerpflichtigen, wenn die 
Vereinbarung gemäß $ 14 (s. unten zu C. 4) sich nur auf 
einen Teil des Einkommens bezieht. 

Über die Wirkung einer Erhöhung oder Ermäßigung der 
staatlich veranlagten Steuer auf die Kirchensteuer be- 
stimmt $ 13 Abs. 21, 


BG 

Die Steuerverteilung innerhalb der Kirchen- 
gemeinde (des Gesamtverbandes) hat mit den durch $$ 11 
Abs. 4 und 5, 12, 14 und 15 begründeten, sofort zu erör- 
ternden Maßgaben nach festen und gleichmäßigen 
Grundsätzen in Form von Zuschlägen zu den in $9 
genannten Staatssteuern zu erfolgen. 

Die Zuschläge zu den einzelnen der Veranlagung zu- 
grunde gelegten Staatssteuern müssen gleichmäßig sein. 

Progressive Zuschläge sind ausgeschlossen. 

Diese Grundsätze erleiden folgende Modifikationen: 

l. Zur Kirchensteuer nicht heranzuziehen sind 
solche Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen 
Armenpflege fortlaufende Unterstützung erhalten ($ 11 
Abs. 5). 

2. Eine Minderbelastung oder Freilassung der fin- 
gierten Normalsteuersätze ($ 74 Eink.-St.-G.) und der sechs 
untersten Stufen der Staatseinkommensteuer ist nicht aus- 
geschlossen ($ 11 Abs. 4). Doch darf die Anwendung dieser 
Befugnis nicht zu einer unbilligen Belastung der übrigen 
Kirchensteuerpflichtigen führen. 

3. Handelt es sich um Einrichtungen oder Aufwendun- 
gen, welche in besondershervorragendem Maßeeinem 
örtlich begrenzten Teile der Kirchengemeinde zugute 
kommen, so kann die Kirchengemeinde für einen bestimm- 
ten Zeitraum eine entsprechende besondere Be- 
lastungdieses Teilesnach Maßgabe des $ 12 beschließen. 
Als Gegenstand solcher Einrichtungen oder Aufwendungen 


1 Statt der in $13 Abs.2 erwähnten $$57 und 58des Ein- 
kommensteuergesetzes: s. jetzt $$ 99 ‚und 100 des REStG. 
2 Jetzt vielfach geändert durch Art. 133 der Nov.v.3.Mai 1929. 
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kommen z. B. in Betracht: die Erbauung und Unterhaltung 
einer besonderen Kapelle für einen bestimmten, von der 
Pfarrkirche entfernt gelegenen Teil der Kirchengemeinde, 
die Aufbringung der zur Pastorierung eines solchen Teil- 
bezirkes etwa erforderlichen Fuhrkosten oder Hilfsgeist- 
lichenremuneration, die Beschaffung und Unterhaltung 
von Begräbnisplätzen für einen bestimmten Teilbezirk der 
Kirchengemeinde u. dgl. m. 

Die im zweiten Absatz des $ 12 erwähnte Vorschrift in 
$6 desGesetzes vom 24. Mai 1903 bestimmt!, daß die 
Umlagen eines Gesamtverbandes gleichzeitig in allen Ge- 
meinden des Verbandes nach gleichem Maßstabe erhoben 
werden müssen. Hieraus ergibt sich, daß die in $ 12 Abs. I 
den Kirchengemeinden gewährte Befugnis den Gesamtver- 
bänden nicht zusteht. 

4. Durch dieim $14 an Stelle von Zuschlägen zur Staats- 
einkommensteuer und zur Gewerbesteuer zugelassenen 
Vereinbarungen fester jährlicher, für ein oder meh- 
rere Jahre im voraus zu bestimmender Steuerbeträge 
vonfabrikmäßigen Betrieben und vonBergwerken 
wird den Kirchengemeinden (Gesamtverbänden) die Mög- 
lichkeit gewährt, ihren Haushalt vor den Unzuträglich- 
keiten zu bewahren, welche mit einem erheblichen Schwan- 
ken der Steuereinnahmen verbunden sind. Nicht minder 
können solche Vereinbarungen auch im Interesse der 
Steuerpflichtigen liegen, die dadurch in den Stand gesetzt 
werden, mit feststehenden Ausgabeposten zu rechnen. Da- 
gegen soll den Steuerpflichtigen durch die im $ 14 zuge- 
lassenen Regelung ein finanzieller Vorteil nicht erwachsen. 
Vielmehr sind die Jahresbeiträge grundsätzlich so zu be- 
messen, daß ihr Gesamtbetrag mindestens die Summe der 
Kirchensteuern erreicht, welche der Steuerpflichtige nach 
einer die bisherigen Erfahrungen und sonstige wesentliche 
Umstände berücksichtigenden Wahrscheinlichkeitsberech- 
nung ohne die Vereinbarung während des von derselben be- 
troffenen Zeitraumes zu bezahlen haben würde. Verein- 


ı Jetzt Ges. v. 24. Juli 1924 $ 24 (s.u. C. II Nr. 16). 
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barungen, welche dieser Voraussetzung nicht entsprechen, 
würde die nach $ 15 erforderliche Genehmigung in der 
Regel zu versagen sein. 

5. Die Vorschrift im $ 15 über die verminderte Her- 
anziehung oder Freilassung einzelner Steuer- 
pflichtiger hat namentlich die Fälle im Auge, wenn es 
bei Veränderungen von Pfarrbezirken Bedenken be- 
gegnet, den umzupfarrenden Gemeindeteil an bereits be- 
stehenden oder noch zu erwartenden höheren Steuern der 
Kirchengemeinde, zu welcher die Umpfarrung erfolgt, so- 
fort in vollem Umfang teilnehmen zu lassen, oder wenn er- 
hebliche freigebige Zuwendungen an die Kirchen- 
gemeinden (Gesamtverbände) von seiten Privater, Be- 
hörden, politischer Gemeinden, Erwerbsgesellschaften an 
die Bedingung der Kirchensteuerfreiheit für den Zuwen- 
denden oder für gewisse Kategorien von Gemeindegliedern, 
z. B. für die Angestellten und Arbeiter der Zuwendenden, 
geknüpft werden. Doch setzt die Anwendung der Vor- 
schrift auf alle Fälle der zweiten Art voraus, daß die Auf- 
wendung zugunsten der Kirchengemeinde (des Gesamt- 
verbandes) eine erhebliche ist und für das Maß der zu ge- 
währenden steuerlichen Befreiung mindestens ein volles 
Aquivalent gewährt. e' 

Übrigens ist zu beachten, daß es sich bei der Beschrän- 
kung auf bestimmte Zeit um die Befreiung oder Minder- 
belastung ‚‚einzelner‘‘ Gemeindeglieder handelt, die unter 
Umständen zahlreich sein können, jedenfalls aber unter sich 
zu einer besonderen kirchlichen Gemeinschaft nicht ver- 
bunden sind. Demgemäß hindert es die Vorschrift in $ 15 
nicht, wenn sich innerhalb der Kirchengemeinde eine neue 
Gemeindebildung vollzieht, so daß für die Mitglieder der 
neuen Gemeinde eine zweifache Gemeindezugehörigkeit 
entsteht (s. oben zu III. D. Abs. 1), den Umfang der den 
Zensiten gegen beide Gemeinden obliegenden Pflichten 
dauernd, gegebenen Falles auch in der Weise zu regeln, 
daß die Mitglieder einer Kapellengemeinde von der Bei- 
tragspflicht zu den Kultuskosten der Pfarrgemeinde gänz- 
lich befreit werden. 
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Durch die gesetzliche Vorschrift ($$ 12, 14, 15), daß die 
hiervon unter Nr. 3, 4 und 5 erwähnten Festsetzungen 
bzw. Vereinbarungen für einen bestimmten Zeitraum er- 
folgen sollen, wird nicht ausgeschlossen, daß im Einzelfalle 
nach Ablauf des festgesetzten Zeitraums eine gleiche Re- 
gelung für einen weiteren bestimmten Zeitraum erfolgt, 
oder daß z.B. bei einer geschenkweisen Zuwendung die 
Freilassung oder verminderte Heranziehung des Geschenk- 
gebers auf dessen Lebenszeit bemessen wird. S. übrigens 
unten zu VI.D. 


VI. Ausschreibung und Erhebung!. 


($$ 1619.) 
A. 


Die Vorbereitung und die Ausführung der mit Zu- 
stimmung der Gemeindevertretung ($ 21 Nr. 8 des Gesetzes vom 
20. Juni 1875) bzw. von der Verbandsvertretung ($ 3 des Gesetzes 
vom 29. Mai 1903) gefaßten Beschlüsse über die Erhe- 
bungeinerkirchlichen Umlage liegt in den oben zu 
I. B. bezeichneten Gemeinden dem Kirchenvorstande 
($ 5 des Gesetzes vom 20. Juni 1875), in den Gesamtverbänden 
dem Ausschusse der Verbandsvertretung ($ 4 Abs. I 
des Gesetzes vom 29. Mai 1903) oder der Verbandsvertre- 
tung selbst ($ 4 Abs. 3 a. a. O.) nach Maßgabe des von der 
Staatsbehörde 

— Minister der geistlichen Angelegenheiten (Art I. Nr.2 der 

Verordnung vom 4. Januar 1904 — Gesetz-Sammlung S. 1 —) — 
genehmigten, von der bischöflichen Behörde festgesetzten 
Regulativs über die Einrichtung und Geschäftsführung der 
Verbandsvertretung ob 

si 7 des Gesetzes vom 29. Mai 1903 (Gesetz-Samml. 

Da die Veranlagung für das vom 1. April bis zum 31. 
März laufende Rechnungsjahr ($ 16 Abs. 2) zu erfolgen hat, 


" Hier sind die durch die Aufhebung der Staats.-E.-St. u. durch 
das Ges. v. 24. Juli 1924 herbeigeführten Änderungen zu beachten. 


— 20 — 





I. Zum Kirchensteuerrecht. 


empfiehlt es sich, so frühzeitig als möglich den Bedarf der 
durch Umlage aufzubringenden Mittel festzustellen und 
den Beschluß über die Erhebung der Kirchensteuer tunlichst 
noch vor Beginn des Rechnungsjahres herbeizuführen. 
Durch eine etwaige Verspätung des Beschlusses wird die 
oben zu III. C. erwähnte Berechnung der kirchlichen 
Steuerpflicht nach Monatsraten nicht berührt. 

Im Falle des Bedürfnisses kann eine außerordentliche 
Umlage auch im Laufe des Rechnungsjahres ausgeschrieben 
werden. (Wegen des hier für die Steuerpflicht maßgebenden 
Zeitpunktes s. o. zu III. C.) 

In dem Beschlusse über Erhebung der Kirchensteuer 
sind die belastete Kirchengemeinde, das Rechnungsjahr 
(die Rechnungsperiode), für welches die Kirchensteuer 
erhoben werden soll, der zu beschaffende Umlagebetrag, 
der Zweck, zu welchem die Kirchensteuer erhoben werden 
soll, die der Kirchensteuer zugrunde gelegten staatlichen 
Steuern und deren Sollbetrag (bei Heranziehung der fingiert 
Veranlagten auch die Summe der fingierten Sätze), der als Umlage 
zu erhebende Prozentsatz, sowie die Hebeperiode der Umlage 
— bei außerordentlichen Umlagen der Einziehungstermin 
($19 Abs. 6) — genau zu bezeichnen. 

Dient die Umlage lediglich zur Deckung des etats- 
mäßigen Fehlbetrages ($$ 11 Abs. 2 und 21 Nr. 12 des Gesetzes 
vom 20. Juni 1875), so ist dies in dem Beschlusse zum Aus- 
druck zu bringen. Einer weiteren Angabe über den Zweck 
der Umlage bedarf es alsdann nicht (s. unten zu C.). 

Im übrigen muß der Umlagebeschluß, wie alle Beschlüsse 
der kirchlichen Organe, sein ordnungsmäßiges Zustande- 
kommen erkennen lassen. 

Wenn im Zeitpunkte der Beschlußfassung das Ergebnis 
der staatlichen Veranlagung für das Rechnungsjahr, für 
welches die Kirchensteuer erhoben werden soll — „Kirchen- 
steuerjahr‘‘ — den kirchlichen Organen noch nicht zur 
Verfügung steht, so besteht kein Hindernis, der Beschluß- 
fassung über die zu erhebenden Prozentsätze das Ergebnis 
des dem Kirchensteuerjahr vorhergehenden Rechnungs- 
jahres zugrunde zu legen. 
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Bei Bemessung der Höhe der Kirchensteuer sind die 
Veranlagungs- und Erhebungskosten, sowie die erfahrungs- 
mäßig oder voraussichtlich eintretenden Ausfälle mit 
in Ansatz zu bringen. 

Bei der Festsetzung des Verteilungsmaßstabes ist gleich- 
zeitig Bestimmung zu treffen, ob und inwieweit die fingiert Ver- 
anlagten bzw. die sechs untersten Stufen der Staatseinkommen- 
steuer von der Umlage freigelassen oder mit ermäßigten Bei- 
trägen herangezogen werden sollen. 

Von der Möglichkeit der Festsetzung einer 2- oder 
3jährigen Rechnungsperiode, welche zweckmäßig 
mit der Etatsperiode in Übereinstimmung zu bringen ist, 
wird namentlich in kleineren Gemeinden mit stabileren und 
übersichtlichen Verhältnissen Gebrauch gemacht werden 
können. In dem für die Rechnungsperiode zu fassenden 
Umlagebeschluß sind der Steuerbedarf und der Verteilungs- 
maßstab — die der Umlage zugrunde zu legenden Staats- 
steuern und das gegenseitige Verhältnis ihrer Heranziehung 
— festzusetzen; der Prozentsatz der Zuschläge ist, weil von 
dem jeweilig veranlagten Staatssteuersoll abhängig, je 
nach dessen Betrage für jedes Rechnungsjahr durch den 
Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) besonders festzustellen. 

Beispiel: Es soll alljährlich ein Betrag von 1400 Mk. 
durch Zuschläge zur Einkommen-, zur Grund- und zur Ge- 
werbesteuer, und zwar im Verhältnis von 4:2:1 auf- 
gebracht werden. Alsdann ist in jedem Jahre festzustellen, 
welche Prozentsätze von der Einkommensteuer, auf welche 
800 M., von der Grundsteuer, auf welche 400 M., und von 
der Gewerbesteuer, auf welche 200 M. verteilt werden 
müssen, zu erheben sind. 


B. 


Gemäß $18 sind dem Kirchenvorstande (Ausschusse 
PP.) von den zuständigen Staats- und Gemeindebehörden 
diejenigen Unterlagen, deren es für die kirchliche Besteu- 
erung bedarf, auf Erfordern mitzuteilen. 

I. Soweit es sich um die Mitteilung der regelmäßig 
erforderlichen Unterlagen für die kirchliche Besteuerung 
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handelt, bedarf es nicht der jedesmaligen Wiederholung 
des Ersuchens seitens der kirchlichen Organe. Es genügt, 
wenn unter Benennung der gewünschten Verzeichnisse und 
Listen (s. unten zu Il, 1 und 2) deren periodische Über- 
mittelung zu bestimmten Terminen bis auf weiteres nach- 
gesucht wird. Dabei ist seitens der kirchlichen Organe ge- 
gebenen Falles der Bezirk, über welchen sich die Kirchen- 
gemeinde oder der Gesamtverband erstreckt, unter Angabe 
der Grenzen (z. B. Wege, Straßen, Hausnummern) be- 
stimmt zu bezeichnen und jede spätere Veränderung der 
Grenze infolge von Parochialregulierungen rechtzeitig mit- 
zuteilen. 

Im übrigen ist auch auf Anfragen über einzelne Punkte 
Auskunft zu erteilen, sofern sie für die kirchliche Besteu- 
erung von Bedeutung ist und dies in der Anfrage ausdrück- 
lich bemerkt wird. Im Zweifelsfalle entscheidet diejenige 
staatliche Behörde, welche über die ersuchte Stelle die 
Dienstaufsicht führt. 

Il!. An regelmäßig erforderlichen Unterlagen für die kirchliche 

Besteuerung kommen in Betracht: R 

l.einVerzeichnisderMitglieder derKirchengemeinde 
nebst Angabe der Sätze, mit welchen die Einzelnen zur Staats- 
einkommensteuer, zur fingierten Normalsteuer, zur 

Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer ($ 9 Abs. 2) ver- 

anlagt sind. t | 

Die Grundlage dieses Verzeichnisses bildet die gemäß der 

$$21, 22 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891 

(Gesetz-Samml. S. 175) und des Art. 36 der Ausführungsanwei- 

sung dazu vom 6. Juli 1900 von den Gemeinde- und Guts- 

vorständen zu bewirkende Personenstandsaufnahme. Das Ver- 
zeichnis ist nach Anleitung der Bestimmungen des Artikels 

37 unter I der erwähnten Ausführungsanweisung und nach dem 

daselbst vorgeschriebenen Muster III mit folgenden Änderungen 

aufzustellen: ' 

x) an die Stelle der Spalten 4—7 tritt eine Spalte mit der 

Überschrift: ‚‚Zahl der zur Haushaltung gehörigen Personen 
oder der Einzelsteuernden‘; 


ı Die hier folgenden Anweisungen kommen nicht mehr in Frage, 
weil die Verwaltung der Kirchensteuern in bestimmtem Umfange an 
die Landesfinanzämter und die Finanzämter übergegangen ist 
(s.u.C. INr.4 S.264). Sie sind noch abgedruckt, weil sie noch wertvoll 
sind für die Auslegung des StG. 
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ß) an die Stelle der Spalten 8 bis 12a treten fünf Spalten zur 
Aufnahme der veranlagten Sätze der oben genannten fünf 
Prinzipalsteuern; 

y) in der Überschrift der Spalte 13 sind die Worte: ‚‚(Grund der 
Steuerfreiheit)‘“ fortzulassen. 

Bei der Aufstellung des Verzeichnisses ist folgendes zu 
beachten: 

a) Mit Rücksicht auf die Bestimmungen in $ 11 Abs. 5 (s. auch 
874 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891) 
hat die in Art. 37 I, 3 der Ausführungsanweisung zum Ein- 
kommensteuergesetz vom 6. Juli 1900 vorgeschriebene summa- 
rische Aufnahme der Insassen von Armenhäusern, welchen ein 
steuerpflichtiges Einkommen von mehr als 900 Mk. nicht bei- 
zumessen ist, zu unterbleiben. 


b) Soweit die ‚‚zur Haushaltung gehörigen Personen‘ ($ 11 
des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891), welche nach 
Maßgabe der obigen Anweisung zu la nur der Zahl nach auf- 
geführt werden, zu der Einkommen- oder Gewerbesteuer be- 
sonders veranlagt bzw. zur Zahlung der Realsteuern von Grund- 
oder Gebäudebesitz verpflichtet sind, erfolgt die namentliche 
Aufführung dieser Personen unter Angabe der betreffenden 
Steuersätze am Schlusse des Verzeichnisses. 


c) Da die Voraussetzungen der kirchlichen Steuerpflicht 
sowohl hinsichtlich des Bekenntnisses als auch hinsichtlich des 
Vorhandenseins eines Wohnsitzes der Prüfung der kirchlichen 
Veranlagungsbehörde und demnächst im Streitfalle der Ent- 
scheidung der im Rechtsmittelverfahren zuständigen Staats- 
behörden unterliegen, sind von der Aufnahme in das Verzeichnis 
nur auszuschließen: 

«) die in der Ausführungsanweisung zum Einkommensteuer- 
gesetz vom 6. Juli 1900 Art. 37 I unter Ic und d aufgeführten 
Personen, 

ß) Personen nichtchristlicher Religion (z. B. Juden) und Per- 
sonen nichtkatholischen Bekenntnisses (z. B. Evangelische). 
Nach der in Vorbereitung befindlichen Novelle zum Ein- 

kommensteuergesetz vom 24. Juni 1891,wird die in $22 a.a.O. 
festgestellte Verpflichtung der Grundstücksbesitzer und Haus- 
haltungsvorstände zur Auskunftserteilung voraussichtlich auf 
die Angabe des Religionsbekenntnisses ausgedehnt werden, so 
daß in Zukunft für die Ausführung der oben unter ß gegebenen 
Anweisung in der Regel die Personenstandsaufnahme maß- 
gebend sein wird. Bis zum Inkrafttreten der Novelle bzw. sofern 
nach diesem Zeitpunkte die Angaben in der Personenstandsauf- 
nahme ungenau sind, ist im Zweifelsfalle die betreffende Person 
in das Verzeichnis aufzunehmen und in Spalte ‚‚Bemerkungen“ 
mitzuteilen, was über ihr Religionsbekenntnis bekannt bzw. in 
der Personenstandsaufnahme darüber angegeben worden ist. 
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d) Die vorstehend c ß gegebene Anweisung erleidet mit Rück- 
sicht auf die in $5 gegebene Norm über die Besteuerung der in 
Mischehe lebenden Kirchengemeindemitglieder eine Ausnahme. 
Gehört die Ehefrau der katholischen Kirche an, so ist der anders- 
gläubige Ehemann (Haushaltungsvorstand) in das Verzeichnis 
unter Zufügung des Vermerks aufzunehmen: ‚‚Ehefrau katho- 
lisch‘“. 

Andererseits ist auch, sofern die Ehefrau der katholischen 
Kirche nicht angehört, bei dem als Haushaltungsvorstand in 
das Verzeichnis aufgenommenen katholischen Ehemann ein 
entsprechender Eintrag, z. B. ,‚Ehefrau evangelisch‘ zu machen. 

In Zweifelsfällen ist nach Maßgabe der oben unter c am 
Schlusse gegebenen Anweisung zu verfahren. 


e) Wegen mangelnder Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde 
sind ohne Rücksicht auf katholisches Bekenntnis und Wohnsitz 
in das Verzeichnis nicht aufzunehmen die gemäß der Verordnung 
vom 19. Oktober 1904 (Gesetz-Sammil. S. 273) den Militär- 
gemeinden zugewiesenen Personen, mithin auch nicht die in der 
Ausführungsanweisung zum Einkommensteuergesetz vom 6. Juli 
1900 Art. 37 unter I, le und 3 genannten Offiziere und Mit- 
glieder von Truppenkörpern. 


f) Bei denjenigen Personen, von welchen das Vorhandensein 
eines zweiten oder weiteren Wohnsitzes (s. $4) auf Grund der 
Vorschriften des $ 61 Einkommensteuergesetzes und der Ziffern I 
bis 3 des Artikels 75 der Ausführungsanweisung dazu vom 6. Juli 
1900 oder sonst bekannt geworden ist, sind in dem Verzeichnisse 
die zweiten und weiteren Wohnsitze unter Angabe des Ver- 
anlagungsortes (Art.35 Ziffer 3 der erwähnten Ausführungs- 
anweisung) zu vermerken. z 

Hierbei ist zu beachten, daß, wenn mehrere Kirchenge- 
meinden in einer politischen Gemeinde nebeneinander be- 
stehen, ein Gemeindeglied, welches in dieser Gemeinde zwei 
Haushaltungen führt (z. B. Wohnhaus in der Stadt, Sommersitz 
in der Vorstadt), einen zweifachen Wohnsitz im Sinne des 
Kirchengesetzes haben kann, und daß andererseits, wenn eine 
Kirchengemeinde sich über mehrere politische Gemeinden er- 
streckt, die etwa in diesen vorhandenen mehreren Wohnsitzen 
eines Gemeindegliedes als ein Wohnsitz im Sinne des Gesetzes 
zu gelten haben. Wenn der ersterwähnte Fall vorliegt, so ist dies 
in den für die betreffenden Kirchengemeinden bestimmten Ver- 
zeichnissen durch einen entsprechenden Vermerk und namentlich 
auch bei Eintragung der Realsteuersätze zu berücksichtigen, 
da gemäß $ 10 Abs. 2 die Heranziehung der Realsteuern nur 
insoweit zulässig ist, alssie für Grundbesitz oder Betriebe inner- 
halb des Bezirkes der Kirchengemeinde veranlagt sind. 

g) Sofern ausnahmsweise eine Veranlagung der Personen mit 
Einkommen von nicht mehr als 900 Mk. zu fingierten Sätzen 

Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 15 
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($ 74 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891) nicht 
stattgefunden hat, und deswegen diefürdie fingierte Einkommen- 
steuer in dem Verzeichnisse bestimmte Spalte nicht ausgefüllt 
werden kann, ist dies an entsprechender Stelle in dem Verzeich- 
nisse zu vermerken. 

Den kirchlichen Organen bleibt alsdann überlassen, er- 
forderlichenfalles die Herbeiführung der Veranlagung bei den 
Gemeinde- (Guts-)Vorständen zu beantragen. 


h) Wird bei der kirchlichen Besteuerung von der Befugnis der 
Freilassung der fingierten Normalsteuersätze oder einzelner 
Stufen derselben oder der Freilassung der sechs untersten Stufen 
der Staatseinkommensteuer oder einzelner derselben oder der 
Freilassung der Realsteuern oder einzelner derselben Gebrauch 
gemacht, 

($ 10 Abs. 3 Satz 2, $ 11 Abs. 4) 
so bedarf es insoweit der Aufnahme der betreffenden Personen 
und bzw. Steuersätze in das Verzeichnis nicht. 

Die kirchlichen Organe haben daher, soweit möglich, schon 
in dem Ersuchen um Mitteilung des Verzeichnisses bzw. recht- 
zeitig vor seiner Aufstellung die etwaigen Freilassungen be- 
stimmt zu bezeichnen. 

i) Die Aufstellung und Mitteilung des Verzeichnisses ist, sofern 
die kirchlichen Organe dies wünschen, alljährlich mit tun- 
lichster Beschleunigung zu bewirken, sobald die Ergebnisse der 
Veranlagung zu den einzelnen Prinzipalsteuern ($9 Abs. 2) 
bekannt geworden sind. 

‚ 2. Benachrichtigungen über dieim Laufe des Steuer- 
Jahres eintretenden Veränderungen (Zu- und Abgänge): 

a) infolge Zuzuges unter Begründung und 

b) infolge Wegzuges unter Aufgabe 
des Wohnsitzes in dem Bezirke der Kirchengemeinde; 

ferner ohne Veränderung des Wohnsitzes im Bezirke der 
Kirchengemeinde, 

c) infolge Eintritts in die Steuerpflicht hinsichtlich der 
Prinzipalsteuern, 

d) infolge Erlöschens der Steuerpflicht hinsichtlich der 
Prinzipalsteuern, 

e) infolge Festsetzung einer Nachsteuer für den Staat 

— $ 31 des Gesetzes; $85 des Kommunalabgabengesetzes 
vom 14. Juli 1893; 98 67, 80 des Einkommensteuergesetzes 
vom 24. Juni 1891 —, 

f) infolge einer Erhöhung oder Ermäßigung der ursprüng- 
lich vom Staate veranlagten Steuer 

— $13 Abs. 2 des Gesetzes; $86 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893; 88 57 und 58 des Einkommen- 
steuergesetzes vom 24. Juni 1891 —. 
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Diese Mitteilungen sind je nach dem Ersuchen der kirchlichen 
Organe, höchstens jedoch vierteljährlich, alsbald nach Ablauf 
des Kalendervierteljahres zu machen. 

Sie haben jedesmal die in dem abgelaufenen Kalenderviertel- 
jahre eingetretenen Fälle, soweit sie bekannt geworden sind 
bzw. soweit in den Fällen zu c bis f die Festsetzung seitens der 
zuständigen Steuerbehörde bereits getroffen ist, sowie die aus 
früheren Kalendervierteljahren stammenden, bisher noch nicht 
mitgeteilten Fälle zu enthalten und sind in zwei getrennten 
Listen (einer Zugangs- und einer Abgangsliste) zusammenzu- 
stellen, welche mit entsprechender Aufschrift und mit derselben 
Einrichtung zu versehen sind, wie das für das Verzeichnis zu 1 
vorgeschriebene Muster. 

In den für die Prinzipalsteuern bestimmten Spalten sind 

in den Fällen zu a, b, d die bisherigen, 
in den Fällen c,e, f die neu veranlagten 
Steuersätze einzustellen, außerdem in Spalte ‚‚Bemerkungen“ 


in den Fällen zu a der Tag des Zuzugs (‚‚zugezogen am...‘‘), 

in den Fällen zu b der Tag des Abzugs und der Ort, nach 
welchem der Abzug bewirkt ist (‚‚verzogen von... .... 
nach ..... ); 

in den Fällen zu c der Termin, von welchem ab die Veran- 
lagung erfolgt ist (‚‚neu veranlagt für die Zeit vom .....“), 


in den Fällen zu d und f der Termin, von welchem ab die 
Steuer abgesetzt ist bzw. die anderweitige Veranlagung gilt 
(„abgesetzt für die Zeit vom... . .“, ‚„anderweit veranlagt 
für die Zeit vm..... ), 
in den Fällen zu e die Zeit, für welche die Nachsteuer fest- 
gesetzt ist (,,‚als Nachsteuer festgesetzt für die Zeit vom ... 
Dissen 2 “) zu vermerken. 
Im übrigen finden auf die Mitteilungen zu a bis f die oben unter 
1, b bis f und h gegebenen Anweisungen sinngemäß Anwendung. 


Ill. Mitunter werden Auskünfte über die verschiedenen Be- 
standteile des zur Einkommensteuer veranlagten Einkommens 
einzelner Steuerpflichtiger erforderlich sein, um die kirchlichen 
Organe zu einer den Vorschriften des Gesetzes entsprechenden 
Veranlagung in denjenigen Fällen instand zu setzen, in denen die 
staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte Grundlage 
der kirchlichen Steuerzuschläge bildet ($ 13 Abs. 1; s. oben zu 
V.B.). Derartige Auskünfte sind nur auf besonderes Ersuchen 
der kirchlichen Organe zu geben, in denen stets der Zweck er- 
wähnt sein muß, zu welchem die Mitteilung erbeten wird. 


IV. Zur Mitteilung der unter Il., 1 und 2 erwähnten Verzeich- 
nisse und Listen sind die Gemeinde- (Guts-) Vorstände, 
zurErledigung derzu IIl.erwähnten Ersuchendie Vorsitzenden 
der Veranlagungskommission ($ 34 des Einkommensteuer- 
gesetzes vom 24. Juni 1891) verpflichtet. 


ee ur 
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V. Die Mitteilung sämtlicher Unterlagen auf Grund des $ 18 
des Gesetzes erfolgt unentgeltlich. Das Porto für Postsendungen 
fällt den Kirchengemeinden (Gesamtverbänden) zur Last. Auch 
sind die Gemeinde- (Guts-) Vorstände befugt, für die von ihnen 
anzufertigenden Verzeichnisse und Listen den Ersatz der baren 
Auslagen an Material und Kopialien von den Kirchengemeinden 
(Gesamtverbänden) zu fordern. 


C. 


Gemäß $ 17 sind in denjenigen Fällen, in welchen die 
staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte Grund- 
lage der Steuerzuschläge bildet, und demgemäß der dem 
kirchlichen Zuschlage zugrunde zu legende Steuersatz von 
den kirchlichen Organen zu ermitteln ist ($13 Abs. I s. oben 
zu V.B.), die Kirchenvorstände (Ausschüsse usw.) zur 
Ausübung des in $63 Abs. 2 des Kommunalabgabenge- 
setzes vom 14. Juli 1893 festgestellten Fragerechts mit den 
in 88 63 Abs. 3 bis 5, 79 und 81 des genannten Gesetzes! 
ausgesprochenen Wirkungen ermächtigt. 


1 Die $$ 63 Abs. 2bis5, 79 und 81 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 lauten: 


863. 


pp. 2. Der Gemeindevorstand (Steuerausschuß) kann, soweit er 
nicht auf anderem Wege ($62) zur Kenntnis der für die Veranlagung 
maßgebenden Besteuerungsmerkmale gelangt ist, ermächtigt werden, 
von den Steuerpflichtigen hierüber binnen einer angemessenen Frist 
Auskunft zu erfordern. Die Aufforderung muß in jedem einzelnen 
Falle durch eine besondere, dem Steuerpflichtigen zuzustellende Zu- 
schrift erfolgen. 

3. Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung erstreckt sich nur 
auf die Beantwortung der bei der Aufforderung gestellten Fragen 
über bestimmte Tatsachen. Soweit essich um Schätzungen handelt, 
ist der Steuerpflichtige eine Erklärung abzugeben berechtigt, aber 
nicht verpflichtet. 

4. Wird die Auskunftserteilung beanstandet, so sind dem Steuer- 
pflichtigen vor der Veranlagung die Gründe der Beanstandung mit 
dem Anheimstellen mitzuteilen, hierüber binnen einer angemessenen 
Frist eine weitere Erklärung abzugeben. 

5. Die im Vorstehenden wegen der Steuerpflichtigen getroffenen 
Bestimmungen finden auf Bevollmächtigte und gesetzliche Vertreter 
der Steuerpflichtigen sinngemäße Anwendung. 
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Hiernach kann, soweit die Kenntnis der für die Ver- 
anlagung maßgebenden Besteuerungsmerkmale nicht auf 
anderem Wege erlangt wird (s. oben zu B.IIl.), von dem 
steuerpflichtigen Gemeindemitgliede in einer ihm zuzu- 
stellenden besonderen Zuschrift mittels Fragen über be- 
stimmte Tatsachen Auskunft binnen einer angemessenen 
Frist erfordert werden. Im Falle der Beanstandung der 
gegebenen Auskunft sind dem Steuerpflichtigen vor der 


$ 79. 


Wer in der Absicht der Steuerhinterziehung an zuständiger 
Stelle auf die an ihn gerichteten Fragen oder bei der Begründung 
eines Einspruchs unrichtige oder unvollständige Angaben macht, 
wird mit dem vier- bis zehnfachen Betrage der stattgehabten oder 
beabsichtigten Verkürzung, mindestens aber mit einer Geldstrafe 
von einhundert Mark bestraft. A 

Ist eine unrichtige oder unvollständige Angabe, welche geeignet 
ist, eine Verkürzung der Steuer herbeizuführen, zwar wissentlich, 
aber nicht in der Absicht der Steuerhinterziehung erfolgt, so tritt 
Geldstrafe von drei bis einhundert Mark ein. ; 

Straffrei bleibt, wer seine unrichtige oder unvollständige Angabe, 
bevor Anzeige erfolgt oder eine Untersuchung eingeleitet ist, an zu- 
ständiger Stelle berichtigt oder ergänzt und die vorenthaltene Steuer 
in der ihm gesetzten Frist entrichtet. 


881. 


Die auf Grund der $$ 79 und 80 festgesetzten, aber unbeitreib- 
lichen Geldstrafen sind nach Maßgabe der für Übertretungen 
geltenden Bestimmungen der $$ 28 und 29 des Strafgesetzbuches für 
das Deutsche Reich in Haft umzuwandeln. Din 

Die Untersuchung und Entscheidung in betreff der im $ 79 be- 
zeichneten strafbaren Handlungen steht dem Gerichte zu, wenn nicht 
der Beschuldigte die von dem Gemeindevorstande vorläufig fest- 
gesetzte Geldstrafe nebst den durch das Verfahren gegen ihn ent- 
standenen Kosten binnen einer ihm bekannt gemachten Frist frei- 
willig an die Gemeindekasse zahlt. € A 

Hat der Beschuldigte in Preußen keinen Wohnsitz, SO erfolgt 
das Einschreiten des Gerichts ohne vorläufige Festsetzung der Strafe 
durch den Gemeindevorstand. Dasselbe findet statt, wenn der Ge- 
meindevorstand aus sonstigen Gründen von der vorläufigen Fest- 
setzung der Strafe Abstand zu nehmen erklärt oder der Angeschul- 
digte hierauf verzichtet. j 

Bei Zuwiderhandlungen wegen der Verpflichtung zur Geheim- 
haltung ($ 80) findet nur das gerichtliche Strafverfahren statt. 
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Veranlagung die Gründe der Beanstandung mit dem An- 
heimstellen mitzuteilen, hierüber binnen einer angemesse- 
nen Frist eine weitere Erklärung abzugeben. 

Der befragte Steuerpflichtige bzw. sein Bevollmäch- 
tigter oder gesetzlicher Vertreter ist zur Auskunftsertei- 
lung über die ihm bezeichneten bestimmten Tatsachen, 
sofern es sich nicht lediglich um Schätzungen handelt, 
verpflichtet und wird strafbar, wenn er wissentlich unrich- 
tige oder unvollständige Angaben macht, welche geeignet 
sind, eine Verkürzung der Steuer herbeizuführen. 

Die Strafe besteht, falls die Absicht der Steuerhinter- 
ziehung vorgelegen hat, in dem vier- bis zehnfachen Be- 
trage der stattgehabten oder beabsichtigten Verkürzung, 
mindestens aber in einer Geldstrafe von 100 Mk.; falls die 
erwähnte Absicht nicht vorgelegen hat, in einer Geldstrafe 
von 3 bis 100 Mk. Doch bleibt straffrei, wer seine unrich- 
tige oder unvollständige Angabe, bevor Anzeige erfolgt oder 
eine Untersuchung eingeleitet ist, bei der kirchlichen Ver- 
anlagungsbehörde berichtigt oder ergänzt und die vorent- 
haltene Steuer in der ihm gesetzten Frist entrichtet. Die 
Untersuchung gilt als eingeleitet, sobald die Ermittelungen 
darüber begonnen haben, ob die gemachten Angaben richtig 
und vollständig sind. 

Die Geldstrafe kann von dem Kirchenvorstande (Aus- 
schusse pp.) nach vorangegangener Untersuchung und An- 
hörung des Beschuldigten vorläufig festgesetzt werden. 
Alsdann ist dem Beschuldigten die Zahlung der Strafe sowie 
der durch das Untersuchungsverfahren etwa entstandenen 
Kosten an die Kirchenkasse binnen einer bestimmt zu 
bezeichnenden (mindestens l4tägigen) Frist mittels eines 
mit vollständiger Begründung versehenen Bescheides und 
mit dem Hinzufügen aufzugeben, daß im Falle der Zah- 
lungsunterlassung die gerichtliche Untersuchung und Ent- 
scheidung herbeigeführt werden würde. Nach erfolglosem 
Ablaufe der Frist hat der Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) 
die Angelegenheit mit den entstandenen Akten der Staats- 
anwaltschaft zur Untersuchung vorzulegen. Dies hat zu 
geschehen, ohne daß eine vorläufige Straffestsetzung erfolgt, 
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wenn der Beschuldigte in Preußen keinen Wohnsitz mehr 
hat, oder wenn der Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) von 
der vorläufigen Straffestsetzung Abstand nehmen zu wollen 
erklärt, oder wenn der Beschuldigte auf diese Festsetzung 
verzichtet. 

Die in dem gerichtlichen Verfahren festgesetzte, aber 
unbeitreibliche Geldstrafe wird in Haft umgewandelt. 


D: 

Zur Ausführung der Umlagebeschlüsse und sonstiger 
Beschlüsse, welche nach dem Gesetze der Genehmigung der 
bischöflichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde unter- 
worfen sind, darf der Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) 
erst dann schreiten, wenn die Genehmigungen erteilt 
worden sind!. 

1. Der Genehmigung unterliegen: 

a) gemäß $ 1 Abs. 3 und $ 34 sämtliche Steuerbeschlüsse 
der Kirchengemeinden und Gesamtverbände, gleich- 
viel, welche Prozentsätze der Prinzipalsteuern erhoben 
werden sollen. L 

Zu den Steuerbeschlüssen im Sinne des $ I gehören 
auch Beschlüsse der Kirchengemeinden über die be- 
sondere Belastung einzelner Gemeindeteile ($ 12; s. oben 
zu V. G3); 

b)gemäß $ 15 Abs. 2 und $ 34 Vereinbarungen der 
Kirchengemeinden (Gesamtverbände) mit steuerpflich- 
tigen Mitgliedern, wonach von fabrikmäßigen Betrieben 
und Bergwerken an Stelle der Kirchensteuer in Form 
von Zuschlägen zur Staatseinkommensteuer und zur 
Gewerbesteuer ein für ein oder mehrere Jahre im voraus 
zu bestimmender fester jährlicher Steuerbeitrag zu ge- 
währen ist ($ 14; s. oben zu V.C. 4); 

c) gemäß $ 15 Abs. 2 und $ 34 Beschlüsse über die Frei- 
lassungoderverminderteHeranziehungeinzelner 


I In dem Ges. v. 24. Juli 1924 ($ 15) ist nicht erwähnt, daß die 


Beschlüsse des KV über die Umlagen genehmigungspflichtig sind, 
weil diese Pflicht im KStG ausgesprochen ist (vgl. Begründung zu 
$ 15). 
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Steuerpflichtiger für bestimmte Zeit ($ 15 Abs. 1; 
s.oben zu V.C. 5); 

d) gemäß $ 36 Abs. 2 und $ 34 Beschlüsse über die Er- 
hebung eines entsprechenden Geldbetrages im Wege 
der Kirchensteuer an Stelle von Hand- und Spann- 
diensten ($36 Abs. 1; s. oben zu II. C.). 


2. Die Genehmigung der bischöflichen Behörde hat der 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde voranzu- 
gehen. Demgemäß hat der Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) 
die Beschlüsse in beglaubigtem Auszuge aus dem Protokoll- 
buche ($$ 18 und 24 Abs. 4 des Gesetzes vom 20. Juni 1875!) 
unter Beifügung der zur Begründung erforderlichen Unter- 
lagen, bei Steuerbeschlüssen insbesondere des Etats, der 
bischöflichen Behörde so zeitig vorzulegen, daß die Er- 
hebung der Kirchensteuern nicht verzögert wird. 

3. Für die Erteilung oder Versagung der staatsaufsicht- 
lichen Genehmigung sind in dem Gesetze keine Weisungen 
gegeben. Demgemäß entscheidet das freie Ermessen der 
zuständigen Staatsbehörden. Hierbei ist jedoch zweierlei 
zu beachten. 

Verfassungsmäßig steht den Kirchengemeinden (Ge- 
samtverbänden) das Recht zu, ihre Angelegenheiten inner- 
halb der gesetzlichen Grenzen selbst zu verwalten. Hiermit 
sind der Staatsaufsicht gewisse Schranken gezogen. Die 
Staatsaufsicht über die Vermögensverwaltung einer Kor- 
poration des öffentlichen Rechts, als welche sich die Kirchen- 
gesellschaften in der staatlichen Rechtsordnung darstellen, 
hat den Zweck, zu verhüten, daß Gesetzwidriges oder dem 
allgemeinen Wohl Schädliches begangen wird, und dafür 
zu sorgen, daß das Vermögen, welches der dauernden Kor- 
poration gehört, nicht aber den zu einer Zeit vorhandenen 
Mitgliedern zu freier Verfügung steht, von Generation zu 
Generation erhalten bleibe. Die Grenze der Staatsaufsicht 
ist damit gegeben. Wo nichts Gesetzwidriges oder dem all- 
gemeinen Wohle Schädliches erscheint, wo eine die Zukunft 
der Korporation nicht gefährdende Vermögensverwaltung 





1 Ges. v. 24. Juli 1924 $ 13 Abs. 4. 
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geführt wird, hat der Staat sich nicht einzumischen, nicht 
vom Standpunkt einer sog. Zweckmäßigkeit in die Ver- 
waltung einzugreifen, zu gebieten oder zu verbieten. 

Andererseits sind die Mitglieder der Kirchengemeinden 
zugleich Bürger des Staates, von deren geringerer oder 
größerer Leistungsfähigkeit die Erfüllung der dem Staate 
obliegenden Aufgaben und damit die Art und Weise seiner 
eigenen Existenz abhängt. Die Aufsicht des Staates kann 
daher, soweit es sich um die kirchliche Inanspruchnahme 
der Steuerkraft handelt, nicht lediglich durch die Rück- 
sichtnahme auf die kirchlichen Interessen bestimmt, sondern 
muß wesentlich durch die Pflicht gegen sich selbst und 
gegen seine Bürger beeinflußt werden, deren Leistungs- 
fähigkeit auch vor nur vorübergehender Beeinträchtigung 
zu schützen, zumal wenn der Staat für die kirchliche Be- 
steuerung seine Vollziehungsgewalt zur Verfügung stellt 
und sonach die Mitverantwortung für die Handhabung des 
kirchlichen Steuerrechts übernimmt. 

Hiernach hat sich die der Entscheidung über die Ge- 
nehmigung voranzustellende Prüfung im wesentlichen auf 
folgende Punkte zu erstrecken: 

a) in formeller Hinsicht, ob die Beschlüsse nach Maß- 
gabe der hierüber bestehenden gesetzlichen, bzw. für Ge- 
samtverbände nach Maßgabe der in den Regulativen ge- 
gebenen Vorschriften 

— $$ 16, 17, 22, 24 des Gesetzes vom 20. Juni 1875; jetzt 
$ 12 ff. des Ges. vom 24. Juli 1924. — $8 5, 7 des Gesetzes vom 

29. Mai 1903 — 
ordnungsmäßig zustande gekommen sind; 

b) in materieller Hinsicht, ob die Beschlüsse den Vor- 
schriften des Gesetzes ($$ 1, 9 bis 12, 14 bis 16, 19 Abs. 6 und 
36) sowie den hierzu gegebenen Ausführungsanweisungen 
entsprechen; 

c) ob nicht eine übermäßige, mit der Leistungsfähigkeit 
der Steuerpflichtigen und mit den Interessen des Staates 
unvereinbare Belastung der Kirchengemeinde bzw. ein- 
zelner Teile derselben in den Fällen oben zu la u. d, der 
übrigen Steuerzahler in den Fällen oben zu Ib u. c eintritt. 
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Was insbesondere die Frage des Bedürfnisses anlangt 
($ 1), so sind, da das Gesetz allgemeine Festsetzungen in 
dieser Beziehung nicht enthält, die Einzelfälle, sofern Zweifel 
entstehen, nach Maßgabe aller in Betracht kommenden Um- 
stände für sich zu prüfen, Beanstandungen aber tunlichst 
insbesondere dann zu unterlassen, wenn die geplante Auf- 
wendung von den kirchlichen Organen mit überwiegender 
Mehrheit beschlossen ist und von der kirchlichen Aufsichts- 
behörde als Bedürfnis bezeichnet wird, auch begründete 
Zweifel an der Leistungsfähigkeit der Kirchengemeinde nicht 
bestehen. 

Die erforderlichen Unterlagen zur Prüfung der Beschlüsse 
werden in der Regel aus den Beschlüssen selbst, den Be- 
gleitberichten und deren Beilagen, welche den Staats- 
behörden durch die kirchlichen Aufsichtsbehörden zugehen 
werden, zu entnehmen sein. Es steht nichts im Wege, noch 
weitere Aufklärungen und Äußerungen der kirchlichen Or- 
gane und der nachgeordneten staatlichen oder Gemeinde- 
behörden herbeizuführen. Etwaige Bedenken gegen die 
Genehmigung sind jedoch vor endgültiger Entscheidung 
stets bei den kirchlichen Aufsichtsbehörden mit dem Ziele 
einer Verständigung zur Sprache zu bringen. 

Nach erteilter Genehmigung, welche in urkundlicher 
Form unter den Beschlüssen zu vermerken ist, sind die Be- 
schlüsse nebst Unterlagen den kirchlichen Gemeindeorganen 
durch Vermittelung der bischöflichen Behörde zurückzu- 

eben. 
: Die in den $$ 52 bis 54 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 fest- 


gestellten Rechte der staatlichen Aufsichtsbehörde bleiben un- 
berührt!. 


4. Zuständig für die Erteilung der Genehmigung sind 
gemäß $38 und der Allerhöchsten Verordnung vom 23. 
März 1906 (Ges.-Samml. S. 56) 

a) hinsichtlich sämtlicher Beschlüsse (s. oben 
unter 1) der Kirchengemeinden und der Gesamtverbände, 
mit Ausnahme der unten zu b erwähnten, der Re- 
gierungspräsident, in dessen Bezirk die Kirchengemeinden 


2. Ges. v.24. Juli 1924 $ 16 S.314. 
a ae 
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oder die Gesamtverbände ihren Sitz haben, in Berlin der 
Polizeipräsident; 

b) hinsichtlich der Steuerbeschlüsse (s. oben unter 
l a) der Gesamtverbände, sofern die Umlage, abgesehen von 
den nach Maßgabe des Gesetzes, betreffend die Bildung 
kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische 
Pfarrgemeinden, vom 29. Mai 1903 für die Zwecke des Diö- 
zesanhilfsfonds und von den für die Zwecke sonstiger, auf 
Grund staatsgesetzlicher Ermächtigung gebildeterDiözesan- 
fonds aufzubringenden Beträgen, zehn Prozent der von den 
pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu ent- 
richtenden Einkommensteuer übersteigt, der Oberpräsident. 

Gegen die Verfügung der Regierungspräsidenten und 
des Polizeipräsidenten zu Berlin im Falle zu a findet die 
Beschwerde an den Oberpräsidenten statt, welcher end- 
gültig beschließt, gegen die Verfügungen des Oberpräsi- 
denten im Falle zu b geht die Beschwerde an den Minister 
der geistlichen pp. Angelegenheiten. 


E: 


Die Einziehung der Kirchensteuer ist durch eine 
vom Kirchenvorstande (Ausschusse pp.) aufzustellende 
Heberolle (Steuerliste) vorzubereiten. In letzterer sind 
die Namen aller umlagepflichtigen Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde einzeln aufzuführen und die der Umlage zugrunde 
liegenden staatlichen Steuersätze, wie die danach berech- 
neten Umlagebeträge sowohl bei jedem Verpflichteten in 
entsprechenden Spalten des Formulars, als auch im ganzen 
in den auf jeder Seite und am Schlusse zu ziehenden Summen 
anzugeben. Weitere Spalten sind für den späteren Vermerk 
der Zahlung bzw. des Rückstandes und etwaiger Stundung 
oder Niederschlagung offen zu lassen!. 

Über die Zugänge im Laufe des Steuerjahres ist eine be- 
sondere Liste mit der gleichen Einrichtung zu führen. 

Eine Offenlegung der Heberolle (Steuerliste) findet nicht 
mehr statt. 


1 vgl. jetzt unten C I Nr. 4 S. 264. 
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F- 


Die Erhebung der Kirchensteuer ist, nachdem der 
Umlagebeschluß die kirchenaufsichtliche und staatliche 
Genehmigung gefunden hat, seitens des Kirchenvorstandes 
(Ausschusses pp.) durch eine in ortsüblicher Weise zu be- 
wirkende Veröffentlichung der Prozentsätze be- 
kannt zu machen. Bei außerordentlichen Umlagen ($ 19 
Abs. 6) sind auch die Einziehungstermine bekannt zu ma- 
chen. In Ermangelung eines Ortsbrauchs ist die Art der Ver- 
öffentlichung durch Beschluß des Kirchenvorstandes (Aus- 
schusses pp.) zu regeln. In denjenigen Fällen, in denen die 
staatlich veranlagte Steuer nicht dieunveränderte Grundlage 
der Steuerzuschläge bildet, sowie bei Zugängen im Laufe des 
Jahres badarf es besonderer verschlossener Mitteilung. 

Dem Kirchenpatron ist von seiner Veranlagungin 
jedem Falle durch besondere verschlossene Mit- 
teilung Kenntnis zu geben, und hierbei mit Rücksicht 
auf die Vorschrift des $ 6 ersichtlich zu machen, zu welchem 
Zwecke die Steuer vom ihm erfordert wird. 

Die bischöfliche sowie die staatliche Aufsichtsbehörde 
(Regierungspräsident bzw. Polizeipräsident — Verordnung 
vom 23. März 1906 — Gesetz-Samml. S. 56 — Art. II) 
kann die Bekanntmachung der zu erhebenden Prozent- 
sätze und des Kirchensteuersatzes (des veranlagten Kirchen- 
steuerbetrages) an alle Steuerpflichtige durch besondere 
verschlossene Mitteilung anordnen. Die Verbindung der 
Zahlungsaufforderung (siehe unten zu G letzter Abs.) mit 
dieser Bekanntmachung ist zulässig und je nach Umständen 
zu empfehlen. 

Hat eine besondere Mitteilung zu erfolgen, so ist 
ihre Zustellung nach Maßgabe des Art. 28 der zur Ver- 
ordnung vom 15. November 1899 (Gesetz-Samml. S. 545), 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei- 
treibung von Geldbeträgen, erlassenen Ausführungsan- 
weisung vom 28. November 1899 (Zentralblatt der Ab- 
gaben-Gesetzgebung und Verwaltung 1900, S. 44!) inner- 


1 Abgedruckt in den Amtsblättern der Regierungen. 
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halb Preußens durch einen öffentlichen Beamten oder durch 
die Post unter Bescheinigung der Behändigung auszuführen 
(vereinfachte Zustellung). Der Aufnahme einer formellen 
Zustellungsurkunde bedarf es nicht; es genügt eine Be- 
scheinigung des öffentlichen Beamten, welche Ort und Zeit 
der Zustellung, die Bezeichnung des zugestellten Schrift- 
stücks, die Person, an welche es übergeben ist, sowie die 
Unterschrift des Beamten enthalten muß. Diese Bescheini- 
gungen können für eine Mehrzahl von Personen tabellarisch 
zusammengefaßt werden. Zustellungen außerhalb Preu- 
ßens sind in der Regel mittels eingeschriebenen Briefes 
gegen einen zu den Akten zurückzugebenden Empfangs- 
schein zu bewirken. 


G. 


Nach kirchenaufsichtlicher und staatlicher Geneh- 
migung des Umlagebeschlusses und nach erfolgter Be- 
kanntmachung der Prozentsätze (s. oben zu F Abs. I) 
ist die Steuer in den ersten 8 Tagen eines jeden 
Kalendervierteljahres zu entrichten. Der Kirchenvor- 
stand (Ausschuß pp.) ist befugt, durch Beschluß eine halb- 
jährliche und falls nicht mehr als 20% der Staatsein- 
kommensteuer zu erheben sind, eine jährliche Hebeperiode 
festzusetzen. Durch die gleichzeitige Heranziehung der 
Realsteuern als Grundlage der Kirchensteuer wird die Fest- 
setzung einer jährlichen Hebeperiode nicht ausgeschlossen. 

Die durch $ 19 Abs. 5 ferner zugelassene Verbindung 
der Hebung der Kirchensteuer mit der Einziehung 
der Staats- und Kommunalsteuern und eine ent- 
sprechende Vereinbarung mit der Gemeindebehörde wird 
sich vielfach empfehlen, da nach $ 62 des Einkommensteuer- 
gesetzes! die Staatseinkommensteuer in der ersten Hälfte des 
zweiten Monats eines Vierteljahres an die Empfangsstelle ab- 
zuführen ist und gemäß $ 66 des K.-A.-G. bzw. Art 43 
Ziffer 2 der dazu ergangenen Ausführungs-Anweisung vom 
10. Mai 1894 die Kommunalsteuern in der Regel zu den 
gleichen Terminen abgeführt werden. Die Einziehung 


1 jetzt $ 95 REStG v. 15. 8. 1925. 
ur Dir 
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selbst findet auf Grund einer vorher ergangenen oder 
spätestens gleichzeitig erfolgenden Zahlungsauf- 
forderung statt, in welcher der von dem Pflichtigen zu 
entrichtende Steuerbetrag, sowie Ort und Stunde der Zah- 
lung angegeben sein müssen. Die Zahlungsaufforderung ist, 
wenn sie schriftlich geschieht, verschlossen zuzustellen. 
Für die Zustellung gelten die unter VI F. erwähnten Vor- 
schriften. Auch die etwaige mündliche Zahlungsauffor- 
derung ist in genügender Weise zu bescheinigen. 


VII. Rechtsweg und Rechtsmittel. 


(88 21 bis 29.) 


Der ordentliche Rechtsweg gegen die Heranziehung 
zu einer gemäß $ I genehmigten Kirchensteuer ist fortan 
nur in den Fällen der $$ 9 und 10 des Gesetzes vom 24. Mai 
1861 (Gesetz-Sammil. S. 241) zugelassen ($ 29), nämlich nur 
insoweit als: 

a) auf Grund der Behauptung, daß die einzelne Forderung 
bereits früher getilgt oder verjährt sei, die Klage auf 
Erstattung des Gezahlten angestellt werden kann, 
jedoch bei Verlust des Klagerechts nur binnen spä- 
testens 6 Monaten nach erfolgter Beitreibung oder 
geleisteter Zahlung, 

b) der Herangezogene behauptet, daß die geforderte 
Steuer keine öffentliche Abgabe sei, sondern auf einem 
aufgehobenen privatrechtlichen Fundamente, ins- 
besondere auf einem früheren gutsherrlichen, schutz- 
herrlichen oder grundherrlichen Verhältnisse beruhe. 
Soweit die Anstellung von Klagen vor den ordentlichen 

Gerichten in anderen Fällen zur Kenntnis der Regierungen 

kommt, haben sie rechtzeitig über die Erhebung des Kom- 

petenzkonflikts Beschluß zu fassen. 

Im übrigen findet ein besonderes Verfahren statt 
auf Grund Einspruchs ($$ 21, 22), Verteilungsan- 
trages (88 24, 25, 26), Beschwerde ($$ 23, 26), Klage 


($ 27). 
SE DIS 
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Durch die Einlegung der Rechtsmittel wird die Ver- 
pflichtung zur Zahlung der veranlagten Kirchensteuer nicht 
aufgehoben ($ 28), somit auch die Vollstreckung im Ver- 
waltungszwangsverfahren (s. unten zu VIII) nicht gehemmt, 
es sei denn, daß die Staatsbehörde 

— Regierungs-Präsident (Polizei-Präsident), gege- 

benenfalls Ober-Präsident (Verordnung vom 23. März 

1906, Gesetz-Samml. S. 56 Art II) — 
nach Erhebung der Beschwerde oder Stellung des Vertei- 
lungsantrages oder Anstellung der Klage die vorläufige 
Aussetzung der Vollstreckung anordnet ($ 28 Abs. 2). 


A. Einspruch. 


Dem Steuerpflichtigen steht gegen die Heranziehung 
binnen einer Ausschlußfrist von 4 Wochen vom Tage 
der Zahlungsaufforderung ab der Einspruch zu. Falls der 
Steuerbetrag in mehreren, etwa in vierteljährlichen Raten 
zu entrichten ist, beginnt die Frist mit der erstmaligen 
Zahlungsaufforderung für den ganzen Steuerbetrag des 
Rechnungsjahres.. Durch die späteren Zahlungsauffor- 
derungen wird der Lauf einer neuen Einspruchsfrist nicht 
begründet. 

Der Einspruch gegen die Veranlagung zur Kirchen- 
steuer ist zulässig in den Fällen, in welchen gegen die Her- 
anziehung das Rechtsmittel nicht zu ergreifen war, wie bei 
Rückforderung von Steuern wegen Aufgabe des Wohnsitzes, 
bei Herabsetzung des der Kirchensteuer zugrunde liegenden 
Prinzipalsteuersatzes. Der Natur der Sache nach ist dieser 
Einspruch an die obengenannte Frist nicht gebunden. 

Der Einspruch gegen die Heranziehung bzw. Ver- 
anlagung zur Kirchensteuer ist beim Kirchenvorstand 
(Ausschuß pp.) einzulegen. 

Einsprüche, welche sich gegen die der Kirchensteuer zu- 
grunde liegende staatliche Veranlagung richten, sind un- 
zulässig. 

Die durch Beschluß des Kirchenvorstandes (Ausschusses 
pp.) getroffene Entscheidung über den Einspruch ist dem 
Steuerpflichtigen schriftlich unter Mitteilung der Gründe 
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zuzustellen. In der Entscheidung sind gegebenenfalls 
auch die vom Steuerpflichtigen etwa zu erstattenden Kosten 
der durch seinen Einspruch veranlaßten Ermittelungen 
festzusetzen (s. unten zu IX). 

Wegen der Zustellung s. zu VI F. 

S. auch unten zu F. 

Die oben zu VI C. erwähnten Bestimmungen hinsicht- 
lich der Strafen und des Verfahrens greifen auch Platz, 
wenn bei der Begründung eines Einspruches unrichtige oder 
unvollständige Angaben gemacht werden, welche geeignet 
sind, eine Verkürzung der Steuer herbeizuführen. In 
solchen Fällen ist mit der Strafverfolgung seitens der kirch- 
lichen Veranlagungsbehörde erst dann zu beginnen, wenn 
das Einspruchsverfahren durch rechtskräftige Entscheidung 
erledigt ist. 


B. Verteilungsantrag. 


Der nach $ 24 an Stelle des Einspruchs zulässige Antrag 
auf Verteilung kirchensteuerpflichtigen Ein- 
kommens auf eine Mehrzahl steuerberechtigter 
Kirchengemeinden (vgl. oben zu III D.) setzt ein Zu- 
sammentreffen von mindestens zwei preußischen Kirchen- 
gemeinden oder Gesamtverbänden voraus, wird aber da- 
durch nicht ausgeschlossen, daß außerdem noch eine oder 
mehrere Kirchengemeinden außerhalb Preußens beteiligt 
sind. Der Antrag steht nur dem Steuerpflichtigen, nicht 
auch den beteiligten Gemeinden (Gesamtverbänden) zu. 

Der Antrag ist binnen einer Frist von 4 Wochen, welche 
mit dem ersten Tage nach erfolgter Aufforderung zur Zah- 
lung der Steuer seitens einer zweiten oder einer weiteren, 
eine Steuerforderung erhebenden Kirchengemeinde (Ge- 
samtverband) beginnt, nach Wahl des Steuerpflichtigen 
an die bischöfliche Behörde zu richten, in deren Bezirk eine 
der beteiligten (im Geltungsbereiche des Gesetzes befind- 
lichen) Kirchengemeinden (Gesamtverbände) ihren Sitz 
hat. Etwaige Nachtragsanträge infolge weiter noch her- 
vortretender Veranlagungen sind bei derselben bischöf- 
lichen Behörde anzubringen. 
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Der Antrag beseitigt die früheren Einsprüche, welche 
gegen eine der mit ihm angefochtenen Veranlagungen bzw. 
Heranziehungen gerichtet waren, und macht die letzteren 
auch dann streitig, wenn sie innerhalb der gesetzlichen Frist 
durch Einspruch nicht angefochten worden sind. 

Der Antrag und jeder weitere Nachtragsantrag ist 
seitens der bischöflichen Behörde mit ihrer Außerung der- 
jenigen Staatsbehörde zur Beschlußfassung vorzulegen, in 
deren Bezirk diejenige Kirchengemeinde (Gesamtverband) 
im Geltungsbereiche des Gesetzes ihren Sitz hat, deren 
Zahlungsaufforderung dem Steuerpflichtigen ausweislich 
seines (ersten) Antrags zuerst zugegangen ist. Läßt der 
Antrag eine sichere Angabe hierüber vermissen, so wird die 
bischöfliche Behörde eine entsprechende Erklärung des 
Steuerpflichtigen unter dem Bemerken einfordern, daß 
beim Ausbleiben der Erklärung auf den Antrag nichts ver- 
anlaßt werden könne. 

Vor der Beschlußfassung sind die beteiligten Kirchen- 
gemeinden (Gesamtverbände) im Geltungsbereiche des 
Gesetzes und die übrigen beteiligten bischöflichen Behörden, 
soweit sie über Kirchengemeinden (Gesamtverbände) im 
BO UNESRELSSE dieses Gesetzes die Aufsicht führen, zu 

ören. 

Der Beschluß hat zwar nur die Verteilung des steuer- 
pflichtigen Einkommens auf die mehreren eine Steuer- 
forderung erhebenden Kirchengemeinden (Gesamtverbände) 
im Geltungsbereiche des Gesetzes zum Gegenstande, 
hat aber auch die etwaigen Heranziehungen seitens der 
Kirchengemeinden außerhalb dieses Bereichs zu berück- 
sichtigen, soweit sie von dem Steuerpflichtigen geltend 
gemacht werden und nach den Vorschriften des Gesetzes 
in Betracht kommen. 

S. auch unten zuD und F. 


C. Beschwerde, 


1. Gegen die Entscheidungen der kirchlichen Organe 
über Einsprüche gegen die Heranziehung oder Veranlagung 
zur Kirchensteuer einschließlich der Entscheidung über 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 16 


u — 


Sammlung wichtiger Gesetze und Erlasse. 





Kosten steht dem Steuerpflichtigen die Beschwerde offen, 

welche binnen einer mit dem ersten Tage nach erfolgter 

Zustellung der Entscheidung beginnenden Frist von 4 

Wochen bei der bischöflichen Behörde einzulegen ist, in 

deren Bezirk die steuerfordernde Kirchengemeinde (Ge- 

samtverband) ihren Sitz hat. 

Die bischöfliche Behörde legt die Beschwerde mit ihrer 
Äußerung der Staatsbehörde vor, in deren Bezirk die steuer- 
fordernde Gemeinde (Gesamtverband) ihren Sitz hat. 

2. Gemäß $23 Abs. 3 ist den Beschwerden von Ange- 
hörigen eines außerdeutschen Staates über die Heranziehung 
zur Kirchensteuer, welche damit begründet werden, daß 
für sie in dem Bezirke der Kirchengemeinde (Gesamtver- 
bandes) oder in deren nächster Nachbarschaft besondere, 
nicht von der betreffenden Kirchengemeinde (Gesamtver- 
band) unterhaltene gottesdienstliche Veranstaltungen be- 
stehen, stattzugeben, sofern 

a) diese Behauptung zutrifft, und 

b) nach einer in der Gesetz-Sammlung veröffentlichten 
Bekanntmachung des Staatsministeriums in dem aus- 
wärtigen Staate die Gegenseitigkeit verbürgt ist, und 

c) der Beschwerdeführer nicht der Kirchengemeinde 
(Gesamtverband) gegenüber die Erklärung abgegeben hat, 
daß er zu deren kirchlichen Lasten beitragen wolle. 

Ob diese Voraussetzungen vorliegen, ist in jedem Falle 
von Amts wegen nach Maßgabe folgender Gesichtspunkte 
zu prüfen: 

«) Ausländer im Sinne dieser Bestimmung ist eine Person 
nicht, wenn sie neben der Staatsangehörigkeit in einem 
außerdeutschen Staate zugleich die deutsche Reichs- 
angehörigkeit besitzt. 

ß) Als „für sie‘“ bestehend sind nur katholische gottes- 
dienstliche Veranstaltungen anzusehen, nicht dagegen 
beliebige andere, von fremden Konfessionsgemein- 
schaften getroffene Einrichtungen, auch wenn die 
Ausländer tatsächlich von ihnen Gebrauch machen. 

Im Zweifelsfalle ist hierüber bei der bischöflichen 

Behörde anzufragen. 
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y) Von wem die Veranstaltungen unterhalten werden, ist 
gleichgültig, sofern nur feststeht, daß dies nicht seitens 
der steuererhebenden Kirchengemeinde oder des 
steuererhebenden Gesamtverbandes bzw. einer zu 
diesem gehörenden Kirchengemeinde geschieht. 

ö) In der „nächsten Nachbarschaft“ befindet sich die Ver- 
anstaltung dann, wenn dem im Bezirke der Kirchen- 
gemeinde (Gesamtverband) wohnenden Ausländer 
durch.die ihm zur Verfügung stehenden Verkehrsmittel 
die Benutzung der Veranstaltung in einem nach allge- 
meiner Anschauung dem religiösen Bedürfnisse ent- 
sprechenden Maße möglich ist. Hieraus ergibt sich 
auch, daß nur solche Veranstaltungen in Betracht 
kommen können, welche auf eine gewisse Dauer be- 
rechnet sind, nicht dagegen z. B. vereinzelt und un- 
regelmäßig abgehaltene Gottesdienste. 


e) Wenn es sich um die Heranziehung zu den Steuern 
eines Gesamtverbandes handelt, so ist die oben zu c 
erwähnte Voraussetzung der Befreiung nicht vorhanden, 
wenn die Erklärung gegenüber dem Gesamtverbande 
oder gegenüber einer diesem Verbande angehörigen 
Kirchengemeinde abgegeben worden ist. 

Im übrigen ist auch die Beschwerde auf Grund des 
$23 Abs. 3 nur zulässig, sofern vorher ein Einspruchs- 
bescheid ergangen ist. Es kommt aber nicht darauf 
an, ob die hier zu berücksichtigenden Befreiungs 
gründe bereits im Einspruche geltend gemacht worden 
sind. 

Von der Befugnis des $ 28 Abs. 2, die vorläufige 
Aussetzung der Vollstreckung anzuordnen, ist bei 
Eingang einer Beschwerde auf Grund des $ 23 Abs. 3 
in der Regel Gebrauch zu machen. 

S. auch unten zu E. am Schluß. 

3. Vor jeder Entscheidung ist die beteiligte Kirchen- 
gemeinde (Gesamtverband) zu hören. 
S. auch unten zu D und F. 
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D. Gemeinschaftliche Bestimmungen über das 
Verfahren auf Verteilungsantrag und Beschwerde. 


l. Im Falle des $26 ist die Beschwerde zunächst der 
zuständigen bischöflichen Behörde, der Antrag einer der 
beteiligten bischöflichen Behörden vorzulegen, welche 
letztere zwar hierdurch für weiter etwa noch hervortre- 
tende Veranlagungen nicht zuständig wird, da sienicht von 
dem Steuerpflichtigen selbst gewählt ist. Doch wird sie, um 
Schädigungen des Steuerpflichtigen tunlichst zu vermeiden, 
diesem alsbald entsprechende Nachricht mit dem Anheim- 
stellen zukommen lassen, weitere Anträge ihr vorzulegen. 

2. Die Anhörung der beteiligten Kirchengemeinden 
(Gesamtverbände) erfolgt durch Anhörung der zu ihrer 
Vertretung in vermögensrechtlicher Beziehung befugten 
Organe (Kirchenvorstand, Ausschuß pp.). Der Vorschrift 
ist genügt, wenn bereits die bischöfliche Behörde eine 
Äußerung über den Antrag oder die Beschwerde herbei- 
geführt und mit vorgelegt hat, und diese Äußerung bei der 
Entscheidung (Beschluß) berücksichtigt wird. Daß die 
Anhörung der beteiligten Kirchengemeinden (Gesamtver- 
bände) und bischöflichen Behörden stattgefunden .hat, 
ist in der Entscheidung (Beschluß) zu erwähnen. 

3. In jedem Falle muß aus der Vorlage der bischöf- 
lichen Behörde bei der Staatsbehörde mit Sicherheit er- 
hellen, wann der Antrag oder die Beschwerde bei der 
bischöflichen Behörde eingegangen ist. Über die Unzulässig- 
keit des Antrages oder der Beschwerde wegen Fristver- 
säumnis steht die Entscheidung nur der Staatsbehörde zu, 

4. Die Entscheidungen und Beschlüsse ergehen kosten- 
frei. Das Porto ist, soweit Sendungen an Kirchengemeinden 
(Gesamtverbände) und Steuerpflichtige erfolgen, von dem 
Empfänger zu tragen. 

5. Entscheidungen und Beschlüsse sind mit Gründen 
zu versehen und den beteiligten Kirchengemeinden (Ge- 
samtverbänden) und Steuerpflichtigen zuzustellen. Dabei 
ist auf die Beschaffung von Beweismitteln für die bewirkte 
Zustellung Sorge zu tragen. 
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Die beteiligten bischöflichen Behörden erhalten Ab- 
schrift der Entscheidungen und Beschlüsse. 

6. Zuständig zur Entscheidung und Beschlußfassung 
ist gemäß der Verordnung vom 23. März 1906 (Gesetz- 
Sammlung S. 56) der Regierungspräsident, in Berlin der 
Polizeipräsident. 


E. Klage. 


Auf die gegen die Entscheidungen und Beschlüsse der 
Staatsbehörden (s. oben B., C., D.) sowohl den Steuer- 
pflichtigen als auch den beteiligten Kirchengemeinden (Ge- 
samtverbänden) zugelassene Klage beidemOberverwaltungs- 
gerichte finden die allgemeinen Vorschriften des Landesver- 
waltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 (Gesetz-Sammil. S. 195) 
Anwendung. 

Die Klage ist schriftlich bei dem Oberverwaltungsgericht 
einzureichen. 

In der Klage ist ein bestimmter Antrag zu stellen und 
sind die Person des Beklagten, der Gegenstand des An- 
spruchs sowie die den Antrag begründenden Tatsachen 
genau zu bezeichnen. 

Die Klage ist zu richten gegen den Steuerpflichtigen, 
wenn sie von einer Kirchengemeinde (Gesamtverband) 
angestellt wird, gegen die steuerfordernde Kirchengemeinde 
(Gesamtverband), wenn der Steuerpflichtige klagt. Wird 
der auf einen Verteilungsantrag ergangene Beschluß ange- 
fochten, so richtet sich die Klage gegen sämtliche Beteiligte, 
deren Teilverhältnis durch den vom Kläger erfolgten An- 
spruch berührt wird. 

Die Klage kann nur darauf gestützt werden: 

1. daß die angefochtene Entscheidung oder der ange- 
fochtene Beschluß auf der Nichtanwendung oder auf der 
unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts, insbe- 
sondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zu- 
ständigkeit erlassenen Verordnungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide. 

In der Klage ist anzugeben, worin die behauptete Nicht- 
anwendung oder unrichtige Anwendung des bestehenden 
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Rechts, oder worin die behaupteten Mängel des Verfahrens 
gefunden werden. 

Gegen eine Entscheidung auf Beschwerden von An- 
gehörigen eines außerdeutschen Staates (s. oben zu C 2) 
findet — jedoch nur soweit es sich um die in $ 23 Abs. 3 
genannten Befreiungsgründe handelt — gemäß $ 27 Abs. 4 
nicht die Klage, sondern nur eine weitere Beschwerde an 
den Oberpräsidenten statt (Verordnung vom 23. März 1906 
— Gesetz-Samml. S. 56. — Art. II —). 


F. Fristen. 


Gemäß $ 31 finden auf das Rechtsmittelverfahren die 
Vorschriften in $94 des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893! Anwendung, wonach alle in dem Gesetze vor- 
geschriebenen Fristen Ausschlußfristen sind, bei deren 
Berechnung der Tag der Zustellung (Aufforderung — $ 21 
Abs. 2, 19 Abs. 7, 25) nicht mitgezählt wird, während im 
übrigen für den Beginn und die Berechnung der Fristen die 
bürgerlichen Prozeßgesetze maßgebend sind. 

Die Wahrung der Fristen ist überall von Amts wegen zu 
prüfen. 


VII. Zwangsvollstreckung. 
($ 20.) 


Die Zwangsvollstreckung wegen einer gemäß $1 ge- 
nehmigten Kirchensteuer erfolgt nach den Vorschriften 
über das Zwangsverwaltungsverfahren 

— Verordnung vom 15. November 1899 (Gesetz- 

Samml. S. 545) nebst Ausführungsanweisung dazu 

vom 28. Nov. 1899 — 
auf Ersuchen der zuständigen kirchlichen Gemeindeorgane 


1 894 des Kommunalabgabengesetzes lautet: 

Alle in dem gegenwärtigen Gesetze vorgeschriebenen Fristen sind 
Ausschlußfristen. Die Fristen beginnen, soweit in diesem Gesetze 
nichts anderes bestimmt ist, mit der Zustellung des Beschlusses oder 
der sonstigen Anordnung. Der Tag der Zustellung wird nicht mit- 
gerechnet. Im übrigen sind für den Beginn und die Berechnung der 
Fristen die bürgerlichen Prozeßgesetze maßgebend. 
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durch die staatlichen Vollstreckungsbehörden oder, soweit 
die Einziehung der Staatssteuern durch kommunale Voll- 
streckungsbehörden erfolgt, durch diese. 

Die Vollstreckbarkeitserklärung der Heberolle findet 
nicht mehr statt. 

A. Zuständig für das Ersuchen um Zwangsvollstreckung 
ist die kirchliche Veranlagungsbehörde (oben unten VI. A). 

B. Durch Königliche Verordnung vom 22. Januar 1894 (Gesetz- 
Samml. S.5) ist den Gemeinden und Gutsbezirken die Verpflichtung 
auferlegt, in ihren Bezirken die Einzelerhebung der sämtlichen 
direkten Staatssteuern zu bewirken. Demgemäß kommen für die 
Vollstreckung von Kirchensteuern staatliche Vollstreckungsbehörden 
gegenwärtig nicht in Betracht. Das Ersuchen ist vielmehr stets 
an den Vorstand bzw. an den selbständigen Erhebungsbeamten 
(Art. 9 Abs. 2 der Anweisung vom 29. Nov. 1899) der politischen 
(Stadt- oder Land-) Gemeinde oder des Gutsbezirks zu richten, 
in welchem der Steuerpflichtige zur Zeit des Ersuchens seinen 
Wohnsitz hat!. 

C. Der Zwangsvollstreckung unterliegen: 

l. die Steuern, Nachsteuern und nachträglichen Zu- 
schläge — s. unten zu X. A.—D. —, welche auf Grund der 
für das laufende Rechnungsjahr ($9 Abs. I und $ 19 
Abs. 6) oder der für frühere Rechnungsjahre geneh- 
migten Umlagebeschlüsse von der kirchlichen Veran- 
lagungsbehörde umgelegt bzw. festgesetzt sind, sofern nicht 
Verjährung — s. unten zu XI. — eingetreten ist; 

2. die in der Entscheidung über den Einspruch gegen 
den Steuerpflichtigen festgesetzten Kosten (s. unten zu IX.). 

Dies gilt jedoch nur für Kirchensteuern, deren Erhebung 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes, d. h. in der Zeit seit 
dem 1. April 1906 beschlossen und genehmigt worden ist. 
Inwieweit und in welcher Weise die Zwangsvollstreckung 
für die vor diesem Zeitpunkte umgelegten Kirchensteuern, 
auch soweit es sich um Nachforderungen handelt, stattzu- 
finden hat, bestimmt sich nach dem bisherigen Recht. 

D. Dem Ersuchen um Zwangsvollstreckung, welches die 
Stelle bezeichnen muß, an welche die eingezogenen Beträge 
abgeführt werden sollen, sind beizufügen: 


! Die Beitreibung der Steuer kann durch die Finanzämter 
geschehen (s. u.C. I Nr. 4 Abs. 4 S. 266). 
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I. der oder die Umlagebeschlüsse nebst Genehmigungs- 
vermerk der staatlichen Aufsichtsbehörde bzw. die behörd- 
liche Anordnung (s. unten zu XIII.) in Urschrift oder in 
Abschrift, welche von dem Vorsitzenden des Kirchen- 
vorstandes (Ausschusses pp.) unter Beidrückung des Amts- 
siegels beglaubigt sein muß; 

2. eine Liste der mit der Steuerzahlung in Rückstand 
gebliebenen Pflichtigen, gegen welche die Vollstreckung er- 
folgen soll. Diese Liste muß Vor- und Zunamen, Stand, 
Wohnort und Wohnung des Pflichtigen, die der kirchlichen 
Besteuerung zugrunde gelegten Prinzipalsteuersätze und 
den Jahressteuersatz der Kirchensteuer, zu welcher er ver- 
anlagt ist, endlich die Angabe des rückständigen Kirchen- 
steuerbetrages, welcher zur Zwangseinziehung gelangen 
soll, und des Zeitraumes, aus welchem der Rückstand her- 
rührt, enthalten; 

3. eine Bescheinigung darüber, daß die Erhebung der 
Kirchensteuer durch die in ortsüblicher Weise bewirkte 
Veröffentlichung der zu erhebenden Prozentsätze bzw. — 
im Falle des $ 19 Abs. 2 — durch besondere Mitteilung an 
die Steuerpflichtigen bekannt gemacht ist. 

Sofern sich unter den zwangsweise einzuziehenden Be- 
trägen Nachsteuern oder nachträgliche Zuschläge oder 
Steuern von Personen, welche erst nach dem Zeitpunkte der 
Veröffentlichung der zu erhebenden Prozentsätze Kirchen- 
steuerpflichtig geworden sind, oder Steuern befinden, bei 
deren Veranlagung die staatlichen Steuern nicht die un- 
veränderie Grundlage gebildet haben, so ist insoweit jeden- 
falls zu bescheinigen, daß die besondere Mitteilung an den 
Pflichtigen (8 19 Abs. 3) stattgefunden hat. 

Beruhen die zwangsweise einzuziehenden Steuerbeträge 
auf einer außerordentlichen Umlage ($ 19 Abs. 6), so ist eine 
Bescheinigung darüber beizubringen, daß bei der in orts- 
üblicher Weise bewirkten Bekanntmachung der Prozent- 
sätze auch die Einziehungstermine bekannt gegeben sind. 

Bei dem Ersuchen um zwangsweise Beitreibung von 
Kosten (oben zu C. 2 und unten zu IX.) ist zu bescheinigen, 
daß die Kosten in der Entscheidung über den Einspruch 


a 
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— 


festgesetzt sind, und daß der Pflichtige zur Zahlung frucht- 
los aufgefordert ist. 

E. Nach Eingang des Ersuchens zu D. hat die Voll- 
streckungsbehörde alsbald zu prüfen, ob die in der Liste zu 
D. 2 aufgeführten Kirchensteuersätze und die zwangsweise 
einzuziehenden Kirchensteuerbeträge entsprechend den 
Festsetzungen (Prozentsätzen) des genehmigten Umlage- 
beschlusses (C. I) nach den Prinzipalsteuersätzen nicht zu 
hoch berechnet sind. 

Soweit sich bei dieser Prüfung keine Anstände ergeben, 
und im übrigen, sobald die Anstände durch Benehmen mit 
der kirchlichen Veranlagungsbehörde beseitigt sind, hat 
die Vollstreckungsbehörde unverzüglich zur Mahnung zu 
schreiten und alsdann das Weitere nach Maßgabe der Ver- 
ordnung vom 15. November 1899 und der Ausführungs- 
anweisung dazu vom 28. November 1899 zu veranlassen. 

F. Die Zwangsvollstreckung ist einzustellen, sobald 
seitens der kirchlichen Veranlagungsbehörde mitgeteilt 
wird, daß Stundung gewährt oder Niederschlagung erfolgt 
sei, oder sobald die zuständige Staatsbehörde die vor- 
läufige Aussetzung der Zwangsvollstreckung anordnet 
(s. oben zu VIN. 

G. Sofern der Pflichtige in dem Amtsbereiche der er- 
suchten Vollstreckungsbehörde nicht auffindbar ist, oder 
sofern nach der Ansicht dieser Behörde das Beitreibungs- 
verfahren voraussichtlich ohne Erfolg sein würde, weil der 
Pflichtige gänzlich unvermögend ist, hat die Vollstreckungs- 
behörde — gegebenenfalls unter Bezeichnung des gegen- 
wärtigen Aufenthaltsorts des Pflichtigen — alsbald der 
kirchlichen Veranlagungsbehörde behufs weiteren Be- 
findens Mitteilung zu machen. 

H. Bei der Abrechnung mit der kirchlichen Veranla- 
gungsbehörde ist zu beachten, daß die Vergütung der Voll- 
streckungsbehörde, welche sich mangels einer Vereinbarung 
über einen geringeren Entgelt auf 2% des zur Einziehung 
gelangenden Steuerbetrages bemißt, nur von demjenigen 
Betrage zu berechnen ist, welcher nach Abzug der Kosten 
der Mahnung und Zwangsvollstreckung und der tarif- 
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mäßigen Gebühren der Vollziehungsbeamten seitens der 
Vollstreckungsbehörde an die kirchliche Kasse abgeführt 
wird. 

I. Hält sich der Pflichtige nicht mehr in Preußen, wohl 
aber in einem anderen deutschen Bundesstaate auf, so hat 
die kirchliche Veranlagungsbehörde das Ersuchen um Bei- 
treibung rückständiger Steuern mit den erforderlichen 
Unterlagen an den aufsichtführenden Regierungspräsi- 
denten zu richten. Der Regierungspräsident verfährt als- 
dann nach Maßgabe des Reichsgesetzes vom 9. Juni 1895 
(Reichsgesetzbl. S. 256) über den Beistand bei Einziehung 
von Abgaben und Vollstreckung von Vermögensstrafen. 

K. Wegen vermeintlicher Mängel des Zwangsverfahrens, 
dieselben mögen die Form der Anordnung oder die der 
Ausführung oder die Frage betreffen, ob die gepfändeten 
Sachen zu den pfändbaren gehören, ist nur die Beschwerde 
bei der vorgesetzten Dienstbehörde des Beamten zulässig, 
dessen Verfahren angefochten wird. 


IX. Kosten. 
($ 30.) 


Nach dem sinngemäß anzuwendenden $ 89 des Kommu- 
nalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893! fallen die Kosten 
der Veranlagung und Erhebung der Kirchensteuer der Kir- 
chengemeinde (dem Gesamtverbande) zur Last. Jedoch 
sind diejenigen Kosten, welche durch die gelegentlich 
eines Einspruches erfolgenden Ermittelungen veranlaßt 
werden, von dem Steuerpflichtigen zu erstatten, wenn sich 


1 889 des Kommunalabgabengesetzes lautet: 

Die Kosten der Veranlagung und Erhebung der Abgaben fallen, 
insoweit hierüber nicht durch $ 14 des Gesetzes wegen Aufhebung 
direkter Staatssteuern anderweitige Bestimmung getroffen ist, der 
Gemeindekasse zur Last. Jedoch sind diejenigen Kosten, welche 
durch die gelegentlich eines Einspruches erfolgenden Ermittelungen 
veranlaßt werden, von dem Abgabepflichtigen zu erstatten, wenn sich 
seine Angaben in wesentlichen Punkten als unrichtig erweisen. Die 
Festsetzung dieser Kosten kann nur in der Entscheidung über den 
Einspruch erfolgen. 
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seine Angaben in wesentlichen Punkten als unrichtig er- 
weisen. Die Festsetzung dieser Kosten kann nur in der Ent- 
scheidung über den Einspruch erfolgen. Die Zwangsvoll- 
streckung wegen der Kosten Kann erst beantragt werden, 
nachdem der Pflichtige zur Zahlung der Kosten binnen 
l4tägiger Frist fruchtlos aufgefordert worden ist. Zu den 
der Kirchengemeinde zur Last fallenden Kosten gehören 
nicht diejenigen, welche der Pflichtige zum Zwecke der 
Ablieferung der Abgabe an die Kirchenkasse etwa aufzu- 
wenden hat (Porto, Bestellgeld). 

Wegen der den Vollstreckungsbehörden und Voll- 
ziehungsbeamten zu gewährenden Vergütung für die Ein- 
ziehung der Kirchensteuern s. oben zu VIII H. 


X. Nachforderungen von Kirchensteuern. 


($ 31.) 


Auf die Nachforderung von Kirchensteuern finden die 
$8 83 bis 86 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 
18931 sinngemäß Anwendung. 


1 8883 bis 86 des Kommunalabgabengesetzes lauten: 
$ 83. 


Die Einziehung hinterzogener direkter Steuern ($ 79) zur Ge- 
meindekasse erfolgt neben urd unabhängig von der Strafe. x 

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in 
zehn Jahren und geht auf die Erben, jedoch für diese mit einer Ver- 
jährungsfrist von fünf Jahren und nur auf Höhe ihres Erbanteils über. 
Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem 
die Hinterziehung begangen wurde. 

Die Festsetzung der Nachsteuer steht dem Gemeindevorstande 
zu, gegen dessen Beschluß nach Maßgabe der $$ 69, 70 der Einspruch 
und die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zulässig sind. 


$ 84. 


Steuerpflichtige, welche entgegen den Vorschriften dieses Ge- 
setzes oder der auf Grund desselben erlassenen Steuerordnungen bei 
der Veranlagung direkter Gemeindesteuern übergangen oder steuer- 
frei geblieben sind, ohne daß eine strafbare Hinterziehung der Steuer 
stattgefunden hat ($$79, 83), sind zur Entrichtung des der Gemeinde- 
kasse entzogenen Betrages verpflichtet. Die Verpflichtung erstreckt 
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Hiernach ergibt sich folgendes: 
A. 


Die Einziehung hinterzogener Kirchensteuern 
erfolgt neben und unabhängig von der verfallenen Strafe. 

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung verjährt in 
10 Jahren und geht auf die Erben, jedoch für diese mit einer 
Verjährungsfrist von 5 Jahren und nur auf Höhe ihres Erb- 
anteils über. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Rech- 
nungsjahres, in welchem die Hinterziehung begangen 
wurde, auch dann, wenn in der Gemeinde an Stelle des 
Rechnungsjahres eine Rechnungsperiode von 2 oder 3 
Jahren eingeführt ist. 

Die Festsetzung der Nachsteuer steht dem Kirchen- 
vorstand (Ausschuß pp.) zu und geschieht für den ganzen 


sich auf die 3 Rechnungsjahre zurück, welche dem Rechnungsjahre, 
in dem die Verkürzung festgestellt worden, vorausgegangen sind. 
DieVerpflichtung zur Zahlung der Nachsteuer geht auf die Erben, 
jedoch nur bis zur Höhe ihres Erbanteiles über. 
Die Veranlagung derNachsteuer erfolgt einheitlich für den ganzen 
Zeitraum, auf welchen sich die Verpflichtung erstreckt, nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes oder der maßgebenden Steuerordnungen. 


$ 85. 


Ist nach den Bestimmungen der $$ 67, 80 des Einkommen- 
steuergesetzes vom 24. Juni 1891 eine Nachsteuer für den Staat fest- 
gesetzt, so haben die zur Entrichtung der Nachsteuer Verpflichteten 
gemäß den hierfür geltenden Vorschriften die entsprechenden Zu- 
schläge an die Gemeinde nachzuzahlen. 

Die Festsetzung der nachträglich zu entrichtenden Zuschläge 
geschieht durch den Gemeindevorstand einheitlich für den ganzen 
Zeitraum, auf welchen sich die Verpflichtung erstreckt, nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes oder der maßgebenden Steuerordnungen. 


586. 


Hat infolge der Einlegung von Rechtsmitteln oder einer ander- 
weiten Veranlagung ($ 57 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 
1891) eine Erhöhung der ursprünglich vom Staate veranlagten 
Steuer stattgefunden ($ 30 Abs. 2, $36 Abs. 3), so kann die hieraus 
entspringende Nachforderung der Gemeinde nur innerhalb der Frist 
von einem Jahre, welche mit dem Tage der ergangenen endgültigen 
Entscheidung über die Erhöhung der Steuer beginnt, erhoben werden. 
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Zeitraum, auf den sich die Hinterziehung erstreckt, bis auf 
den Zeitpunkt der Verjährung zurück. 


B. 


Steuerpflichtige, welche entgegen den Vorschriften des 
Gesetzes bei der Veranlagung der Kirchensteuer über- 
gangen oder steuerfrei geblieben sind, ohne daß eine 
strafbare Hinterziehung der Steuer stattgefunden hat, 
sind zur Entrichtung des der Kirchengemeinde entzogenen 
Betrages verpflichtet. Die Verpflichtung erstreckt sich 
auf die drei Rechnungsjahre zurück, welche dem Rech- 
nungsjahre, in dem die Verkürzung festgestellt worden ist, 
vorausgegangen sind. Die Verpflichtung zur Zahlung der 
Nachsteuer geht auf die Erben, jedoch nur bis zur Höhe 
ihres Erbanteils über. 

Gänzliche Übergehung liegt vor, wenn der Steuerpflich- 
tige nicht in die Steuerliste aufgenommen und infolgedessen 
überhaupt nicht zur Veranlagung gelangt ist. Entgegen den 
Vorschriften des Gesetzes steuerfrei geblieben ist beispiels- 
weise, wer zwar in die Steuerliste aufgenommen, jedoch aus 
unzutreffenden Gründen steuerfrei veranlagt worden ist. 

Die Veranlagung der Nachsteuer erfolgt durch den 
Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) nach den Vorschriften des 
Gesetzes einheitlich für den ganzen Zeitraum, auf welchen 
sich die Verpflichtung erstreckt. Für die Veranlagung 
ist, wenn die Verkürzung während mehrerer Jahre statt- 
gefunden hat, der Betrag der Verkürzung für jedes Jahr 
zu ermitteln, so daß die Summe der einzelnen Beträge sich 
als das Ergebnis der einheitlichen Veranlagung für den 
ganzen in Betracht zü ziehenden Zeitraum darstellt. 

Die zu A. und B. festgestellte Verpflichtung der Erben 
zur Entrichtung der Nachsteuer ist durch deren Zugehörig- 
keit zur Kirchengemeinde nicht bedingt. 


C. 


Ist nach den Bestimmungen der $$ 67, 80 des Einkommen- 
steuergesetzes vom 24. Juni 1891 eine Nachsteuer für den Staat 
festgesetzt, so haben die zur Entrichtung der Nachsteuer 


—. 253: — 





Sammlung wichtiger Gesetze und Erlasse. 


Verpflichteten gemäß den hierfür geltenden Vorschriften 
(zu A. und B.) die entsprechenden Zuschläge an die Kirchen- 
gemeinde (Gesamtverband) nachzuzahlen!., 

Die Festsetzung der nachträglich zu entrichtenden Zu- 
schläge geschieht durch den Kirchenvorstand (Ausschuß pp.) 
nach den Vorschriften des Gesetzes einheitlich für den ganzen 
Zeitraum, auf welchen sich die Verpflichtung erstreckt. 


D. 


Hat infolge der Einlegung von Rechtsmitteln oder einer 
anderweiten Veranlagung ($ 57 des Einkommensteuergesetzes 
vom 24. Juni 1891) eine Erhöhung der ursprünglich vom 
Staate veranlagten Steuer stattgefunden (s. $ 13 Abs. 2), 
so kann die hieraus entspringende Nachforderung der 
Kirchengemeinde (Gesamtverbandes) nur innerhalb der 
Ausschlußfrist von einem Jahre, welche mit dem Tage 
der ergangenen endgültigen Entscheidung über die Er- 
höhung der Steuer beginnt, erhoben werden!, 


E. 


Die in den vorstehend zu A. und B. erfolgten Fest- 
setzungen sind dem Pflichtigen durch besondere verschlos- 
sene Mitteilung unter gleichzeitigerAufforderung zurZahlung 
(s. oben zu VI. G) binnen angemessener Frist bekannt zu 
machen. 

Gegen die Festsetzung finden die im Gesetze gegebenen 
Rechtsmittel (88 21 ff. — s. oben zu VII —) statt. 


XI. Verjährung. 
(8 31.) 


Nach der sinngemäß anzuwendenden Bestimmung des 
$88 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893? 
verjähren zur Hebung gestellte Kirchensteuern und Kosten, 


ı Jetzt $$ 97 ff. REStG v. 15.8. 1925. 
* 8588 des Kommunalabgabengesetzes lautet: 
„ Zur Hebung gestellte Gemeindeabgaben und Kosten, welche im 
Rückstande verblieben oder befristet sind, verjähren in vier Jahren, 
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welche im Rückstand verblieben oder befristet sind, in 
4 Jahren, von dem Ablauf des Rechnungsjahres an ge- 
rechnet, in welches der Zahlungstermin fällt. 

Die Verjährung wird durch eine an den Pflichtigen er- 
lassene Zahlungsaufforderung, durch Verfügung der Zwangs- 
vollstreckung und durch Stundung unterbrochen. Nach 
Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem die letzte Auf- 
forderung zugestellt, die Zwangsvollstreckung verfügt oder 
die bewilligte Frist abgelaufen ist, beginnt eine neue vier- 
jährige Verjährungsfrist. 

Das Gesetz über die Verjährungsfristen bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (Gesetz-Samml. S. 140) findet 
auf Kirchensteuern keine Anwendung mehr. 


XII. Wahrung des Amtsgeheimnisses. 
($ 32.) 


Den kirchlichen Organen und ihren Mitgliedern sowie 
den bei der Veranlagung beteiligten (kirchlichen) Beamten 
ist es untersagt, die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, 
Vermögens- oder Einkommensverhältnisse eines Steuer- 
pflichtigen unbefugt zu offenbaren. Zuwiderhandlungen 
gegen die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit, ins- 
besondere auch die unbefugte Offenbarung einer Auskunfts- 
erteilung oder der darüber gepflogenen Verhandlungen 
(s.oben zu VI.C.) werden nach den sinngemäß anzuwenden- 
den $$ 80, 81 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 
18931 mit Geldstrafe bis zu 1500 M. oder mit Gefängnis bis 
zu 3 Monaten bestraft. 


von dem Ablaufe des Jahres an gerechnet, in welches der Zahlungs- 
termin fällt. 

Die Verjährung wird durch eine an den Pflichtigen erlassene 
Zahlungsaufforderung, durch Verfügung der Zwangsvollstreckung 
und durch Stundung unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die letzte Aufforderung zu- 
gestellt, die Zwangsvollstreckung verfügt oder die bewilligte Frist 
abgelaufen ist, beginnt eine neue vierjährige Verjährungsfrist. 

ı 880 des Kommunalabgabengesetzes lautet: 

Der Gemeindevorstand beziehungsweise die Mitglieder des Ge- 
meindevorstandes, die Mitglieder der Steuerausschüsse, sowie die 
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Bei Zuwiderhandlungen findet lediglich das gerichtliche 
Strafverfahren statt, welches nur auf Antrag der kirchlichen 
Veranlagungsbehörde oder des Steuerpflichtigen bzw. seines 
Vertreters eingeleitet wird. Ist die Zuwiderhandlung von 
dem Vorsitzenden oder einem Mitgliede der kirchlichen 
Veranlagungsbehörde begangen, so ist auch die kirchliche 
und die staatliche Aufsichtsbehörde zur Stellung des Antra- 
ges berechtigt. 


XIII. Zwangsetatisierung. 
($ 33.) 


Weigern sich die Organe einer Kirchengemeinde (Gesamt- 
verbandes), die zur Erfüllung zwangsweise in den Etat 
eingestellter Leistungen der Korporationen 

— 8 53 Abs. 1 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 (Gesetz-Samml. 

S. 241) und $8Abs. 2 des Gesetzes vom 29. Mai 1903 (Gesetz- 

Samml. S. 179) — 
erforderlichen Mittel zu beschaffen, und wird deshalb 
seitens der bischöflichen Behörde oder des Regierungs- 
präsidenten (Polizeipräsidenten zu Berlin) 

— Art. I Nr. 3 der Verordnung vom 30. Januar 1893 (Gesetz- 

Samml. S. 13) und Art. III der Verordnung vom 4. Januar 1904 

(Gesetz-Samml. S. 1) — 
unter gegenseitigem Einvernehmen eine Umlage angeord- 
net, so sind hierbei gemäß $ 33 die Vorschriften der Ab- 
schnitte I—V des Gesetzes anzuwenden. Es ist also — auch 
wenn es sich um die Vollstreckung einstweiliger Ent- 


bei der Veranlagung beteiligten Gemeindebeamten werden, wenn sie 
die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, Vermögens- oder Ein- 
kommensverhältnisse eines Steuerpflichtigen, insbesondere auch den 
Inhalt einer Auskunftserteilung ($ 63) oder der darüber gepflogenen 
Verhandlungen unbefugt offenbaren, mit Geldstrafe bis zu eintausend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag des Gemeindevorstandes 
oder des Steuerpflichtigen beziehungsweise dessen Vertreters statt. 
Ist das Vergehen von dem Gemeindevorstande oder von Mitgliedern 
des Gemeindevorstandes begangen, so ist auch die Aufsichtsbehörde 
zur Stellung des Antrages berechtigt. 

$81 ist bereits oben zu VI. C. mitgeteilt. 


ı Jetzt $ 17 des G. v. 24. Juli 1924 (s. u. C II Nr. 16 S. 314). 
u 256- u 
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scheidungen in streitigen Kirchen-, Pfarr- und Küsterei- 
bausachen gegen Kirchengemeinden handelt — keinesfalls 
auf etwa zu Recht bestehende, von den Vorschriften des 
Kirchengesetzes abweichende, ältere Steuerordnungen (8 37 
Satz 1; — s. unten zu XIV —) zurückzugreifen. 

Die behördliche Anordnung vertritt alsdann die Stelle 
eines ordnungsmäßig zustande gekommenen, von der kirch- 
lichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde genehmigten 
Umlagebeschlusses der zuständigen kirchlichen Organe. 

Soweit in solchem Falle mit den dem Kirchenvorstande 
(Ausschuß pp.) zustehenden Befugnissen — erforder- 
lichenfalls auf Kosten der Kirchengemeinde (des Gesamt- 
verbandes) ein anderer Kirchenvorstand oder ein Bevoll- 
mächtigter beauftragt worden ist, tritt dieser hinsichtlich 
aller aus der angeordneten Besteuerung sich ergebenden 
Geschäfte und Rechte (auch im Streitverfahren oben zu 
VII —) an die Stelle des an sich zuständigen Korporations- 
Organs. 


XIV. Verhältnis des Gesetzes zu älteren Umlageordnungen. 


($ 37.) 


Eine ältere, von den Vorschriften des Gesetzes abwei- 
chende Steuerordnung liegt vor, sofern nach ihr die Steuer- 
pflicht auf anderen Voraussetzungen beruht, als auf der 
Gemeindezugehörigkeit ($ 2), sei es, daß die Steuerpflicht 
grundsätzlich nicht für alle Gemeindeglieder besteht, indem 
z. B. nur die Grundbesitzer als steuerpflichtig gelten, sei es, 
daß sie sich auch auf außerhalb des Kirchengemeinde- 
Verbandes stehende Personen erstreckt, z. B. auf Forensen, 
oder sofern die Umlegung nach einem anderen als nach 
- dem Maßstabe direkter Staatssteuern, z. B.nach dem Hufen- 
oder Mannschaftsfuß, nach Köpfen oder Haushaltungen 
erfolgt. Als zu Recht bestehende ältere Steuerordnung im 
Sinne des $ 37 sind jedoch die Vorschriften des $ 21 Ziffer 8 
des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Gesetz- 
Samml. S. 241), soweit daselbst die Umlegung nach dem 
Schmedding-T.inneborn, Kirchensteuern. 17 
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Maßstabe der Kommunalsteuern zugelassen ist, nicht an- 
zusehen. An die Stelle dieser Vorschrift ist das Gesetz 
getreten, so daß mit ihr eine Umlegung nach dem Maßstabe 
der Kommunalsteuern fortan nicht mehr begründet werden 
Kann. 

Auf die kirchliche Besteuerung nach Maßgabe derartiger 
älterer Steuerordnungen finden die Vorschriften des Ge- 
setzes keine Anwendung. Hieraus in Verbindung mit $ 39, 
wonach alle dem Gesetze zuwiderlaufenden Vorschriften 
aufgehoben sind, ergibt sich, daß bei der kirchlichen Be- 
steuerung nach Maßgabe älterer Steuerordnungen eine Mit- 
wirkung staatlicher oder kommunaler Verwaltungsbehörden 
nicht eintritt, daß sie insbesondere der staatsaufsichtlichen 
Genehmigung nicht unterliegt, daß für sie die Vollstreckung 
im Verwaltungszwangsverfahren nicht gewährt wird, und 
daß auch ein besonderes Verfahren zur Entscheidung von 
Streitigkeiten nicht stattfindet. Den Kirchengemeinden 
bleibt vielmehr lediglich überlassen, ihre Steuerforderungen 
nötigenfalls im ordentlichen Rechtswege einzuklagen und 
hierbei die Rechtsbeständigkeit der angewendeten Steuer- 
ordnung nachzuweisen. 


XV. Verhältnis des Gesetzes zu dem bisherigen Rechte. 
($ 39.) 


Zu den gemäß $39 aufgehobenen Bestimmungen ge- 
hören insbesondere die Vorschriften in dem zweiten Satze 
der Ziffer 8 des $21 und in derZiffer 9 des $50 des Ge- 
setzes über die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Gesetz-Samml. 
S.241) undin $ 8 Abs. 1 des Gesetzes, betreffend die Bildung 
von Gesamtverbänden in der katholischen Kirche vom 
29. Mai 1903 (Gesetz-Samml. S. 179). 

Auf Kirchensteuern finden keine Anwendung mehr: 
das Gesetz über die Verjährungsfristen bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (Gesetz-Samml. S. 140); 

$ 15 des Gesetzes wegen Erweiterung des Rechts- 
weges vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samml. $. 241) und 
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— soweit in dem Gesetze eine Genehmigung der 
bischöflichen Behörde für erforderlich erklärt ist — die 
Vorschriften der $$ 47 Abs. 2, 48 und 49 des Gesetzes 
über die Vermögensverwaltung in den Katholischen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Gesetz-Samml. 
S. 241) und die Bestimmung in $8 Abs. 2 des Gesetzes, 
betreffend die Bildung von Gesamtverbänden in der 
katholischen Kirche, vom 29. Mai 1903 (Gesetz-Samml. 
S. 179), soweit dort auf die erwähnten $$ 47 Abs. 2, 
48 und 49 Bezug genommen ist; 
endlich die bisher ergangenen Verordnungen über 
die Zuständigkeit von Staatsbehörden in Steueran- 
gelegenheiten, welche durch die Verordnung vom 23. 
März 1906... (Gesetz-Sammil. S.56) ersetzt werden. 
Gleichzeitig werden hiermit alle zur Ausführung der 
außer Kraft tretenden Bestimmungen bisher ergangenen 
Anweisungen, Erlasse und Verfügungen aufgehoben. 


Berlin am 24. März 1906. 


Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten. 


Studt. 


2. Gesetz betr. den Austritt aus den Religionsgesell- 
schaften öffentlichen Rechts v. 30. November 1920 
(GS 1921 S. 119). 


gl. | 

l. Wer aus einer Religionsgemeinschaft öffentlichen 
Rechts mit bürgerlicher Wirkung austreten will, hat den 
Austritt bei dem Amtsgerichte seines Wohnsitzes zu er- 
klären. Die Erklärung muß zu Protokoll des Gerichts- 
schreibers erfolgen oder als Einzelerklärung in öffentlich 
beglaubigter Form eingereicht werden; Ehegatten sowie 
Eltern und Kinder können den Austritt in derselben Ur- 
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kunde erklären; bei der Erklärung findet eine Vertretung 
kraft Vollmacht nicht statt. 

2. Die rechtlichen Wirkungen der Austrittserklärung 
treten einen Monat nach dem Eingange der Erklärung bei 
dem Amtsgericht ein; bis dahin kann die Erklärung in der 
in Abs. I vorgeschriebenen Form zurückgenommen werden. 

3. Das Amtsgericht hat von der Abgabe und der et- - 
waigen Zurücknahme der Austrittserklärung unverzüglich 
den Vorstand der Religionsgesellschaft, der der Erklärende 
angehört, zu benachrichtigen und demnächst dem Aus- 
getretenen eine Bescheinigung über den vollzogenen Aus- 
tritt zu erteilen. 


$2. 

l. Die Austrittserklärung bewirkt die dauernde Be- 
freiung des Ausgetretenen von allen Leistungen, die auf der 
persönlichen Zugehörigkeit zu der Religionsgesellschaft be- 
ruhen. Die Befreiung tritt ein mit dem Ende des laufenden 
Steuerjahres, jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten 
nach Abgabe der Erklärung. 

2. Leistungen, die nicht auf der persönlichen Zugehörig- 
keit zu einer Religionsgesellschaft beruhen, insbesondere 
Leistungen, die entweder Kraft besonderen Rechtstitels auf 
bestimmten Grundstücken haften oder von allen Grund- 
stücken des Bezirks oder von allen Grundstücken einer ge- 
wissen Klasse in dem Bezirk ohne Unterschied des Besitzers 
zu entrichten sind, werden durch die Austrittserklärung 
nicht berührt. 


83. 

Für das Verfahren werden Gerichtskosten nicht er- 
hoben; zu der Beglaubigung der Erklärungen und zu der 
Bescheinigung über den Austritt wird kein Stempel be- 
rechnet. 

Ss 4. 

1. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch auf 
den Austritt aus der einzelnen Synagogengemeinde An- 
wendung. 
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2. Ein Jude der aus einer Synagogengemeinde ausgetre- 
ten ist, wird nur dann Mitglied einer anderen Synagogen- 
gemeinde, wenn er ihrem Vorstande seinen Beitritt schrift- 
lich erklärt. 

8 5. 


1. Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in 
Kraft. 

2. Die Gesetze, betr. den Austritt aus der Kirche, vom 
14. Mai 1873 (GS S. 207), betr. den Austritt aus den jü- 
dischen Synagogengemeinden, vom 28. Juli 1876 (GS 
S. 353) und betr. die Erleichterung des Austritts aus der 
Kirche und aus den jüdischen Synagogengemeinden, vom 
13. Dezember 1918 (GS S. 199) werden aufgehoben. 


3. Gesetz über die religiöse Kindererziehung. Vom 
15. Juli 1921. (RGBl S. 939). 


Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 


$ 1. 

Über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt die 
freie Einigung der Eltern, soweit ihnen das Recht und die 
Pflicht zusteht, für die Person des Kindes zu sorgen. Die 
Einigung ist jederzeit widerruflich und wird durch den 
Tod eines Ehegatten gelöst. 


$ 2. 

Besteht eine solche Einigung nicht oder nicht mehr, so 
gelten auch für die religiöse Erziehung die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches über das Recht und die Pflicht, 
für die Person des Kindes zu sorgen. 

Es kann jedoch während bestehender Ehe von keinem 
Elternteil ohne die Zustimmung des anderen bestimmt 
werden, daß das Kind in einem anderen als dem zur Zeit 
der Eheschließung gemeinsamen Bekenntnis oder in einem 
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anderen Bekenntnis als bisher erzogen, oder daß ein Kind 
vom Religionsunterricht abgemeldet werden soll. 

Wird die Zustimmung nicht erteilt, so Kann die Ver- 
mittlung oder Entscheidung des Vormundschaftsgerichts 
beantragt werden. Für die Entscheidung sind, auch 
soweit ein Mißbrauch im Sinne des $ 1666 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs nicht vorliegt, die Zwecke der Erziehung 
maßgebend. Vor der Entscheidung sind die Ehegatten so- 
wie erforderlichenfalls Verwandte, Verschwägerte und die 
Lehrer des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche Ver- 
zögerung oder unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. 
Der $ 1847 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet ent- 
sprechende Anwendung. Das Kind ist zu hören, wenn es 
das zehnte Jahr vollendet hat. 


83. 

Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem 
dem Kinde bestellten Vormund oder Pfleger zu, so geht bei 
einer Meinungsverschiedenheit über die Bestimmung des 
religiöser Bekenntnisses, in dem das Kind erzogen werden 
soll, die Meinung des Vaters oder der Mutter vor, es sei 
denn, daß dem Vater oder der Mutter das Recht der reli- 
giösen Erziehung auf Grund des $ 1666 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entzogen ist. 

Steht die Sorge für die Person eines Kindes einem Vor- 
mund oder Pfleger allein zu, so hat dieser auch die religiöse 
Erziehung des Kindes zu bestimmen. Es bedarf dazu der 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. Vor der Ge- 
nehmigung sind die Eltern sowie erforderlichenfalls Ver- 
wandte, Verschwägerte und die Lehrer des Kindes zu hören, 
wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnis- 
mäßige Kosten geschehen kann. Der $ 1847 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. 
Auch ist das Kind zu hören, wenn es das zehnte Lebensjahr 
vollendet hat. Weder der Vormund noch der Pfleger können 
eine schon erfolgte Bestimmung über die religiöse Erziehung 
ändern. 
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s4. 


Verträge über die religiöse Erziehung eines Kindes sind 
ohne bürgerliche Wirkung. 
$5 
Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahres steht 
dem Kinde die Entscheidung darüber zu, zu welchem reli- 
giösen Bekenntnis es sich halten will. Hat das Kind das 
zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen seinen 
Willen in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen 
werden. 
86. 


Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die Er- 
ziehung der Kinder in einer nicht bekenntnismäßigen Welt- 
anschauung entsprechende Anwendung. 


87. 

Für die Streitigkeiten aus diesem Gesetz ist dasVormund- 
schaftsgericht zuständig. Ein Einschreiten von Amts 
wegen findet dabei nicht statt, es sei denn, daß die Voraus- 
setzungen des $ 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor- 
liegen. 

S 8. 

Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen 
der Landesgesetze sowie Artikel 134 des Einführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch werden aufgehoben. 


89. 


Verträge über religiöse Erziehung bleiben in Kraft, 
soweit sie vor Verkündung dieses Gesetzes abgeschlossen 
sind. Auf Antrag der Eltern oder des überlebenden Eltern- 
teils wird ein bestehender Vertrag durch Beschluß des Vor- 


mundschaftsgerichts aufgehoben. 
s 10. 


“Wenn beide Eltern vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes verstorben sind und über die religiöse Erziehung in 
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einem bestimmten Bekenntnis nachweisbar einig waren, 
so kann der Vormund bestimmen, daß sein Mündel in diesem 
Bekenntnis erzogen wird. Er bedarf zu dieser Bestimmung 
der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 


$ 11. 


Das Gesetz tritt am 1. Januar 1922 in Kraft. Der 
Reichspräsident ist jedoch ermächtigt, das Gesetz für ein 
Land im Einvernehmen mit der Landesregierung zu einem 
früheren Zeitpunkt in Kraft zu setzen. 


Berlin, den 15. Juli 1921. 


Der Reichspräsident. 
Ebert. 


Der Reichsminister der Justiz. 
Schiffer. 


4. Erlaß des Reichsfinanzministers vom 29. Juli 1921 
III R. 22451. betr. Verwaltung der Kirchensteuern. 


Auf Grund der Anträge vom 23. April und 19. Juni d. J. 
übertrage ich gemäß $ 19 Abs. 2 der Reichsabgabenord- 
nung die Verwaltung der katholischen Kirchensteuern im 
Bereich der Länder und Landesteile Preußen, Hamburg, 
Mecklenburg-Schwerin, Anhalt, Bremen, Lippe, Lübeck, 
Mecklenburg-Strelitz, Waldeck, Schaumburg-Lippe, Sach- 
sen-Gotha,Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sonders- 
hausen mit Wirkung vom 1. August 1921 und in folgendem 
Umfange auf die Landesfinanzämter und die Finanz- 
ämter. 

1. Die Übertragung erfolgt für alle Kirchensteuern, die 
in Form von Zuschlägen zur Einkommensteuer und zu 
direkten Staatssteuern (Realsteuern) von Mitgliedern der 
katholischen Kirchengemeinden erhoben werden und nach 
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geltendem Recht der Vollstreckung im Verwaltungs- 

zwangsverfahren unterliegen. 

Ausgeschlossen bleiben demnach: 

Kirchensteuern, die auf Grund sogenannter älterer Kirchen- 
steuerordnungen, sowie 

Kirchensteuern, die auf anderer Grundlage als der Ein- 
kommensteuer und der direkten Staatssteuern (Real- 
steuer), oder die von Andersgläubigen, Forensen und 
juristischen Personen erhoben werden. 

2. die Beschlußfassung über die Höhe der Zuschläge 
erfolgt nach Maßgabe des Landeskirchenrechts. Die Zu- 
schläge zur Einkommensteuer müssen die Staffelung und 
den Tarif des $ 21 des Einkommensteuergesetzes zugrunde 
legen. 

Die Schätzungsunterlagen für die Hundertsätze der 
Zuschläge zur Einkommensteuer auf Grund des kirch- 
lichen Steuerbedarfs erhalten die Kirchengemeinden von 
den Finanzämtern. 

3. Die Veranlagung der Kirchensteuern verbleibt den 
Kirchengemeinden. Soweit es sich um Zuschläge zur 
Einkommensteuer handelt, haben die Finanzämter bei der 
Veranlagung mitzuwirken. Das Verfahren gestaltet sich 
wie folgt: 

a) für die Zuschläge zur Einkommensteuer ist die Haupt- 
steuerliste — das Sollbuch — zugleich als Steuerliste 
für die Kirchensteuer zu verwenden. Soweit für 1921 
das Glaubensbekenntnis der Steuerpflichtigen bei der 
Personenstandsaufnahme nicht festgestellt worden ist, 
haben die Kirchengemeinden den Finanzämtern ein 
Verzeichnis ihrer Steuerpflichtigen einzureichen. Sie 
können hierfür das vorjährige Verzeichnis benutzen. 
Eine Veranlagung findet in diesem Falle nur insoweit 
statt, als die Kirchensteuerpflichtigen des Verzeichnisses 
auch in die Hauptsteuerliste — das Sollbuch — für 1921 
eingetragen sind. 

b) Auf Grund der Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden 
(Nr. 2 Abs. 1) errechnen die Finanzämter die auf die 
einzelnen Pflichtigen entfallenden Kirchensteuerbeträge. 
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c) Die Feststellung des Kirchensteuersolls im einzelnen 
und im ganzen ist Sache der Kirchengemeinden. Be- 
stehen innerhalb einer politischen Gemeinde mehrere 
katholische Kirchengemeinden, so stellen sie den Ge- 
samtbetrag ihres Steuersolls dem Finanzamt gegenüber 
gemeinsam und in einer Summe fest. 

d) Für die Zuschläge zu den direkten Staatssteuern stellen 
die Kirchengemeinden besondere Steuerlisten auf und 
reichen sie den Finanzämtern ein. 

e) Von der erfolgten Veranlagung benachrichtigen die 
Finanzämter die Kirchensteuerpflichtigen unter Zah- 
lungsaufforderung und Rechtsmittelbelehrung tun- 
lichst gleichzeitig mit der Zustellung des Einkommen- 
steuerbescheides. 

4. Die Einziehung und Beitreibung der Kirchensteuern 
übernehmen die Finanzämter. Über Stundungs- und Er- 
laßanträge entscheiden die Kirchengemeinden. 

5. Das Rechtsmittelverfahren verbleibt in seiner landes- 
rechtlichen Ordnung. 

6. Für die Mehrkosten, die durch die Verwaltung der 
Kirchensteuern in dem zu Nr. 1—4 bezeichneten Um- 
fange entstehen, haben die Kirchengemeinden eine nach 
Pauschsätzen zu bemessende Entschädigung zu zahlen, 
deren Festsetzung vorbehalten bleibt. 

7. Die Übertragung bezieht sich auf die Kirchensteuer- 
verwaltung sämtlicher katholischer Kirchengemeinden im 
Bereich der oben genannten Länder und Landesteile. 

Ausnahmen sind besonders zu beantragen und bedürfen 
der Befürwortung der Kirchenaufsichtsbehörde. 


In Vertretung: 
gez. Zapf. 


An den Herrn Fürstbischof von Breslau in Breslau. 
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5. Zu den Verordnungen betr. das Verwaltungszwangs- 
verfahren vom 15. November 1899 (GS S. 544) und 
deren Abänderungen. 


a) Das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen ist in einer ausführlichen Verordnung 
v. 15. November 1899 (GS S. 545) geregelt. Da die Voll- 
streckungsbeamten mit den Bestimmungen der Verordnung 
genügend vertraut sind, kann hier auf den Abdruck der Be- 
stimmungen, die noch in der 1. Aufl. dieses Buches S. 46 ff. 
wörtlich wiedergegeben sind, verzichtet werden. Die Ver- 
ordnung v. 15. Nov. 1899 ist mehrmals abgeändert worden, 
so insbesondere durch die Verordnung v. 16. Mai 1923 (GS 
S. 271), v. 12. April 1924 betr. Umrechnung der Gebühren 
auf Goldpfennige (GS S. 209) v. 31. Oktober 1925 (GS 
S. 153), v. 16. März 1926 betr. $46 (GSS. 103). Wir lassen 
hier die V. v. 16. Mai 1923 folgen, aber nach dem durch 
die V. v. 31. Oktober 1925 veränderten Wortlaut: 


Verordnung zur Änderung der Verordnung vom 

15.November 1899, betreffend das Verwaltungs- 

zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld- 
beträgen (GS S. 545). Vom 16. Mai 1923. 


Auf Grund des $5 des Ausführungsgesetzes zur Zivil- 
prozeßordnung in Verbindung mit Artikel 82 der Ver- 
fassung wird verordnet, was folgt: 


Artikell. 


An die Stelle des $ 54 der Verordnung vom 15. November 
1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen (Gesetzsamml. S. 545), 
treten folgende Vorschriften: 


8 54. 


(1) Für die Mahnung ($ 7) wird eine Gebühr erhoben 
(Mahngebühr). 
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(2) Die Mahngebühr beträgt: Von dem Betrage ($ 60) bis 
zu 100 RM. einschließlich 1 vom Hundert, von dem Mehr- 
betrage 1, vom Hundert, mindestens jedoch 20 Reichs- 
pfennig. 

(3) Die Gebührenschuld entsteht, sobald der Mahn- 
zettel zur Post gegeben oder dem mit der Behändigung 
Beauftragten übergeben wird oder sobald Auftrag zur 
mündlichen Mahnung erteilt wird. 

(4) Die Mahngebühr wird nicht erhoben, wenn der Auf- 
trag zur Mahnung zurückgenommen wird, bevor der Be- 
auftragte Schritte zur Ausführung des Auftrages unter- 
nommen hat. 

(5) Erfolgt die Mahnung durch öffentliche Bekannt- 
machung, so wird keine Mahngebühr erhoben. 


$ 55. 


Im Vollstreckungsverfahren werden Gebühren erhoben: 

. für die Pfändung von Sachen, für die Wegnahme der 
vom Schuldner herauszugebenden Urkunden sowie für 
die Pfändung von Forderungen oder anderen Ver- 
mögensrechten (Pfändungsgebühr, $ 56); 

2. für die Versteigerung und für den freihändigen Ver- 
kauf von Gegenständen (Versteigerungsgebühr, $ 57); 

3. für die Abschrift einer Niederschrift (Schreibgebühr, 
858). 


— 


856. 


(1) Die Pfändungsgebühr (855 Nr. 1) beträgt von dem 
Betrage (860) bis zu 100 RM. einschließlich 1%, vom Hundert, 
von dem Mehrbetrage 3%, vom Hundert, mindestens jedoch 
60 Reichspfennig. 

(2) Die Gebührenschuld entsteht: 

l. sobald der Auftrag zur Pfändung von Sachen oder 
zur Wegnahme von Urkunden dem Vollziehungsbeamten 
zugeht; 

2. sobald die Vollstreckungsbehörde die Verfügung, durch 
die eine Forderung oder ein anderes Vermögensrecht 
gepfändet wird, unterzeichnet hat. 
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(3) Die Pfändungsgebühr wird nicht erhoben: 

. wenn die Vollstreckungsbehörde den Vollstreckungs- 
auftrag zurücknimmt, bevor der Vollziehungsbeamte 
Schritte zur Ausführung des Auftrags unternommen hat; 
2. wenn die Vollstreckungsbehörde von der Zustellung 

der Verfügung, durch die eine Forderung oder ein 

anderesVermögensrecht gepfändet wird, Abstand nimmt. 

(4) Wird die Pfändung von Sachen abgewendet ($ 18), 
so ist 
I. die volle Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn an 

den Vollziehungsbeamten, nachdem er sich zur Vor- 

nahme der Pfändung an Ort und Stelle begeben hat, 
gezahlt wird; 

2. die halbe Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn an den 
Vollziehungsbeamten gezahlt wird, bevor er sich an 
Ort und Stelle begeben hat, oder wenn die Pfändung 
in anderer Weise als durch Zahlung abgewendet wird, 
nachdem der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle 
erschienen ist; 

3. keine Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn die Pfän- 
dung in anderer Weise als durch Zahlung abgewendet 
wird, bevor sich der Vollziehungsbeamte an Ort und 
Stelle begeben hat. 

(5) Wird die Pfändung als Anschlußpfändung ($ 34) 
ausgeführt, so wird dadurch die Gebührenschuld nicht 
berührt. Das gleiche gilt, wenn ein Pfändungsversuch er- 
folglos bleibt, weil pfändbare Sachen nicht vorgefunden 
werden oder weil die Voraussetzungen des $ 17 Abs. 2 vor- 
liegen. 

(6) Werden wegen desselben Anspruchs mehrere For- 
derungen oder andere Vermögensrechte gepfändet, so wird 
die Pfändungsgebühr nur einmal erhoben. 


$ 57. 


(1) Die Versteigerungsgebühr ($ 55 Nr. 2) beträgt von 
dem Betrage ($ 60) zu 100 RM einschließlich 2 vom Hundert 
von dem Mehrbetrage I vom Hundert, mindestens jedoch 
60 Reichspfennig. 


_ 
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(2) Die Gebührenschuld entsteht, sobald der Auftrag 
zur Versteigerung oder zum freihändigen Verkaufe dem Voll- 
ziehungsbeamten oder dem sonstigen Beauftragten zugeht. 

(3) Die Versteigerungsgebühr wird nicht erhoben, 
wenn die Vollstreckungsbehörde den Auftrag zur Ver- 
steigerung oder zum freihändigen Verkauf zurücknimmt, 
bevor der Beauftragte Schritte zur Ausführung des Auf- 
trags unternommen hat. 

(4) Wird die Versteigerung oder der freihändige Verkauf 
abgewendet (8 27 Abs. 3), so finden die Bestimmungen des 
856 Abs. 4 mit der Maßgabe entsprechend Anwendung, 
daß auch im Falle des $56 Abs. 4 Nr. I nur die halbe Ver- 
steigerungsgebühr zu entrichten ist. 


$ 58, 


(1) Die Schreibgebühr (855 Nr. 3) beträgt 20 Reichs- 
pfennig. Umfaßt die Abschrift mehr als zwei Seiten, sind 
für jede weitere angefangene Seite ebenfalls 20 Reichs- 
pfennig zu entrichten. 

(2) Die Gebührenschuld entsteht, sobald die Erklärung, 
durch die die Abschrift bestellt wird, dem Vollziehungs- 
 beamten oder der Vollstreckungsbehörde zugeht. 

(3) Die Schreibgebühr wird nicht erhoben, wenn die 
Bestellung zurückgenommen wird, bevor mit der Anfer- 
tigung der Abschrift begonnen worden ist. 


8 59 ist gestrichen. 


$ 60. 


(1) Der Berechnung der Gebühren wird die Summe der 
Beträge zugrunde gelegt, derentwegen gemahnt oder voll- 
streckt wird. Bei Feststellung des Betrags, von dem die 
Gebühren berechnet werden, werden Zinsen und Kosten 
nicht berücksichtigt, wenn sie als Nebenschulden zu- 
sammen mit einer Hauptschuld geltend gemacht werden. 
Bei Ausführung einer Versteigerung oder bei einem Ver- 
kauf aus freier Hand wird die Versteigerungsgebühr von dem 
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Erlöse berechnet, soweit er nicht die Summe der beizutrei- 
benden Beträge übersteigt. 

(2) Zur Berechnung der Gebühren wird der nach Abs. 1 
maßgebende Betrag auf volle tausend Mark nach unten 
abgerundet. 

8 61. 


(1) Wird gegen Eheleute wegen eines Anspruchs voll- 
streckt, für den die Eheleute als Gesamtschuldner haften, 
so werden Pfändungs- und Versteigerungsgebühren nur 
einmal erhoben. Für die Gebühren haften die Eheleute als 
Gesamtschuldner. 

(2) Wird in anderen Fällen gegen mehrere Schuldner 
vollstreckt, so sind die Gebühren, auch wenn der Voll- 
ziehungsbeamte mehrere Vollstreckungsmaßnahmen bei 
derselben Gelegenheit vornimmt, von jedem Vollstreckungs- 
schuldner besonders zu entrichten. 


$ 62. 


Die im Mahnverfahren entstehenden baren Auslagen 
sind aus der Mahngebühr zu decken. 


$ 63. 

(1) Im Vollstreckungsverfahren sind die Reise- und 
Zehrungskosten des Vollziehungsbeamten von dem Voll- 
streckungsschuldner nicht zu erstatten. 

(2) Die übrigen baren Auslagen, die im Vollstreckungs- 
verfahren entstehen, hat der Vollstreckungsschuldner zu 
erstatten. Zu den Auslagen gehören insbesondere: 

1. die Post-, Fernsprech- und Telegrammgebühren; 

2. die Kosten, die durch öffentliche Bekanntmachung, ins- 
besondere durch Einrücken in öffentliche Blätter, 
entstehen; hierzu gehören auch die nach den Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes zu berechnenden 
Schreibgebühren für Schriftstücke, die zum Aushange 
bestimmt sind, dagegen nicht die durch öffentliche 
Bekanntmachung der Mahnung entstehenden Auslagen; 

3. die Beträge, die den zum Öffnen von Türen oder Be- 
hältnissen zugezogenen Personen zu zahlen sind, ferner 
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— 


die Kosten der Beförderung, Verwahrung und Beauf- 

sichtigung gepfändeter Sachen; die Kosten der Ab- 

erntung gepfändeter Früchte und der Erhaltung ge- 
pfändeter Tiere; 
4. die an Zeugen und Sachverständige zu zahlenden Be- 

träge ($ 64); 

5. die Gerichtskosten und in den Fällen des $35 etwaige 

Gebühren und Auslagen des Gerichtsvollziehers. 

(3) Die Pflicht zur Erstattung solcher Auslagen, die 
bei Ausführung einer Vollstreckungsmaßnahme erwachsen, 
entsteht, sobald der Auftrag zu der Vollstreckungsmaß- 
nahme dem Vollziehungsbeamten oder dem sonstigen Be- 
auftragten zugeht oder sobald die Vollstreckungsbehörde 
die Verfügung, durch die eine Forderung oder ein anderes 
Vermögensrecht gepfändet wird, unterzeichnet. 

(4) Findet zur Versteigerung oder zum freihändigen 
Verkaufe von Sachen, die bei mehreren Vollstreckungs- 
schuldnern gepfändet worden sind, ein einheitliches Ver- 
fahren statt, so werden die Auslagen, die in diesem Verfahren 
entstehen, auf die beteiligten Vollstreckungsschuldner 
verteilt. Dabei ist auf die besonderen Umstände des ein- 
zelnen Falles, insbesondere auf Wert, Umfang und Gewicht 
der Gegenstände, billige Rücksicht zu nehmen. 


8 64. 


(1) Zeugen und Sachverständigen ist auf Antrag eine 
Entschädigung zu gewähren. 

. (2) Die Entschädigung darf die Gebühr einschließlich 
des Teuerungszuschlags nicht übersteigen, die in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten auf Grund der Gebührenord- 
nung für Zeugen und Sachverständige (in der jeweils gel- 
tenden Fassung) gewährt werden kann. 


$ 65. 


Für Zwangsvollstreckungen, die durch Gerichtsvoll- 
zieher ausgeführt werden, gelten die Bestimmungen der 
$8 54 bis 64 nicht. 
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Artikel 2. 


Die bisherigen $$55 und 56 der im Artikel 1 bezeich- 
neten Verordnung werden $$ 66 und 67. Der Gebühren- 
tarif fällt weg. 


Artikel 3. 


(1) Diese Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, der 
auf ihre Verkündung in der Gesetzsammlung folgt. 

(2) Für Maßnahmen der Zwangsvollstreckung, die zur 
Zeit des Inkrafttretens dieser Verordnung eingeleitet aber 
noch nicht beendet sind, gilt das frühere Recht insoweit, 
als die Gebührenschuld oder die Verpflichtung zur Er- 
stattung der Auslagen vor dem Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung entstanden ist. 


Berlin, den 16. Mai 1923. 


Das Preußische Staatsministerium. 
Braun. v. Richter. 


b) Die AA zu dieser Verordnung v. 28. November 1899 
(Zentralblatt der Abgaben-Gesetzgeb. und Verw. 1900, S. 44) 
enthält in Art 9 die Bestimmung: Die Beamten solcher Kor- 
porationen, welche nach den bisherigen Vorschriften zur 
eigenen Zwangsvollstreckung nicht berechtigt sind, wie 
namentlich die Rendanten von Kirchengemeinden, können 
niemals die Vollstreckungsbehörde bilden, falls sie nicht 
etwa auf Grund des von ihnen bekleideten Hauptamts 
hierzu befähigt sind. 

In allen Fällen, in denen eine zuständige Vollstreckungs- 
behörde nicht vorhanden ist, hat die örtlich zuständige 
Regierung (in der Stadt Berlin das Polizeipräsidium) ent- 
weder von Amtswegen, oder auf Ersuchen der zuständigen 
Behörde oder Korporation eine besondere Vollstreckungs- 
behörde zu bestimmen. Diese Bestimmung kann nach dem 
Ermessen der Regierung (Polizeipräsidium in Berlin), 
welche hierbei auf die Wünsche der ersuchenden Behörde 
oder Korporation tunlichst Rücksicht zu nehmen hat, für 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern. 18 


l. Zum Kirchensteuerrecht. 


Erlöse berechnet, soweit er nicht die Summe der beizutrei- 
benden Beträge übersteigt. 

(2) Zur Berechnung der Gebühren wird der nach Abs. 1 
maßgebende Betrag auf volle tausend Mark nach unten 
abgerundet. 

8 61. 


(1) Wird gegen Eheleute wegen eines Anspruchs voll- 
streckt, für den die Eheleute als Gesamtschuldner haften, 
so werden Pfändungs- und Versteigerungsgebühren nur 
einmal erhoben. Für die Gebühren haften die Eheleute als 
Gesamtschuldner. 

(2) Wird in anderen Fällen gegen mehrere Schuldner 
vollstreckt, so sind die Gebühren, auch wenn der Voll- 
ziehungsbeamte mehrere Vollstreckungsmaßnahmen bei 
derselben Gelegenheit vornimmt, von jedem Vollstreckungs- 
schuldner besonders zu entrichten. 


$ 62. 


Die im Mahnverfahren entstehenden baren Auslagen 
sind aus der Mahngebühr zu decken. 


$ 63. 

(1) Im Vollstreckungsverfahren sind die Reise- und 
Zehrungskosten des Vollziehungsbeamten von dem Voll- 
streckungsschuldner nicht zu erstatten. 

(2) Die übrigen baren Auslagen, die im Vollstreckungs- 
verfahren entstehen, hat der Vollstreckungsschuldner zu 
erstatten. Zu den Auslagen gehören insbesondere: 

1. die Post-, Fernsprech- und Telegrammgebühren; 

2. die Kosten, die durch öffentliche Bekanntmachung, ins- 
besondere durch Einrücken in öffentliche Blätter, 
entstehen; hierzu gehören auch die nach den Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes zu berechnenden 
Schreibgebühren für Schriftstücke, die zum Aushange 
bestimmt sind, dagegen nicht die durch öffentliche 
Bekanntmachung der Mahnung entstehenden Auslagen; 

3. die Beträge, die den zum Öffnen von Türen oder Be- 
hältnissen zugezogenen Personen zu zahlen sind, ferner 
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jeden einzelnen Fall, oder für eine Reihe von Fällen oder 
für eine bestimmte Zeitdauer erfolgen. 


c) Die AA v. 26.7. 1927 (M. Bl. f. d. Pr. i. V. 1927, 


Sp.781)über die Festsetzung, Einziehung und Verrechnung 
der Gebühren (Kostenpauschsatz) und baren Auslagen 
des Verwaltungsstreitverfahrens sagt: ‚Bei der Einziehung 
von baren Auslagen, die insgesamt den Betrag von 50 Rpf. 
nicht erreichen, ist in den Fällen, in denen eine Gebühr 
nicht zur Erhebung gelangt, von der Einleitung der Zwangs- 
vollstreckung allgemein abzusehen und die Niederschlagung 
solcher Beträge herbeizuführen. Wird zur Durchführung 
der Beitreibung ein Zwangsvollstreckungsersuchen an eine 
auswärtige Behörde ($ 5 der V. v. 15. 11. 1899 [GS S. 545]) 
erforderlich, so ist bei Beträgen bis zu I RM. von der 
Beitreibung Abstand zu nehmen und die Niederschlagung 
zu veranlassen.‘ 


6. Richtlinien des preußischen Ministers für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung, vom 23. Januar 1928, 
zur Erhebung der Kirchensteuer von den Lohnsteuer- 
pflichtigen für das Rechnungsjahr 1928 in den katho- 
lischen Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden. 


Die wirtschaftliche Entwicklung und die Reichs- 
steuergesetze haben in den Grundlagen der Kirchensteuer 
Veränderungen herbeigeführt, die es mehr und mehr 
zweifelhaft erscheinen lassen, ob eine nach dem geltenden 
Kirchensteuerrecht durchgeführte Besteuerung noch in 
vollem Umfange den Grundsätzen der Steuergerechtigkeit 
und den Bedürfnissen der Kirchengemeinden entspricht, 
Von den kirchlichen Behörden sind daher Änderungen 
der Kirchensteuergesetze mit der Bitte angeregt worden, 
diese Änderungen wenn möglich schon mit Wirkung für 
das nächste Rechnungsjahr in Kraft treten zu lassen. 
Bevor die Verhandlungen hierüber abgeschlossen und 
gegebenenfalls die erforderlichen Gesetze erlassen sind, 
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lassen sich vollständige Richtlinien für die Erhebung der 
Kirchensteuer im Rechnungsjahre 1928 nicht aufstellen. 
Nur die Erhebung der Kirchensteuer zu der in der Form 
des Lohnabzuges erhobenen Einkommensteuer kann schon 
jetzt geordnet werden. 

Dieser Teil des Kirchensteuergeschäfts wird durch die 
angeregten Änderungen der Kirchensteuergesetze nicht 
berührt werden. Er wird sich aber im Rechnungsjahre 1928 
im Vergleich zu 1927 insofern ungünstiger gestalten, als 
zufolge der Verordnung des Herrn Reichsministers der Fi- 
nanzen vom 2. August 1927 (Reichssteuerbl. S. 173) den 
Finanzämtern Belege über den Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn nur in beschränktem Umfange einzureichen sind. 
Belege über den Steuerabzug vom Arbeitslohn kirchensteuer- 
pflichtiger Arbeitnehmer werden danach den Finanzämtern 
nur zur Verfügung stehen: 

a) soweit die Arbeitnehmer im Kalenderjahr 1927 während 
der ganzen Dauer der Beschäftigung oder während eines 
Teiles derselben in einer anderen Gemeinde als in der 
Beschäftigungsgemeinde einen Wohnsitz hatten; 

b) soweit der Steuerabzug vom Arbeitslohn im Kalender- 
jahre 1927 im Markenverfahren durchgeführt ist. 
Durch diese Anderung wird das Veranlagungsverfahren 

beeinflußt werden, wenn auch der Grundsatz, daß die Ein- 

kommensteuer des dem Kirchensteuerjahr vorangegangenen 

Kalenderjahres den gesetzlichen Maßstab der vom Ein- 

kommen erhobenen Kirchensteuer bildet, unberührt bleibt. 

Das Interesse erheischt es, das Verfahren alsbald zu ordnen. 
Demgemäß erlasse ich nach Benehmen mit den Kirchen- 

behörden für die Erhebung der Kirchensteuerzuschläge zu 

der in der Form des Lohnabzuges erhobenen Einkommen- 
steuer in den katholischen Kirchengemeinden und Gemeinde- 
verbänden für das Rechnungsjahr1928 folgende Richtlinien: 

1. Soweit die auf den Arbeitslohn entfallende Ein- 
kommensteuer nicht veranlagt wird, sind Zuschläge zu 
entrichten zu den im Kalenderjahr 1927 gemäß $$ 70, 73, 
74 EStG einbehaltenen und nach $ 77 vorschriftsmäßig 
abgeführten oder verwendeten Lohnsteuerbeträgen. 


a = 
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2. Zum Zwecke der Kirchensteuerveranlagung sind die 
Lohnsteuerbeträge, soweit gemäß der Verordnung des 
Reichsministers der Finanzen vom 2. August 1927 (Reichs- 
steuerbl. S. 173) für die Steuerpflichtigen Belege über den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn für das Kalenderjahr 1927 
(Lohnsteuerüberweisungslisten, Steuerkarten mit Einlage- 
bogen) bei den Finanzämtern eingereicht werden, auf 
Grund dieser Belege festzustellen. Im übrigen kann die 
kirchliche Veranlagungsbehörde für diese Feststellung jede 
zuverlässige Unterlage, z.B. freiwillige Auskunft des 
Steuerpflichtigen oder des Arbeitgebers oder eigene Er- 
rechnung, benutzen. 

Ist keine dieser Feststellungsmöglichkeiten gegeben, 
so wird der Veranlagung der Lohnsteuerpflichtigen zur 
Kirchensteuer für das Rechnungsjahr 1928 der gleiche 
Betrag wie für das Rechnungsjahr 1927 zugrunde gelegt. 
Dem Kirchensteuerpflichtigen bleibt überlassen, im Ein- 
spruchsverfahren nachzuweisen, daß die Lohnsteuer des 
Kalenderjahres 1927 niedriger gewesen sei, als der seiner 
Kirchensteuer zugrunde gelegte Betrag. 

3. Sind für einen Lohnsteuerpflichtigen weder die Lohn- 
steuerbeträge des Kalenderjahres 1927 noch auch der Maß- 
stabssatz seiner Kirchensteuer für 1927 bekannt, so kann 
ihn die kirchliche Veranlagungsbehörde einstweilen auf 
Grund eines durch freie Schätzung ermittelten Maßstabs-. 
satzes veranlagen. Vorher ist ihm tunlichst Gelegenheit zu 
geben, den Betrag der wirklichen Lohnsteuer des Kalender- 
jahres 1927 nachzuweisen. 

Im Falle einer solchen einstweiligen Veranlagung erfolgt, 
wenn die Lohnsteuerbeträge festgestellt sind, nach Be- 
stimmung der kirchlichen Veranlagungsbehörde oder auf 
Verlangen des Steuerpflichtigen die Verrechnung der ge- 
mäß Absatz I dieser Ziffer bereits geleisteten Zahlungen. 

Im Kirchensteuerbescheid ist im Falle dieses Absatzes I 
die Veranlagung ausdrücklich als einstweilige zu bezeichnen 
und dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit einer Verrech- 


nung mitzuteilen. 
* 
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An die bischöflichen Behörden ergeht das Ersuchen, die 
vorstehenden Richtlinien den ihnen unterstellten Kirchen- 
gemeinden bekanntzugeben. 

Ich darf darauf rechnen, daß die evangelischen Kirchen- 
behörden gleichartige Weisung für ihren Geschäftsbereich 
erlassen werden. Die evangelischen Kirchenbehörden er- 
suche ich ergebenst, mir von den ihrerseits erlassenen Wei- 
sungen Mitteilung zu machen. 

Den Herrn Reichsminister der Finanzen habe ich um 
Weisung an die Finanzämter ersucht. 


Im Auftrag: Trendelenburg. 


7. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung, vom 29. März 1928, G. I 645, 
betr. Erhebung der Kirchensteuern für das 
Rechnungsjahr 1928. 


Nr. I dieser Richtlinien! eröffnet in Abs. 3 den Kirchen- 
gemeinden und Gemeindeverbänden die Möglichkeit, — 
neben Zuschlägen zu staatlichen Steuern gemäß $$ 9 fg. des 
Kirchensteuergesetzes vom 14. Juli 1905 (Gesetzsamml. 
S. 281) — eine von Staatssteuern unabhängige Abgabe 
unter dem Namen „Kirchgeld‘‘ zu erheben. Ein solches 
Kirchgeld ist bereits im Rechnungsjahre 1927 mit meiner 
Zustimmung auf Grund von Richtlinien bischöflicher Be- 
hörden von zahlreichen Kirchengemeinden mit gutem Er- 
folge erhoben worden. Mangels einer gesetzlichen Grund- 
lage konnte es nur auf die kirchliche Pflicht der Gemeinde- 
glieder, zum Unterhalte der Kirchengemeinde nach Kräften 
beizutragen, gestützt werden, SO daß eineZwangsbeitreibung 
nicht möglich war. Hierin tritt auch für das Rechnungsjahr 
1928 noch keine Änderung ein. Indessen wird die Frage 
der Einführung eines Kirchgeldes als wirklicher Kirchen- 
steuer mit Beitreibbarkeit im Verwaltungszwangsverfahren 


I 5, unten bei Nr. 8 S. 282. 
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ein Hauptproblem der noch bevorstehenden gesetzgebe- 
rischen Arbeiten bilden, so daß um so mehr Anlaß für die 
Kirchengemeinden vorliegt, dieser Neuerung Aufmerk- 
samkeit zu widmen. Ihr Zweck soll vornehmlich sein, den 
Hundertsatz der Zuschläge zu den staatlichen Steuern zu 
senken und eine sozial gerechtere Verteilung des Kirchen- 
steuerbedarfs zu ermöglichen. Über die wegen des Kirch- 
geldes zu erlassenden Richtlinien wird den bischöflichen 
Behörden weitere Mitteilung zugehen. 

Nr. II beruht auf der seit dem Inkrafttreten des Reichs- 
einkommensteuergesetzes vom 20. Dezember 1921 (Reichs- 
gesetzbl. S. 1580) ständig in der Praxis festgehaltenen und 
auch vom Oberverwaltungsgericht in mehrfachen Ent- 
scheidungen gebilligten Rechtsauffassung, daß die Ein- 
kommensteuer des dem Kirchensteuerjahr vorangegangenen 
Kalenderjahres oder Steuerabschnittes den gesetzlichen 
Maßstab der vom Einkommen zu erhebenden Kirchensteuer 
bildet. 

Zu Nr. III bemerke ich unter Bezugnahme auf die Aus- 
führungen meines Erlasses vom 4. März 1927 — G 1310 
G II — (Zentrbl. S. 102) zu Nr. II der Richtlinien vom 
selben Tage, daß nach wie vor die Verhältnisse auf eine 
ausgiebige Mitbenutzung der Realsteuern als Maßstab der 
Umlegung der Kirchensteuer hinweisen. 

Ziffer 1 bis 3 der Nr. III beruhen auf dem in Nr. II der 
Richtlinien vom 4. März 1927 näher ausgeführten Rechts- 
standpunkte, daß eine gesetzliche Beschränkung in der Höhe der 
Heranziehung der Realsteuern, wie sie früher in Satz I des $ 10 Abs. 3 
KStG vom 14. Juli 1905 festgesetzt war, nicht mehr besteht!. 

Ziffer 4 der Nr. III will Zweifel beseitigen, die wegen 
der verschiedenartigen Zusammensetzung der Gewerbe- 
steuer etwa entstehen könnten. 

Nr. IV sieht für die Ermittelung des EKSt-Solls als 
Grundlage der Bemessung des Hundertsatzes der KSt ein 
einheitliches Verfahren vor, um Gleichmäßigkeit und Über- 
sichtlichkeit bei der Feststellung und Ausschreibung des 
Kirchensteuerbedarfs zu gewährleisten. 


: Die Meinung war jedoch irrtümlich. 
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Die Fassung der Vorschriften in Abs. I und 2 als Soll- 
vorschriften läßt erkennen, daß die rechtliche Geltung des 
Umlagebeschlusses von ihrer Beachtung nicht abhängt. 
Insbesondere sollen Kirchengemeinden, die schon vor Be- 
kanntgabe dieser Richtlinien ihre Steuerbeschlüsse fertig- 
gestellt haben, nicht genötigt werden, neue Beschlüsse zu 
fassen. Für solche Fälle ist in Nr. VI Abs. 3 Vorsorge ge- 
troffen. 

Für die Ermittelung des Einkommensteuersolls Nr. IV 
Ziff. 1) werden Schätzungen nur in beschränktem Umfange 
erforderlich sein. Ein wesentlicher Teil der Unterlagen kann 
einfach errechnet werden. Nach Ziffer I der Nr. IV soll 
das Ergebnis der kirchlichen Veranlagung für das Rech- 
nungsjahr 1927 grundlegend sein (vgl. Abs. 6 in VIA der 
Ausf.Anw. vom 24. März 1906). Bei ordnungsmäßiger 
Buchführung muß sich das Einkommensteuersoll 1926 aus 
dem Gesamtsoll der für 1927 veranlagten Kirchensteuer- 
zuschläge zur Einkommensteuer und aus dem Hundertsatz 
der Kirchensteuer rein rechnungsmäßig ermitteln lassen. 
Von diesem Einkommensteuersoll wird in der Regel der 
auf die Lohnsteuer entfallende Teil unverändert als Maß- 
stabsumme auch der Kirchensteuer für 1928 übernommen 
werden können, da nach den Richtlinien vom 23. Januar 
1928 (Zentrbl. S. 49) die Lohnsteuer 1926 in der weit über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle tatsächlich auch die Grund- 
lage der kirchlichen Veranlagung für 1928 bilden wird. 
Wenn auch diese Lohnsteuer nicht in allen Fällen voll wird 
erfaßt werden können, so wird doch die in einer ganzen 
Reihe von Fällen gemäß Ziffer 2 Abs. I der Richtlinien 
vom 23. Januar 1928 gegebene Möglichkeit, die im all- 
gemeinen höhere Lohnsteuer von 1927 zu erfassen, die Min- 
derung ausgleichen. Dagegen ist mit Veränderungen in der 
Höhe der veranlagten Einkommensteuer zu rechnen; ins- 
besondere wird in größeren Städten eine beträchtliche Er- 
höhung der veranlagten Einkommensteuer erwartet, die 
vielfach auch für den Hundertsatz der Kirchensteuer von 
Bedeutung sein wird. Insoweit ist Schätzung erforderlich, 
die jedoch keine besonderen Schwierigkeiten machen wird, 
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Diese Veränderungen in der veranlagten Einkommen- 
steuer hat Ziff. 2 des Abs. I in Nr. IV der Richtlinien 
vornehmlich im Auge, ohne jedoch der Prüfung des Kirchen- 
vorstandes Schranken zu ziehen und die Berücksichtigung 
auch anderer Umstände auszuschließen (vgl. hierzu die 
Erläuterungen zu Nr. VI Abs. I Ziff. 3 der Richtlinien). 

Zu Abs. 3 bemerke ich, daß bei allen erfreulichen Fort- 
schritten, die die Senkung des Hundertsatzes der Kirchen- 
steuer im vergangenen Rechnungsjahre gemacht hat, 
immer noch eine weitere Minderung desselben dringend zu 
wünschen bleibt. 

Zu Nr. V genügt es, darauf hinzuweisen, daß auch die 
Vorschrift des Abs. 3 lediglich eine Sollvorschrift im Sinne 
der Ausführungen zu Nr. IV darstellt. 

In Nr. VI Abs. 1 Ziff. 1 wird zum Belege der Richtigkeit 
der gemäß- Nr. IV Abs. I Ziff. 1 aufzumachenden Berech- 
nung lediglich eine Bescheinigung des Kirchenvorstandes 
(der Verbandsvertretung) in der Erwartung gefordert, daß 
diese Bescheinigung pflichtmäßig nach sorgfältiger Prüfung 
ausgestellt wird. Die getrennte Angabe der Summen der 
förmlich veranlagten Einkommensteuer und der Lohn- 
steuerbeträge ist erforderlich, weil die Finanzämter die in 
Ziff. 2 geforderte Schätzung wahrscheinlich durch Angabe 
einer Verhältniszahl bewirken werden. 

Als Regel kann angenommen werden, daß die Verän- 
derungen, die der Kirchenvorstand gemäß Ziff. 2 in Abs. I 
der Nr. IV an dem gemäß Ziff. 1 daselbst errechneten Be- 
trage vornimmt, sich auf das Ergebnis der Schätzung des 
Finanzamtes beschränken werden. Im entgegengesetzten 
Falle muß der Kirchenvorstand das Ergebnis seiner eigenen 
Prüfung begründen (Ziff. 3 in Abs. I der Nr. VI). Was 
hierzu erforderlich ist, kann nur von Fall zu Fall beurteilt 
werden. 

In Abs. 2 der Nr. VI ist die Grenze von 25 v. H. nur 
noch für diesmal aus besonderen Gründen so hoch ange- 
nommen worden. In Wirklichkeit werden hoffentlich die 
Ausfälle für gewöhnlich weit hinter diesem Betrage zurück- 
bleiben. 
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Die regelmäßige Inanspruchnahme der Finanzämter 
mit Erklärungen über die Grundlagen der Bemessung des 
Hundertsatzes ist mit Rücksicht auf ihre Belastung und im 
Interesse der Beschleunigung des Kirchensteuergeschäfts 
in den Richtlinien auf das ÄAußerste beschränkt. Selbst- 
verständlich bleibt dem Kirchenvorstand (der Verbands- 
vertretung) unbenommen, weitere Erklärungen, die etwa 
im einzelnen Falle zweckdienlich erscheinen, beim Finanz- 
amt zu erbitten, wie auch den Aufsichtsbehörden freisteht, 
in Zweifelsfällen Auskunft vom Finanzamt einzuholen. 

Abs. 3 trifft für den Fall Vorsorge, daß die Weisungen in 
Nr. IV Abs. I Ziff. 1 und 2 und in Nr. V Abs. 3 nicht haben 
befolgt werden können. Welche Folgerungen aus Abwei- 
chungen des Ergebnisses einer nach Abs. 3 aufgemachten 
Berechnung von den Grundlagen des Kirchensteuer- 
beschlusses zu ziehen sind, muß der Entschließung der 
Aufsichtsbehörden von Fall zu Fall überlassen bleiben. 
Schlichte Versagung der Genehmigung wird kaum einmal 
in Frage kommen. Ergibt sich aus der gemäß Abs. 3 
aufgemachten Berechnung, daß der Hundertsatzim Kirchen- 
steuerbeschluß zu hoch angenommen ist, so wird in der 
Regel nichts im Wege stehen, die Umlage nur zu einem 
geringeren Hundertsatz zu genehmigen. Hierbei wird 
jedoch ein gegenseitiges Benehmen der kirchlichen und 
staatlichen Aufsichtsbehörden erforderlich sein, wie über- 
haupt die Staatsaufsichtsbehörden etwaige Bedenken gegen 
die Genehmigung von Umlagebeschlüssen vor endgültiger 
Entscheidung stets bei den kirchlichen Aufsichtsbehörden 
mit dem Ziele einer Verständigung zur Sprache zu bringen 
haben (vgl. den letzten Satz in Abs. 5 der Ziff. 3 des Ab- 
schnitts VI D der Ausf.Anw. vom 24. März 1906). 

In Nr. VIII ist vorausgesetzt, daß die kirchliche Ver- 
anlagung der zur Einkommensteuer förmlich veranlagten 
Steuerpflichtigen sich in der Regel dem Stande der Ein- 
kommensteuerveranlagung anpassen wird, soweit deren 
Ergebnisse nicht schon zu Beginn des Rechnungsjahres 
vorliegen. Für den Fall, daß ausnahmsweise die Veran- 
lagung eines Steuerpflichtigen zur Einkommensteuer nicht 
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abgewartet werden kann, ist, wie imVorjahre (vgl. Abs. 6 
des Erlasses vom 4. März 1927 — G 1310 G II — (Zentrbl. 
S. 102), in Abs. I der Nr. VIII die Behelfsmaßnahme einer 
einstweiligen Veranlagung gegeben. 

Bei den Lohnsteuerpflichtigen tritt eine solche einst- 
weilige Veranlagung gemäß der Ziff. 3 der Richtlinien vom 
23. Januar 1928 — G 135 G II — (Zentrbl. S. 49) dann ein, 
wenn der zugrunde zu legende Lohnsteuerbetrag nur durch 
Schätzung ermittelt werden kann. In den Fällen der Ziff. 2 
der Richtlinien vom 23. Januar 1928 ist die Veranlagung 
endgültig. 


Im Auftrag: Trendelenburg. 


8. Richtlinien für die Erhebung der Kirchensteuer des 
Rechnungsjahres 1928 in den katholischen Kirchen- 
gemeinden und Gemeindeverbänden. 


I 


Als Maßstab der Umlegung der Kirchensteuer des 
Rechnungsjahres 1928 in den katholischen Kirchen- 
gemeinden und Gemeindeverbänden dient die Reichsein- 
kommensteuer nach näherer Bestimmung unter Nr. II und 
Nr. VII. 

Daneben können die Grundvermögenssteuer und die 
Gewerbesteuer als Maßstab der Umlegung herangezogen 
werden (vgl. unten Nr. III). 

Außerdem können die Kirchengemeinden und Gemeinde- 
verbände zur Deckung des kirchlichen Bedarfs ein gleiches 
oder gestaffeltes Kirchgeld nach den hierüber von den bi- 
schöflichen Behörden zu erlassenden Richtlinien erheben. 


Il. 


Soweit die Einkommensteuer veranlagt wird, sind Zu- 
schläge zu entrichten zu der im Einkommensteuerbescheid 
festgesetzten Einkommensteuer für das Kalenderjahr 1927 
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oder für diejenigen vom Kalenderjahr abweichenden Steuer- 
abschnitte, die im Kalenderjahr 1927 geendet haben. 

Soweit die auf den Arbeitslohn entfallende Einkommen- 
steuer nicht veranlagt wird, sind Zuschläge zu entrichten zu 
den im Kalenderjahr 1927 gemäß $$ 70, 73, 74 Einkommen- 
steuergesetz vom 15. August 1925 (Reichsgesetzbl. I S. 189) 
einbehaltenen und nach $ 77 vorschriftsmäßig abgeführten 
oder verwendeten Lohnsteuerbeträgen nach Maßgabe der 
Richtlinien vom 23. Januar 1928 — G135 G II — 
(Zentrbl. S. 49). 


II1. 


Bei der Beschlußfassung über die Aufbringung des 
Kirchensteuerbedarfs ist allemal zu prüfen, ob und inwie- 
weit nach Lage der örtlichen Verhältnisse die Mitheran- 
ziehung der Realsteuern gerechtfertigt ist. Hierbei ist 
folgendes zu beachten: 

l. Die Grundvermögenssteuer und die Gewerbesteuer 
brauchen nicht mit demselben Hundertsatz wie die 
Einkommensteuer herangezogen zu werden. Wie ihre 
gänzliche Freilassung ist auch ihre geringere, ebenso 
aber auch ihre höhere Heranziehung zulässig. 4 

2. Es ist zulässig, neben der Einkommensteuer nur eine 
der beiden vorbezeichneten Steuerarten heranzuziehen, 
insbesondere nur die Grundvermögenssteuer oder auch 
die Grundvermögenssteuer von Grundstücken, ‚die 
dauernd land- oder forstwirtschaftlichen oder gärt- 
nerischen Zwecken zu dienen bestimmt sind. | 

3. Es ist ferner zulässig, die Grundvermögenssteuer mit 
einem höheren Hundertsatze heranzuziehen als die Ge- 
werbesteuer. Desgleichen kann die Grundvermögens- 
steuer von Grundstücken, die dauernd land- oder forst- 
wirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken zu dienen 
bestimmt sind, mit einem höheren Hundertsatze heran- 
gezogen werden als die Grundvermögenssteuer von den 
übrigen Grundstücken. 

4. Wird die Gewerbesteuer herangezogen, so sind Zu- 
schläge zu erheben von den Steuergrundbeträgen nach 
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dem Gewerbeertrag und nach dem Gewerbekapital. 
Ist gemäß Beschluß der politischen Gemeinde (vgl. 
Art. 184 Abs. 2 Satz I der Verordnung über die vor- 
läufige Neuregelung der Gewerbesteuer) an Stelle des Ge- 
werbekapitals die Lohnsumme getreten, so sind Zu- 
schläge zu erheben zu den Steuergrundbeträgen vom Ge- 
werbeertrag und von der Lohnsumme., 


IV. 


Für die Bemessung des Hundertsatzes der Umlage soll 
das Einkommensteuersoll dergestalt ermittelt werden, 
daß 

I. zugrunde gelegt wird das Soll der Einkommensteuer 
für das Kalenderjahr 1926 oder für die entsprechenden 
Steuerabschnitte (Nr. I, 1 a und b der Richtlinien vom 
4. März 1927, Zentrbl. S. 104), wie es sich aus der Ver- 
anlagung der Kirchensteuern für das Rechnungsjahr 1927 
ergibt, 

2. geprüft wird, wieweit das Einkommensteuersoll für das 
Kalenderjahr 1927 oder die entsprechenden Steuer- 
abschnitte (Nr. II dieser Richtlinien) höher oder aus- 
nahmsweise niedriger sein wird als das Soll zu I, und daß 
je nach dem Ergebnis ein durch Schätzung ermittelter 
Betrag zugeschlagen oder ausnahmsweise abgezogen 
wird. 

Die im Abschnitt VIA Abs.6der Ausf.Anw. vom 24.März 
1906 (Min.Bl. f. d. i. Verw. S. 121) geforderte Berücksich- 
tigung der Veranlagungs- und Erhebungskosten soll durch 
Einstellung in die Ausgabe des Haushaltsplanes erfolgen. 
Dem hiernach im Haushaltsplan sich ergebenden Fehl- 
betrage sind im Kirchensteuerbeschluß die bei der Um- 
lageerhebung zu erwartenden Ausfälle mit einem in Reichs- 
mark anzugebenden Betrage zuzuschlagen. 

Stets ist durch äußerste Sparsamkeit im Haushalt der 
Kirchengemeinde sowie durch Beschränkung des Zu- 
schlages für Ausfälle auf das unbedingt notwendige Maß 
darauf Bedacht zu nehmen, daß der Hundertsatz der Um- 
lage so niedrig als möglich gehalten wird. 
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VA 


Der Kirchensteuerbeschluß muß die aus VIA Abs. 3 
und 4 der Ausf.Anw. vom 24. März 1906 ersichtlichen An- 
gaben enthalten. 

Soweit die Kirchensteuer vom Einkommen erhoben wird, 
ist der Maßstab schlechthin als Einkommensteuer zu be- 
zeichnen; nähere Bestimmungen, wie z. B. Bezugnahme auf 
diese Richtlinien, sind nicht erforderlich. 

Wird ein Kirchgeld (vgl. Nr. I Abs. 3) erhoben, so sind 
die durch Zuschläge zu den staatlichen Steuern und durch 
das Kirchgeld zu deckenden Teile des Bedarfs getrennt 
anzugeben. 

Die Berechnung des Einkommensteuersolls gemäß 
Nr. IV Abs. I Ziff. 1 und 2 soll in den Umlagebeschluß auf- 
genommen werden. 


vl. 


Bei Einreichung des Umlagebeschlusses zur Genehmi- 
gung (VI D 2 der Ausf.Anw. vom 24. März 1906) ist die 
Ermittelung des Einkommensteuersolls (Nr. IV Abs. 1) 
wie folgt zu belegen: 

1. Zu Nr. IV Abs. 1 Ziff. 1 ist eine Bescheinigung des 
Kirchenvorstandes (der Verbandsvertretung) über die 
Richtigkeit der Berechnung vorzulegen. In der Be- 
scheinigung sind die Summen der förmlich veranlagten 
Einkommensteuer und der Lohnsteuerbeträge getrennt 
anzugeben. f 

2. ZuNr. IV Abs. I Ziff. 2ist eine Schätzung des Finanz- 
amtes darüber beizubringen, ob und um wieviel vor- 
aussichtlich das Einkommensteuersoll der zur Ein- 
kommensteuer veranlagten Kirchensteuerpflichtigen 
für 1927 (Nr. II Abs. 1) das vom Kirchenvorstand be- 
scheinigte Soll der veranlagten Einkommensteuer 
1926 übersteigen oder ausnahmsweise hinter ihm zu- 
rückbleiben wird. 3 ä 

3. Stimmt der Betrag, den der Kirchenvorstand (die Ver- 
bandsvertretung) auf Grund eigener Prüfung gemäß 
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Nr. IV Abs. 1 Ziff. 2 dem gemäß Ziff. I daselbst er- 
rechneten Betrage zugeschlagen oder von ihm abge- 
zogen hat, nicht mit dem Ergebnis der Schätzung des 

Finanzamtes (oben Ziff. 2) überein, so ist der Unter- 

schied zu begründen. 

Betragen die im Kirchensteuerbeschluß dem durch die 
Kirchensteuer zu deckenden Fehlbetrage des Haushalts- 
planes zugeschlagenen Ausfälle mehr als 25 v.H.des dadurch 
sich ergebenden gesamten Umlagebedarfes, so ist die Not- 
wendigkeit eines so hohen Zuschlages für die Ausfälle ein- 
gehend zu begründen. Soweit es sich dabei um mehr als 
25v.H.betragende Ausfälle bei Zuschlägen zur Einkommen- 
steuer handelt, ist eine Bescheinigung des Finanzamtes 
beizubringen. 

Ist die Berechnung Nr. IV Abs. I Ziff. 1 und 2 nicht 
in den Umlagebeschluß aufgenommen oder ist das dem 
Steuerbeschluß zugrunde gelegte Einkommensteuersoll in 
anderer Weise, als in Nr. IV vorgeschrieben, ermittelt, so 
ist eine der Nr. IV entsprechende Berechnung besonders 
aufzumachen und bei Einreichung des Umlagebeschlusses 
der Aufsichtsbehörde mit vorzulegen unter Beifügung der 
oben in Abs. I und 2 erforderten Bescheinigungen und Er- 
klärungen des Kirchenvorstandes (der Verbandsvertretung) 
und des Finanzamtes. Ist der Antrag auf Genehmigung des 
Umlagebeschlusses ohne diese Unterlagen eingebracht, so 
sind sie umgehend nachzureichen, falls nicht etwa die Ge- 
nehmigung bereits erfolgt sein sollte. 

Ferner ist bei Einreichung des Umlagebeschlusses zur 
aufsichtlichen Genehmigung anzugeben, ob und welche Über- 
schüsse die Kirchensteuererträge des Rechnungsjahres 
1927 über den Kirchensteuerbedarf ergeben haben und wie 
sie verwendet werden. 


VI. 


Die Veröffentlichung des Hundertsatzes gemäß $19 
Abs. I des Kirchensteuergesetzes und VI F der Ausf.Anw. 
vom 24. März 1906 hat sofort nach Genehmigung des Um- 
lagebeschlusses zu erfolgen. 
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In der Veröffentlichung ist der Inhalt von Nr. II dieser 
Richtlinien sowie von Ziff. 2 der Richtlinien vom 23. Ja- 
nuar 1928 — G 135 G II — (Zentrbl. S. 49) und, soweit von 
Nr. VIII Abs. I dieser Richtlinien oder von Ziff. 3 Abs. 1 
und 2 der Richtlinien vom 23. Januar 1928 Gebrauch ge- 
macht werden soll, auch deren Inhalt bekanntzugeben. 


VII. 


Liegt im Zeitpunkte der kirchlichen Veranlagung eines 
Steuerpflichtigen das Ergebnis seiner Einkommensteuer- 
veranlagung für das Kalenderjahr 1927 oder den entspre- 
chenden Steuerabschnitt (Nr. II Abs. I) ausnahmsweise 
noch nicht vor, so können von ihm einstweilen Zuschläge 
zu derjenigen Einkommensteuer erhoben werden, die seiner 
kirchlichen Veranlagung für das Rechnungsjahr 1927 zu- 
grundegelegt war. Im Falle einer solchen einstweiligen 
Veranlagung erfolgt, sobald die Einkommensteuerver- 
anlagung vorliegt, nach Bestimmung der kirchlichen Ver- 
anlagungsbehörde oder auf Verlangen des Steuerpflichtigen 
Verrechnung der bereits geleisteten Zahlungen. 

Die Veranlagung der Lohnsteuerpflichtigen richtet sich 
nach Ziff. 2 und 3 der Richtlinien vom 23. Januar 1928. 

Die Veranlagung zur Kirchensteuer erfolgt durchweg 
durch Feststellung ihres Betrages. 


IX. 


Im Kirchensteuerbescheid ist im Falle des Abs. 2 der 
Ziff. 2 der Richtlinien vom 23. Januar 1928 bei der Rechts- 
mittelbelehrung darauf hinzuweisen, daß dem Kirchen- 
steuerpflichtigen freisteht, im Einspruchsverfahren nach- 
zuweisen, daß die Lohnsteuer des Kalenderjahres 1927 
niedriger gewesen sei als der seiner Kirchensteuer zugrunde 
gelegte Betrag. 

Im Falle des Abs. I der Ziff. VIII dieser Richtlinien 
ist ebenso wie im Falle der Ziff. 3 der Richtlinien vom 
23. Januar 1928 (vgl. Abs. 3 daselbst) die Veranlagung 


— 2837 — 





Sammlung wichtiger Gesetze und Erlasse. 


ausdrücklich als einstweilige zu bezeichnen und dem Steuer- 
pflichtigen die Möglichkeit einer Verrechnung mitzuteilen. 


Berlin, den 29. März 1928. 


Der Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. 
Im Auftrag: Trendelenburg. 


9. Muster zu Richtlinien der bischöflichen Behörde für 

die Erhebung eines Kirchgeldes im Rechnungsjahr 1928, 

vom Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
vom 10. April 1928. 


I. 


Neben Zuschlägen zu staatlichen Steuern Können die 
Kirchengemeinden und Gemeindeverbände zur Deckung 
ihres Bedarfs für das Rechnungsjahr 1928 ein gleiches oder 
gestaffeltes Kirchgeld erheben. 


11. 


Die Erhebung des Kirchgeldes erfolgt nach festen 
oder gleichmäßigen Grundsätzen. Die Grundsätze werden 
nach Maßgabe der Bestimmungen unter III bis V vom 
Kirchenvorstande (von der Verbandsvertretung) fest- 
gesetzt; sie bedürfen der Genehmigung der bischöflichen 
Behörde. 

Ill. 


Der Kreis der Zahlungspflichtigen ist in den Grund- 
sätzen wie folgt zu bestimmen: 

1. Das Kirchgeld wird erhoben von allen Mitgliedern 
der Kirchengemeinde, die bei Beginn des Rechnungs- 
jahres 
a) 18 Jahre alt gewesen sind, 

b) eigenes Einkommen oder eigenes steuerpflichtiges 

Grund- oder sonstiges Vermögen hatten. 
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Übersteigen die Zuschläge zur Einkommensteuer 10v.H., 
so sind, falls von der Erhebung eines Kirchgeldes Abstand 
genommen wird, die Gründe, die seine Einführung nicht rat- 
sam erscheinen ließen, bei Einholung der aufsichtlichen Ge- 
nehmigung zum Umlagebeschluß im Begleitbericht dar- 
zulegen. Kann angenommen werden, daß die Gründe den 
Aufsichtsbehörden bekannt sind (z.B. bei Kirchenge- 
meinden in größeren Städten), so genügt ein kurzer Hin- 
weis auf die örtlichen Verhältnisse. 

Wird die Erhebung eines Kirchgeldes beschlossen, so 
sind die durch Zuschläge zu den staatlichen Steuern und die 
durch das Kirchgeld zu deckenden Teile des Bedarfs im 
Umlagebeschluß getrennt anzugeben. 

Der Beschluß über die Erhebung des Kirchgeldes be- 
darf der Genehmigung der bischöflichen Behörde. 


VII. 


Die Entrichtung des von der Kirchengemeinde (vom 
Gemeindeverband) beschlossenen Kirchgeldes ist eine 
kirchliche Pflicht, ein Ausfluß der allgemeinen kirchlichen 
Verpflichtung eines jeden Gläubigen, zum Unterhalt der 
Kirchengemeinde nach Kräften beizutragen. 

Eine Zwangsbeitreibung findet nicht statt". 


VII. 


Die Erhebung des Kirchengeldes ist öffentlich bekanntzumachen. 
In der Bekanntmachung ist ein Auszug aus diesen Richtlinien, 
enthaltend die Überschrift, Nr. I, Nr. II, Nr. VII, Datum und 
Unterschrift, sowie der Inhalt der gemäß Nr. III bis V beschlossenen 
Grundsätze mitzuteilen. 


IX. 


Das von dem einzelnen Zahlungspflichtigen zu ent- 
richtende Kirchgeld wird von der kirchlichen Veranlagungs- 
behörde festgesetzt. 


1 Nachdem das Kirchgeld durch die Novelle vom 3. Mai 1929 
gesetzliche Unterlage erhalten hat, ist jetzt Zwangsbeitreibung 
zulässig. S. S. 304. 
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Wird die Benachrichtigung mit der Benachrichtigung über 
die Veranlagung zu Zuschlägen zu staatlichen Steuern verbunden, 
so sind diese Zuschläge und das Kirchgeld getrennt anzugeben. 

Bei der Benachrichtigung und Zahlungsaufforderung ist der 
Inhalt der Nr. VII wörtlich mitzuteilen. 


10. Erlaß des Reichsministers der Finanzen vom 4. Ja- 

nuar 1929. Betrifft: Steuerabzug vom Arbeitslohn; 

formelle Behandlung der Steuerabzugsbelege für die 
Zwecke der Kirchensteuer 1928. 


Vorbemerkung. 


Die in dem nachstehenden Erlaß getroffenen Anord- 
nungen entsprechen im wesentlichen den Anordnungen, die 
ich Anfang 1927 für das Kalenderjahr 1926 getroffen habe. 
Damals sind ebenso wie jetzt für das Jahr 1928 die Steuer- 
abzugsbelege allgemein eingefordert worden, um einmal 
die Grundlage für die individuelle Berechnung der Kirchen- 
steuer zu bilden und dann die Lohnsteuerstatistik vorzu- 
bereiten. Es hätte deshalb an sich nahegelegen, auf die 
für das Jahr 1926 in meinen Runderlassen vom 7. Januar 
1927 — IIle 9700 — und vom 9. März 1927 — Illa 600 — 
getroffenen Anordnungen Bezug zu nehmen. Das ist jedoch 
nicht möglich gewesen, da für das Jahr 1926 allgemein 
Steuerabzugsbelege in Form von Lohnsteuer-Überweisungs- 
blättern eingefordert wurden, während für das Jahr 1928 
die Steuerkarten mit der Lohnsteuer-Bescheinigung weit- 
gehend als Belege zum Nachweis des Lohnes und der ein- 
behaltenen Steuer verwendet und nur in ganz bestimmten 
Ausnahmefällen Lohnsteuer-Überweisungsblätter in ver- 
einfachter Weise eingereicht werden sollen. Daraus er- 
geben sich in formeller Beziehung geringfügige Änderungen, 
die es, um Mißdeutungen und Zweifel auszuschließen, er- 
forderlich machen, die Bestimmungen über die Aus- 
wertung der Steuerabzugsbelege zum Zwecke der 
Kirchensteuer und der Vorbereitung der Lohnsteuer- 
statistik noch einmal zusammenzufassen. 
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A. Behandlung der Steuerabzugsbelege für 1928. 


I. Frist für die Einreichung der Lohnsteuer- 
Bescheinigungen und -Überweisungsblätter. 


In meinen Runderlassen vom 31. März 1928 — III e 1200 
— und vom 13. Dezember 1928 — IIIe 5700 — habe ich 
bereits auf die Notwendigkeit der genauen Einhaltung der 
am 15. Januar 1929 endenden Frist für die Einlieferung der 
Steuerabzugsbelege hingewiesen und hervorgehoben, daß 
die Arbeitgeber sich die Anfang 1929 zu leistende Arbeit 
dadurch erleichtern konnten, daß sie die Lohnsteuer-Über- 
weisungsblätter für die im Laufe des Jahres ausgeschiedenen 
Arbeitnehmer sofort ausschreiben. Ich habe zwar im Ab- 
schnitt B 3 Abs.2 des Runderlasses vom 31. März 1928 auch 
dem Falle Rechnung getragen, daß die besonderen Ver- 
hältnisse eines Betriebes die Einhaltung der Frist ausnahms- 
weise unmöglich machen. Es liegt aber, worauf ich auch 
an dieser Stelle nochmals hinweisen möchte, im eigenen In- 
teresse der Arbeitgeber, von der dort zugelassenen Frist- 
verlängerung so wenig wie möglich Gebrauch zu machen. 
Ich ersuche daher, Anträgen auf Fristverlängerung im all- 
gemeinen nur dann zu entsprechen, wenn die letzte Lohn- 
abrechnung für 1928 erst so spät erfolgt, daß die Einhaltung 
der Frist tatsächlich unmöglich ist. 


II. Arbeiten beim Finanzamt der Betriebsstätte. 


1. Nach $3 der die allgemeine Einreichung der Steuer- 
abzugsbelege regelnden Verordnung vom 31. März 1928 
über die Einreichung vereinfachter Belege über den Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn für das Kalenderjahr 1928 (vgl. auch 
den unter I bezeichneten Runderlaß vom gleichen Tage) 
übersendet der Arbeitgeber die Steuerabzugsbelege nicht 
gesammelt dem Finanzamt der Betriebsstätte, sondern un- 
mittelbar den für den Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
inländischen Wohnsitzes für den gewöhnlichen Aufenthalt 
der einzelnen Arbeitnehmer zuständigen Finanzämtern. 
Mit Rücksicht hierauf ist dem Finanzamt der Betriebs- 
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stätte eineÜberwachung derVollständigkeit des eingehenden 
Materials in der Weise, wie sie z. B. im Abschnitt II meines 
Runderlasses vom 7. Januar 1927 — Ill e 9700 — für die 
Steuerabzugsbelege für 1926 angeordnet war, regelmäßig 
nicht möglich. Im allgemeinen wird aber wenigstens ein 
Teil der Arbeitnehmer eines Betriebes auch in dem für die 
Betriebsstätte zuständigen Finanzamtsbezirk wohnen, so 
daß jeder Arbeitgeber Steuerabzugsbelege auch an das 
Finanzamt seiner Betriebsstätte, weil es zugleich das für den 
Wohnsitz des Arbeitnehmers zuständige Finanzamt ist, ein- 
zusenden hat. Das Finanzamt der Betriebsstätte (Finanz- 
kasse oder Lohnsteuerstelle) hat daher an Hand des Arbeit- 
geberkontos ($44 StA. DB.) oder in sonst geeigneter Weise 
zu prüfen, ob von jedem Arbeitgeber Steuerabzugsbelege 
überhaupt eingesandt worden sind. Bis zum 20. Januar 
1929 sind diejenigen Arbeitgeber, die Steuerabzugsbelege 
nicht eingesandt und keine Fristverlängerung erhalten 
haben, über die Gründe der Nichteinsendung zu befragen. 

2. Für die Ablieferung und die listenmäßige Behandlung 
der Lohnsteuer-Bescheinigungen und -Überweisungsblätter 
der Arbeitnehmer, die im Inland weder Wohnsitz noch ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben, ist das Finanzamt der Be- 
triebsstätte zuständig, dem diese Steuerabzugsbelege vom 
Arbeitgeber unmittelbar einzusenden sind (vgl. $5 Abs. I 
Nr. 4, 8 ESt. AB.). Die Steuerabzugsbelege dieser Arbeit- 
nehmer sind geordnet aufzubewahren. 


Ill. Arbeiten beim Finanzamt des Wohnsitzes am 
10. Oktober 1927. 


Für die listenmäßige Behandlung der Steuerabzugs- 
belege für 1928 ist vorbehaltlich der Ausführungen unter 
Abschnitt II 2 das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk 
der Arbeitnehmer am Tage der Personenstandsaufnahme 
1928, also am 10. Oktober 1928 seinen Wohnsitz oder in Er- 
mangelung eines inländischen Wohnsitzes seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hatte (vgl. Abschnitt IV). Nach $ 3 der 
Verordnung vom 31. März 1928 sind die Überweisungs- 
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blätter und die Lohnsteuer-Bescheinigungen, auf denen die 
Angabe über die Ausstellung der Steuerkarte für 1929 
nicht möglich ist, vom Arbeitgeber an das Finanzamt ein- 
zusenden, in dessen Bezirk der Arbeitnehmer am 10. Ok- 
tober 1927 seinen Wohnsitz gehabt hat. In den weitaus 
meisten Fällen wird der Wohnsitz am 10. Oktober 1927 mit 
dem Wohnsitz am 10. Oktober 1928 übereinstimmen, so daß 
auch für die weitere Behandlung der Lohnsteuer- Über- 
weisungsblätter das Finanzamt des Wohnsitzes am 10. Ok- 
tober 1927 zuständig ist und daher die Überweisungsblätter 
bei diesem verbleiben. Hat dagegen der Arbeitnehmer 
seinen Wohnsitz nach dem 10. Oktober 1927 gewechselt, 
so übersendet das Finanzamt des Wohnsitzes am 10. Ok- 
tober 1927 das Überweisungsblatt unter entsprechendem 
Vermerk in der Urliste 1927 dem Finanzamt des Wohn- 
sitzes am 10. Oktober 1928, sofern dieses Finanzamt aus 
der Urliste 1927 unmittelbar festgestellt werden kann 
(856 ESt. AB.). Soweit bei ihm nach den obigen Aus- 
führungen Lohnsteuer-Bescheinigungen eingehen, auf denen 
die Angaben über die Ausstellung der Steuerkarte für 1929 
fehlen, hat das Finanzamt des Wohnsitzes am 10. Oktober 
1927 dafür zu sorgen, daß diese Bescheinigungen an das Fi- 
nanzamt des Wohnsitzes am 10. Oktober 1928 gelangen und 
zu diesem Zwecke erforderlichenfalls weitere Feststellungen 
über den Wohnsitz am 10. Oktober 1928 zu treffen. In 
allen übrigen Fällen sind die Überweisungsblätter der ver- 
zogenen Arbeitnehmer gesammelt und geordnet aufzu- 
bewahren und auf Anfordern dem Finanzamt des Wohn- 
sitzes am 10. Oktober 1928 unter entsprechendem Vermerk 
in der Urliste 1927 zu übersenden (vgl. Abschnitt IV). 


IV. Arbeiten beim Finanzamt des Wohnsitzes 
am 10. Oktober 1928. 

Dem Finanzamt des Wohnsitzes am 10. Oktober 1928 
obliegt die listenmäßige Behandlung der Steuerabzugs- 
belege (vgl. Abschnitt III). Nach den $$ 3 bis 5 der Ver- 
ordnung vom 31. März 1928 sind die Lohnsteuer-Beschei- 
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nigungen auf der Rückseite der Steuerkarte 1928 und 
beim Markenverfahren die zum Einkleben und Entwerten 
von Steuermarken verwendeten Einlagebogen mit den 
Steuerkarten für 1928 dem Finanzamt, in dessen Bezirk 
die Steuerkarte 1929 ausgeschrieben worden ist, also regel- 
mäßig dem Finanzamt des Wohnsitzes am 10. Oktober 1928, 
unmittelbar einzusenden. Bei den Anordnungen im Ab- 
schnitt III ist darauf Bedacht genommen worden, daß auch 
die Überweisungsblätter schließlich an das Finanzamt des 
Wohnsitzes am 10. Oktober 1928 gelangen. 

Die Angaben über Lohnhöhe und Steuerbetrag sind 
aus den Steuerabzugsbelegen für 1928 in die Urliste 
(Namenkartei) für 1928 zu übertragen. Hierbei ist folgendes 
zu beachten: 


l. Liegen Steuerabzugsbelege für einen Arbeitnehmer vor, 
der in der Urliste 1928 nicht eingetragen worden ist, 
aber am 10. Oktober 1928 seinen Wohnsitz im Bezirk 
des Finanzamts gehabt hat, so ist er in der Urliste nach- 
zutragen. 

2. Wenn für die in der Urliste (Namenkartei) verzeichneten 
Arbeitnehmer Steuerabzugsbelege für das ganze Jahr 
1928 vorliegen, sind die Spalten 9 und 10 der Urliste auf 
Grund der Belege auszufüllen, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob es sich um zu veranlagende oder nicht zu 
veranlagende Arbeitnehmer handelt. 

3. Sofern Steuerabzugsbelege für einen Arbeitnehmer nicht 
vorliegen, der Jahresarbeitslohn aber offenbar den 
Betrag von 1200 RM. nicht überstiegen hat, sind die 
Spalten 9 und 10 der Urliste mit dem Vermerk ‚‚frei 
zu versehen.. 

4. Soweit — abgesehen von dem Fall der Ziffer 3 ErEn, 
Steuerabzugsbelege für das ganze Jahr oder für einen 
Teil des Jahres 1928 nicht vorliegen, aber anzunehmen 
ist, daß der Arbeitnehmer in der Zeit des Kalender- 
jahres 1928, für die Steuerabzugsbelege nicht vorliegen, 
in einem Dienstverhältnis gestanden hat, sind nähere 
Feststellungen erforderlich. Sofern unter den für diese 
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Arbeitnehmer vorliegenden Steuerabzugsbelegen sich 
die Lohnsteuer-Bescheinigung auf der Rückseite der 
Steuerkarte 1928 oder in den Fällen der $$ 4, 5 der Ver- 
ordnung vom 31. März 1928 die Steuerkarte 1928 be- 
finden, ist regelmäßig das Finanzamt, in dessen Bezirk 
die Steuerkarte 1928 ausgeschrieben worden ist, um 
Übersendung etwa bei ihm eingegangener Lohnsteuer- 
Überweisungsblätter und -Bescheinigungen (vgl. Ab- 
schnitt III) zu ersuchen. In einzelnen Fällen kann auch 
eine Rückfrage beim Arbeitnehmer zweckmäßig sein. 
Die anliegenden Muster 3 und 4 können als Anhalt für 
die Fassung der Ersuchungsschreiben dienen. Einer 
besonderen Rückfrage bedarf es dann zunächst nicht, 
wenn anzunehmen ist, daß das Jahreseinkommen 8000 
RM. überschritten hat und daher die erforderlichen Fest- 
stellungen mit dem Veranlagungsverfahren verbunden 
werden Können. 

. Sofern anzunehmen ist, daß der Arbeitnehmer in dem 
Teil des Jahres 1928, für den Steuerabzugsbelege nicht 
vorliegen, in keinem Dienstverhältnis gestanden hat, 
sind weitere Feststellungen nicht erforderlich. Die 
Spalten 9 und 10 der Urliste (Namenkartei) sind in 
diesen Fällen auf Grund der tatsächlich vorhandenen 
Steuerabzugsbelege auszufüllen. Ist dagegen anzu- 
nehmen, daß der Arbeitnehmer in der durch Steuer- 
abzugsbelege nicht nachgewiesenen Zeit des Jahres 1928 
zwar in einem Dienstverhältnis gestanden, Steuerab- 
zugsbelege aber deshalb nicht auszuschreiben waren, 
weil der Arbeitslohn weniger als 25 RM. wöchentlich 
(8 38 StA. DB.) betragen hat, so ist der auf diese Zeit 
entfallende Arbeitslohn vom Finanzamt zu schätzen 
und bei den Eintragungen in Spalte 9 der Urliste (Namen- 
kartei) mit zu berücksichtigen. Die Eintragung ist 
dabei als Schätzung durch den Zusatz ‚gesch.‘“ zu 
kennzeichnen. Im übrigen ist von der Vornahme von 
Schätzungen zum Zwecke der Ausfüllung der Spalten 
9 und 10 der Urliste im allgemeinen abzusehen (vgl. 
Ziffer 4 ). 


— 2096 — 


l. Zum Kirchensteuerrecht. 


6. Gehen Steuerabzugsbelege nachträglich ein, so ist die 
Eintragung in den Spalten 9 und 10 der Urliste gege- 
benenfalls zu berichtigen. 

7. Bevor das Finanzamt die Eintragungen in die Urliste 
(Namenkartei) vornimmt, soll es die Steuerabzugsbelege 
stichprobenweise prüfen. 

Die Prüfung soll sich darauf erstrecken, ob 

a) der angegebene Lohnbetrag den tatsächlichen Lohn- 

verhältnissen im ganzen entspricht, 

b) die etwa ersichtlichen Dienstaufwandsentschä- 

digungen sich in angemessenen Grenzen halten, 

c) die Steuer richtig berechnet worden ist. 

Ergibt die Prüfung Anlaß zu erheblichen Beanstan- 
dungen, so sind weitere Feststellungen — regelmäßig 
durch Vermittelung des Finanzamts der Betriebsstätte 
— zu treffen. Bei der Geschäftslage der Finanzämter 
ist dafür zu sorgen, daß in allen Fällen kleinliche Be- 
anstandungen, Nachforschungen und dgl. unter allen 
Umständen vermieden werden. 

8. Mit den unter Ziffer I bis 7 bezeichneten Maßnahmen 
ist unmittelbar nach Eingang der Steuerabzugsbelege 
zu beginnen. Für das Markenverfahren gelten die Aus- 
führungen unter Abschnitt II Ziffer 1 bis 3 des Rund- 
erlasses vom 18. November 1926 — IIIe 9300 — für die 
im Kalenderjahr 1928 verwendeten Steuermarken ent- 
sprechend. 


V. Aufbewahrung der Steuerabzugsbelege. 


Die Lohnsteuer-Bescheinigungen, Überweisungsblätter, 
Steuerkarten und Einlagebogen sind, soweit sie nicht für 
die Zwecke der Lohnsteuerstatistik anderweitig benötigt 
werden, beim Finanzamt geordnet aufzubewahren. 


VI. Auswertung der Steuerabzugsbelege. 


Die unter Ziffer I bis V getroffenen Anordnungen, 
dienen vorwiegend der Vorbereitung der Lohnsteuer- 
statistik 1928 und den Zwecken der Kirchensteuer. Wegen 
der letzteren ergeht noch besondere Weisung. 
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11. Der Preußische Minister dür Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung. 23. März 1929. 


Betrifft Kirchensteuererhebung 1929. 


Wie bereits in meinen Erlassen vom 23. Januar und 
29. März 19238 — G 1 35 G IT — und G I 645 — erwähnt 
worden ist, schweben seit einem Jahre Verhandlungen über 
die Änderung des zur Zeit geltenden Kirchensteuerrechts. 
Entsprechende Gesetzentwürfe sind am 22. März d. Js. 
vom.Landtage in zweiter Lesung angenommen worden. Es 
ist damit zu rechnen, daß sie demnächst verabschiedet 
werden. 

Um jedoch eine Störung der Wirtschaft der Kirchen- 
gemeinden und Verbände zu vermeiden, werden die Um- 
lagebeschlüsse für das Rechnungsjahr 1929 schon vor der 
Verabschiedung der Gesetzentwürfe zu fassen sein. Sie 
müssen von der zur Zeit geltenden Gesetzgebung ausgehen, 
können aber bereits jetzt der vermutlich kommenden 
Rechtslage Rechnung tragen. 

Grundsätzlich sind daher auf die Kirchensteuererhebung 
des Rechnungsjahres 1929 die Richtlinien für die Erhebung 
der Kirchensteuer des Rechnungsjahres 1928 in den ka- 
tholischen Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden vom 
29. März 1928 sinngemäß anzuwenden. Auch kann es bei 
den bisher ergangenen Richtlinien betreffend die Er- 
hebung eines Kirchgeldes verbleiben. Es ist jedoch folgendes 
zu beachten: 

I. Bei der Erhebung der Kirchensteuer nach dem Maß- 
stabe der Einkommensteuer erfolgt die Feststellung 
der Lohnsteuerbeträge nunmehr auf Grund der nach 
der Verordnung des Herrn Reichsministers der Finanzen 
vom 31. März 1928 (Reichssteuerblatt Seite 120) ein- 
zureichenden Unterlagen (Lohnsteuerbescheinigungen, 
Lohnsteuerüberweisungsblätter usw.). 

Il. Das Oberverwaltungsgericht hat im Gegensatz zu der 
in den früheren Richtlinien vertretenen Rechtsansicht 
und zu der Verwaltungspraxis der letzten sieben Jahre 
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in drei Urteilen den $ 10 Absatz 3 des Kirchensteuer- 
gesetzes betreffend das Verhältnis zwischen den Zu- 
schlägen zur Einkommensteuer und zu den Realsteuern 
als nach wie vor zu Recht bestehend behandelt und 
festgestellt, daß die jetzige Praxis nur nach erfolgter 
Gesetzesänderung aufrecht erhalten werden Könne. 
Diese Änderung ist in den neuen Gesetzentwürfen vor- 
gesehen. Jedoch wird voraussichtlich durch Ver- 
waltungsanordnung vorgeschrieben werden, daß Zu- 
schläge zu den Realsteuern das Dreifache der Zuschläge 
zur Einkommensteuer in der Regel nicht überschreiten 
dürfen. i 
Schon jetzt können Umlagebeschlüsse, nach denen die 
Realsteuern mit mehr als dem Einfachen, aber höchstens 
dem Dreifachen des Hundertsatzes der Zuschläge zur 
Einkommensteuer belastet werden sollen, von den 
Kirchengemeinden gefaßt und den Aufsichtsbehörden 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Über die staats- 
aufsichtliche Genehmigung ergeht in Kürze besondere 
Weisung. Umlagebeschlüsse, die eine höhere Belastung 
der Realsteuern vorsehen, können nur in ganz beson- 
deren Ausnahmefällen genehmigt werden. Vor der Ge- 
nehmigung ist unter Beifügung einer eingehenden 
| Stellungnahme der Kirchenbehörde an mich zu berichten. 
IIl.In den dem Landtage zur Zeit vorliegenden Gesetz- 
entwürfen ist ferner die Zulässigkeit der Zwangsbei- 
treibung eines gleichmäßigen oder gestaffelten Kirch- 
geldes vorgesehen. Um diese für den Fall des Zustande- 
kommens der Gesetze zu ermöglichen, werden schon 
jetzt die Beschlüsse über Erhebung von Kirchgeld zur 
staatlichen Genehmigung vorzulegen sein. In den 
öffentlichen Bekanntmachungen und den Benach- 
richtigungen der einzelnen Kirchgeldpflichtigen wird auf 
die nach Inkrafttreten der neuen Gesetze sich ergebende 
Möglichkeit der Zwangsbeitreibung hinzuweisen sein. 
An die bischöflichen Behörden ergeht das ergebene Er- 
suchen, die ihnen unterstellten Kirchengemeinden mit 
Weisung zu versehen. 
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Von den evangelischen Kirchenbehörden sind gleich- 
artige Weisungen für ihren Geschäftsbereich zu erwarten. 
Ich ersuchesieergebenst, mir hierüber Mitteilung zu machen. 

Den Herrn Reichsminister der Finanzen habe ich um 
Weisung an die Finanzämter ersucht, 


Im Auftrage: gez. Trendelenburg. 


12. Betrifft: Kirchensteuer 1929 in Preußen. 


Der Reichsminister der Finanzen hat in einem Erlaß 
vom 24. April 1929 — $ 2270—1150 — sich in bezug auf 
die Kirchensteuern für 1929 sein Einverständnis in 
folgenden Punkten erklärt, daß die Finanzämter bei 
Durchführung von Umlagebeschlüssen in dem folgenden 
Umfange mitwirken: 


I. Hinsichtlich der Kirchensteuer nach dem Maßstab 
der Einkommensteuer finden meine Runderlasse vom 
13. Februar 1928 IIle 605 und vom 3. Mai 1928 IIle 2000 
sinngemäß Anwendung, soweit nicht im nachfolgenden 
etwas anderes bestimmt ist. 


Il. Die nach dem Runderlaß vom 3. Mai 1928 erforder- 
liche Schätzung des Finanzamts über die Höhe des Ein- 
kommensteuersolls soll sich für 1928 nicht nur auf die ver- 
anlagte Reichseinkommensteuer, sondern nach Möglich- 
keit auch auf die Lohnsteuer erstrecken. In der Schätzung 
sind die Summen der veranlagten Einkommensteuer und 
der Lohnsteuerbeträge getrennt anzugeben. Die Veran- 
lagung zur Einkommensteuer 1928 wird im Zeitpunkte, in 
dem die Schätzung erforderlich wird, in keinem Falle ab- 
geschlossen sein. Es wird daher das Ergebnis der Veran- 
lagung zur Einkommensteuer 1927 als Anhalt für die 
Schätzung mit herangezogen werden müssen. Angaben 
über die Veranlagung 1927 finden die Finanzämter in den 
Auszügen aus den bei der Steuerausgleichsstelle für die 
politischen Gemeinden geführten Konten — Sp. 2, 4 und 
5 — (Runderlaß vom 27. Novenber 1928 IV. 5./2700). Den 
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IV. Für die Feststellung der Lohnsteuerbeträge nach 
Ziffer I des nachstehenden Erlasses des Herrn Preußischen 
Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung stehen 
den Kirchenbehörden die Urlisten (Namenkarteien) mit den 
nach Maßgabe meines Runderlasses vom 4. Januar 1929 
S 2233 — 100 erfolgten Einträgen zur Verfügung. In der 
Praxis hat sich vielfach die Übung herausgebildet, daß die 
Kirchengemeinden die für die Heranziehung der Lohn- 
steuerpflichtigen zur Kirchensteuer erforderlichen Angaben 
über Lohnhöhe oder Steuerbetrag aus den Steuerabzugs- 
belegen unmittelbar in die kirchenbehördlichen Hebe- 
listen oder Karteien übertragen. Wenn auch in diesen 
Fällen regelmäßig einer der Gründe entfällt, die für die 
Anordnung der Ausfüllung der Spalten 9 und 10 der Urliste 
maßgebend waren, so erscheint es doch nicht bedenkenfrei, 
in den genannten Fällen von der vorgeschriebenen Aus- 
wertung der Steuerabzugsbelege in den Urlisten allgemein 
abzusehen. Denn dann können, nachdem die Steuerabzugs- 
belege an das Statistische Reichsamt abgegeben worden 
sind (vgl. Abschnitt B des Runderlasses vom 4, Januar 
1929), in gewissen Fällen, z. B. im Rechtsmittelverfahren, 
Schwierigkeiten dadurch entstehen, daß Unterlagen über 
Lohnhöhe und Lohnsteuer im Kalenderjahr 1928 beim 
Finanzamt nicht mehr vorhanden sind. Nicht immer 
werden in diesen Fällen die kirchenbehördlichen Hebelisten 
einen zuverlässigen Ersatz zu bieten vermögen. Gleichwohl 
dürfen die Herren Präsidenten der Landesfinanzämter auf 
Antrag des Finanzamts genehmigen, daß in den vorbezeich- 
neten Fällen von der Übertragung der Angaben aus den 
Steuerabzugsbelegen in die Spalten 9 und 10 der Urliste 
(Namenkartei) abgesehen wird, wenn eine solche Maßnahme 
im Hinblick auf die Geschäftslage des Finanzamts zweck- 
mäßig erscheint und Schwierigkeiten erheblicher Art nicht 
zu befürchten sind. Die nach Abschnitt B 7 des Rund- 
erlasses vom 4. Januar 1929 dem Statistischen Reichsamt 
abzugebende Bestätigung ist entsprechend zu fassen. Die 
Ermächtigung gilt jedoch nicht für die Fälle, in denen ein 
Lohnsteuererstattungsantrag für 1928 gestellt worden ist 
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Vorschrift des $ 10 Abs. 3 Satz I der Kirchensteuergesetze 
beseitigt und der bereits bisher geübten Verwaltungspraxis 
eine zweifelsfreie gesetzliche Grundlage gegeben worden. 
Indessen bleibt nach wie vor auf Innehaltung eines an- 
gemessenen Verhältnisses zwischen der Heranziehung der 
Einkommensteuer und der der Realsteuern zu achten. 
Insbesondere dürfen Zuschläge zu den Realsteuern, die das 
Dreifache der Zuschläge zur Einkommensteuer übersteigen, 
nur in ganz besonderen Ausnahmefällen genehmigt werden. 
Vor der staatsaufsichtlichen Genehmigung derartiger Be- 
schlüsse ist unter Beifügung einer eingehenden Stellung- 
nahme der Kirchenbehörde an mich zu berichten. Diese 
Gesetzesänderung erlangt rückwirkende Kraft schon vom 
1. April 1928 an. Im Rechtsmittelverfahren getroffene 
rechtskräftige Entscheidungen von Einzelfällen bleiben 
jedoch hiervon unberührt. 

Il. Das Kirchgeld (Nr. I Abs. 3 der Richtlinien vom 
29. März 1928) erlangt durch die neuen Gesetze die Rechts- 
natur der Kirchensteuer und wird demgemäß beitreibbar. 
Ein freiwilliges Kirchgeld wird nicht mehr zugelassen. Das 
Kirchgeld ist nunmehr in die Umlagebeschlüsse mit auf- 
zunehmen und bedarf der staatsaufsichtlichen Genehmigung. 
Wird ein gestaffeltes Kirchgeld erhoben, so darf der Höchst- 
satz des Kirchgeldes 10 RM. nicht übersteigen. In den 
öffentlichen Bekanntmachungen und in den Benachrich- 
tigungen der einzelnen Kirchgeldpflichtigen ist auf die 
Möglichkeit der Zwangsbeitreibung hinzuweisen. Der Herr 
Reichsminister der Finanzen hat sich in seinem Erlasse 
vom 24. April 1929 — S. 2270—1150 — damit einverstanden 
erklärt, daß auf Antrag die Finanzämter bei der Verwaltung 
einschließlich Erhebung des Kirchgeldes 1929 bei den 
Steuerpflichtigen mitwirken, die bereits auf Grund anderer 
Steuermaßstäbe, z. B. der veranlagten Einkommensteuer 
oder der Lohnsteuer unter Mitwirkung der Finanzämter zur 
Kirchensteuer herangezogen werden. In diesen Fällen wird 
das Kirchgeld durch die Finanzämter auch zwangsweise 
beigetrieben. Sonst findet das Verwaltungszwangsver- 
fahren nach $20 des Gesetzes vom 14. Juli 1905 (GS S. 281) 
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I. Zum Kirchensteuerrecht. 


bzw. Art. II $2 der Gesetze vom 14. Juli 1905 (GS S. 277) 
und vom 22. März 1906 (GS S. 41, 46) statt. er 
Im übrigen verbleibt es wegen des Kirchgeldes bei den 


bisherigen Richtlinien. 
II. Die Kirchengemeinde 
önnen neben der Einkommensteut J : 
mehr auch Zuschläge zur N | 
schließen. Jedoch sind die Ze ae ZOERR EN: 
und zu den Realsteuern au q I f 
vermögenssteuer anzurechnen. Die BAHR En E 
seitig. Ist der Zuschlag zur Einkommenstese‘ 1 ns 
der Zuschlag zur Vermögenssteuer, So Ka Renden ne 
ögenssteuer nuf S 
kl Ist der Zuschlag zur al 
höher, so kann er nur bis zur Höhe des a ar ee 
mögenssteuer auf diese angerechnet Me Kae ne 
Fällen ist das Ergebnis, daß nur der jewei ie 2 nt 
gezahlt wird. Ist etwa ein und derselbe Far eh, 
sowohl zu Zuschlägen Zur ReICHSyeHD Le an 
Zuschlägen zur Einkommensteuer und A gu A; 
kirchlich veranlagt, so stehen zur gegensel Een ee 
auf der einen Seite die Summe der Zuschläg 


nderen 
kommensteuegsund ZulnEEE Bea Re einander 
ee en Bl nek der Steuerpflichtige 


enüber; auch in diesem a ntweder 
Er den höheren Betrag ZU a und zu 
die Summe der Zuschläge zur un zur Vermögens- 
den Realsteuern oder den Zusch'a8 
steuer. Handelsgesellschaft oder 
il r einer offenen STE teile am Ge- 
omas werden mit Re En nmagene: 
‚sellschaftsvermögen nicht DO. Handelsgesellschaft 
steuer veranlagt, vielmehr wit t mit ihrem Ver- 


! t insgesam 
oder Kommanditgesellsch“ Vermögenssteuergesetzes on 


mögen veranlagt (82 5, 233 —). Vom Standpunkt 
— RGBI. I >. Handels- 
10.MAugust ae ist aber, da die nn 
des Kirchensteu vi ommanditgesellschaften l 
gesellschaften u Da % 
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n und Gemeindeverbände 
teuer außer den Realsteuern 
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stische Personen sind, jeder Teilhaber mit Bezug auf einen 
seinem Anteil am Gesellschaftsvermögen entsprechenden 
Bruchteil der auf die Gesellschaft veranlagten Vermögens- 
steuer für steuerpflichtig zu erachten. Da hierüber ins- 
besondere wegen der Vorschrift des $46 des Reichsbewer- 
tungsgesetzes vom 10. August 1925 — RGBl. I S. 214 — 
Zweifel entstehen können, ist in den neuen Gesetzen be- 
stimmt, daß bei Gesellschaftern einer offenen Handels- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auch ein ihrem 
Anteil am Gesellschaftsvermögen entsprechender Bruch- 
teil der von der Gesellschaft zu entrichtenden Reichs- 
vermögenssteuer der Berechnung der Kirchensteuerzu- 
schläge zugrunde zu legen ist. 

Für den Fall des mehrfachen Wohnsitzes ist auch für die 
Verteilung der nach dem Maßstabe der Reichsvermögens- 
steuer veranlagtenKirchensteuer auf die beteiligten Kirchen- 
gemeinden die sinngemäße Anwendung des $ 4 des Gesetzes 
vom 14. Juli 1905 (GS S. 281) vorgesehen. Nach Lage der 
Verhältnisse wird für das Rechnungsjahr 1929 die Reichs- 
vermögenssteuer 1928 als Grundlage der Kirchensteuer zu 
gelten haben. 

Da der Herr Reichsfinanzminister in seinem Erlasse 
vom 24. April 1929 — S. 2270—1150 — hinsichtlich der 
Heranziehung der Reichsvermögenssteuer die Finanz- 
ämter noch nicht mit Weisungen versehen konnte, wird es 
sich empfehlen, daß die Kirchengemeinden und -Verbände 
sich vor Beschlüssen über die Heranziehung der Reichs- 
vermögenssteuer erst mit dem zuständigen Finanzamte in 
Verbindung setzen. 

IV. Die bisher noch bestehende Kirchensteuerfreiheit 
der Geistlichen und Kirchenbeamten ist mit Wirkung vom 
1. April 1929 aufgehoben worden. Jedoch haben die Geist- 
lichen und Kirchenbeamten das Recht, ihre Kirchen- 
steuerschuld mit Gehaltsforderungen, die ihnen gegen die 
Kirchengemeinde zustehen, aufzurechnen. 

An die bischöflichen Behörden ergeht das ergebene 
Ersuchen, die ihnen unterstellten Kirchengemeinden mit 
Weisung zu verstehen. 
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Il. Zur kirchlichen Vermögensverwaltung. 


i i hörden sind gleich- 

Von den evangelischen Kirchenbehörc 
artige Weisungen für ihren Geschäftsbereich zu erwarten. 
Ich ersuche sie ergebenst, mir hierüber Mitteilung zu machen. 


Im Auftrag: Trendelenburg. 


II. Zur kirchlichen Vermögensverwaltung. 


14. Gesetz, betr. Bildung kirchlicher Hilfsfonds für 
neu zu errichtende katholische Kirchengemeinden 
vom 29. Mai 1903 (GS S. 182). 


ung von Beihilfen an neu Zu 


: ähr : 
Artikel 1. Behuft Does katholische Pfarrgemeinden, 


rrichtende leistungsunfähige s 3 
inne zur arena räne von Zuschüssen zur ne 
des Mindest-Stelleneinkommens oder von ren a 
zulage für die neu zu errichtende Pfarrste e en an 
schreiben müssen, sowie zur Gewährung yon, sterne 
Um- und Neubauten von Kirchen-, Pfarr- un anhilfsfonds 
sern, kann die bischöfliche Behörde EI  upie El 
bilden, für welchen alljährlich eine Um 2 neindegliedern 
Prozent der von den katholischen en erden 
zu zahlenden Staatseinkommensteuer © 


T: „ ihi zu den 
Ba einem Diözesanhilfsfonds Ken eeronda 
im Abs. | bezeichneten Zwecken er an. 
andkser Deu Diözesen PN ehörde verwaltet den 

ikel 2. Die bischö . % der Um- 
DibsesannilioneS beschließt über AI Tore die Um- 
nr innen ne auf die katholischen Kirchen- 
gemeinden der Diözese. 1er Kirchengemeinden finden 
: iträge 5 ; 
653 des ne die VE 1 a ee 
5 inden vom ZU. 
katholischen Kirchengemeind 20* 


=2300 
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Gesetz-Samml. S. 241 — Anwendung (jetzt $ 17 des 
Ges. v. 24. Juli 1924). 

In den Gemeinden werden die Beiträge aus den Kirchen- 
kassen, soweit diese dazu bei Berücksichtigung ihrer übrigen 
Verpflichtungen imstande sind, sonst durch Umlagen auf 
die Gemeindeglieder nach den für Gemeindeumlagen fest- 
stehenden Vorschriften bestritten. 

Artikel 4. Dieser Art. ist durch $ 29 des Ges. v. 24. Juli 
1924 aufgehoben; s. u. Nr. 16 S. 317. 

Artikel 5. Mit der Ausführung dieses Gesetzes werden 
der Minister der geistlichen Angelegenheiten und der Finanz- 
minister beauftragt. 

Artikel 6. Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1903 in Kraft. 

Urkundlich usw. 


15. Gesetz vom 21. März 1906, betr. die Erhebung von 
Abgaben für kirchliche Bedürfnisse der Diözesen der 
katholischen Kirche (GS S. 105). 


Art. 1. Zur Bestreitung kirchlicher Diözesanbedürf- 
nisse Kann die bischöfliche Behörde — außer dem nach dem 
Gesetze vom 29. Mai 1903 gebildeten Diözesanhilfsfonds — 
einen weiteren Diözesanhilfsfonds bilden, für welchen 
alljährlich eine Umlage bis zu 3% der von den katholischen 
Gemeindegliedern zu zahlenden Staatseinkommen- 
steuer?’ erhoben werden kann. 


Art.2. Auf den nach Art. I zu bildenden Hilfsfonds 


finden die Art. 1 Abs. 2, Art. 2, 3, 4 u. 5 des Ges. v. 29. 
5.1903 entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß die 
Erhebung einer Umlage von mehr als 1% der Bestätigung 
des Staatsministeriums bedarf. 

Art. 3. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1906 in Kraft. 


1 Nach der Nov. auch von anderen Maßstäben. S. oben zu 
88 4243 S. 197. 
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16. a) Gesetz über die Verwaltung des katholischen kirch- 
lichen Vermögens, vom 24. Juli 1924 (GS S. 585). 


Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen: 


1. Einzelgemeinden. 


$1. 

(1) Der Kirchenvorstand verwaltet das Vermögen in der 
Kirchengemeinde. Er vertritt die Gemeinde und das Ver- 
mögen. 

(2) Das Vermögen umfaßt die kirchlichen Vermögens- 
stücke und die unter die Verwaltung kirchlicher Organe 
gestellten örtlichen Stiftungen. 

(3) Die Rechte der Kirchendiener an den zu ihrer Be- 
soldung bestimmten Vermögensstücken werden hierdurch 
nicht berührt. 

82. 

(1) Der Kirchenvorstand besteht aus: 

l. dem Pfarrer oder dem von der bischöflichen Behörde 
mit der Leitung der Gemeinde betrauten Geistlichen 
als Vorsitzenden; 

2. den gewählten Mitgliedern; 

3. dem auf Grund besonderen Rechtstitels Berechtigten 
oder dem von ihm Ernannten. 

(2) Die bischöfliche Behörde kann für ihren Bereich 
bestimmen, daß auch andere hauptamtlich angestellte 
Seelsorgsgeistliche der Gemeinde aus dem Weltklerus, so- 
weit sie das Wählbarkeitsalter erreicht haben, zum Kirchen- 
vorstand gehören. 

83. 

Die Zahl der gewählten Mitglieder beträgt in Gemeinden 
bis 500 Seelen 6, bis 1500 Seelen 10, bis 3000 Seelen 16, bis 
6000 Seelen 20, bis 15000 Seelen 24, in größeren Gemeinden 
28. 
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S4. 

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitglieder der Gemeinde, 
die am Wahltage 21 Jahre alt sind und seit einem Jahre an 
dem Orte der Gemeinde wohnen. 

(2) Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen: 

l. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormund- 
schaft oder wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft 
steht; 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt; 

3. wer das Wahlrecht nach $6 Abs. 4 oder $7 Abs. 2 ver- 
loren hat. 

(3) Die bischöfliche Behörde kann für ihren Bereich be- 
stimmen, daß die dem Seelsorgeklerus angehörenden Geist- 
lichen nicht wahlberechtigt sind. 

(4) Behindert an der Ausübung ihres Wahlrechts sind 
Personen, die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 
in einer Anstalt untergebracht sind, sowie Straf- und 
Untersuchungsgefangene. 

(5) Die Wahl ist unmittelbar und geheim; jeder Wähler 
hat eine Stimme. Zur Ausübung des Wahlrechts ist die 

Eintragung in die Wählerliste erforderlich. 


85. 


(1) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der am Wahl- 
tage 30 Jahre alt ist, sofern er nicht durch kirchenbehörd- 
liche Entscheidung von den allen Kirchengliedern zustehen- 
den Rechten ausgeschlossen ist. 

(2) Diebischöfliche Behörde kann bestimmen, daß wenig- 
stens die Hälfte der Gewählten Männer sein müssen. 


8 6. 

(1) Frauen können das Amt als Kirchenvorsteher ab- 
lehnen und jederzeit niederlegen, Männer nur aus erheb- 
lichen Gründen. Einen erheblichen Grund hat stets, wer 
1.60 Jahre alt ist, 

2. das Amt sechs Jahre bekleidet hat, 
3. mehr als vier minderjährige Kinder hat. 
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(2) Das Recht zur Ablehnung und Niederlegung ver- 
liert, wer das Amt trotz der ihm bekannten Gründe ausübt. 

(3) Über die Ablehnung und Niederlegung entscheidet 
der Kirchenvorstand. Gegen seine Entscheidung ist binnen 
zwei Wochen nach Empfang der Entscheidung die Berufung 
an die bischöfliche Behörde zulässig. 

(4) Wer nach Rechtskraft der Entscheidung bei seiner 
Weigerung bleibt, verliert das Wahlrecht. Der Kirchen- 
vorstand kann es ihm wicderverleihen. 


$7 


(1) Die Mitglieder verlieren ihr Amt, wenn sie nicht mehr 
wählbar sind, wenn die Wahl für ungültig erklärt oder das 
Wahlergebnis nachträglich geändert wird. $6 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Die bischöfliche Behörde kann Mitglieder wegen 
grober Pflichtwidrigkeit oder Ärgernis erregenden Lebens- 
wandels durch einen begründeten schriftlichen Bescheid 
entlassen und ihnen zugleich das Wahlrecht entziehen; sie 
muß aber das Mitglied und den Kirchenvorstand zuvor 
hören. 

S8. 


(1) Das Amt der gewählten Mitglieder dauert sechs 
Jahre. Von drei zu drei Jahren scheidet die Hälfte aus. 
Die Reihenfolge wird das erste Mal durch das Los bestimmt. 
Das Ausscheiden erfolgt mit dem Eintritt der Nachfolger. 

(2) Falls ein Mitglied sich weigert, sein Amt auszuüben, 
oder die Mitgliedschaft außer der Zeit endet, treten die 
gewählten Ersatzmitglieder in der Reihenfolge der Ersatz- 
liste ein. 

(3) Wenn die Ersatzliste erschöpft ist, wählt derKirchen- 
vorstand. 

89. 

Das Amt des Kirchenvorstehers ist ein Ehrenamt. Für 
außergewöhnliche Mühewaltung Kann ihm der Kirchen- 
vorstand mit Genehmigung der bischöflichen Behörde eine 
angemessene Entschädigung bewilligen. 
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$ 10. 


(1) Der Kirchenvorstand hat ein Vermögensverzeichnis 
zu errichten und fortzuführen. 

(2) Er hat einen Voranschlag der Jahreseinnahmen und 
-ausgaben aufzustellen und am Schlusse jedes Rechnungs- 
jahres die Rechnung zu prüfen. 

(3) Der Haushalt ist nach Feststellung, die Jahres- 
rechnung nach Entlastung für die Gemeindemitglieder 
nach ortsüblicher Bekanntmachung auf zwei Wochen 
öffentlich auszulegen. 

s 11. 


(1) Der Vorsitzende beruft den Kirchenvorstand, so 
oft es zur ordnungsmäßigen Erledigung der Geschäfte er- 
forderlich ist. 

(2) Er hat ihn zu berufen auf Verlangen der bischöf- 
lichen Behörde oder eines Drittels der Mitglieder. 

(3) Wenn der Vorsitzende diesem Verlangen nicht ent- 
spricht oder ein Vorsitzender und ein Stellvertreter nicht 
vorhanden sind, so kann die bischöfliche Behörde die Be- 
'rufung vornehmen und den Vorsitzenden bestimmen. 


g12. 


Zu den Sitzungen sind sämtliche Mitglieder schriftlich 
unter Angabe des Gegenstandes spätestens am Tage vor 
der Sitzung einzuladen. Ist nicht vorschriftsmäßig ein- 
geladen, so Kann ein Beschluß nur gefaßt werden, wenn alle 
Mitglieder anwesend sind und niemand widerspricht. 


813. 

(1) Der Kirchenvorstand ist beschlußfähig, wenn die 
Hälfte der gewählten Mitglieder anwesend ist. Er ist stets 
beschlußfähig, wenn er zum zweiten Male zur Sitzung mit 
derselben Tagesordnung einberufen und auf diese Folge 
dabei. ausdrücklich hingewiesen worden ist. 

(2) Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit der 
Erschienenen gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit ent- 
scheidet bei Wahlen das Los, sonst der Vorsitzende. 


— 312 — 


ll. Zur kirchlichen Vermögensverwaltung. 


(3) Sind Mitglieder an dem Gegenstande der Beschluß- 
fassung selbst beteiligt, so haben sie keine Stimme und 
dürfen bei der Beratung und Abstimmung nicht anwesend 
sein. 

(4) Die Beschlüsse werden unter Angabe des Tages und 
der Anwesenden in ein Sitzungsbuch eingetragen und von 
dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern unter Beidrückung 
des Amtssiegels unterschrieben. 


g.14. 


Bekundet werden die Beschlüsse durch Auszüge aus dem 
Sitzungsbuche, die der Vorsitzende beglaubigt. Die 
Willenserklärungen des Kirchenvorstandes verpflichten die 
Gemeinde und die vertretenen Vermögensmassen nur dann, 
wenn sie der Vorsitzende oder sein Stellvertreter und zwei 
Mitglieder schriftlich unter Beidrückung des Amtssiegels 
abgeben. Hierdurch wird nach außen die Ordnungsmäßig- 
keit der Beschlußfassung festgestellt. 


81 


(1) Beschlüsse des Kirchenvorstandes bedürfen der 

Genehmigung der Staatsbehörde bei: £ b 

1. Veräußerung von Gegenständen, die einen geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen oder Kunstwert haben; 

9, Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aus- 
hilfe dienen; 

3, Verwendung des Kirchenvermögens zu anderen als 
den bestimmungsmäßigen Zwecken. Ausgenommen sind 
Bewilligungen, die insgesamt für ein Jahr 10 vom Hun- 
dert der Solleinnahmen nicht übersteigen: RR 

4, Sammlungen, die nicht im Zusammenhange mit kirch- 
lichen Veranstaltungen vorgenommen werden; 

5. Anlegung oder Veränderung der Benutzung von Be- 
gräbnisplätzen oder der Gebührenordnung für ihre Be- 
nutzung. i 
(2) Die staatlich genehmigten Gebühren können im 

Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 
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$ 16. 


(1) Die Staatsbehörde ist berechtigt, in die Vermögens- 
verwaltung Einsicht zu nehmen und Gesetzwidrigkeiten 

“ zu beanstanden, 
(2) Der Kirchenvorstand kann gegen die Beanstandung 


im Verwaltungsstreitverfahren das Oberverwaltungsgericht 
anrufen. 


8 17. 


(1) Wenn der Kirchenvorstand sich weigert, gesetzliche 
Leistungen auf den Haushalt zu bringen, festzusetzen oder 
zu genehmigen oder begründete Ansprüche gerichtlich 
geltend zu machen oder unbegründete abzuwehren, so kann 
die bischöfliche Behörde im Einvernehmen mit der Staats- 
behörde die erforderlichen Maßnahmen treffen. 

(2) DerKirchenvorstand kann hiergegen im Verwaltungs- 
Streitverfahren das Oberverwaltungsgericht anrufen. 


$18. 


Wenn der Kirchenvorstand wiederholt seine Pflicht 
gröblich verletzt, so kann ihn die bischöfliche Behörde auf- 
lösen. Mit der Auflösung ist sofort die Neuwahl anzuordnen. 


$ 19. 


Wenn die Wahl der Mitglieder überhaupt nicht zustande 
kommt oder der nach Auflösung neu gewählte Kirchenvor- 
stand wieder aufgelöst werden muß, so kann die bischöf- 
liche Behörde im Einvernehmen mit der Staatsbehörde 
einen Verwalter bestellen. 


$ 20. 


Solange die bischöfliche Behörde in den Fällen der 
$$ 11 Abs. 3 und 17 bis 19 von ihrer Befugnis keinen Ge- 
brauch macht, kann die Staatsbehörde nach Benehmen mit 
ihr die erforderlichen Maßnahmen selbst treffen. Auf 
Widerspruch der bischöflichen Behörde entscheidet der für 
kirchliche Angelegenheiten zuständige Minister. 
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&31; 


i ischöfli Ö kann nach Benehmen 
1) Die bischöfliche Behörde 1 | Bien 
an, ve Staatsbehörde Anweisungen über die Geschäfts 
führung erteilen und ae de 
2) In welchen Fällen ein Besch ch ( 
on der bischöflichen Behörde rechtsgültig wird, 
immt die Geschäftsanweisung. i i 
Die Bestimmung der BE a 
5 Abs. 2, die S- 
Fällen der $$ 2 Abs. 2, 4 Abs. 3 und 5 N " 
a und Wahlordnungen sind or näherer An 
ordnung der Staatsbehörde zu veröffentlichen. 


2. Gemeindeverbände. 


22. 


.. . U- 
(1) Kirchengemeinden können zu einem Verbande z 
mmengeschlossen werden. . 
= (2) D. Verband kann durch Anschluß anderer Ge 
meinden erweitert werden. 
$ 23. 


ie Bildung und die Erweiterung des Verbandes 
BR; er Rechte und Pflichten en Ha 
Zustimmung der Kirchenvorstände der betei ee 
meinden von der bischöflichen Behörde mit Genehmigı 's 
Staatsbehörde angeordnet. Zur Zustimmung genüg } 
daB die Seelenzahl der zustimmenden Gemeinden größer is 
i übrigen. 
nn tr = En sscheiden einzelner Gemein- 
= id Auflösung des Verbandes mit der Maßgabe, 
en Ausscheiden auch die Zustimmung der betroffenen 
ir und zur Auflösung eine Mehrheit von drei Vier- 
teilen erforderlich ist. 
$ 24. 


ilwei ie Erfüllung ge- 

Verband kann ganz oder teilweise die 
a örtlicher Aufgaben sowie die Versorgung der 
Gemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen und 
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mit Mitteln zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Leistungen 
übernehmen. Er kann Gebühren festsetzen, Steuern er- 
heben und Anleihen aufnehmen. 


$25. 


(1) Die Angelegenheiten des Verbandes werden von der 
Verbandsvertretung wahrgenommen. Diese besteht aus 
den Vorsitzenden und je zwei Mitgliedern der einzelnen 
Kirchenvorstände, die von diesen aus ihren wählbaren 
Mitgliedern für die Dauer ihres Hauptamts gewählt, bei 
Domgemeinden aus dem Pfarrer und zwei Mitgliedern, 
die von den Verwaltungskörpern aus den wählbaren Ge- 
meindemitgliedern ernannt werden. 

(2) Der Vorsitz steht dem ranghöchsten Dechanten oder 

. Pfarrer zu. Dieser kann ihn mit Genehmigung der bischöf- 
lichen Behörde auf ein anderes Mitglied der Verbands- 
vertretung übertragen. 

$ 26. 
Die Verbandsvertretung kann einen Ausschuß bestellen. 


Dieser vertritt den Verband und verwaltet das Vermögen 
nach Maßgabe der Beschlüsse der Verbandsvertretung. 


8 27. 


Die $$ 9 bis 21 finden auf Gemeindeverbände ent- 
sprechende Anwendung. 


3. Diözesen. 


$ 28. 


(1) Auf die Vermögensstücke der Bischöflichen Stühle, 
Bistümer, Kapitel und die unter Verwaltung kirchlicher 
Organe gestellten Anstalten, Stiftungen und Vermögens- 
stücke, die nicht unter $ 1 fallen, finden die $$ 15 bis 17 sinn- 
gemäß Anwendung. 

(2) Die erste Haussammlung im Jahre für bedürftige 
Gemeinden in der Diözese bedarf keiner Genehmigung, ist 
aber der Staatsbehörde anzuzeigen. 
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(3) Zu den im $ 17 bezeichneten Maßnahmen ist die 
Staatsbehörde befugt. 


4. Schlußbestimmungen. 


$ 29. 


Die Gesetze vom 20. Juni 1875 über die Bene 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden Ye 2 
samml S. 241) und vom 7. Juni 1876 über die un S- 
rechte des Staates bei der Vermögensverwaltung in 3 
katholischen Diözesen Ge En 

ne h i 
betreffend die Bildung von Gesamtverba 2 

i i i 1903 (Gesetzsamml. S. 179) 

tholischen Kirche, vom 29. Mai 190 
i d 40 des ersten Gesetzes 
werden aufgehoben. Die 88 39 und. ss 

i j i Kraft, daß im $ 

leiben jedoch mit der Maßgabe in j 
ae 2 an die Stelle der $$ 27 bis 29 der $5 dieses a 
tritt und im $40 Abs. 2 die Worte „und der Gemeinde- 
vertretung‘‘ wegfallent. 
$ 30. 


ini i i ie Behörden, die 
1) Das Staatsministerium bestimmt die | ; 
die Kiler festgesetzten Rechte des Staates auszuüben er 
(2) Der für die kirchlichen Angelegenheiten zuständige 
inister führt das Gesetz aus. 
be vorstehende, vom Landtage beschlossene Gesetz 
wird hiermit verkündet. Die verfassungsmäßigen Rechte 
des Staatsrats sind gewahrt. 


. . v. 20. Juni 1875 lauten: f 
abi re An auf Gen des Patronats, oder ein 
2 ehti ter, welchem auf Grund eines besonderen Rechts- 

an en schaft in dem Kirchenvorstande oder die Berechti- 
ne den hat, Kirchenvorsteher zu ernennen, zu bestellen 
oder ie enkieren ist fortan befugt, entweder selbst inden Kirchen- 
ee treten oder einen Kirchenvorsteher zu ernennen. 
Va etntigte welcher in den Kirchenvorstand eintritt, und 
der en ernannte Kirchenvorsteher müssen die in den $$ 27 bis 
29 vorgeschriebene Wählbarkeit en 7. A RR 
$ 40. Außer der im $ 39 festgesetzten Befugn gung 
dem Kirchenvorstande verbleiben dem Patron da, wo derselbe 
Patronatslasten für die kirchlichen Bedürfnisse trägt, die Aufsicht 
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16. b) Verordnung über die Ausübung der Rechte des 
Staates bei der Verwaltung des katholischen Kirchen- 
vermögens v. 24. Oktober 1924 (65 S. 731). 


Auf Grund des $ 30 des Ges. über die Verwaltung des 
kathol. Kirchenvermögens v. 24. Juli 1924 (GS S. 585) 
wird folgendes verordnet: 


$1. a 
Die Rechte des Staates werden 
a) gegenüber den Kirchengemeinden und Gemeindever- 


bänden von den Regierungspräsidenten, in Berlin von 
dem Polizeipräsidenten, 

b) gegenüber den Diözesen von dem für kirchliche An- 
gelegenheiten zuständigen Minister ausgeübt mit fol- 
genden Ausnahmen: 

Zuständig sind: 

c) die Regierungspräsidenten bei Sammlungen innerhalb 
eines einzelnen Regierungsbezirkes, bei sonstigen Samm- 
lungen die Oberpräsidenten; 

d) der Minister in allen Fällen der Veräußerung von Wert- 


gegenständen ($ 15 Ziffer 1, $27, $28) und in den Fällen 
des $ 21. 


über die Verwaltung der Kirchenkasse und das Recht der Zustimmung 
zu den nach den bestehenden Gesetzen seiner Genehmigung unter- 
liegenden Geschäften der Vermögensverwaltung. 

Die Beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeinde- 
vertretung sind dem Patron abschriftlich mitzuteilen. Erklärt er sich 
auf dieselben nicht binnen dreißig Tagen nach dem Empfange, so gilt 
er als zustimmend. Widerspricht der Patron, so steht dem Kirchen- 
vorstande die Berufung an die Bezirksregierung, in der Provinz 
Hannover an das Königliche katholische Konsistorium zu, welche 
den Widerspruch verwerfen und die Zustimmung des Patrons er- 
gänzen können. 

Eine solche Ergänzung ist unzulässig, wenn es sich um Ausgaben 
handelt, fürwelchedie Kirchenkasse bisher nicht bestimmtgewesenist. 

Kommt es für Urkunden auf die formelle Feststellung der Zu- 
stimmung des Patrons an und ist die letztere wegen Verabsäumung 
der dem Patron offen stehenden Frist für erteilt zu erachten, so 
wird die fehlende Unterschrift durch die im Absatz 2 genannten 
Aufsichtsbehörden ergänzt. 
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8.2. 
i Ü i äsidenten, in 

Gegen die Verfügung der Regierungspräsi »_ 
Berlit des Polizeipräsidenten, und der Oberpräsidenten n 
soweit nicht die Klage beim Oberverwaltungsgericht statt- 
findet, die Beschwerde an den für kirchliche Angelegen- 
heiten zuständigen Minister zulässig. 

Diese Verordnung tritt sofort in Kraft. 


Berlin, den 24. Oktober 1924. 


Das Preußische Staatsministerium. 


(Siegel) Braun. Boelitz. 


16. c) Anordnung zur Ausführung des Ges. über die 
Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens vom 
24. Juli 1924. Vom 24. Oktober 1924 (GS S. 732). 


1; 


N a ha 
Die Bestimmungen der bischöflichen Behörden in 
Fällen der $ 2 Abs. 2, $ 4 Abs. 3 und $5 Abs. 2 ‘= a 
über die Verwaltung des kath. Kirchenvermögens v. ee 

1924 (GS S.585), die Geschäftsanweisungen und die Wa 
ordnungen sind durch die Amtsblätter der Regierungen, 
in deren Bezirk die Diözese liegt, zu veröffentlichen. 


2. 


i immungen der Geschäftsanweisung über die 
a ein Beschluß erst durch die Genehmigung 
a bischöflichen Behörde rechtsgültig wird, sind durch die 
Preuß. Gesetzsammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 24. Oktober 1924. 


Der Preuß. Minister f. Wissenschaft, Kunst u. Volksbildung. 
Boelitz. 
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16.d) Anordnung des Ministers für Wissenschaft, Kunst 

und Volksbildung, betreffend die Veröffentlichung der 

Regelung der Rechtsgültigkeit der Beschlüsse der kirch- 

lichen Verwaltungsorgane durch die bischöflichen Be- 
hörden. Vom 20. Februar 1928. 


Die bischöflichen Behörden der katholischen Kirche in 
Preußen haben nach Benehmen mit mir gemäß $$ 21 und 
27 des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (Gesetzsamml. S. 585) 
bestimmt, daß ihre Genehmigung zur Rechtsgültigkeit der 
Beschlüsse der Kirchenvorstände und Vertretungen der 
Gemeindeverbände erforderlich ist bei: 

l. Erwerb, Belastung, Veräußerung und Aufgabe des 
Eigentums sowie Änderung, Veräußerung und Aufgabe 
von Rechten an Grundstücken; 

2. Veräußerung von Gegenständen, die einen wissen- 
schaftlichen, geschichtlichen oder künstlerischen Wert 
haben; 

3. Kauf-, Tausch- und Werkverträgen über Gegenstände 
im Werte von mehr als 2000 Reichsmark; 

4. Schenkungen mit Ausnahme der Fälle des $ 534 BGB 
sowie Annahme belasteter Schenkungen und anderer 
Zuwendungen; 

5.Miet- und Pachtverträgen über Grundstücke auf die 
Dauer von mehr als einem Jahr; 

6. Aufnahme von Anleihen, die nicht bloß zur vorüber- 
gehenden Aushilfe dienen, und Ausleihe von Darlehen, 
sofern nicht die Vorschriften über die Mündelsicherheit 
erfüllt sind; 

7. Entgeltlichen Anstellungsverträgen auf die Dauer von 

mehr als einem Jahr; 

Bürgschaften; 

. Vergleichen bei einem Wert des Vergleichsgegenstandes 
von mehr als 2000 Reichsmark. Auf die Berechnung 
des Wertes finden die $$ 3 und 6 bis 9 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechende Anwendung; 


© @ 
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10. Abstrakten Schuldverpflichtungen, wie solche nament- 
lich durch Abtretung von Forderungen, Schuldüber- 
nahme, Schulderlaß, Schuldversprechen und Schuld- 
anerkenntnis gemäß $$ 780, 781 BGB, Annahme einer 
Anweisung gemäß $$ 783 ff. BGB, Ausstellung von 
Inhaberpapieren und Wechseln begründet werden; 

. Rechtsgeschäften mit Mitgliedern des Kirchenvor- 
standes, es sei denn, daß das Rechtsgeschäft aus- 
schließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht. 


Berlin, den 20. Februar 1928. 


— 
_ 


Der Preuß. Minister f. Wissenschaft, Kunst u. Volksbildung. 
In Vertretung Lammers. 


17. a) Gesetz betr. Anordnung kirchlicher Neu- und 
Reparaturbauten in den katholischen Diözesen, vom 
24. November 1925 (GS S. 161). 


Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen: 


Artikel 1. 


(1) Über die Anordnung von Neu- und Reparaturbauten 
bei Kirchen-, Pfarr- und Küstergebäuden, wenn die 
Küsterei mit der Schule nicht verbunden ist, sowie anderen 
der kirchlichen Baulast unterworfenen Baulichkeiten, 
über die öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen zur Auf- 
bringung der Baukosten, sowie über die Verteilung der- 
selben auf Kirchengemeinden, kirchliche Verbände und 
Drittverpflichtete beschließt, sofern Streit entsteht, auf 
Antrag vorläufig die Staatsbehörde. Auf Antrag ist über 
die Notwendigkeit des Baues, die Zweckmäßigkeit und Art 
der Bauausführung vorab zu beschließen. 

(2) Gegen den Beschluß findet die Klage imVerwaltungs- 
streitverfahren statt. Dieselbe ist, soweit der Inanspruch- 
genommene zu der ihm angesonnenen Leistung aus Gründen 
Schmedding-Linneborn, Kirchensteuern, 41 
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des öffentlichen Rechtes statt seiner einen anderen für 
verpflichtet erachtet, zugleich gegen diesen zu richten. 

(3) Auch im übrigen unterliegen Streitigkeiten der Be- 
teiligten darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche 
Verbindlichkeit zum Bau oder zur Unterhaltung eines der 
im Abs. I bezeichneten Gebäude ganz oder teilweise obliegt, 
der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren, 


(4) Die Klage ist in den Fällen des zweiten Absatzes 
innerhalb eines Monats anzubringen. Die zuständige Be- 
hörde kann zur Vervollständigung der Lage eine ange- 
messene Nachfrist gewähren. Durch den Ablauf dieser 
Fristen wird jedoch die Klage im Verwaltungsstreitver- 
fahren auf Erstattung des Geleisteten gegen einen aus 
Gründen des öffentlichen Rechtes verpflichteten Dritten 
nicht ausgeschlossen. 


(5) Zuständig im Verwaltungsstreitverfahren ist in 
erster Instanz der. Bezirksausschuß. 


(6) Auf den Beschluß der Staatsbehörde findet $53 des 
Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung An- 
wendungt. 

(7) Die vorstehenden Bestimmungen finden bei der Be- 
schaffung und Instandsetzung von Zubehörstücken ent- 
sprechende Anwendung. 


Artikel 2. 


(1) Unbeschadet der Erhebung der Klage im Verwal- 
tungsstreitverfahren nach Absatz 2 des vorigen Artikels 
sind Kirchengemeinden, kirchliche Verbände, und Dritt- 
verpflichtete berechtigt, gegen den Beschluß der Staats- 
behörde, insoweit über die Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit 


1 853. Die Anbringung der Beschwerde, sowie der Klage bzw. 
des Antrags auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitver- 
fahren hat... aufschiebende Wirkung. Verfügungen, Bescheide und 
Beschlüsse können jedoch, auch wenn dieselben mit der Beschwerde 
oder mit der Klage bzw. dem Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsstreitverfahren angefochten sind, zur Ausführung ge- 
bracht werden, sofern letztere nach dem Ermessen der Behörde ohne 
Nachteil für das Gemeinwesen nicht ausgesetzt bleiben kann... 
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oder Art des Baues oder der Bauausführung Festsetzungen 
getroffen sind, innerhalb eines Monats Beschwerde an die 
Aufsichtsbehörde einzulegen. Be Te N 

2) Ist gleichzeitig oder später Klage im Verwaltungs- 
een eRoDes, so kann das Oberverwaltungs- 
gericht das Verfahren zeitweise einstellen, bis die Ent- 
scheidung über die Beschwerde ergangen ist. ‚Die Staats- 
behörde hat das Verwaltungsgericht von der Einlegung der 
Beschwerde und von der darauf ergangenen Entscheidung 
in Kenntnis zu setzen. 


Artikel 3. 


(1) Das Staatsministerium bestimmt die zuständigen 
Behörden. j ck 

(2) Der für kirchliche Angelegenheiten zuständige 
Minister wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauf- 


tragt. 

Dis vorstehende, vom Landtage beschlossene Gesetz 
wird hiermit verkündet. Die verfassungsmäßigen Rechte 
des Staatsrats sind gewahrt. 


Berlin, den 24. November 1925. 


Das Preußische Staatsministerium. 
(Siegel) Braun. Becker. 


17. b) Dazu erschien die Zuständigkeitsverordnung 
vom 8. Februar 1926 (GS S. 45). 


1 des Artikels 3 des Staatsgesetzes, betreffend 
kabel kirtniiäher Neu- und Reparaturbauten in den 
katholischen Diözesen, vom 24. November 1925 (Gesetz- 
samml. S. 161) wird folgendes verordnet: 

1. Die Rechte des Staates werden von dem Regierungs- 
präsidenten, in Berlin von dem Polizeipräsidenten, aus- 
geübt. ji 
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2. Über die im Artikel 2 Abs. I vorgesehene Beschwerde 
entscheidet der für kirchliche Angelegenheiten zuständige 
Minister. 


Berlin, den 8. Februar 1926, 


Das Preußische Staatsministerium. 
(Siegel) Braun. Becker. 


18. Gesetz über die Weitergewährung von Mitteln für 
die wirtschaftliche Versorgung der Pfarrer der evange- 
lischen Landeskirchen und der katholischen Kirche 
(Pfarrbesoldungsgesetz) vom 30. April 1928 (GS S. 146). 


Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen: 


81. 
(1) Für die Rechnungsjahre 1927 und 19281 werden für 
die Zwecke der Pfarrbesoldung aus Staatsmitteln bereit- 
gestellt: 


a) für die evangelischen Landeskirchen Bedürfnis- 
zuschüsse für das Rechnungsjahr 1927 bis zu 
47000000 RM., für das Rechnungsjahr 1928 bis zu 
51000000 RM. ; 


b) für die katholische Kirche Bedürfniszuschüsse für 
das Rechnungsjahr 1927 bis zu 19350000 RM., für 
das Rechnungsjahr 1928 bis zu 21000000 RM. 

(2) Die Verteilung dieser Zuschüsse auf die einzelnen 
evangelischen Landeskirchen und katholischen Diözesen 
erfolgt durch den Minister für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung und den Finanzminister nach Benehmen mit 
den kirchlichen Behörden. 





* Die Geltungsdauer des Gesetzes ist durch Verordnung vom 
1. April 1929 (GS S 34) bis zum 31. März 1930 verlängert worden, 
s. unten Nr. 19 S. 327. 


= U = 


Il. Zur kirchlichen Vermögensverwaltung. 
FE ee 


82. 

(1) Die Zuschüsse des $1 sind dazu bestimmt, den 
Kirchen zu ermöglichen, die Dienst- und Versorgungs- 
bezüge ihrer preußischen Pfarrer an diejenigen der in Be- 
soldungsgruppe A 10 und seit dem I. Oktober 1927 in Be- 
soldungsgruppe A 2b zur ersten planmäßigen Anstellung 
gelangenden unmittelbaren Staatsbeamten anzupassen. 

(2) Die kirchlichen Ordnungen über die dem Pfarrer- 
stande zu gewährenden Dienst- und Versorgungsbezüge 
bedürfen der Zustimmung des Ministers für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung und des Finanzministers. 


5 


Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, ihren Pfarrern 
die ihnen nach der kirchlichen Ordnung im Sinne des $ 2 
zustehende Besoldung zu gewähren, soweit sie nicht durch 
den Ertrag des Stelleneinkommens oder durch anderweite 
kirchliche Einnahmen des Stelleninhabers gedeckt ist. 


$4. 


(1) Den Kirchengemeinden, welche nicht als leistungs- 
fähig anzusehen sind, die ihnen nach $ 3 obliegende Ver- 
pflichtung zu erfüllen, sowie den kirchlichen Stellen, welche 
für die Versorgung der Ruhestandspfarrer und der Pfarr- 
hinterbliebenen einzutreten haben, sind aus den im $1 
bereitgestellten Staatsmitteln Beihilfen zu bewilligen. 

(2) Die Bewilligung der Beihilfen erfolgt nach Grund- 
sätzen, welche von dem Minister für Wissenschaft, Kunst 


- und Volksbildung und dem Finanzminister nach Benehmen 


mit den kirchlichen Behörden aufgestellt werden, R 

(3) Bei der Bemessung der kirchensteuerlichenLeistungs- 
fähigkeit ist hierbei auf die Inanspruchnahme der kirch- 
lichen Leistungsfähigkeit durch die sonstigen Verpflich- 
tungen, Einrichtungen, Bedürfnisse und Aufgaben der 
Kirchen, ihrer Verbände und Gemeinden entsprechend 
ihrer jeweiligen gesamten Wirtschaftslage Rücksicht zu 
nehmen. 
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8:5, 

Durch die vorstehend getroffene einstweilige Regelung 
wird der Ablösung der bisherigen Staatsleistungen gemäß 
Artikel 138 der Reichsverfassung nicht vorgegriffen; ins- 
besondere kann aus dieser Regelung von keiner Seite weder 
bei der endgültigen gesetzlichen Regelung der Pfarr- 
besoldung noch bei der Ablösung der Staatsleistungen nach 
ihrem Rechtsgrund, ihrem Inhalt oder ihrer Höhe ein An- 
spruch oder ein Einwand abgeleitet werden. 


8.6. 


Das Staatsministerium wird ermächtigt, die Geltungs- 
dauer dieses Gesetzes längstens bis zum Ablaufe des Rech- 
nungsjahres 1930 zu verlängern mit der Maßgabe, daß für die 
Rechnungsjahre 1929 und 1930 die im $ I Abs. I erwähnten 
Bedürfniszuschüsse bis zu den für das Rechnungsjahr 1928 
ausgeworfenen Beträgen bereitgestellt werden. 


87. 
Es werden aufgehoben: 

a) das Gesetz über die Bereitstellung von Mitteln zur Auf- 
besserung des Diensteinkommens der Geistlichen der 
evangelischen Landeskirchen vom 17. Dezember 1920 
(Gesetzsamml. 1921 S. 104); 

b) das Gesetz über die Bereitstellung von Mitteln zur 
Aufbesserung des Diensteinkommens der katholischen 
Pfarrer vom 17. Dezember 1920 (Gesetzsammi. 1921 
S. 106); 

c) das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1920 über die Bereitstellung von Mitteln zur 
Aufbesserung des Diensteinkommens der katholischen 
Pfarrer vom 14. März 1922 (Gesetzsamml. S. 75); 

d)das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1920 über die Bereitstellung von Mitteln zur 
Aufbesserung des Diensteinkommens der Pfarrer der 
evangelischen Landeskirchen vom 7. August 1922 
(Gesetzsamml. S. 243); 
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das Gesetz zur weiteren Ergänzung des Gesetzes vom 
R 17 Dezember 1920 über die Bereitstellung von Mitteln 
zur Aufbesserung des Diensteinkommens der katho- 
lischen Pfarrer vom 7. August 1922 (Gesetzsamml. 
S. 279). 
$ 8. 
ini ür Wi d Volksbildung 
Der Minister für Wissenschaft, Kunst und Vo 
und der Finanzminister werden mit der Ausführung des 
Gesetzes beauftragt. 
89. 
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1927 in 


Be vorstehende, vom Landtage beschlossene Gesetz 


wird hiermit verkündet. Die verfassungsmäßigen Rechte 
des Staatsrats sind gewahrt. 


19. Verordnung über die Verlängerung der Geltungs- 
dauer des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 30. April 1928. 
Vom 1. April 1929. (GS S. 34.) 


und des $ 6 des Gesetzes über die Weitergewäh- 
clng vonmiten cr die wirtschaftliche Versorgung der 
Pfarrer der evangelischen Landeskirchen und der katho- 
lischen Kirche (Pfarrbesoldungsgesetz) vom 30. April 1928 
(Gesetzsamml. S. 146) wird folgendes verordnet: 


81. 

i sdauer des Gesetzes über die Weitergewäh- 
ME u für die wirtschaftliche Versorgung der 
Pfarrer der evangelischen Landeskirchen und der katho- 
lischen Kirche (Pfarrbesoldungsgesetz) vom 30. April 1928 
(Gesetzsamml. S, 146) wird bis zum 31. März 1930 verlän- 


gert. s2. 


Für das Rechnungsjahr 1929 werden für die Zwecke der 
Pfarrbesoldung aus Staatsmitteln bereitgestellt: 
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a) für die evangelischen Landeskirchen Bedürfniszuschüsse 


bis zu 51000000 RM.; 


b) für die katholische Kirche Bedürfniszuschüsse bis zu 


21000000 RM. 


83. 
Diese Verordnung tritt am 1. April 1929 in Kraft. 


Berlin, den 1. April 1929. 
Zugleich für den Ministerpräsidenten. 


(Siegel) Das Preußische Staatsministerium. 


Höpker-Aschoff. 
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A 


Abänderung der Veranlagung 
138 

Abgaben, kirchliche, 

— an den Bischof 21 ff. 

— an den Papst 26 ff. 

— an die Pfarrgemeinde 15 ff. 

Ablösung der Stolgebühren 19. 

Abpfarrungen 56 

Abzüge von der ESt 125 

Adoptivkinder 83 

Aktiengesellschaften (steuer- 
pflichtig?) 78 

ALR 76 84 92 104 107 135 
177 178 187 

Altäre, Objekt der KSt 72 

Ältere Steuerordnungen 50 64 
188 257 f. 265 

— keine Zwangsvollstreckung 
189 

Altkatholiken 70 81 

— Gemeinden 81 

Alumnaticum 23 

Amtsgeheimnis über KSt 181 
255 f. 

Amtsgericht 2598. ? 

Andersgläubige (steuerpflich- 
tig?) 78 Ki 

Angehörige anderer Länder 213 


-Angehörigkeit zur Kirche 81 ff. 


Annatae Bonifationae 27 

Annaten 26 

Anordnung betr. kirchl. Ver- 
mögensv. v. 24. 10. 1924 319 

— betr. Rechtsgültigkeit der 
Beschlüsse des KV 320 

Anrechnung der Steuerzuschläge 
128 ff. 

Ansiedlung u. Steuerpflicht 79 


Anspruch an speziell Verpflich- 
tete 

— Geltendmachung 76 

Anstaltsgemeinden 63 70 85 86 
185 f. 187 

Antrag auf Verteilung Ss. Ver- 
teilungantrag 60 162 f. 164 ff. 
206 ff. 240 ff. 

De des Kirchenaustrittes 


Arbeitslohn, s. auch Lohnsteuer- 
pflichtige 47 

— Kst von dem — 47 

— Erlaß v. 4. 1. 1929 291 

Armenhäuser 73 112 

Armenunterstützung befreit von 
Steuerpflicht 134 217 

Aufenthalt und Wohnsitz 88 

— nichtentscheidend für Steuer- 
pflicht 78 87 206 

Aufforderung zur Zahlung 59 

Aufrechnung zwischen Steuern 
und Gehalt 110 

Aufschiebende Wirkung? 158 
161 170 175 

Aufsichtsbehörde (bischöfliche 
und staatliche) 77 191 318 

Aufsichtsrechte des Staates 

— bei Steuerbeschlüssen 77 

— bei geminderter Steuer- 
heranziehung 140 f 

— Bekanntmachung des Steuer- 
satzes 150 ff. 

— Beschwerden 161. 

— Verteilungsanträgen 164 f. 

— Vollstreckungsanträgen 175 

— betr. kirchl. Bauten 321. 

— — kirchl. Vermögensverwal- 
tung 309 f. 
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Ausführungsanweisung z. G. v. 
14. 7. 1905 201 ff. 

— v. 29. 5. 1903 197%. 

— v. 21. 3, 1906 197f. 

— v. 6. 9. 1920 149 

— v. 3.5. 1929 303 ff. 

— v. 24. 7. 1924 319f. 

Ausführungsbehörden für KStG 
gf. 


Auskunftsrecht 146. 

Auskunftspflicht der Behörden 
57 97f. 147 223 

— allgemeine 229 ff. 

Ausländer, steuerpflichtig? 60 
87 162 

— Beschwerden 160 

Ausnahmen der gleichen Steuer- 
zuschläge 134 217 

Ausschlußfristen bei Verjährung 
158 180 

Ausschreibung der KSt 57ff. 
143 ff. 220 ff. 

— Beschluß 77 

Ausschuß der Verbandsver- 
tretung 220 

Aussetzung der Vollstreckung 62 
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Unterlagen zur eu - 
schätzung 57 144 148 222 
264 ff. \ 

— Unentgeltlichkeit 149 

Unterhaltung der Kirchen 72 
105 f. h 

Unterstützung, öffentliche, be- 
freit von KSt 133 f. 

Urliste 295 ff. 


steuerfrei 


V. 


Veränderung der Pfarrbezirke 
141 219 

Veranlagung, allgemein 57 115 
143 ff. 220 

— besondere 138 

— für mehrere „Jahre 145 

— selbständige 216 

Veranlagungsbehörde 56 

Verbandsvertretung 184 ff. 316 

Vereinbarungen über KSt 139 ff. 
218 231 

Verfahren bei Erhebung der KSt 
57f. 123 N 

üturi ür Zwan - 

re 156.251 267 ff. 

VerJährtng der KSt 62 179 180 
251 ; 


— Frist 178 180 } s 

Verletzung der Verschwiegenheit 
182 255 i 

Vermiriderte Heranziehung zur 
KSt 140 219 , 

ermögenssteuer, 1 - 

h ZiehinE 121 133 140 305 

— Verhältnis zu anderen 
Steuern 133 305 


Vermögensverwaltung,  kirchl, 
Ges, v. 24. 7. 1924 309 ff. 
— Organe 309 


Veröffentlichung der Prozent- 
sätze 57 149 236 286 

Verordnung über Ausführung 
der KSt 192 

— betr. Verwaltungszwangsver- 
fahren 267 ff. 

Verordnungen s. Ausführungs- 
anweisungen, Ministererlasse 
Verpflichtete s. speziell Ver- 

pflichtete f 
Verschwiegenheit, Pflicht dazu 
182 255 
Verschlossene Mitteilung über 
KSt 152 
Verteilung der KSt 94 133ff. 
162 ff. 164 ff. 208 
— bei mehrfachem Wohnsitz 94 
207 ff. 
— Maßstab 117ff. 
Verteilungsantrag 162 ff. 240 ff. 
— Frist 164 ff. 
— Danen 164 ff. 
rtrag 17 
2 über Kindererziehung 263 
Verwaltung = ee 2 
Verwaltungsstreitverfahrer - 
en lagen 170 ff. 183 
22 . 
Verwaltungszwangsverfahren 58 
155 175 189 
— Verordnungen 267 ff. 
Vierteljährliche Zahlung der KSt 
152 


Vollstreckbarkeit 189 
Vollstreckung 154 170 176 244 
— Behörden 59 155 273 
Vollziehungsbeamte 59 156 
Voraussetzung für Erhebung der 
KSt. 69 
Vorläufige Aussetzung bei 
Rechtsmitteln 175 
Vormund 262 
Vormundschaftsgericht 263 
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W. 

Wahlrecht 310 
Waisenhäuser 73 
Warenhaussteuer 55 118 
Weinbau 114 
Wirtschaftsjahr 118 
Wohltätigkeitsanstalten 73 
Wohnsitz 52 87ff. 92 205 
— Voraussetzung für Steuer- 

pflicht 78 205f. 293 ff. 
— mehrfacher 93 ff. 205 
— bei gemischter Ehe 100 212 


zZ. 
Zahlungsaufforderung 58 150 ff. 
238 


Zahlungspflicht 

— auch bei Beschwerde, Ver- 
teilungsantrag, Klage 61 175 

Zahlungstermin 152 

Zehnt für Bestreitung der kirchl. 
Baulast 16 

Zehntherrn 76 


Zeitraum der Umlegung 117 ff. 


65/26 


790 


340 


Zentrumsfraktion 50 

Zeugen 272 

Zinsenerstattung 154 

Zivilprozeßordnung 171 

Zugänge im Laufe des Jahres 
58 152 

Zuschläge zu den Staatssteuern 
55 125ff. 133 145ff. 149 ff. 
217 264 282 

Zuständigkeit 

— KSt-beschlüsse 234 ff. 

— Ges. betr. kirchl. Bauten 323 

— Verordnung für Vermögens- 
verw. 318 

Zuständigkeitsbehörden für KSt 
147ff. 191 ff. 

Zustellung 59 88 151 172 

— der Entscheidung über 
Rechtsmittel 172 

— der Steuerveranlagung 151 ff. 

Zwangsetatisierung 183 256 314 

Zwangsvollstreckung 58 154ff. 
183 246ff. 256 264 267 299 
309 314 

Zwecke für KSt 72ff. 
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